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1 Zielsetzung 

Das Forschungsvorhaben „Entwicklung von Methodiken zur Umsetzung der Eingriffsrege-
lung und artenschutzrechtlicher Regelungen des BNatSchG sowie Entwicklung von Darstel-
lungsformen für landschaftspflegerische Begleitpläne im Bundesfernstraßenbau“, das im Auf-
trag des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (F+E-Vorhaben 
02.0233/2003/LR) durchgeführt wurde, setzt sich zusammen aus 

• Gutachten Eingriffsregelung und Artenschutz 

• Richtlinien für die landschaftspflegerische Begleitplanung im Straßenbau (RLBP) 

Das Gutachten Eingriffsregelung und Artenschutz bildet den rechtlichen und fachlichen 
Rahmen für die Richtlinien und die hierin enthaltenen Musterkarten zur Umsetzung und Dar-
stellung der Eingriffsregelung und des Artenschutzes im landschaftspflegerischen Begleit-
plan (LBP). 

Das Gutachten befasst sich mit der inhaltlichen Konkretisierung und Umsetzung der Anforde-
rungen aus der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung im LBP sowie mit der Definition der 
Schnittstellen zum Artenschutz, da im Rahmen der Planfeststellung die Zulässigkeit eines 
Straßenbauvorhabens auch gemäß der artenschutzrechtlichen Regelungen der §§ 10, 42 
und 43 BNatSchG zu gewährleisten ist.  

In der Vergangenheit wurden Aspekte des Artenschutzes kaum beachtet und es herrschte 
die Auffassung vor, dass Artenschutzbelange über Schutzgebietsausweisungen und im 
Rahmen der Eingriffsregelung / UVP ausreichend behandelt würden. Diese Auffassung wur-
de durch ein Urteil des Europäischen Gerichtshofes (EuGH, Urteil vom 30.01.2002, C-103/00 
– Caretta caretta zum „Absichtsbegriff“) in Frage gestellt und mit dem Urteil des EuGH gegen 
Deutschland (EuGH, Urteil vom 10.01.2006, C-98/03) wegen nicht korrekter Umsetzung der 
FFH-Richtlinie in Bezug auf die europäisch geschützten Arten eindeutig als unzutreffend ein-
geordnet. Demnach ist die Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Belange auch bei der 
Genehmigung von Eingriffen von Bedeutung. Der Artenschutz soll dabei parallel zum LBP 
bearbeitet werden, um Doppelbearbeitungen und Wertungswidersprüche in Bezug auf die 
Bearbeitung des Schutzgutes Tiere und Pflanzen im LBP zu vermeiden.  

Als Ergänzung zu den Richtlinien enthält das Gutachten weitergehende Informationen und 
Empfehlungen zu den Arbeitsschritten der landschaftspflegerischen Begleitplanung und zum 
Artenschutz. Es ist als konkrete Arbeitshilfe gedacht und soll gleichermaßen der Straßen-
bauverwaltung als Prüfhilfe zur Qualitätssicherung dienen wie auch die Landschaftsplaner 
bei der Erstellung landschaftspflegerischer Begleitpläne unter Berücksichtigung artenschutz-
rechtlicher Belange unterstützen. Nicht zuletzt kann es auch der Planfeststellungsbehörde 
nützliche Detailinformationen liefern. 
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2 Inhalte des Gutachtens 

2.1 Struktur des Gutachtens  

Unter Berücksichtigung der Vorgaben der §§ 18-20 BNatSchG zur Umsetzung der Eingriffs-
regelung im Bundesfernstraßenbau werden folgende Inhalte behandelt: 

• Rechtliche Analyse der Eingriffsregelung sowie deren unbestimmter Rechtsbegriffe im 
Hinblick auf die landschaftspflegerische Begleitplanung, 

• Analyse der aktuellen Praxis der landschaftspflegerischen Begleitplanung, 
• Definition von rahmenbildenden Standards, die unter Berücksichtigung der länderspezifi-

schen Regelungen Mindestanforderungen an landschaftspflegerische Begleitpläne zu 
Bundesvorhaben stellen, 

• Vorstellung und Konkretisierung der Arbeitsschritte der landschaftspflegerischen Begleit-
planung, Diskussion fachrechtlicher Fragestellungen und Bereitstellung von Hilfsmitteln 
zur praktischen Umsetzung, 

• Definition und Ausgestaltung der Schnittstellen der landschaftspflegerischen Begleitpla-
nung mit dem Artenschutz. 

Vor dem Hintergrund des EuGH-Urteils vom 30.01.2002 (EuGH, Urteil vom 30.01.2002, C-
103/00 - Caretta caretta zum „Absichtsbegriff“) und verschiedener Urteile des Bundesverwal-
tungsgerichtes (BVerwG) – insbesondere zum Ausbau des Verkehrsflughafens Berlin-
Schönefeld (BVerwG, Urteil vom 16.03.2006, 4 A 1075.04), zur Ortsumgehung Stralsund im 
Zuge der B105/B96 (BVerwG, Urteil vom 21.06.2006, 9 A 28.05) und zur BAB A143 West-
umfahrung Halle (BVerwG, Urteil vom 17.01.2007, 9 A 20/05) – besteht die Verpflichtung, 
das europäische und nationale Artenschutzrecht u.a. im Rahmen des Straßenplanungs- und 
Entscheidungsprozesses im Interesse der Rechtssicherheit umfassend zu beachten. Dieser 
rechtliche Ausformungsprozess hat mit der Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes vom 12. 
Dezember 2007 (BGBl. I S. 2873) seinen vorläufigen Abschluss gefunden. 

Obwohl die aktuelle Rechtsprechung in einigen Punkten eine Klärung herbeigeführt hat, be-
stehen in der Straßenplanungspraxis nach wie vor Unklarheiten und methodische Unsicher-
heiten hinsichtlich der Anwendungsbereiche, der Bewältigung der Vielzahl zu berücksichti-
gender geschützter Arten, der zu verwendenden Bewertungsmaßstäbe oder auch hinsicht-
lich der Anforderungen, die zur Erfüllung der Ausnahmebedingungen nach § 43 Abs. 8 
BNatSchG zu erfüllen sind. 

Entsprechend sind innerhalb dieses Gutachtens darzustellen: 

• die artenschutzrechtlichen Anforderungen bei Eingriffen in Natur und Landschaft im stra-
ßenbaurechtlichen Zulassungsverfahren, so dass ihrem normativen Geltungsanspruch 
sowie den Möglichkeiten und Grenzen der Auswirkungsprognose in einem Planungsver-
fahren Rechnung getragen werden kann, 
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• die spezifischen inhaltlich-methodischen Arbeitsschritte zum Artenschutz auf der Ebene 
des LBP,  

• die Möglichkeiten der Integration in den landschaftspflegerischen Begleitplan und die 
• Abgrenzung zu den weiteren Umweltplanungsinstrumentarien im Straßenbau.  

Der landschaftspflegerische Begleitplan hat gemäß § 20 Abs. 4 BNatSchG die Aufgabe, „die 
zur Vermeidung, zum Ausgleich und zur Kompensation in sonstiger Weise nach § 19 erfor-
derlichen Maßnahmen“ zu erarbeiten und darzustellen. Mit der Fortentwicklung insbesondere 
des europäischen Naturschutzrechtes ergeben sich neben der Eingriffsregelung mit dem 
Schutz des europäischen Netzes „Natura 2000“ (§ 34 BNatSchG) sowie dem speziellen Ar-
tenschutz (§§ 10, 42, 43 BNatSchG) weitere Rechtsregime die bei erheblichen Beeinträchti-
gungen ihrer Schutzziele Maßnahmen zur Sicherung und/oder Wiederherstellung von Natur 
und Landschaft vorsehen. Diese sind sinnvoller Weise mit den Maßnahmen nach der Ein-
griffsregelung (§ 19 BNatSchG) zu synchronisieren. Hierzu liefert das vorliegende Gutachten 
in Verbindung mit dem Leitfaden zur FFH-Verträglichkeitsprüfung die notwendigen Grundla-
gen und Hilfestellungen. 

Das Gutachten ist nach den Arbeitsschritten der landschaftspflegerischen Begleitplanung 
aufgebaut: 

• Planungsraumanalyse,  
• Bestandserfassung, 
• Konfliktanalyse, 
• Maßnahmenplanung. 

Das Gutachten soll praxisorientierte Hilfen zur naturschutzrechtlichen Eingriffsreglung und 
zum Artenschutz bieten. Es setzt sich im Sinne einer abgestuften Aufbereitung wie folgt zu-
sammen. 

• Teil I  Erläuterungen zu den Arbeitsschritten der Eingriffsregelung  
• Teil II  Erläuterungen zu den Prüfschritten beim Artenschutz  
• Teil III  Erläuterungen zum Datenmanagement  
• Teil IV  Merkblätter mit vertiefenden und weiterführenden Informationen zu wichtigen 

Arbeitschritten und spezifischen Fragestellungen  

Während die Erläuterungstexte (Teil I - Teil III) den Rahmen und das Grundgerüst der 
landschaftspflegerischen Begleitplanung sowie des Artenschutzes darstellen, dienen die 
Merkblätter (Teil IV) der Behandlung von speziellen Fragen, um die Erläuterungstexte nicht 
mit Details zu überfrachten. Jedes Merkblatt hat einen inhaltlichen Schwerpunkt, der durch 
einen Kurztitel umrissen wird. Die Merkblätter liefern mit Definitionen, Erläuterungen und 
Beispielen konkrete Hilfestellungen zu einzelnen inhaltlichen Schwerpunkten. 

Ein Verzeichnis aller Merkblätter mit Angaben der jeweils behandelten Stichworte ermög-
licht einen direkten Zugang. Die einzelnen Blätter tragen eine Nummer, die für Querverweise 
verwendet wird. Die Merkblätter haben eine einheitliche Grundstruktur und sind mit klaren 
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Überschriften gegliedert. Sie beinhalten jeweils eine Übersicht über behandelte Einzelpunk-
te. 

In den Kommentierten Mustergliederungen für den landschaftspflegerischen Begleitplan 
(Kap. 9) und für den Artenschutzbeitrag zum LBP (Kap. 16) werden die wesentlichen Infor-
mationen zu den erforderlichen Inhalten der einzelnen Prüfphasen zusammengetragen. Sie 
vermitteln einen Überblick über das Grundgerüst der jeweiligen Unterlage. 

Checklisten (Č MB 38) dient der Straßenbauverwaltung dazu, landschaftspflegerische Be-
gleitpläne im Rahmen eines Qualitätsmanagements auf ihre Rechts- und Verfahrenssicher-
heit hin überprüfen zu können. Die Qualitätssicherung eines LBP läuft auf folgenden Ebenen 
ab: 

• formale Vollständigkeitsprüfung, 
• fachlich-inhaltliche Plausibilitätsprüfung. 

2.2 Abgrenzung der Eingriffsregelung gegenüber dem Folgenbewälti-
gungsprogramm anderer Fachgesetze 

Im Zuge der Bewertung der Umweltauswirkungen / Beeinträchtigungen geht es darum, die 
Beurteilung anhand der jeweils einschlägigen spezifischen Maßstäbe vorzunehmen, z.B. 
bei Schutzgebieten nach §§ 22ff BNatSchG anhand der Schutzzwecke, bei FFH-Gebieten 
nach § 34 Abs. 2 BNatSchG anhand der Erhaltungsziele, bzgl. der geschützten Arten an-
hand der §§ 42 und 43 BNatSchG, bzgl. fachrechtlich geschützter Gebiete anhand der fach-
rechtlichen Maßstäbe, etwa des Forst-, des Wasser-, Immissionsschutz- oder des Boden-
schutzrechts. 

Die spezifischen Maßstäbe sind nach den Erfordernissen des jeweiligen Fachgebiets entwi-
ckelt worden. Sie weisen die entsprechende Schärfe, Nuancierung oder auch Großzügigkeit 
auf. Auch hat jeder Fachbereich ein eigenes Regel / Ausnahme-Regime, übrigens auch sein 
spezifisches Verfahren. All diese Differenzierungen will die Eingriffsregelung nicht nivellieren. 
Vielmehr ist sie gehalten, diese zu beachten. Andernfalls würde sie gegen den Vorrang des 
Spezialgesetzes verstoßen. Dessen spezifischer Geltungsanspruch darf auch in der fachpla-
nerischen Abwägung nach § 17 Abs. 1 FStrG nicht ignoriert werden (BVerwG, Urteil vom 
22.03.1985, 4C73.82, BVerwG E 71, 163 = UPR 1985, 368, NuR 1985, 320). 

Sind die Spezialgesetze abgearbeitet, kann im Einzelfall dennoch die Frage nicht abschlie-
ßend beantwortet sein, ob erhebliche Beeinträchtigungen im Sinne von § 19 Abs. 1 
BNatSchG eintreten können. Es mögen spezifische Maßstäbe völlig fehlen oder vorhandene 
Maßstäbe zu vage sein. In derartigen Fällen ist wichtig, dass der Gesetzgeber mit dem Be-
griff der erheblichen Beeinträchtigung bewusst auf den Einzelfall abstellt, dass er letztlich – 
unbeschadet des Vorrangs des Spezialgesetzes – eine Beurteilung durch den Sachverstän-
digen ausschlaggebend sein lässt. Folglich können einschlägige Fachkonventionen oder 
Vorschläge für erhebliche Beeinträchtigungen nur Orientierungshilfen für die Beurteilung des 
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Einzelfalles durch den Sachverständigen sein. Die Einzelfallbeurteilung durch den Sachver-
ständigen wird von den Gerichten anerkannt, wenn sie auf der Basis einer „der Materie an-
gemessenen Methode“ erarbeitet worden ist. Näheres bei GASSNER et al. 2005, UVP, 284f. 

Ebenso sind bei den aus der Eingriffsregelung resultierenden Vermeidungs- und Kompensa-
tionspflichten nach § 19 BNatSchG parallele Rechtsregime zu beachten. So ist z.B. bzgl. des 
Artenschutzes nach §§ 42 und 43 BNatSchG, bzgl. der FFH-Gebiete nach § 34 Abs. 3 
BNatSchG zu verfahren. 

Bleiben nach der Abarbeitung des Spezialrechts Fragen bzgl. der Projektfolgen offen, so 
sind diese nach § 19 BNatSchG bzw. Landesrecht zu beantworten. Dieses Rechtsregime gilt 
strikt, nachdem die Trassenführung nach Maßgabe der fachplanerischen Abwägung gem. 
§ 16 Abs. 1 FStrG entschieden worden ist (BVerwG, Urteil vom 07.03.1987, 4C10.96, 
BVerwG E 104; 144 = NuR 1997; 404). Folglich dürfen die Verpflichtungen des Verursachers 
nicht durch Abwägung relativiert werden. Sie sind abwägungsfest. Allerdings gibt es äußers-
te Grenzen, vor allem in Bezug auf den Finanzierungsaufwand. Diese Grenzen werden 
durch den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit markiert. Nachweise bei GASSNER et al. 2003, 
BNatSchG, § 19, Rdnr. 30. 

Hinsichtlich der Folgenbewältigung beschränkt sich die Eingriffsregelung im Unterschied 
zur UVP auf diejenigen Projektfolgen, die den Naturhaushalt und/oder das Landschaftsbild 
betreffen. Der Gesetzgeber geht davon aus, damit alle Gegenstände der Zielsetzung des § 1 
BNatSchG abzudecken. Sachlogisch schließt die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts (§ 1 Abs. 1 Nr.1 BNatSchG), die Naturgüter (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) und 
die Tier- und Pflanzenwelt (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) mit ein. Die Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG) 
sind Gegenstand dessen, was der Begriff des Landschaftsbildes „bündelt“ (GASSNER et al. 
2003, BNatSchG, 2. Aufl., § 18, RdNr. 10 b).  

Diese begriffliche Abgrenzung macht deutlich, dass alle anderen – von einem Projekt mögli-
cherweise betroffenen – Gegenstände nicht unter das Schutzregime der Eingriffsregelung 
fallen, d.h. exkludiert sind. Das gilt sowohl für Sachgüter (wie Gebäude) als auch für Ge-
sundheit und Wohlbefinden des Menschen. Davon sind die Naturalgrundlagen für die 
menschliche Erholung zu unterscheiden. Folglich hat sich der LBP zwar mit der Schadstoff-
belastung von Pflanzen und Tieren oder mit den Lärmeinwirkungen auf Tiere zu beschäfti-
gen, nicht aber mit derartigen Projektauswirkungen auf den Menschen. UVP- bzw. UVS-
Ergebnisse sind insoweit zu sichten und zu separieren. Allerdings dürfen diese Ergebnisse 
nicht völlig aus dem Blick gelassen werden, denn die Rechtsprechung stellt fest: „Gibt es für 
einen „Landschaftstunnel“ (Grünbrücke) naturschutzfachlich und kostenmäßig gleichwertige 
Alternativen, kann es ein Abwägungsfehler sein, die Alternative zu verwerfen, die zugleich 
ein angrenzendes Wohngebiet vor Verkehrslärm und Luftverunreinigungen schützen wür-
den.“ (BVerwG, Urteil vom 23.11.2001, 4 A 46.89, NuR 2002; 353 – zur A 113 (neu)). 

Das Bundesnaturschutzgesetz regelt neben der Eingriffsregelung auch den FFH-
Gebietsschutz und den Artenschutz im Naturhaushalt. Der FFH-Gebietsschutz wie auch der 
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Artenschutz werden eigenständig nach ihrem Spezialrecht beurteilt. Darüber hinaus ist es 
sowohl sachlich wie rechtlich unverzichtbar deren Schutzgegenstände im Rahmen der Ein-
griffsregelung mit zu begutachten. § 19 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG unterstreicht dies. Er trägt 
der (ökologischen) Tatsache Rechnung, dass streng geschützte Arten ein wertbildender Fak-
tor bspw. eines Waldes oder Gewässers sein können. § 10 Abs. 1 Nr. 11 lit b) BNatSchG 
stellt den Bezug zwischen dem FFH-Gebietsschutz und der Eingriffsregelung – ebenfalls ex-
plizit – dar. 

Während die UVP mit Bezug zum Bundesnaturschutzgesetz die Auswirkungen auf die Um-
welt schutzgutübergreifend bewertet, konzentrieren sich weitere umweltfachliche Gesetze, 
u.a. das Bundesbodenschutz-, das Bundesimmissionsschutz-, das Denkmalschutz-, das 
Wasserhaushalts- oder das Bundeswaldgesetz aufgrund spezifischer Zielsetzungen und Re-
gelungsbereiche selektiv um bestimmte Teilbereiche der Umwelt, die wiederum spezifischen 
fachrechtlichen Bewertungsmaßstäben unterliegen. Im Zuge der Erstellung der § 6 UVPG 
Unterlage ist festzustellen, was im Sinne der spezifischen Fachgesetze betroffen ist und wel-
che Voraussetzungen gegeben sind bzw. welche Auflagen erfüllt werden müssen, um das 
Straßenbauvorhaben – etwa im Befreiungswege – zuzulassen.  

Im Zuge der Erarbeitung eines LBP ist einerseits zu klären, welche umweltbezogenen Vor-
gaben in den fachrechtlichen Zielen und Grundsätzen sowie den planerischen Instrumenten 
(z.B.: Landschaftsprogramme, Landschaftsrahmenpläne und Landschaftspläne nach §§ 15 
und 16 BNatSchG, Ziele, Programme und Pläne nach §§ 25a, 36, 36b WHG; forstliche Pläne 
nach § 5 ff BayWaldG, § 19 HeForstG oder des § 12f LWaldG Rheinland Pfalz) enthalten 
sind, die gemäß §§ 18, 19 BNatSchG im naturschutzfachlichen Sinne für die Erarbeitung ei-
nes Schutzwürdigkeitsprofils (Bedeutung der naturhaushaltlichen Funktionen und Struktu-
ren), Gefährdungsprofils (umweltrelevante Wirkungen des Eingriffsvorhabens) oder das 
Maßnahmenkonzept relevant sind. Andererseits ist zu prüfen, welche Regelungsinhalte die-
ser Fachgesetze inhaltlich über die eigentlichen Inhalte eines LBP abgearbeitet werden kön-
nen bzw. welche Anforderungen aus den Fachgesetzen darüber hinausgehen und daher 
nicht im LBP behandelt werden sollten. Der LBP gemäß § 20 Abs. 4 BNatSchG dient zur 
Folgenbewältigung der Eingriffsregelung und zur Festsetzung von Maßnahmen nach § 34 
BNatSchG (FFH-Gebietsschutz) und nach § 42 Abs. 5 und § 43 Abs. 8 BNatSchG:  

„Bei einem Eingriff, der auf Grund eines nach öffentlichem Recht vorgesehenen 
Fachplans vorgenommen werden soll, hat der Planungsträger die zur Vermeidung, 
zum Ausgleich und zur Kompensation in sonstiger Weise nach § 19 erforderlichen 
Maßnahmen im Fachplan oder in einem landschaftspflegerischen Begleitplan in Text 
und Karte darzustellen. Der Begleitplan ist Bestandteil des Fachplans.“ (§ 20 Abs. 4 
BNatSchG) 

Dem LBP entsprechende Planungsinstrumente sind in den genannten Fachgesetzen nicht 
vorgesehen. 
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In der LBP-Praxis gibt es insbesondere Schnittsstellen zum Bundesbodenschutz-, Bundes-
immissionsschutz-, Wasserhaushalts- und Bundeswaldgesetz aber auch zum Umweltscha-
densgesetz, die im Folgenden diskutiert werden sollen.  

2.2.1 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) 

Das BBodSchG steht grundsätzlich in Konkurrenz zum BNatSchG. Das bedeutet, dass die 
Normen des BBodSchG und des BNatSchG nebeneinander anzuwenden sind. Für Kollisi-
onsfälle gilt der allgemeine Rechtsgrundsatz, dass die speziellere Norm die Anwendung der 
allgemeineren Norm verdrängt (WOLF, NuR 1999; 545, 547). 

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung bezieht sich gemäß § 18 Abs. 1 BNatSchG auf 
die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes. Nach allgemeiner Rechtsauffas-
sung schließt der Begriff des Naturhaushaltes auch das Naturgut Boden mit ein (siehe 
GASSNER et al. 2003, § 18 Rn. 10a). Konkret benannt wird der Boden als Schutzgegenstand 
des BNatSchG in den Grundsätzen des Naturschutzes und der Landschaftspflege. Danach 
sind Böden so zu erhalten, dass sie ihre Funktionen im Naturhaushalt erfüllen können (§ 2  
Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 BNatSchG). Diese funktionale Ausrichtung des Bodenschutzes findet 
sich auch im BBodSchG. In § 2 Abs. 2 BBodSchG wird der Boden anhand seiner natürlichen 
Funktionen, seiner Archivfunktionen und anhand seiner Nutzungsfunktionen definiert. Die im 
BNatSchG beschriebenen Funktionen des Bodens im Naturhaushalt lassen sich daher kon-
kretisieren durch die natürlichen Bodenfunktionen i. S. d. § 2 Abs. 2 Nr. 1 BBodSchG. Auch 
für die in § 2 Abs. 2 Nr. 2 BBodSchG genannten Archivfunktionen des Bodens für die Natur- 
und Kulturgeschichte lassen sich im BNatSchG Bezüge herstellen. Neben den Funktionen 
des Bodens im Naturhaushalt gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 BNatSchG, die die naturge-
schichtliche Archivfunktionen (Zeugen der natürlichen Bodengenese) beinhalten können, be-
nennt § 2 Abs. 1 Nr. 14 BNatSchG historische Kulturlandschaften und –landschaftsteile von 
besonderer Eigenart als Schutzgut des Naturschutzgesetzes. Hierunter können auch Bo-
dendenkmale mit besonderer kulturgeschichtlicher Archivfunktion fallen. 

Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass sowohl das BNatSchG als auch das BBodSchG das 
Naturgut Boden in seiner Funktionalität beschreiben. Insbesondere bezüglich der natürlichen 
Bodenfunktionen und der Archivfunktionen bestehen inhaltliche Überschneidungen des 
Schutzgegenstandes. Eine rechtliche Verpflichtung, im Rahmen der Eingriffsregelung die 
einzelnen Bodenfunktionen nach BBodSchG abzuarbeiten, besteht allerdings nicht. Daher 
kann das Prüfprogramm der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung von den im BBodSchG 
definierten Bodenfunktionen abweichen. Das BNatSchG und das BBodSchG haben zwar 
gemeinsame, jedoch keine deckungsgleichen Schnittstellen (siehe WOLF, NuR 1999; 545ff.). 
Die Funktionalität des Bodens im Sinne des BNatSchG ist immer auch bezogen auf das Wir-
kungsgefüge im Naturhaushalt in seiner Gesamtheit (siehe GASSNER et al. 2003, § 1 Rn. 
32ff.).  

Das BBodSchG definiert besondere Pflichten gegenüber einem Verursacher schädlicher Bo-
denveränderungen. Schädliche Bodenveränderungen sind gemäß § 2 Abs. 3 BBodSchG 
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Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile 
oder erhebliche Belästigungen für den Einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. 
Dies umfasst stoffliche Einträge ebenso wie die Veränderung der Bodenphysik und Flächen-
versiegelungen. Im Wesentlichen geht es um die stofflichen Beeinträchtigungen des Bodens, 
die Gesundheitsgefährdungen, das menschliche Wohlbefinden oder Beeinträchtigungen von 
wirtschaftlichen Interessen hervorrufen können. Dem entsprechend definiert die BBodSchV 
mit den sog. Maßnahmen-, Prüf- und Vorsorgewerten stoffliche Qualitätsanforderungen, de-
ren Überschreitung spezifische Handlungspflichten auslöst.  

Die vom BBodSchG definierten Handlungspflichten umfassen Vorsorge- (§ 7 BBodSchG) 
und Gefahrenabwehrmaßnahmen (§ 4 BBodSchG). Jeder, der auf den Boden einwirkt, hat 
sich so zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden (§ 4 
Abs. 1 BBodSchG). Vorsorgemaßnahmen sind darüber hinaus geboten, wenn wegen der 
räumlichen, langfristigen oder komplexen Auswirkungen einer Nutzung auf die Bodenfunkti-
onen die Besorgnis einer schädlichen Bodenveränderung besteht. Zur Erfüllung der Vorsor-
gepflicht sind Bodeneinwirkungen zu vermeiden oder zu vermindern, soweit dies auch im 
Hinblick auf den Zweck der Nutzung des Grundstücks verhältnismäßig ist (§ 7 BBodSchG). 
Liegt eine schädliche Bodenveränderung oder eine Altlast bereits vor, so bestehen Sanie-
rungspflichten gemäß § 4 Abs. 3 BBodSchG. Das BBodSchG weist in dem Zusammenhang 
von Verursacherpflichten im nicht stofflichen Bodenschutz keine Instrumente zur Festset-
zung von Bodenschutzmaßnahmen auf. Die Festsetzung der Maßnahmen für Beeinträchti-
gungen der natürlichen Bodenfunktionen im Kontext von Vorhabenszulassungen kann daher 
nur im rechtlichen Kontext der Eingriffsregelung und über den landschaftspflegerischen Be-
gleitplan erfolgen (BOSCH & PARTNER & WOLF 2000). 

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung geht hier über die Anforderungen des BBodSchG 
hinaus, da im Rahmen einer Projektzulassung die Verursachung erheblicher Beeinträchti-
gungen des Naturgutes Boden grundsätzlich eine Zulassungsschranke darstellt. Während 
die Eingriffsregelung solche Eingriffe in den Boden zu kompensieren hat, sind sie im Sinne 
des BBodSchG keine schädlichen Bodenveränderungen und somit zulässig. Dies betrifft bei-
spielsweise betriebsbedingte Schadstoffeinträge entlang einer Straße, die nicht dazu führen, 
dass Vorsorge- oder Maßnahmenwerte der BBodSchV überschritten werden. 

Grundsätzlich sind Bodenlagerungsflächen im Sinne von § 6 BBodSchG als Eingriff nach 
§ 18 BNatSchG zu werten, sofern sie erhebliche Beeinträchtigungen der natürlichen Boden-
funktionen bewirken können. Da entsprechende Lagerflächen bei der Entwurfsplanung noch 
nicht feststehen, werden im LBP im Sinne der Vermeidung i.d.R. nur Tabuflächen ausgewie-
sen, die für zukünftige Materiallagerungen nicht zur Verfügung stehen.  

Ein Bodenmanagement regelt die ordnungsgemäße Bodenbehandlung vor und während der 
Bauausführung. Hierüber ergeben sich weitere wesentliche Überschneidungen mit dem 
BBodSchG, wie z.B. die Lagerung, Behandlung und Verwendung belasteten Oberbodens 
(Altlasten), der Aus- und Einbau unterschiedlicher Bodenqualitäten im Zuge des Massen-
ausgleichs oder die Endlagerung von Überschussmassen. Das Bodenmanagement ist nicht 
Bestandteil des LBP. 
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2.2.2 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 

Gemäß § 1 Abs. 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) „sind Menschen, Tiere und 
Pflanzen, der Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und es ist dem Entstehen schädlicher Um-
welteinwirkungen vorzubeugen“. Hinsichtlich der Schutzgüter gibt es somit eine Überschnei-
dung des Zielbereiches des Bundes-Imissionsschutzgesetzes mit den Schutzgütern der na-
turschutzrechtlichen Eingriffsregelung. Die Überschneidung betrifft die Schutzgüter Tiere, 
Pflanzen, Boden, Wasser sowie die Atmosphäre und Kulturgüter, soweit diese beiden 
letztgenannten Schutzgüter Gegenstand der Eingriffsregelung sind, weil sie den Naturhaus-
halt oder die (Kultur-)Landschaft prägen bzw. beeinflussen. In § 1a der 9. BImSchV werden 
diese Schutzgüter - für die UVP - insbesondere auch durch die " Landschaft " und die 
"Wechselwirkung" zwischen den Schutzgütern ergänzt. 

Das BImSchG bezieht sich auf schädliche Umwelteinwirkungen. Dazu liefert § 3 Abs. 1 
BImSchG eine Begriffsbestimmung: Schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG 
sind Immissionen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche 
Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft her-
beizuführen. Immissionen sind auf Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, 
die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter einwirkende Luftverunreinigungen - 
d.h. Veränderungen der natürlichen Zusammensetzung der Luft, insbesondere durch Rauch, 
Ruß, Staub, Gase, Aerosole, Dämpfe oder Geruchsstoffe -, Geräusche, Erschütterungen, 
Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Umwelteinwirkungen (so § 3 Abs. 2 in Verbindung mit 
Abs. 4 BImSchG). Die Aufzählungen machen deutlich, dass der Begriff der schädlichen Um-
welteinwirkungen umfassend alle Wirkpfade beinhaltet, die über die Luft einwirken können. 
Es ist davon auszugehen, dass der Beeinträchtigungsbegriff der naturschutzrechtlichen Ein-
griffsregelung all diese Wirkpfade umfasst, soweit diese von einem Straßenbauvorhaben 
ausgehend die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes oder das Land-
schaftsbild beeinträchtigen können.  

Die Eingriffsregelung beschränkt ihr Rechtsfolgenprogramm auf solche Beeinträchtigungen, 
die „erheblich“ sind, d.h. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes oder 
das Landschaftsbild „erheblich“ beeinträchtigen können. Auch das BImSchG beschränkt sei-
nen Schutz gemäß § 3 Abs. 1 BImSchG auf solche Umwelteinwirkungen, die geeignet sind, 
entweder eine konkrete Gefahr oder „erhebliche“ Nachteile oder Belästigungen für die All-
gemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen. In Bezug auf die Schutzgüter der Ein-
griffsregelung, bei denen es sich um im Allgemeininteresse geschützte Güter handelt, han-
delt es sich bei Beeinträchtigungen in der Regel um Nachteile im Sinne des § 3 Abs. 1 
BImSchG. Daher kommt es wie bei der Eingriffsregelung auch in Bezug auf die Anwendung 
des BImSchG darauf an, ob die zu erwartende Beeinträchtigung als „erheblich“ eingestuft 
werden kann. Die Kommentierung zum BImSchG geht davon aus, dass die Bestimmung der 
Erheblichkeit im Einzelfall anhand einer wertenden Betrachtung der Immissionswirkung für 
den Betroffenen vorzunehmen ist, bei der auch die Zumutbarkeit eine Rolle spielt, d.h. bei 
der zu erwägen ist, ob ein bestimmter zu erwartender Nachteil für den Naturhaushalt ein 
Maß überschreitet, dass zum Wohle der Interessen des Eingriffsvorhabens noch geduldet 



Gutachten zu den RLBP 
Eingriffsregelung / Artenschutz 

 

 

2 Inhalte des Gutachtens 10 

werden kann (siehe KUTSCHEIDT 1996, § 3, Rn. 14 ff. sowie Jarass, BImSchG (2007) § 3, Rn. 
28 und Rn. 46 f). Die Erheblichkeitsschwelle der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
weicht hiervon ab (siehe Merkblatt Č MB 19). Eine Verbindung besteht aber insofern, dass 
die im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung konzipierten Maßnahmen zur 
Vermeidung und zur Kompensation in Allgemeinen geeignet sind, bei der Frage der Erheb-
lichkeit der Nachteile für den Naturhaushalt oder das Landschaftsbild im Sinne des § 3  Abs. 
1 BImSchG berücksichtigt zu werden. Die Maßnahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffs-
regelung können im Regelfall dazu beitragen, dass im Rahmen der o.g. Interessenabwägung 
im Ergebnis festgestellt werden kann, dass aufgrund eines immissionsschutzrechtlich rele-
vanten Vorhabens gerade keine erheblichen Nachteile im Sinne des BImSchG für die im All-
gemeininteresse geschützten Naturgüter auf Dauer zurückbleiben. 

In der Zweckbestimmung des § 1 Abs. 1 BImSchG wird wie bei der Eingriffsregelung auch 
auf die Vorbeugung gegenüber schädlichen Umweltwirkungen abgestellt. Dieses Vorsorge-
gebot wird für die räumliche Planung in § 50 BImSchG konkretisiert. Danach sind bei allen 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen, d.h. auch bei öffentlichen Straßenplanun-
gen, die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass 
schädliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nr. 5 der 
Richtlinie 96/82/EG in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschließ-
lich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige 
Gebiete, insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete 
und unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders emp-
findliche Gebiete und öffentlich genutzte Gebäude, so weit wie möglich vermieden werden. 

Diese Regelung schließt explizit auch „unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes beson-
ders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete“ mit ein. Darin überschneidet sich diese 
Regelung mit dem Anwendungsbereich der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung und 
konkretisiert ihr Vermeidungsgebot im Hinblick auf schädliche Umwelteinwirkungen und be-
sonders empfindliche Gebiete. Eine allgemeine Kompensationsverpflichtung ist dem § 50 
BImSchG aber nicht zu entnehmen, so dass hier die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 
voll anwendbar ist.  

Schutz vor Luftschadstoffen  

§ 50 BImSchG bestimmt weiter, dass bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in 
Gebieten, in denen die in Rechtsverordnungen nach § 48a Abs. 1 festgelegten Immissions-
grenzwerte nicht überschritten werden, bei der Abwägung der betroffenen Belange die Erhal-
tung der bestmöglichen Luftqualität als Belang zu berücksichtigen ist. Auch diese Vorschrift 
ist Ausdruck eines weitgehenden Vorsorgegebotes, welches auf der Ebene der Planung ins-
besondere durch das Vermeidungsgebot zu berücksichtigen ist. Die Vorschrift bedeutet, 
dass im Rahmen von raumbedeutsamen Planungsentscheidungen, zu denen auch Ent-
scheidungen über den Neu- oder Ausbau von Bundesfernstraßen zählen, unabhängig von 
der Überschreitung bestimmter Grenz- oder Zielwerte und unabhängig von konkret zu erwar-
tenden Gefahren oder erheblichen Nachteilen alle zumutbaren Maßnahmen zu ergreifen 
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sind, um eine bestmögliche Luftqualität zu gewährleisten. Da die naturschutzrechtliche Ein-
griffsregelung auf konkrete Beeinträchtigungen abstellt, ist sie aber nicht das geeignete In-
strument, welches diesen immissionsschutzrechtlichen Planungsgrundsatz vollständig um-
setzen kann. Hier kann insbesondere auch ein Zielkonflikt auftreten, wenn es darum geht, zu 
entscheiden, ob bestimmte Wohngebiete vor Immissionen oder benachbart liegende emp-
findliche Pflanzenlebensräume zu schützen sind. Bestimmte Vermeidungsmaßnahmen der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung können aber bei anderen Fallkonstellationen auch 
geeignet sein, einen Beitrag zu leisten, um eine bestmögliche Luftqualität zu erreichen. 

Die wesentliche Rechtsverordnung, die nach § 48a BImSchG zur Festlegung von Immissi-
onswerten erlassen wurde, ist die 22. BImSchV (Verordnung über Immissionswerte für 
Schadstoffe in der Luft). 

Die 22. BImSchV enthält Grenzwerte für Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid und Stickoxide, Par-
tikel und Blei in der Luft wurden in der 22. BImSchV mit ihrer Novellierung am 11. September 
2002 auch Grenzwerte zum Schutz der Vegetation und von Ökosystemen festgelegt. Es 
handelt sich um  

• einen Immissionsgrenzwert für Stickoxide (NOX = NO2 + NO) für den Schutz der Vegeta-
tion von 30 µg/m3 (Jahresmittel) und 

• einen Immissionsgrenzwert für Schwefeldioxid (SO2) zum Schutz von Ökosystemen von 
20 µg/m3 (Jahresmittel und Winterhalbjahresmittel vom 01.10. bis 31.03.). 

Gemäß Anhang VI.1b der Richtlinie 1999/30/EG sollen die Probenahmestellen, an denen 
Messungen zum Schutz von Ökosystemen oder zum Schutz der Vegetation vorgenommen 
werden sollen,  so gelegt werden, dass sie mehr als 20 km von Ballungsräumen oder 5 km 
von anderen bebauten Gebieten, Industrieanlagen oder Straßen entfernt sind. Als Anhalts-
punkt gilt, dass sie für die Luftqualität in einem umgebenden Bereich von mind. 1.000 km2 
repräsentativ sind (siehe Anlage 2 Ib der 22 BImSchV). Die räumlichen Anforderungen, die 
an die Probenahme, gestellt werden, bedeuten, dass der Grenzwert in der Nähe relevanter 
Emittenten nicht anzuwenden ist, es handelt sich somit gewissermaßen um einen 
„Reinluftgrenzwert“. Die genannten Anforderungen an die Probenahmestellen werden im 
dicht besiedelten Deutschland nur selten erfüllt. Anlage 2.Ib der 22. BImSchV enthält aber 
auch eine Öffnungsklausel, die vorsieht, dass unter Berücksichtigung der geographischen 
Gegebenheiten auch eine Probenahmestelle gewählt werden kann, die in geringerer Entfer-
nung gelegen oder für die Luftqualität in einem kleineren umgebenden Bereich repräsentativ 
ist.  

Die Vorgaben des Europarechts und der 22. BImSchV richten sich in erster Linie an die dafür 
zuständigen Behörden. Auch das Bundesverwaltungsgericht hat in Bezug auf die Anwen-
dung der neuen EU-Luftqualitätsgrenzwerte zum Schutz der menschlichen Gesundheit klar-
gestellt, dass die Einhaltung der Grenzwerte nicht vorhabensbezogen der Planfeststellungs-
behörde, sondern gebietsbezogen den Luftreinhaltebehörden zugewiesen ist. Nach § 45 
BImSchG ist den Immissionswerten insbesondere durch das quellenunabhängige Instrumen-
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tarium der Luftreinhalteplanung Rechnung zu tragen1. Darauf nimmt auch § 11 der 
22.BImSchV Bezug. Folglich ist  die Einhaltung vor allem der Grenzwerte der 22. BImSchV 
keine Rechtmäßigkeitsvoraussetzung für die Planfeststellung, es sei denn dass durch das 
Vorhaben vollendete Tatsachen geschaffen werden, die durch Maßnahmen der 
Luftreinhalteplanung nicht wieder zu beseitigen sind (BVerwGE 121,57/64 sowie BVerwG 
,NVwZ 2005,813) Rechtmäßig kann es in diesem Zusammenhang sein, wenn die Plan-
feststellungsbehörde dem Vorhabensträger aufgibt, einen die Wahrung der Grenzwerte ge-
währleistenden Maßnahmenkatalog vorzulegen (BVerwG vom 26.05.2004, Az. 9A6.03, Na-
tur und Recht 2004, S. 729 ff.). Diese Grundsätze lassen sich ohne weiteres auch auf die 
Anwendung der Grenzwerte der 22. BImSchV zum Schutz der Vegetation bzw. von Ökosys-
temen übertragen.  

Für die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung bedeutet dies, dass eine Orientierung an den 
Grenzwerten der 22. BImSchV rechtlich in der Regel nicht zwingend erforderlich ist. Aller-
dings ist zu berücksichtigen, dass die genannten Grenzwerte der 22. BImSchV zum Schutz 
der Vegetation bzw. von Ökossytemen identisch sind mit den sog. critical levels. Zur Beur-
teilung der Gefährdung verschiedener Vegetationseinheiten durch erhöhte Immissionen über 
den Luftpfad stellen die sog. critical levels Orientierungswerte dar. Sie wurden als Ergebnis 
verschiedener Workshops im Rahmen der UN/ECE-Konvention über weitreichende, grenz-
überschreitende Luftverschmutzung (Longe Range Transboundary Air Pollution) festgelegt. 
Definiert werden können critical levels als „Luftschadstoffkonzentrationen, bei deren Unter-
schreitung nach derzeitigem Wissen keine direkten Schäden an Rezeptoren zu erwarten 
sind“. Dies bedeutet, dass critical levels direkt an den Wirkungsschwellen ansetzen. Der eu-
ropäische Richtliniengeber hat sich an diesen Wirkungsschwellenwerten orientiert.  

Als fachwissenschaftlich begründeter Maßstab für die Beurteilung von Beeinträchtigungen 
der Vegetation durch Stickoxid-Immissionen hat sich in der Praxis aber gegenüber den criti-
cal levels die Anwendung der sog. critical loads etabliert. Unter dem Begriff critical loads (= 
kritische Eintragsraten) sind naturwissenschaftlich begründete Belastungsgrenzen in Bezug 
auf Stoffeinträge für verschiedene empfindliche Rezeptoren (von Ökosystemen, Teilökosys-
temen und Organismen bis hin zu Materialien) zu verstehen. Als Wert für die critical loads 
wird derjenige Eintrag von Luftschadstoffen bestimmt, bis zu dessen Erreichung nach derzei-
tigem Kenntnisstand langfristig - gemäß STREFFER ET AL. 2000 werden als zeitlicher Horizont 
zehn bis 100 Jahre angegeben - keine signifikanten schädlichen Effekte an Ökosystemen 
und Teilen davon zu erwarten sind (NAGEL & GREGOR 1999). Wie die critical levels sind die 
critical loads ein Ergebnis europäischer Forschungen im Rahmen der UN/ECE-Konvention 
über weitreichende, grenzüberschreitende Luftverschmutzung (Longe Range Transboundary 
Air Pollution). 

                                                 

1 In Luftreinhalteplänen können vielfältige Maßnahmen zur Schadstoffminderung in einem Gebiet getroffen werden (z.B. Ver-
kehrsbeschränkungen, Auflagen für emittierende Anlagen, Planungsvorgaben), die gegen die einzelnen Emittenten entspre-
chend ihrem Verursacheranteil zu richten sind. 
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Eine Beurteilung von Stickoxid-Immissionen eines Straßenbauvorhabens anhand von critical 
loads wird seit dem Urteil des BVerwG vom 17.01.07 - Westumfahrung Halle – (Az. 9A20.05) 
zumindest für FFH-Verträglichkeitsprüfungen in verschiedenen Planfeststellungsverfahren 
durchgeführt. In dem genannten Urteil hat das BVerwG zum Aspekt Schutz des FFH-
Gebietes gegenüber Immissionen festgestellt, dass zur Ermittlung der Beeinträchtigungen 
ein Einsatz „der besten einschlägigen wissenschaftlichen Erkenntnisse“ erforderlich sei und 
dass hierzu eine Grobabschätzung jedenfalls nicht genüge. 

Es ist bekannt und vielfach dokumentiert (siehe z.B. BOBBINK et al. 2002; LFU 1999; NAGEL & 
GREGOR 1999; STREFFER ET AL. 2000), dass Stickoxide direkt über den Luftpfad (v.a. Auf-
nahme über die Spaltöffnungen) und indirekt über den Bodenpfad (Aufnahme über die Pflan-
zenwurzeln) schädigend auf Pflanzenbestände einwirken können. Da direkte Schäden durch 
Einwirkungen über den Luftpfad nur bei höheren NOX-Konzentrationen in der Luft auftreten, 
ist der bedeutendere Wirkpfad der Bodenpfad, über den langfristige Stickstoff-
Anreicherungen im Boden stattfinden können. Gleichzeitig existieren empirische critical loads 
für verschiedene Vegetationstypen (BOBBINK ET AL. 2002), während sich die Critical levels 
nur auf die Vegetation im Allgemeinen beziehen. Critical loads sind daher gegenüber den cri-
tical levels der aus fachlicher Sicht zu bevorzugende Maßstab zur Beurteilung von Beein-
trächtigungen der Vegetation durch Stickoxid-Immissionen. 

Lärmschutz 

§ 2 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG definiert den Geltungsbereich des BImSchG in Bezug auf Stra-
ßenbauvorhaben und Lärmschutz. Danach gelten die Vorschriften des BImSchG für den Bau 
öffentlicher Straßen nach Maßgabe der §§ 41 bis 43 BImSchG. 

§ 41 BImSchG bezieht sich auf Verkehrsgeräusche. Danach ist beim Bau oder der wesentli-
chen Änderung öffentlicher Straßen unbeschadet des § 50 sicherzustellen, dass durch diese 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche hervorgerufen werden 
können, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind. Müssen vor diesem Hintergrund  
Schutzmaßnahmen ergriffen werden, so ist dies aber nur erforderlich, soweit die Kosten der 
Schutzmaßnahme (z.B. Lärmschutzwand) nicht außer Verhältnis zu dem angestrebten 
Schutzzweck stehen (§ 41 Abs. 2 BImSchG). 

§ 42 enthält Vorschriften über die Entschädigung für Schallschutzmaßnahmen und ist daher 
für die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung nicht relevant. § 43 enthält eine Verordnungs-
ermächtigung, von der die Bundesregierung mit der 16. BImSchV (Verkehrslärmschutz-
verordnung) Gebrauch gemacht hat. Die 16. BImSchV bezieht sich gemäß § 1 Abs. 1 der 
Verordnung auf „den Bau oder die wesentliche Änderung von öffentlichen Straßen …“ und 
legt zum Schutz der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsge-
räusche Immissionsgrenzwerte fest, die nicht überschritten werden dürfen. Der Schutzzweck 
ist ausschließlich die menschliche Gesundheit und der Schutz vor erheblichen Belästigungen 
von Menschen, so dass eine Anwendung im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsre-
gelung ausscheidet. 
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2.2.3 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

Das Naturgut Wasser ist gemäß § 10 BNatSchG Bestandteil des Naturhaushaltes. Das Ge-
setz stellt in den Grundsätzen des § 2 heraus, dass “Änderungen des Grundwasserspiegels, 
die zu einer Zerstörung oder nachhaltigen Beeinträchtigung schutzwürdiger Biotope führen 
können, zu vermeiden sind; unvermeidbare Beeinträchtigungen sind auszugleichen. Ein Aus-
bau von Gewässern soll so naturnah wie möglich erfolgen.” Das Wasser wird somit als zu 
schützendes Gut dargestellt; Funktionszuweisungen werden im Gesetzestext nicht vorge-
nommen.  

In den in § 1a WHG angeführten Grundsätzen werden hingegen das Wasser bzw. die Ge-
wässer (= oberirdische Gewässer, Küstengewässer und Grundwasser) nicht nur, wie im 
BNatSchG, als Bestandteile des Naturhaushaltes definiert. Es wird insbesondere auf die Be-
deutung als Lebensraum für Tiere und Pflanzen hingewiesen, die zu sichern ist. Auch wird in 
diesem Zusammenhang der funktionale Aspekt zum Ausdruck gebracht. So sind die Gewäs-
ser so zu bewirtschaften, dass “sie dem Wohl der Allgemeinheit und im Einklang mit ihm 
auch dem Nutzen Einzelner dienen, vermeidbare Beeinträchtigungen ihrer ökologischen 
Funktionen und der direkt von ihnen abhängenden Landökosysteme und Feuchtgebiete im 
Hinblick auf deren Wasserhaushalt unterbleiben und damit insgesamt eine nachhaltige Ent-
wicklung gewährleistet wird.“ Eine Aufschlüsselung der ökologischen Funktionen erfolgt je-
doch nicht, so dass die Ausführungen des WHG bezüglich der Definition bestimmter Funkti-
onen des Wassers bzw. der Gewässer im Naturhaushalt nicht weiter führt. Explizit benannt 
wird jedoch die Rückhaltefunktion im Zusammenhang mit Überschwemmungsgebieten und 
deren Erhalt (s. u.). 

Hinsichtlich der Folgenbewältigung bei nachteiligen Wirkungen auf die Gewässer benennt 
das WHG in § 4 Benutzungsbedingungen und Auflagen. Letztere dienen auch dem Aus-
gleich nachteiliger Wirkungen. Maßnahmen zum Ausgleich können durch Auflagen angeord-
net werden. Hierunter fallen Maßnahmen, „die zum Ausgleich einer auf die Benutzung zu-
rückzuführenden Beeinträchtigung des ökologischen und chemischen Zustands eines ober-
irdischen Gewässers oder Küstengewässers sowie des mengenmäßigen und chemischen 
Zustands des Grundwassers erforderlich sind”. Nach § 31 Abs. 5 WHG sind bei Baumaß-
nahmen an Gewässern u.a. die natürlichen Rückhalteflächen zu erhalten, naturraumtypische 
Lebensgemeinschaften zu bewahren und sonstige nachteilige Beeinträchtigungen des Ge-
wässers zu vermeiden bzw. auszugleichen. Auf den Erhalt der Funktion von Überschwem-
mungsgebieten als Rückhalteflächen und die rechtzeitige Durchführung von notwendigen 
Ausgleichsmaßnahmen weist § 31b hin. 

Mit dem gewählten funktionalen Ansatz (siehe Kap. 3.4) im Zuge der Abhandlung der Ein-
griffsregelung kann den Handlungsanforderungen, die im WHG formuliert sind, entsprochen 
werden. Die benannten ökologischen und Retentionsfunktionen spiegeln sich in der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes wieder, die zu erfassen ist. Der mögli-
chen Betroffenheit gewässerbezogener Funktionen im Naturhaushalt wird über geeignete 
funktional ausgerichtete Maßnahmen entgegengewirkt. Ein zusätzliches Anspruchsprofil 
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bzw. die zwingende Aufnahme fachgesetzlich ableitbarer Maßnahmen in den LBP lässt sich 
aus den Vorgaben des WHG nicht ableiten. 

2.2.4 Bundeswaldgesetz (BWaldG) 

Das Gesetz zur Erhaltung des Waldes und zur Förderung der Forstwirtschaft (BWaldG) be-
schreibt in § 1 den Zweck des Gesetzes. Dabei wird die Erhaltung und, falls erforderlich, 
Mehrung des Waldes unter anderem mit dessen “Bedeutung für die Umwelt, insbesondere 
für die dauernde Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, das Klima, den Wasserhaushalt, 
die Reinhaltung der Luft, die Bodenfruchtbarkeit, das Landschaftsbild, ... und die Erholung 
der Bevölkerung (Schutz- und Erholungsfunktion)” begründet. Mit der Bennennung bestimm-
ter Leistungen oder Funktionen wird in der formulierten Zweckbestimmung des Gesetzes in 
starkem Maße ein fachlich-inhaltlicher Bezug zu den Ausführungen des § 18 BNatSchG her-
gestellt, wo die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschafts-
bild als die im Zuge eines Eingriffes veränderbaren Größen benannt werden. 

Das Bundesnaturschutzgesetz besagt in den Grundsätzen des § 2, dass Wald und sonstige 
Gebiete mit günstiger klimatischer Wirkung zu erhalten, zu entwickeln oder wiederherzustel-
len sind. Darüber hinaus werden Funktionen des Waldes nicht besonders herausgestellt. 
Ebenso existiert nicht die eine Waldfunktion, der in separater Weise Rechnung zu tragen ist.  

Aus dem BWaldG lässt sich kein unmittelbares oder konkretes Anforderungsprofil ableiten. 
Es wird in § 8 zum Ausdruck gebracht, dass “bei Planungen und Maßnahmen von Trägern 
öffentlicher Vorhaben” die Funktionen des Waldes zu sichern sind. Weiter wird u. a. ausge-
führt, dass bei einer zu erwartenden Inanspruchnahme von Waldflächen oder möglichen 
Auswirkungen von Planungen und Maßnahmen, die Waldflächen betreffen können, “die 
Funktionen des Waldes nach § 1 Nr. 1 angemessen zu berücksichtigen” sind. 

Es wird im Folgenden grundsätzlich davon ausgegangen, dass die vorgenannten Funktionen 
des Waldes mit der Umsetzung des funktionalen Ansatzes in dem gebotenen Maße berück-
sichtigt werden können. Zu prüfen ist allerdings, ob jeder Waldfläche im Sinne des BWaldG 
oder der Definitionen entsprechender Ländergesetze eine maßgebliche und gegebenenfalls 
planungsrelevante Funktion zukommt bzw. ob unter Umständen Inanspruchnahmen von 
Wald oder Auswirkungen auf Waldflächen verbleiben, die zwar nicht eingriffsrelevant aber 
dennoch in angemessener Weise zu berücksichtigen sind.  

In den Forstgesetzen der Bundesländer ist ein Ersatzaufforstungsanspruch bzw. eine Wald-
erhaltungsabgabe verankert. Die Festsetzung der Maßnahmen erfolgt vielfach über den 
landschaftspflegerischen Begleitplan, jedoch ohne entsprechende gesetzliche Verpflich-
tung (siehe § 20 BNatSchG). Die Forstgesetze weisen hierfür keine eigenständigen Pläne 
oder Festsetzungsinstrumente auf. Aus der forstrechtlichen Notwendigkeit der Ersatzauffors-
tungen entsteht eine Parallele zu den aus Eingriffsregelungssicht erforderlichen Maßnah-
men. Jedoch besteht keine Maßstabsgleichheit. Planerisch wird angestrebt diese forstlich 
begründeten Ersatzaufforstungen auch als multifunktionale Maßnahmen in das Maßnah-
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menkonzept zu integrieren. Dies setzt voraus, dass die vorgesehenen Ersatzaufforstungen 
mit den Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege vereinbar sind und diese den 
Anforderungen an eine funktionale Wiederherstellung genügen. 

2.2.5 Umweltschadensgesetz (USchadG) 

Bei der landschaftspflegerischen Begleitplanung zu Straßenbauvorhaben ist in Zukunft auch 
das Umweltschadensgesetz (USchadG) zu beachten sein (BGBl I vom 14.05.2007; 666 ff). 
Nach Art. 1 § 2 und 3 USchadG hat der Verursacher von  

• Schäden an Arten nach Art. 4 Abs. 2 oder Anhang I VSch-RL, 
• Schäden an Arten nach Anhang II oder IV FFH-RL, 
• Schäden an Lebensraumtypen nach Anhang I FFH-RL2, 
• Schäden an Lebensräumen der Arten nach Art. 4 Abs. 2 oder Anhang I VSch-RL oder 

Anhang II FFH-RL, 
• Schäden an Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Arten nach Anhang IV FFH-RL sowie 
• Schäden an Gewässern oder am Boden 

diese zu vermeiden (§ 5 USchadG) oder zu sanieren (§ 6 USchadG) sofern die Umwelt-
schäden durch die bei Straßenbauvorhaben relevanten beruflichen Tätigkeiten  

• Einträge oder Einleitungen in Oberflächengewässer oder Grundwasser (Anlage 1, Nr. 3 
und 4 USchadG), 

• vorsätzliche oder fahrlässige Schädigungen der o.g. Arten und Lebensräume der FFH-RL 
und VSch-RL mit erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Erreichung oder Beibe-
haltung des günstigen Erhaltungszustandes (§ 3 Abs. 1 Nr.2 USchadG) 

verursacht werden (GASSNER & SCHEMEL 2008). Umweltschäden, die bei der Beförderung 
gefährlicher Güter auf der Straße (Anlage 1, Nr. 8 USchadG) verursacht werden, sind für die 
Straßenbauverwaltung nicht relevant, da sie durch den Transporteur zu sanieren sind. Schä-
digungen „geschützter Arten und natürlicher Lebensräume“ umfassen jede Veränderung, die 
„erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Erreichung oder Beibehaltung des günstigen 
Erhaltungszustands dieser Lebensräume oder Arten hat“ (§ 21a Abs. 1 BNatSchG). Der Be-
wertungsmaßstab des günstigen Erhaltungszustandes verweist auf die analogen Vorgaben 
für die Artenschutzrechtliche Prüfung und die FFH-Verträglichkeitsprüfung.  

Nach den europarechtlichen Vorgaben der Umwelthaftungsrichtlinie (Art. 2, Nr. 1) und des 
§ 21a Abs. 1 S. 2 BNatSchG fallen Schädigungen geschützter Arten und natürlicher Lebens-
räume dann nicht unter die Haftungsverpflichtung, wenn die nachteiligen Auswirkungen von 
der zuständigen Behörde „gemäß den Vorschriften zur Umsetzung des Art. 6 Absätze 3 und 

                                                 

2 einschließlich der charakteristischen Arten gemäß Art. 1 e) FFH-RL 
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4 oder Art. 16 der Richtlinie 92/43/EWG oder Art. 9 der Richtlinie 79/409/EWG oder im Falle 
von nicht unter das Gemeinschaftsrecht fallenden Lebensräumen und Arten gemäß gleich-
wertiger nationaler Naturschutzvorschriften ausdrücklich genehmigt wurden“. Eine Schädi-
gung von Arten und natürlichen Lebensräumen gemäß § 21a Abs. 1 S. 2 BNatSchG liegt 
nicht vor, wenn: 

• die nachteiligen Auswirkungen der Tätigkeiten auf die Arten und Lebensräume vorher be-
reits nach §§ 34, 34a, 35 BNatSchG oder den entsprechenden landesrechtlichen Rege-
lungen geprüft wurde (FFH-Verträglichkeitsprüfung), 

• wenn eine Ausnahme nach § 43 Abs. 8 BNatSchG oder eine Befreiung nach § 62 Abs. 1 
BNatSchG erteilt wurde (Artenschutzrechtliche Prüfung), 

• die nachteiligen Auswirkungen nach § 19 BNatSchG oder die entsprechenden landes-
rechtlichen Regelungen behandelt wurden (Eingriffregelung), 

• die nachteiligen Auswirkungen aufgrund der Aufstellung eines Bebauungsplans nach §§ 
30 oder 33 des Baugesetzbuchs genehmigt wurde. 

Eine Verantwortung für Schäden ist nur ausgeschlossen, wenn die erheblichen nachteiligen 
Auswirkungen ermittelt und in einer Projektzulassung von den zuständigen Behörden ge-
nehmigt worden sind. Das bedeutet, diejenigen erheblichen nachteiligen Auswirkungen, die 
im Rahmen der FFH-VP, des Artenschutzbeitrags bzw. des LBP festgestellt und für die zur 
Kompensation Maßnahmen ergriffen wurden, müssen nicht anschließend noch einmal sa-
niert werden, da sie mit der Vorhabenszulassung ausdrücklich in Kauf genommen wurden. 
Damit ist der materielle Rahmen für die Anwendung des USchadG bei Umweltprüfungen ab-
gesteckt (LOUIS 2008). 
Eine Haftungsfreistellung von Biodiversitätsschäden setzt die Ermittlung der nachteiligen 
Auswirkungen und die erfolgreiche Durchführung und Wirksamkeit der erforderlichen Maß-
nahmen zur Verminderung und zum Ausgleich dieser Auswirkungen voraus (LOUIS 2008, 
MÜLLER-PFANNENSTIEL & PETERS, 2009). 

Damit der Vorhabensträger später nicht zu weitergehenden Sanierungsmaßnahmen ver-
pflichtet wird, sollten im Rahmen der FFH-VP, des LBP bzw. der Artenschutzbeiträge mög-
lichst umfassend die nachteiligen Umweltveränderungen als solche benannt und entspre-
chend behandelt werden.  

Als Grundlage ist eine fundierte Datengrundlage zu den geschützten Arten und den natürli-
chen Lebensräumen einschließlich der charakteristischen Arten erforderlich. Von den aktuel-
len Planungsbeiträgen sind wie folgt abgedeckt: 

• über die FFH-VP innerhalb von Natura 2000 Gebieten  
− Lebensraumtypen nach Anhang I FFH-RL, 
− Arten nach Anhang II FFH-RL sowie deren Lebensräume, Fortpflanzungs- und Ruhe-

stätten, 
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− Arten nach Art. 4 Abs. 2 oder Anhang I VSch-RL sowie deren Lebensräume, Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten 

• über den Artenschutzbeitrag  
− Arten nach Anhang IV FFH-RL sowie deren Lebensräume, Fortpflanzungs- und Ru-

hestätten, 
− Arten nach Art. 4 Abs. 2 oder Anhang I VSch-RL sowie deren Lebensräume, Fort-

pflanzungs- und Ruhestätten 

Von den Bestandserfassungen der genannten Planungsbeiträge sind bisher nicht unmittelbar 
und umfänglich abgedeckt: 

• Lebensraumtypen nach Anhang I FFH-RL und deren charakteristische Arten außerhalb 
der FFH-Gebiete, 

• Arten nach Anhang II FFH-RL sowie deren Lebensräume, Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten außerhalb der FFH-Gebiete, 

wobei der LBP zur Bewertung der Biotopfunktion die für den betroffenen Naturraum wertge-
benden Arten erfasst und sich diese häufig mit den geschützten Arten decken (siehe auch 
Merkblatt Č MB 3 und 4). Darüber hinaus sind einige der Arten nach Anhang II FFH-RL auf-
grund von Überschneidungen mit den Arten nach Anhang IV FFH-RL bereits Bestandteil des 
Artenschutzes. Grundsätzlich verbleibt jedoch die erhöhte Anforderung an die Be-
standserfassung und die Konfliktanalyse hinsichtlich der Lebensraumtypen sowie des 
Abgleichs nach Anhang II FFH-RL geschützten Arten außerhalb der Schutzgebiete. 
Diese Lücke ist sinnvollerweise im LBP zu schließen. 

Für die Haftungsfreistellung im Sinne des § 21a Abs. 1 S. 2 BNatSchG lassen sich folgende 
Anforderungen ableiten: 

Im Rahmen einer FFH-Verträglichkeitsprüfung erfolgt dann eine Enthaftung von 
Biodiversitätsschäden, wenn die Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele angemessen ermit-
telt wurden und, sofern eine Erheblichkeit gegeben ist, die erforderlichen Kohärenzmaßnah-
men festgesetzt und durchgeführt worden sind (BMVBW 2004).  

Die Artenschutzrechtliche Prüfung führt zu einer Enthaftung, wenn die Verbotstatbestände 
des § 42 Abs. 1 BNatSchG sachgemäß bewertet worden sind und, sofern die Schädigungs- 
und Störungsverbote vorliegen, eine Ausnahme nach § 43 Abs. 8 BNatSchG bzw. § 62 Abs. 
1 BNatSchG erteilt wurde. Dies setzt voraus, dass sich der Erhaltungszustand der betroffe-
nen Art / Population nicht verschlechtert bzw. dieser durch entsprechende Maßnahmen zur 
Sicherung des Erhaltungszustandes (FCS-Maßnahmen) wiederhergestellt bzw. die Funktio-
nalität der Lebensstätten durch CEF Maßnahmen i.S.d. § 42 Abs. 5 BNatSchG aufrechter-
halten werden kann. 

Da eine FFH-Verträglichkeitsprüfung grundsätzlich nur dann durchgeführt wird, wenn die 
Auswirkungen eines Vorhabens ein Natura 2000-Gebiet wahrscheinlich beeinträchtigen wer-
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den, zielt die Enthaftungsmöglichkeit über die Eingriffsregelung insbesondere auf die FFH-
Lebensraumtypen und Anhang II-Arten außerhalb von FFH-Gebieten und die Habitate ge-
schützter Vogelarten außerhalb von Vogelschutzgebieten ab. Nach den Vorgaben der Um-
welthaftungsrichtlinie ist eine Enthaftung über nationale Vorschriften, wie eben die deutsche 
Eingriffsregelung, nur möglich, wenn diese den europäischen Vorschriften zur FFH-
Verträglichkeitsprüfung (Art. 6 Abs. 3 und 4 FFH-RL) und zum Artenschutz (Art 12, 13, 16 
FFH-RL und Art 5, 9, 13 VS-RL) entsprechen. Im konkreten Fall müssen sich die im Rahmen 
der Eingriffsregelung durchgeführten Prüfungen sowie die festgelegten Kompensationsmaß-
nahmen daher an den Anforderungen der FFH-Verträglichkeitsprüfung bzw. Artenschutzprü-
fung messen lassen. Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, die sich aus der Eingriffsrege-
lung ableiten, zielen auf die Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Na-
turhaushaltes. Für die Maßnahmenplanung im LBP werden sich durch die Erfordernisse des 
USchadG und des Artenschutzes hinsichtlich der räumlich-funktionalen Bindung und der art-
spezifischen Ausrichtung erhöhte funktionale und zeitliche Anforderungen ergeben. 

Im Hinblick auf das USchadG ist primär von Bedeutung, dass die erheblichen und nachteili-
gen Auswirkungen auf die Arten und Lebensräume mit der Planfeststellung bekannt und ge-
nehmigt werden. Darüber hinaus ergibt sich mit Bezug zu der Zulassungsentscheidung nach 
den nationalen Schutzvorschriften in Verbindung mit den vorgesehenen Kompensations-
maßnahmen einschließlich der artenschutzrechtlich begründeten Maßnahmen sowie den 
Kohärenzmaßnahmen eine fachliche Begründung für die Ausnahme vom Tatbestand des 
Umweltschadens i.S. des § 21a Abs. 1 S. 2 BNatschG.  

Liegt zwischen der Entwurfsplanung und dem Planfeststellungsbeschluss ein größerer Zeit-
raum, kann eine Nacherfassung der Lebensräume und Arten sinnvoll sein. Gleiches trifft al-
lerdings auch für die artenschutzrechtliche Betrachtung zu. 

Der Planfeststellungsunterlage kommt somit zukünftig als weitere Funktion die Beweissiche-
rung zur Freigestellung von der Vermeidungs- oder Sanierungspflicht nach §§ 5,6 USchadG 
zu. Neben der Dokumentation der genehmigten Beeinträchtigungen sollte weiterhin nach-
vollziehbar sein, welche Umweltschäden bereits vor der Realisierung des Vorhabens be-
standen haben und daher zukünftig von Dritten in keinen kausalen Zusammenhang gestellt 
werden können. 

Umweltschäden, die durch unsachgemäße Bautätigkeiten (z.B. Schadstoffaustritt bei Bau-
maschinen) oder durch nicht planfestgestellte Lager- und Bauflächen verursacht werden, lie-
gen in der Verursacher- und Sanierungspflicht des ausführende Bauunternehmens. 

 

2.3 Artenschutz in Straßenplanungsverfahren  

Der Artenschutz ist eine spezifische Aufgabe des Naturschutzes. Vorwiegend sind die Ver-
bote des Artenschutzes und die Ausnahmen von diesen relevant. Die Vorhabenszulassung 
ist das Ergebnis eines gestuften Planungsprozesses, in dem der Artenschutz aufgrund 
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jüngster Rechtsprechung des EuGH und des BVerwG (Urteile zur OU Stralsund, Verkehrs-
flughafen Berlin/Schönefeld, BAB A143 bei Halle, s. i. Folgenden) jeweils unabhängig von 
der Eingriffsregelung eigenständig zu berücksichtigen und zu bewältigen ist. 

In Folge des Urteils des Europäischen Gerichtshofs (EuGH, Urteil vom 10.01.2006, C-98/03)  
u.a. zur Unvereinbarkeit des § 43 Abs. 4 BNatSchG a.F. mit den artenschutzrechtlichen Vor-
gaben der FFH-Richtlinie wurde das Bundesnaturschutzgesetz durch das Erste Gesetz zur 
Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes vom 12.12.2007 (BGBl. I vom 12.12.2007; 2873) 
an die europarechtlichen Vorgaben angepasst. Die Novelle mit hinsichtlich des Artenschut-
zes relevanten Änderungen des Bundesnaturschutzgesetzes ist am 17.12.2007 in Kraft ge-
treten.  

Die zentralen Vorschriften des besonderen Artenschutzes finden sich in §§ 42 und 43 
BNatSchG. Die Vorschriften des Artenschutzes sind wie die des Natura 2000 Gebietsschut-
zes striktes Recht und somit abwägungsfest zu beachten.  

Schutzgegenstand sind die nach § 10 BNatSchG streng oder besonders geschützten Arten; 
alle geschützten Arten fallen grundsätzlich unter die Verbote des § 42 Abs. 1 BNatSchG. 

Die Bewältigung des Artenschutzes erfolgt entsprechend den gesetzlichen Anforderungen im 
LBP respektive in der Planfeststellungsunterlage auf verschiedenen Ebenen:  

• Beeinträchtigungen der nach Anhang IV FFH-RL oder nach Art. 1 V-RL streng oder be-
sonders geschützten Arten werden in einem Artenschutzbeitrag (ASB) behandelt, der 
Bestandteil des LBP ist oder als eigenständige Unterlage Teil der Planfeststellungsunter-
lage wird.   
Das BNatSchG hat für die Vorhabensplanung, i.e. in Bezug auf nach § 19 zulässige Ein-
griffe in Natur und Landschaft, eine Sonderregelung in § 42 Abs. 5 getroffen, die den 
Anwendungsbereich auf die europäisch geschützten Arten eingrenzt.  

• Beeinträchtigungen der weiteren besonders und streng geschützten Arten, die nach den 
in Abb. 2-1 weiterhin genannten Normen geschützt sind, sind – aus § 42 Abs. 5 mittelbar 
folgend – im Rahmen der Eingriffsregelung nach § 19 BNatSchG zu bewältigen.3 Hier 
wiederum erfolgt die Auseinandersetzung auf zwei Ebenen:  
− bezüglich der streng geschützten Arten, die eine Teilmenge der besonders geschütz-

ten Arten (Abb. 2-1) sind, muss die Planung die Kriterien des § 19 Abs. 3 Satz 2 erfül-
len. Eine entsprechende Darstellung wird Bestandteil des Artenschutzbeitrages.  

− Die weiteren lediglich besonders geschützten Arten (Abb. 2-1) sind – als Elemente 
der betroffenen Lebensräume – Gegenstand der Problembewältigung nach den Krite-
rien des § 19 BNatSchG. Bei diesen Arten erfolgt in der Regel keine artspezifische 
Behandlung im LBP. 

                                                 

3 Diesbezüglich bestehen allerdings Fragestellungen, die mit der Gesetzesnovelle nicht eindeutig geregelt werden und die im 
Rahmen des vorliegenden Gutachtens nicht vertieft und erst recht nicht geklärt werden konnten (vgl. Kap. 11.2). 
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Im Rahmen der Planfeststellung hat der LBP hinsichtlich des Artenschutzes die Aufgabe, die 
abschließende Vermeidung und Bewältigung artenschutzrechtlich relevanter Sachverhalte 
einschließlich der Festlegung der notwendigen Maßnahmen und ggf. des Monitorings vorzu-
nehmen. Die artenschutzrechtlich notwendigen Maßnahmen liefern neben den Schadens-
begrenzungs- oder Kohärenzsicherungsmaßnahmen für betroffene Natura 2000 Gebiete ei-
ne wesentliche Zielbestimmung und Grundlage für die Maßnahmenplanung im LBP. 

Die Schnittstellen zwischen den LBP- und Artenschutzinhalten sind im Kapitel 3.4 und den 
jeweiligen Arbeitsschritten bzw. in den Merkblättern dargestellt. 

 Eingriffsregelung (§ 18, 19 BNatSchG)

europarechtlich geschützte Arten

Ausnahmetatbestände

Verbote

6) Art 
EG-Verordnung 
Anhang A

    besonders geschützte Arten*

Besonderer Artenschutz 

1) Art 
BArtSchV,
Anlage 1, Sp. 2

5) Art 
BArtSchV,  
Anlage1, Sp. 3

3) Art Art. 1 
Vogelschutz-
Richtlinie

 § 43 Abs. 8 BNatSchG 

4) Art 
Anhang IV 
FFH-Richtlinie

* nach § 10 Abs. 2 Nr. 10, 11 BNatSchG

2) Art 
EG-Verordnung,
Anhang B

Art. 9 Abs.2 V-RL, Art. 16 Abs. 1+3 FFH-RL

 § 42 Abs.1 Nr.1 - 4, Abs. 5 BNatSchG 

Stärkung Belange in Abwägung 
nach § 19 Abs. 3 S. 2 BNatSchG

   streng geschützte Arten*
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Abb. 2-1 Abgrenzung der im Artenschutz nach §§ 42, 43 BNatSchG zu behandelnde Arten 
der FFH-RL und der V-RL (Gruppen 3 und 4) zu den weiteren nach § 10 BNatSchG 
besonders und streng geschützten Arten (Gruppen 1, 2, 5 und 6) 

Im gestuften Planungsprozess der Vorhabenszulassung bei Bundesfernstraßenprojekten 
(Linienbestimmung nach §16 FStrG mit voraus laufendem Raumordnungsverfahren, Plan-
feststellung nach § 17 FStrG – siehe Abb. 2-2) ist der Artenschutz dabei jeweils eigenstän-
dig, allerdings je nach Planungsstufe in unterschiedlicher Intensität zu berücksichtigen (vgl. 
Teil II 15). Die artenschutzrechtlichen Ausnahmebedingungen müssen spätestens im Rah-
men der Planfeststellung erfüllt sein. Es ist dafür unabdingbar, den Artenschutz frühestmög-
lich in den Blick zu nehmen. Andernfalls könnten Konflikte erst spät erkannt werden, die auf 
der nachfolgenden Planfeststellungsebene kaum mehr aufgelöst werden und dort zu einer 
Unzulässigkeit des Vorhabens führen können.  
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Abb. 2-2 Naturschutzfachliche Beiträge in den Planungsphasen bei Bundesfernstraßenpro-
jekten (Planungsphasen nach STMI BAYERN, 2003; verändert und ergänzt) 
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Teil I  Eingriffsregelung 

3 Rechtliche und fachliche Anforderungen an einen land-
schaftspflegerischen Begleitplan 

3.1 Gegenstand der Eingriffsregelung 

Die Eingriffsregelung ist im Bundesnaturschutzgesetz vom 25. März 2002 in den §§ 18 bis 
20 verankert. Dabei legt § 18 im Wesentlichen den Tatbestand der Eingriffsregelung fest, § 
19 regelt die Folgenbewältigung und § 20 das Verfahren. 

Ein Eingriff liegt vor, wenn die in § 18 BNatSchG genannten Voraussetzungen erfüllt sind. 
Dabei handelt es sich nach § 18 Abs. 1 BNatSchG um Veränderungen der Gestalt oder Nut-
zung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbin-
dung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-
haushalts oder das Landschaftsbild erheblich4 beeinträchtigen können.  

Die Eingriffsregelung zielt darauf ab, den Status Quo der Landschaft zu erhalten. Vermeidba-
re Beeinträchtigungen sind daher zu unterlassen (Vermeidungsgebot des § 19 Abs. 1 

BNatSchG), sofern der Aufwand zur Vermeidung dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz (vgl. 
Kap. 3.2) entspricht. Unvermeidbare Beeinträchtigungen sind in dem Maße zu kompensie-
ren, dass die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und die Landschafts-
bildqualität nach dem Eingriff dem Zustand vor dem Eingriff entsprechen.  

Im Folgenden wird erläutert, was unter der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-
haushalts und dem Landschaftsbild im Rahmen der Eingriffsregelung zu verstehen ist. 

3.1.1 Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts  

Im Zuge der Novellierung des BNatSchG im Jahre 2002 wurde der Begriff „Leistungsfähig-
keit des Naturhaushalts“ zu dem Begriffspaar „Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-
haushalts“ erweitert (§§ 1 Nr. 1, 2 Abs. 1, Nr. 8, 18 Abs. 1 BNatSchG). In der Gesetzesbe-
gründung wird die langfristige ökologische Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts betont. 

„Strukturen, Funktionen und Leistungen von Ökosystemen sind eng miteinander ver-
bunden und stehen in wechselseitiger Abhängigkeit. Der Naturhaushalt muss sowohl 

                                                 

4 Während in § 18 BNatSchG bei der Definition des Eingriffs von erheblichen Beeinträchtigungen ausgeht, zielt § 19 
BNatSchG auf die Vermeidung und Kompensation aller Beeinträchtigungen ab, sofern sie Teil eines Eingriffs im Sinne von 
§ 18 BNatSchG sind (siehe auch Merkblatt Č MB 19). 
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leistungs- wie auch funktionsfähig sein; ohne Leistungsfähigkeit gibt es keine Funkti-
onsfähigkeit und ohne Funktionsfähigkeit keine Leistungsfähigkeit. Dieses Wechsel- 
und Abhängigkeitsverhältnis wird durch das neue Begriffspaar «Leistungs- und Funk-
tionsfähigkeit» klargestellt.“ 5 

In der Definition des Naturhaushaltes in § 10 Abs. 1, Nr. 1 BNatSchG wird insbes. das Wir-
kungsgefüge zwischen den Schutzgütern hervorgehoben. Diese Akzentsetzung ist auch in 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG enthalten, der das ökosystemare, schutzgutübergreifende Ver-
ständnis von „Naturhaushalt“ hervorhebt: 

„Der Naturhaushalt ist in seinen räumlich abgrenzbaren Teilen so zu sichern, dass die 
den Standort prägenden biologischen Funktionen, Stoff- und Energieflüsse sowie 
landschaftlichen Strukturen erhalten, entwickelt oder wiederhergestellt werden.“ 

In dem Kontext eines erweiterten Verständnisses der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts erlangt auch der § 3 Abs. 2 BNatSchG eine zusätzliche Bedeutung: eine der 
Zielsetzungen des Biotopverbundes ist die „Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfä-
higer ökologischer Wechselbeziehungen“. Wie in dem Begriffspaar Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit findet auch hier ein expliziter Hinweis auf die Funktion statt. Diese wurde in den 
§ 19 Abs. 2 BNatSchG aufgenommen, wonach sich die Kompensation (Ausgleich, Ersatz) 
auf die „beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts“ bezieht. Die genannten Funktionen 
des Naturhaushalts sind im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG die „biologischen Funktio-
nen“, aber auch relevante Stoff- und Energieflüsse. (Zur Ausfüllung des Funktionsbegriffs 
siehe Kap. 3.4) 

3.1.2 Landschaftsbild 

Die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft (§ 1 
BNatSchG Nr. 4) sind Gegenstand dessen, was der Begriff des Landschaftsbildes „bündelt „ 
(GASSNER ET AL. 2003, S. 325). Dem Gutachten wird daher in enger Anlehnung an die Ter-
minologie der §§ 1, 18, 19 BNatSchG ein Landschaftsbildbegriff zu Grunde gelegt, welcher 
die Funktion als Erlebnis- und Erholungsraum des Menschen (vgl. auch § 14 Abs. 1, Satz 4 f. 
BNatSchG) und die Gesamtheit aller Wahrnehmungskomponenten (Sehen, Hören, Tasten 
und Riechen) der Landschaft einbezieht. Dieser Landschaftsbildbegriff schließt alles ein, 
was sensorisch wahrnehmbar ist, bspw. Gerüche, Vogelgesang, Frische, Lärm bzw. 
Lärmfreiheit. Eingeschlossen ist damit auch der „Erholungswert der Landschaft i.S. 
ihrer Erlebnisfähigkeit als ein Stück Natur“. 

                                                 
5 Gesetzesbegründung, BR-Dr. 411/01 vom 1.6.01, Seite 60 = BT-Dr. 14/6378 vom 20.6.2001, Seite 34. In der 
Begründung von § 18 wird ebenfalls auf das Begriffspaar eingegangen. 
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Daher wird für die fachliche Umsetzung im LBP der Begriff des Landschaftsbildes um diese 
anderen sinnlichen Komponenten erweitert und durch den Begriff Erlebniswert und Erho-
lungsbedeutung im Sinne der landschaftsgebundenen Erholungsfunktion ergänzt (WÖBSE 
1998). Dabei wird das Landschaftsbild – neben akustischen und olfaktorischen Eindrücken – 
aber maßgeblich durch die optischen Eindrücke für einen Betrachter, d.h. die mit dem Auge 
wahrnehmbaren Zusammenhänge von einzelnen Landschaftselementen bestimmt, wenn 
auch eine strenge Beschränkung des Landschaftsbildes auf visuelle Aspekte (s. OVG Müns-
ter, Urteil vom 04.06.1993, 7 A 3157/91, NuR 1994; 249) in dieser Restriktion aus heutiger 
Sicht verfehlt ist (GASSNER ET AL. 2003, § 18 BNatschG).  

In der Tatbestandsermittlung zum Schutzgut „Landschaftsbild“ im Rahmen der Eingriffsrege-
lung geht es daher um die Merkmale, die einen Raum als Erlebnis- und Erholungsraum des 
Menschen, auf den das Landschaftsbild einwirkt und der es wahrnimmt, auszeichnen und die 
in § 2 Abs. 1 Nr. 13 Satz 2 BNatSchG als „charakteristische Strukturen und Elemente“ be-
zeichnet werden. 

Im Zusammenhang mit der BNatSchG-Novelle von 2002 ergibt sich neben der Bedeutungs-
erweiterung im Schutzgutbegriff zur Berücksichtigung des Landschaftsbildes in der Eingriffs-
regelung außerdem eine geänderte Stufenfolge der Verursacherpflichten (GASSNER ET AL. 
2003, § 19 BNatSchG). Der Ausgleich von Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes soll 
nach § 19 Abs. 2 BNatSchG durch landschaftsgerechte Wiederherstellung oder Neugestal-
tung geschehen können. Die sonstige Kompensation besteht gem. § 19 Abs. 2 BNatSchG in 
der landschaftsgerechten Neugestaltung.  

Der Begriff „landschaftsgerechte Neugestaltung“ ist somit nun sowohl den Ausgleichs- als 
auch den Ersatzmaßnahmen zugeordnet, so dass aus dem Gesetzestext oder auch der Do-
kumentation des Gesetzgebungsverfahrens keine klare Differenzierung ableitbar ist. Auch 
wenn in der Praxis die „sonstige Kompensation“ als Ersatzmaßnahme betrachtet und die 
„landschaftsgerechte Wiederherstellung“ als Ausgleichsmaßnahme angesehen wird, ist beim 
Landschaftsbild die Unterscheidung zwischen den Begriffen „Ausgleich“ und „Ersatz“ durch 
die Formulierung im Gesetz aufgegeben worden.  

Nach alter Rechtslage des BNatSchG vom 21.September 1998, war das wesentliche Unter-
scheidungsmerkmal zwischen „Ausgleich“ und „Ersatz“ die Erheblichkeitsschwelle. Von Aus-
gleichsmaßnahmen wurde gesprochen, wenn nach ihrer Durchführung keine erheblichen 
oder nachhaltigen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes zurückblieben. Für verbleiben-
de erhebliche oder nachhaltige Beeinträchtigungen waren demnach Ersatzmaßnahmen 
durchzuführen. 

In entsprechender Anwendung des § 19 Abs. 2 BNatSchG kommt es nun bei der land-
schaftsgerechten Neugestaltung darauf an, dass nach der Neugestaltung der Landschaft die 
ursprüngliche Charakteristik des Landschaftsbildes im Wesentlichen erhalten bleibt (JESSEL 
et al. 2003).  
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Ein etwaiges Defizit an Erholungswert der Kompensationsfläche im Vergleich zur Eingriffs-
fläche ist dabei in Ansatz zu bringen (GASSNER ET AL. 2003). 

SCHUMACHER & FISCHER-HÜFTLE (2003) machen in ihrem Kommentar zum novellierten 
BNatSchG von 2002 deutlich, dass das Gebot des § 19 Abs. 2 BNatschG, welches vorgibt, 
dass Beeinträchtigungen vorrangig auszugleichen sind, für das Verhältnis der Wiederherstel-
lung zur Neugestaltung beim Landschaftsbild zwar nicht unmittelbar gilt, aber doch sinnge-
mäß, „weil nach allgemeinen Grundsätzen ein Rechtsgut nicht stärker beeinträchtigt werden 
soll als dies zu einem Zweck erforderlich ist und die Wiederherstellung dem Ziel der Erhal-
tung des vorhandenen Landschaftsbildes näher kommt“. 

Der Gesetzgeber hatte die Begriffe „gleichwertig“ und „gleichartig“ ausschließlich für den Na-
turhaushalt verwendet und spricht für das Landschaftsbild von einer landschaftsgerechten 
Wiederherstellung bzw. Neugestaltung. Der zentrale Begriff ist daher die Orientierung an der 
landschaftsgerechten Wiederherstellung oder Neugestaltung. Da sich aus den rechtlichen 
Vorgaben des BNatSchG keine explizite Unterscheidung zwischen Ausgleichs und Ersatz-
maßnahmen für das Landschaftsbild ableiten lässt, werden im Gutachten hierzu 
Operationalisierungsvorschläge entwickelt und zum anderen die unbestimmten Rechtsbegrif-
fe „landschaftsgerecht“, „Wiederherstellung“ und „Neugestaltung“ definiert und inhaltlich aus-
gefüllt (siehe Č MB 31).  

3.2 Anforderungen an den landschaftspflegerischen Begleitplan  

Der landschaftspflegerische Begleitplan (LBP) dient als Bestandteil des Fachplans zur inhalt-
lichen Abarbeitung der rechtlichen Anforderungen der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-
lung (§ 20 Abs. 4 BNatSchG). In ihm hat der Planungsträger die Maßnahmen, die zur Ver-
meidung, zum Ausgleich und zur Kompensation in sonstiger Weise nach § 19 BNatSchG 
sowie zur Festsetzung von Maßnahmen nach § 34 BNatSchG (FFH-Gebietsschutz) und 
nach § 42 Abs. 5 BNatSchG erforderlich sind, in Text und Karte darzustellen. 

Aus rechtlicher Sicht ist die Qualität des LBP von besonderer Bedeutung. Für die Verwert-
barkeit eines LBP vor Gericht gelten die allgemeinen Grundsätze für die richterliche Beurtei-
lung von Gutachten. Danach sollte auch ein LBP im Rahmen eines Zulassungsverfahrens 

• umfassend, 
• widerspruchsfrei,  
• plausibel, 
• nachvollziehbar, 
• von zutreffenden tatsächlichen Voraussetzungen ausgehen sowie  
• zweifelsfrei bezüglich Objektivität und Sachkunde der Gutachter sein (EICHBERGER 1996, 

S. 33). 

Analog verlangt das rechtsstaatliche Bestimmtheitsgebot von allen Arbeitsschritten eines 
LBP ein Mindestmaß an 
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• Voraussehbarkeit, 
• inhaltlicher Klarheit und  
• Eindeutigkeit (siehe GRUEHN 1999, S. 16). 

Diese Anforderungen entsprechen den allgemeinen methodischen Gütekriterien Objektivität 
(Gutachteraussagen sind anwenderunabhängig), Reliabilität (Gutachteraussagen sind zeit-
lich zuverlässig) und Validität (Gutachteraussagen stimmen mit der Realität überein). Eine 
entsprechende Überprüfung durch alle Verfahrensbeteiligten erfordert, dass Sprache und 
Darstellungsform auch für den „gebildeten Laien“ „zumindest grundsätzlich verständlich sein“ 
müssen (MARTICKE 1998, S. 232). 

Verhältnismäßigkeitsprinzip 

Nach dem im Verfassungsrecht verankerten Verhältnismäßigkeitsprinzip, das auch im Rah-
men der Eingriffsregelung von Bedeutung ist, sind die Ermittlungsintensität und der Maß-
nahmenaufwand nur insoweit zulässig, als sie 

• geeignet, 
• erforderlich und 
• angemessen (verhältnismäßig im engeren Sinne) sind. 

Das Verhältnismäßigkeitsprinzip spielt sowohl bei der Frage der Kosten einzelner Maßnah-
men (Vermeidungs-, Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen) als auch bei der Frage der Inan-
spruchnahme von Grundstücken Dritter eine besondere Rolle. Die Höhe der angemessenen 
Kosten ist abhängig vom Umfang des Eingriffs bzw. des Vermeidungs- und Kompensations-
effektes (GASSNER 1995, S. 145ff.). Die Frage der Verhältnismäßigkeit der Inanspruchnahme 
von Grundstücken Dritter ist insbesondere dann von Bedeutung, wenn die Existenz eines 
Grundbesitzers durch die Flächeninanspruchnahme gefährdet ist oder wenn naturschutz-
fachlich ähnlich gut geeignete Flächen zur Verfügung stehen (BVerwG, Urteil vom 
01.09.1997, 4 A 36.96, NuR 1998; 41). 

Hinsichtlich des Umfangs der Ermittlungspflicht ergibt sich aus dem Verhältnismäßigkeits-
prinzip eine Abhängigkeit von der Art der Maßnahme und den jeweiligen naturräumlichen 
Gegebenheiten, in die eingegriffen werden soll. „Je typischer die Gebietsstruktur des Ein-
griffsbereichs, je eher kann auch auf typisierende Merkmale und allgemeine Erfahrungen 
abgestellt werden. Gibt es dagegen Anhaltspunkte für das Vorhandensein besonders selte-
ner Arten, wird dem im Rahmen der Ermittlungen nachzugehen sein" (BVerwG, Urteil vom 
21.02.1997, 4 B 177/96, NuR 2007; 353, 754, 755). 

Bewertungsmethoden 

Ein besonderes Augenmerk ist auf die Bewertungsschritte innerhalb des landschaftspflegeri-
schen Fachbeitrags zu legen. Aus der Erkenntnis, dass Sach- und Wertaussagen prinzipiell 
nur schwer vollständig trennbar sind, ergibt sich die besondere Notwendigkeit, dass alle ei-
ner Bewertung zugrunde liegenden Tatsachen, Werte und Schlussfolgerungen offen gelegt 
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und nachvollziehbar begründet werden (siehe MARTICKE 1998, S. 232). Dies gilt auch für die 
Konkretisierung und Ableitung von regionalisierten und auf die spezielle Situation bezogenen 
naturschutzfachlichen Zielsetzungen. Zur Vermeidung von nicht erkennbaren subjektiven 
Werteinflüssen durch Gutachter oder Vorhabensträger ist die Sachebene (z.B. Beschreibung 
von prognostizierten Beeinträchtigungen hinsichtlich Art, Intensität, räumlicher Reichweite 
und Dauer) und die Wertebene (z.B. Bewertung der Beeinträchtigung hinsichtlich 
Erheblichkeitsgrad anhand von Wertstufen) generell so weit wie möglich voneinander zu 
trennen (siehe ARGE EINGRIFFSREGELUNG 1995, S. 4). Zur Vermeidung eines unnötigen In-
formationsverlustes sollte soweit möglich auf Aggregations- und Verrechnungsschritte ver-
zichtet werden: Als allgemeine Regel gilt, dass die Sachebene so weit wie möglich zu erhal-
ten und darzustellen ist, um die naturschutzfachlichen Kompensationsmaßnahmen hinsicht-
lich Art und Umfang fachlich begründet aus den prognostizierten Beeinträchtigungen ableiten 
zu können.  

Quantitative, stark formalisierte Bewertungsmethoden (siehe KÖPPEL ET AL. 1998) leisten 
dies nur bedingt. Die Rechtsprechung sieht quantitative Bewertungsmethoden im Rahmen 
von UVP und Eingriffsregelung daher grundsätzlich skeptisch und betont die Gefahr einer 
möglichen Scheinrationalität (siehe z.B. BVerwG, Urteil vom 18.05.1995, 4 C 20.94, BVerwG 
E 98; 235 = BauR 1995; 807; OVG NRW Münster, Urteil vom 05.12.1996, 7a D 23/95.NE; 
BVerwG, Urteil vom 23.04.1997, 11 A 7/97, NuR 1997; 446). Bezogen auf die naturschutz-
rechtliche Eingriffsregelung ergibt sich aus der Rechtsprechung, dass Ergebnisse formali-
sierter naturschutzfachlicher Bewertungsmethoden aufgrund fehlender allgemeingültiger 
Standards einer – plausibel begründeten – individuellen Bewertung der Entscheidungsträger 
nicht entgegenstehen bzw. eine solche nicht ersetzen (siehe OVG NRW Münster, Urteil vom 
05.12.1996, 7a D 23/95.NE; BVerwG, Urteil vom 23.04.1997, 11 A 7/97, NuR 1997; 446). 
LOUIS (1996, S. 50), EISSING & LOUIS (1996, S. 487) sowie GASSNER ET AL. (2003, § 19, 
Rn. 8) weisen allerdings darauf hin, dass standardisierte Bewertungsmethoden auch juris-
tisch durchaus wünschenswert sind, da sie bei richtiger Anwendung zu größerer Gleichbe-
handlung führen können. Standardisierte Verfahren sind allerdings nur dann zulässig, wenn 
sie im Regelfall zu angemessenen Ergebnissen führen und Öffnungsklauseln für ungewöhn-
liche Situationen beinhalten (LOUIS 1996, S. 50). Außerdem entbindet ein standardisiertes 
Verfahren nicht davon, im Sinne einer kritischen Rückkoppelung das Ergebnis auf Schlüs-
sigkeit zu überprüfen (ebd.). 

Im Weiteren gelten die rechtlichen und fachlichen Anforderungen, die sich aus dem materiel-
len Regelungsgehalt der gesetzlichen Vorschriften zur Eingriffsregelung ableiten. Diese all-
gemeinen Anforderungen an die Abarbeitung der Eingriffsregelung – z.B. Vollständigkeit der 
Schutzgüter, Berücksichtigung von Vorbelastungen, Bezug zu Art-, Intensität und Dauer der 
Wirkungen, Beachtung schutzgutbezogener funktionaler und räumlicher Zusammenhänge 
usw. – werden im Rahmen der Diskussion und Beschreibung der einzelnen inhaltlichen Ar-
beitsschritte und Merkblätter berücksichtigt. 
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Risikomanagement 

Unter Risikomanagement versteht man den planvollen Umgang mit Risiken. Mittels Risiko-
management sollen Risiken auf ein vernünftiges und durchführbares Maß minimiert werden 
(zum Risikomanagement siehe auch Kap. 8 und Merkblätter Č MB 38, 39, 40).  

Der Vorhabensträger muss den Zulassungsvoraussetzungen Rechnung tragen und hierfür 
das verfügbare Wissen einsetzen, um das Risiko von Maßnahmen so zu steuern, dass kein 
unverhältnismäßiger Schaden entsteht. Das gilt für die Bewältigung der Eingriffsregelung wie 
für den Artenschutz. Als einschlägiges Beispiel gilt die BVerwG -Entscheidung v. 10.09.1998 
(BVerwG, Urteil vom 10.09.1998, 4 A 3/97, NuR 1999; 103), wo die Notwendigkeit einer 
„kontinuierlichen wissenschaftlichen Begleitung“ aufgrund der unsicheren Ausgangs- und Er-
folgsbedingungen ausdrücklich hervorgehoben wird.  

Für die nach der Eingriffsregelung festlegten Maßnahmen (Vermeidungs-, Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen) sind im Regelfall Nachkontrollen erforderlich (FGSV 2003). Bei Maß-
nahmen im Zusammenhang mit Natura 2000–Gebieten bzw. Anhang IV-Arten oder europäi-
schen Vogelarten bestehen erhöhte Anforderungen, insbesondere wenn diese Maßnahmen 
dazu dienen, die Beeinträchtigungen unter die für einen Verbotstatbestand relevante Schwel-
le zu senken und somit ein Projekt für zulässig zu erklären (siehe auch Kap. 13).   

Auch aktuell hat das BVerwG auf die Bedeutung eines Risikomanagements im Regelkreis 
von nicht ausräumbaren Prognoseunsicherheiten und Verantwortung für die Einhaltung der 
Zulassungsnormen hingewiesen (BVerwG, Urteil vom 17.01.2007, 9 A 20/05; Rn. 36 - A143 
Westumfahrung Halle). Sowohl Aussagen über die voraussichtlichen naturschutzfachlichen 
Beeinträchtigungen des geplanten Vorhabens als auch Aussagen über die zu erwartenden 
positiven funktionalen Wirkungen von Kompensationsmaßnahmen stellen typische 
Prognoseaussagen dar.  

Nach ständiger Rechtsprechung ist es ausreichend, dass die Prognose „in einer der jeweili-
gen Materie angemessenen und methodisch einwandfreien Weise erarbeitet“ wurde 
(BVerwG E 56; 110, 121). Nicht Gegenstand einer möglichen gerichtlichen Prüfung ist damit 
die Frage, ob die Prognose den späteren tatsächlichen Entwicklungen mehr oder weniger 
entspricht. Jedoch kann das Auseinanderklaffen zwischen Prognoseergebnis und nachträgli-
cher Entwicklung als Indiz dafür gewertet werden, dass die Prognose unsachgemäß aufge-
stellt wurde (siehe BVerwG E 56; 110, 122; HOPPE & GROTEFELS 1995, S. 259). 

Sind keine gesicherten Wirkungszusammenhänge bekannt oder keine Prognosemethoden 
verfügbar, ist die vorhandene Literatur hinsichtlich möglicher Analogieschlüsse auszuwerten. 
Bestehen besondere Prognoseunsicherheiten und Kenntnislücken, sollte darauf hingewiesen 
werden, um entsprechende Nachkontrollen sowie ggf. ein Risikomanagement begründen zu 
können (siehe Kap. 8 und Č MB 38, 39, 40). Dieser aus dem Recht der Umweltverträglich-
keitsprüfung (vgl. § 6 UVPG) stammende Grundsatz stellt ein verallgemeinerungsfähiges 
Prinzip der wissenschaftlichen Qualitätssicherung dar und lässt sich daher auf die Eingriffs-
regelung übertragen. 
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Noch nicht entscheidungsreife Problembereiche dürfen nur dann ausgeklammert werden, 
wenn sie keine wesentlichen Elemente der Abwägung, sondern wenn sie nur abtrennbare, 
überschaubare, gesondert steuerbare Maßnahmen mit eher nur flankierender Funktion, d.h. 
randlicher Bedeutung betreffen (BVerwG E 104; 123). 

Die Planfeststellung muss dabei als Teil der Genehmigung die identifizierte Gefährdung und 
die Maßnahmen unter dem Aspekt Prognose (Eintrittswahrscheinlichkeit, mögliches Scha-
densausmaß) und Eignung der Maßnahmen bewerten. Für die Bewältigung im Rahmen der 
Planfeststellung vgl. dazu BVerwG, (BVerwG, Urteil vom 17.01.2007, 9 A 20/05; Rn. 64 - 
A143 Westumfahrung Halle): 

„Der Gegenbeweis der Unschädlichkeit eines Vorhabens misslingt zum einen, wenn die Risikoanalyse, -prognose 
und -bewertung nicht den besten Stand der Wissenschaften berücksichtigt, zum anderen aber auch dann, wenn 
die einschlägigen wissenschaftlichen Erkenntnisse derzeit objektiv nicht ausreichen, jeden vernünftigen Zweifel 
auszuschließen, dass erhebliche Beeinträchtigungen vermieden werden. Derzeit nicht ausräumbare wissen-
schaftliche Unsicherheiten über Wirkungszusammenhänge sind allerdings dann kein unüberwindbares Zulas-
sungshindernis, wenn das Schutzkonzept ein wirksames Risikomanagement entwickelt hat.“ 

3.3 Analyse der Planungspraxis 

Die Planungspraxis der landschaftspflegerischen Begleitplanung hat immer wieder mit Prob-
lemen zu kämpfen, die sich aus dem inhaltlich methodischen Verständnis der Eingriffsrege-
lung ergeben und sich negativ auf den Planungsprozess, die Maßnahmenumsetzung und die 
Akzeptanz der Ergebnisse der landschaftspflegerischen Begleitplanung auswirken. 

„Naturhaushalt“ bzw. „Natur und Landschaft“ sind Gebilde, die aus einer Vielzahl von Ele-
menten bestehen, die so aufeinander bezogen sind, dass sie ein Ganzes oder eine Einheit 
darstellen. Um das System handhabbar zu machen, untergliedert bereits das BNatSchG den 
Naturhaushalt zunächst in Naturgüter; synonym differenziert das UVPG die Umwelt in 
Schutzgüter. Weitere für eine differenzierte Betrachtung geeignete und genutzte Gliede-
rungsmerkmale des BNatSchG sind Leistungen, Funktionen und Strukturen (zu Wert- und 
Funktionselementen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes siehe ARGE EIN-

GRIFFSREGELUNG 1988, 1995). Die geläufigen Konventionen zur Eingriffsregelung führen zu 
einer kleinteiligen, manchmal verkürzten Aufgliederung in einzelne Systemelemente (i.d.R. 
Biotoptypen).  

Die das System prägenden Funktionen, Stoff- und Energieflüsse sowie landschaftliche Struk-
turen (vgl. § 2 Abs. 1 BNatSchG) machen die „Leistungs- und Funktionsfähigkeit“ eines Sys-
tems als Ganzes aus und lassen es erst zu der für jedes System individuellen Funktionalität 
gelangen. Trotzdem wird das System häufig nicht als Einheit betrachtet. Es werden einzelne 
Elemente erfasst, bilanziert und ausgeglichen oder ersetzt. Die Zuordnung von Ausgleich 
und Ersatz zu den beeinträchtigten Elementen ist v.a. durch Konventionen geprägt. Deswe-
gen fällt es schwer, zu der gesetzlich geforderten Bewältigung der Beeinträchtigungen im 
Systemzusammenhang zu kommen.  
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Angesichts steigender Anforderungen (u.a. im Zusammenhang mit dem Artenschutz) sind 
die in der Eingriffsregelung üblichen Verfahren methodisch und inhaltlich zunehmend über-
fordert. Die Grundprobleme äußern sich in allen LBP Arbeitsschritten (Bestandserfassung, 
Konfliktanalyse und Maßnahmenplanung): 

Die derzeitige landschaftspflegerische Begleitplanung bearbeitet die einzelnen Naturgüter 
i.d.R. separativ und führt somit – angesichts steigender Anforderungen an die Berücksichti-
gung von Umweltnormen – zunehmend zu einer breiteren Bestandserfassung. Die Forde-
rung von Verfahrensbeteiligten (Fachbehörden, Verbände) nach Vollständigkeit der Be-
standserfassung entzieht sich der Frage, was in dem jeweiligen Einzelfall planungsrelevant 
ist. Dagegen ist höchstrichterlich6 anerkannt, dass die Erfassung zielorientiert und selektiv 
sein darf bzw. sein soll. Sie muss sich aber an den prägenden Strukturen und Schlüsselfunk-
tionen ausrichten. So muss es nicht zwangsläufig sein, alle abiotischen Schutzgüter zu er-
fassen, wenn die Ausprägung bestimmter Lebensraumkomplexe ausreichend sichere Rück-
schlüsse auf die abiotischen Standortfaktoren und die zugrunde liegenden Prozesse zulässt 
(GASSNER ET AL. 2005, S. 70 ff). Die Entscheidungserheblichkeit drückt sich in dem Schutz-
würdigkeitsprofil des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes in dem jeweiligen Pla-
nungsraum aus. 

Das Grundproblem einer breiten und nicht ausschließlich zielorientierten Erfassung aller 
Schutzgüter setzt sich in den Arbeitsschritten Konfliktanalyse und Maßnahmenplanung fort 
und findet hier seinen Ausdruck in häufig nicht mehr nachvollziehbaren vergleichenden Ge-
genüberstellungen (Eingriffs-, Ausgleichsbilanzierungen), die vielfach unzureichende Rück-
schlüsse auf die entscheidungserheblichen Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und 
des Landschaftsbildes und deren Wiederherstellung zulassen. Dem entgegen führen forma-
lisiere Bewertungsverfahren (z.B. ERegStra, Kompensationsverordnung) zwar zu einer Re-
duzierung der Komplexität, widersprechen aber dem originären Ziel der Eingriffsregelung, 
den Eingriff funktionsbezogen zu erfassen und zu kompensieren. 

In der Maßnahmenplanung fehlen oftmals Zielkonzeptionen zur Wiederherstellung des Na-
turhaushaltes und des Landschaftsbildes. Die funktionale Ableitung von Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen wird in jedem LBP-Methodenkapitel zur Maßnahmenplanung betont, aber 
doch überwiegend über eine „Auge um Auge und Zahn für Zahn“ Vorgehensweise umge-
setzt. Dies kann unter anderem dazu führen, dass Entwicklungspotenziale der durch den 
Eingriff betroffenen Landschaftsräume nicht erkannt und damit die funktionale Einbindung 
der geplanten Maßnahmen und Leitbilder für den Planungsraum außer Acht gelassen wer-
den. In dem Verständnis einer identischen Wiederherstellung des z.B. betroffenen Biotoptyps 
„Hecke“ fehlt in der Regel das Denken in Maßnahmenalternativen und damit die Flexibilität 
bei der Auswahl von Maßnahmenflächen, die – in den jeweiligen Landschaftsraum einge-
bunden – auf eine umfassendere Zielkonzeption zurückgreift.  

                                                 

6 BverwG Beschl. v. 21.2.1997 - 4B 77/96, 31.1.2002 – 4A 15.01. 
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Neben den eher methodischen Problemen bei der Ableitung geeigneter Kompensations-
maßnahmen ergeben sich darüber hinaus teilweise auch praktische Mängel bei der planeri-
schen Ausgestaltung der Maßnahmen. Eine unzureichende Maßnahmenplanung im LBP 
kann häufig zu Änderungen oder Neuplanungen von Maßnahmen im Rahmen der land-
schaftspflegerischen Ausführungsplanung (LAP) führen. Der Änderungsaufwand resultiert 
z.B. aus nicht ausreichend erfassten ökologischen Verhältnissen (Wasserhaushalt o.ä.) oder 
topographischen Eigenschaften (Mulden-, Kuppenlage) der Maßnahmenflächen, unzurei-
chender Absicherung der Pflege und weiteren Nutzung der Flächen oder der Verfügbarkeit 
von verwendeten Materialien sowie aus der Nichtberücksichtigung von rechtlichen Ein-
schränkungen (u.a. Abstandsregelungen zu Leitungstrassen oder Sichtdreiecken). Merkblatt 
Č MB 37 bietet diesbezüglich eine Checkliste, die im Rahmen der Maßnahmenplanung be-
rücksichtigt werden sollte. 

In der folgenden Tabelle sind die angesprochenen Praxisprobleme bezogen auf die LBP-
Arbeitsschritte, unter Angabe möglicher Lösungsansätze, aufgeführt. 
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Tab. 3-1:  Praxisprobleme bei der Bearbeitung eines LBP 

Gliederung /  
Arbeitsschritt Praxisprobleme Lösungsansatz /  

Schwerpunktthemen 

Rechtlicher Rahmen • Selektion der relevanten Schutzgutinhalte (Kom-
plexität) 

• Bestimmung des notwendigen Umfangs 

• Klärung der Rolle des LBP, da nach § 20 Abs. 4 BNatSchG der 
LBP nur fakultativ, aber  Verwaltungsvorschriften der Länder, las-
sen ihn obligatorisch werden, rechtliche Verankerung und Inhalte 
des LBP 

• Vorrangprüfung nach § 19 Abs. 3 BNatSchG, Umsetzung der 
Entscheidungskaskade in dem Ablauf der Arbeitsschritte LBP, 
Schnittstelle Artenschutz 

Bestandserfassung  
Bestandsbewertung 

• Die Operationalisierung des Naturhaushaltes und 
des Landschaftsbildes über einen naturgutbezoge-
nen Funktionsansatz führt zu einer gleichfalls nach 
Schutzgütern aufgeschlüsselten Konfliktermittlung. 
Hieraus ergeben sich Probleme in der Zuordnung 
flexibler Maßnahmenkonzepte 

• aufwendige und nicht zielorientierte Erfassung des 
Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes über 
Schutzgüter (analog zu Schutzgütern der UVS) 

• Die Differenzierung der Schutzgüter in verschie-
denste Funktionen ist im Rahmen der Maßnah-
menplanung vielfach nicht praktikabel, da diese 
wieder auf eine Maßnahme zusammengeführt 
werden (Mehrfachbelegung/ Multifunktionalität) 

• Die naturschutzfachlich relevanten Funktionen 
müssen soweit konkretisiert werden, dass räum-
lich-funktionale Bindungen zwischen den beein-
trächtigten Wert- und Funktionselementen und den 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen eindeutig er-
kennbar und ableitbar sind 

• Operationalisierung der Leistungsfähigkeit und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes, inhaltliche Aus-
füllung des Funktionsbegriffs, Abgrenzung zu § 2 UVPG und ge-
schützten Arten 

• Ökosystemare Betrachtungsweise nach § 2 Abs. 1 Nr.1 
BNatSchG im Hinblick auf eine flexiblere Maßnahmenplanung 
praktikabel machen, Indikation über ausgewählte 
naturhaushaltliche Funktionen 

• Konkretisierung der Erfassungskriterien 
• wirkungs- und naturraumbezogene Abschichtung der erforder-

lichen Bestandserfassung, Erfassung der Funktionsausprägun-
gen die eingriffsrelevant und entscheidungserheblich sind (s. 
auch Artenschutz „relevante Funktionen“), Ableitung von Kriterien 
zur Auswahl relevanter Erfassungsinhalte und zur Abgrenzung 
von Untersuchungsräumen; diese können auch schutzgutspezi-
fisch variieren 

• Abstimmung der Erfassungserfordernisse mit der FFH-VP, dem 
Artenschutzbeitrag insb. zu erforderlichen faunistischen Untersu-
chungen, Verhältnismäßigkeit von insbesondere faunistischen 
und floristischen Erhebungen 
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Gliederung /  
Arbeitsschritt Praxisprobleme Lösungsansatz /  

Schwerpunktthemen 

  • Angaben zu Grundlagendaten wie Qualität, Alter, Quellen, vor-
geschaltete UVS, Datenlücken und Konsequenzen 

• Erarbeitung eines Bewertungsrahmens, welcher als Rahmen 
für die Länderregelungen, -leitfäden dienen soll 

Konfliktanalyse • Die Festlegung der betriebsbedingten Wirkungs-
schwelle, (insb. Lärm und Schadstoffe) birgt große 
Prognoseunsicherheiten 

• Aufgrund der Prognoseunsicherheiten erfolgt 
i.d.R. eine Konventionsbildung hinsichtlich der 
Schwelle, ab wann eine Beeinträchtigung erheb-
lich ist. Diese ist sehr uneinheitlich. Je nach Bun-
desland werden diese Konventionen projektbezo-
gen erarbeitet (z.B. Nds.) oder bereits landesweit 
über entsprechende Bewertungsrahmen (z.B. 
NRW) vereinheitlicht vorgegeben 

• Die Prognoseinhalte und Bewertungsmaßstäbe 
der verschiedenen Planungsbeiträge (LBP, UVS, 
FFH und Artenschutz) sind oft nicht aufeinander 
abgestimmt 

• Es bedarf einer Regelung oder Entscheidung, ob 
die Eingriffsbeurteilung für Schutzgebiete, Ziele 
der Landschaftsplanung etc. als Vorbereitung der 
Befreiung/Ausnahme oder Planänderung sowie für 
Forst nach WaldG im LBP erfolgen soll 

• Ableitung geeigneter, wirksamer Vermeidungsmaßnahmen unter 
Berücksichtigung der Verhältnismäßigkeit, planerische Umset-
zung des Vermeidungsgrundsatzes 

• Erarbeitung von Anforderungen an die Wirkungsprognose im 
Hinblick auf die Prognosesicherheit 

• Darstellung der straßenspezifischen, eingriffsrelevanten Wirkfak-
toren 

• Beurteilung der Erheblichkeit, Ableitung von Regelfallfestle-
gungen bei denen von erheblichen Beeinträchtigungen aus-
zugehen ist, Berücksichtigung der Ökosystemaren Betrach-
tungsweise 

• Beschränkung der Wirkungsprognose auf die planungsrelevanten 
Schutzgüter 

• Abstimmung der Prognoseinhalte und Bewertungsmaßstäbe 
(z.B. §§ 1, 2 u. 3 BNatSchG, Leitbilder und Ziele von Pflege- und 
Entwicklungsplänen, Schutzgebietsverordnungen und sonstigen 
Fachplänen) für die Erheblichkeitsbeurteilung mit der FFH-
VP, dem Artenschutzbeitrag und der UVS 
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Gliederung /  
Arbeitsschritt Praxisprobleme Lösungsansatz /  

Schwerpunktthemen 

Maßnahmenplanung • Die Ermittlung der Kompensationsumfänge erfolgt 
sehr unterschiedlich, diese lassen sich vielfach 
aufgrund von Konventionsbildungen (i.d.R. Kom-
pensationsfaktoren) fachlich auch nicht ableiten 

• Bei der Differenzierung von Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen wird z.Z. nur die zeitl. Wiederher-
stellbarkeit einheitlich verwendet, Vorgaben zur 
räumlichen und gleichartigen Wiederherstellbarkeit 
sind nicht ausreichend bestimmt. Weiterhin ist bis-
her nicht ausreichend aufgearbeitet, dass Maß-
nahmen je nach beeinträchtigten Funktionen 
gleichzeitig Ausgleich und Ersatz darstellen 

• Eines der Hauptprobleme der Maßnahmenplanung 
ist die Flächenverfügbarkeit für geeignete Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen 

• Da der entsprechende Grundbucheintrag i.d.R. zur 
Reduzierung des Verkehrswertes der Fläche führt, 
stößt dies stets auf Ablehnung der Eigentümer 

• Ein Großteil der geplanten und festgestellten Maß-
nahmen wird – auch aufgrund fehlender Nachkont-
rollen – nicht ausgeführt 

• Die getrennte Bearbeitung von LBP, FFH-VU und 
Artenschutzbeiträgen führt vielfach zu Problemen 
in der Abstimmung der Maßnahmen. Es ist immer 
sinnvoll die Kohärenz- und artenschutzrechtlichen 
Maßnahmen frühzeitig in das LBP-
Maßnahmenkonzept zu integrieren, um in der 
Summe nicht überzukompensieren oder Maßnah-
men umsonst zu planen 

• inhaltliche und methodische Vorgaben zur Entwicklung  
eines Zielkonzeptes für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, De-
finition der Schnittstelle zur Landschaftsplanung 

• Ausfüllung der Begriffe Ausgleichbarkeit, funktional gleich-
artig und gleichwertig sowie die in der Maßnahmenplanung zu 
berücksichtigenden räumlichen Zusammenhänge 

• inhaltliche Definition der Ausgleichbarkeit mit Bezug zur Maß-
nahmenplanung (nicht zur Eingriffsituation) 

• Konventionen für die räumlich-funktionalen Anforderungen an 
A/E-Maßnahmen – insb. für die nicht ausgleichbaren Beeinträch-
tigungen von Funktionsausprägungen mit hoher naturschutzfach-
licher Bedeutung  

• Darstellung der Kriterien zur Ableitung des Umfanges von Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen (Definition des Rahmens für 
die Länderregelungen) 

• Definition der rechtlichen Vorgaben für die Einbindung von Öko-
konten und Ersatzzahlungen 

• Kooperative Planungsansätze / Flächenbereitstellung, früh-
zeitig Klärung der Flächenverfügbarkeit 

• Flexibilisierungsmöglichkeiten bei der Auswahl von Kom-
pensationsräumen / Poolkonzepte. Klärung welche Maßnah-
men zwingend räumlich funktional eng gebunden sein müssen 
und welche hinsichtlich der Art und der Lage flexibel sind Dieser 
Ansatz folgt nicht mehr primär der rechtlichen Unterscheidung 
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, sondern der inhaltlich 
engeren Bindung der Maßnahmen an die betroffenen Funktionen. 
Der zeitliche Aspekt ist dabei nachgeordnet, bzw. die zeitliche 
Ausgleichbarkeit ist nicht ausschlaggebend für die Frage der Fle-
xibilität von Maßnahmen. 
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Gliederung /  
Arbeitsschritt Praxisprobleme Lösungsansatz /  

Schwerpunktthemen 

  • Entwicklung von Maßnahmenalternativen, -räumen im Pla-
nungsprozess zur Abstimmung mit den Flächeneigentümern 
und -bereitstellern 

• Formulierung der inhaltlichen Anforderungen bei Einbindung von 
Maßnahmen aus Poolkonzepten und Ökokonten (z.B. Funktions-
ausgleich) Nachkontrolle gemäß § 18 Abs. 5 BNatSchG, Maß-
nahmenfestlegungen im Hinblick auf die Wirkungs- und Nach-
kontrolle, sowie Anforderungen an die Erfassung im Rahmen der 
Nachkontrolle (Art und Zeitraum), Definition der Maßnahmen die 
der Nachkontrolle bedürfen 

• Abstimmung der A/E-Maßnahmen mit  den Kohärenzsiche-
rungsmaßnahmen und den artenschutzrechtlichen Maßnah-
men zur Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes 
(Mehrfachfunktion), Definition und Abstimmung der unterschiedli-
chen Anforderungen an Art, Lage und Umfang sowie der zulas-
sungsrechtlichen Bedeutung der Maßnahmen aus FFH-, Arten-
schutz- und LBP-Sicht 
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Aus der Analyse der Planungspraxis entsteht das Bedürfnis, für die Bewältigung der Ein-
griffsregelung einen sinnvollen und pragmatischen Ansatz zu entwickeln. Hierzu bedarf es 
keiner „Neuerfindung“ der landschaftspflegerischen Begleitplanung, sondern einer zielgerich-
teten Herausarbeitung und Verknüpfung bereits existierender guter Ansätze der aktuellen 
LBP-Erstellung. Ziel ist es, den LBP auf die wesentlichen naturschutzfachlichen Sachverhal-
te zu fokussieren und Ballast zu entfernen. Das Hauptaugenmerk eines „guten“ LBP 
muss sich auf eine sinnvolle Maßnahmenplanung richten, die geeignet ist, die wesent-
lichen vom Eingriff betroffenen Funktionen des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes zu kompensieren. 

Die landschaftspflegerische Planung soll einerseits die Komplexität des Naturhaushaltes 
einbeziehen, andererseits aber – als Konvention in der Planungspraxis – nicht den Anspruch 
erheben, die genannten Ziele wissenschaftlich exakt und vollständig zu erreichen. Hierbei 
soll der Begriff der „Funktion“ des Naturhaushaltes stärker in das Zentrum der Eingriffsrege-
lung gerückt werden als bisher. 

3.4 Verständnis und Methodik des funktionalen Ansatzes 

Die Betonung der Funktionen im novellierten BNatSchG bietet Raum für eine planerische 
Bewältigung des betroffenen Naturhaushalts als System („ökosystemar“). Die 
Erheblichkeitsbewertung gemäß § 18 Abs. 1 BNatSchG stellt auf diesen funktionalen Bezie-
hungszusammenhang ab. In Bezug auf die Schutzgegenstände Naturhaushalt und Land-
schaftsbild kann eine Erheblichkeitsschwelle jedoch erst bestimmt werden, wenn diese im 
Sinne von § 2  Abs. 1 BNatSchG konkretisiert werden. Die nach dieser Norm notwendige 
Konkretisierung ist darauf angewiesen, dass die den Standort prägenden Funktionen, Stoff- 
und Energieflüsse sowie landschaftlichen Strukturen fachlich benannt und beurteilt werden 
(MÜLLER-PFANNENSTIEL & BORKENHAGEN 2007).  

3.4.1 Ableitung des funktionalen Ansatzes 

Die inhaltlich-methodische Ausfüllung eines „funktionalen“ Planungsverständnisses erfordert 
eine Abbildung der für die Zielsetzung der Eingriffsregelung wesentlichen Strukturen und 
Funktionen eines Ökosystems, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit bestimmen. Hierzu 
bedarf es eines zielgerichteten Erfassungskonzeptes, das sich sowohl an den Wirkungen 
des Vorhabens als auch an der spezifischen Naturraumausstattung ausrichtet (siehe auch 
KÖPPEL ET AL. 1998). 

Bei der Operationalisierung des Begriffspaares „Leistungsfähigkeit und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushaltes“ wird von dem Verständnis ausgegangen, dass sich der Naturhaushalt 
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aus verschiedenen Ökosystemen und Ökosystemtypen7 zusammensetzt. Ökosysteme sind 
Lebensstätten für die wildlebenden Tiere und Pflanzen und ihre Lebensgemeinschaften mit 
ihrer natürlichen und historisch gewachsenen Artenvielfalt.  

Die Leistungsfähigkeit und Funktionsfähigkeit eines Ökosystems werden bestimmt durch 
Strukturen im Sinne von Standortfaktoren (Biotop-, Bodentypen, Wasserhaushalt etc.) und 
den für den jeweiligen Standort prägenden Funktionen (Stoff- und Energieflüsse, biotische 
und abiotische Wechselbeziehungen zwischen Lebewesen und ihrer Umwelt etc.). 

Das Wirkungsgefüge eines Ökosystems wird geprägt durch: 

• Wechselbeziehungen zwischen den abiotischen und biotischen Landschaftsbestandteilen 
und der Nutzungsart/ -intensität, 

• Wechselbeziehungen zwischen Ökosystemen. 

Da eine vollständige Erfassung des Wirkungsgefüges eines Ökosystems weder im wissen-
schaftlichen Sinne möglich und erst recht nicht in Planungsbeiträgen wie einem LBP anzu-
streben ist, müssen die zu betrachtenden Sachverhalte auf planerisch handhabbare Einhei-
ten reduziert werden (siehe auch ARGE EINGRIFFSREGELUNG 1988, 1995). Ein 
ökosystemarer Planungsansatz erfordert dem entsprechend die Erfassung jener wesentli-
chen Strukturen und ihrer funktionalen Beziehungen, anhand derer die Veränderung der 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit durch die Projektwirkungen eines Straßenbauvorhabens 
prognostiziert werden können und die insbesondere bei der Ausrichtung der Maßnahmen-
planung geeignet sind, andere Funktionen mit zu kompensieren. Somit muss eine fachlich 
begründete Selektion nach dem Indikationsprinzip erfolgen, die sich an der Planungsrele-
vanz für die Eingriffsregelung ausrichtet (MÜLLER-PFANNENSTIEL & BORKENHAGEN 2007). Zur 
Verhältnismäßigkeit von Bestandserfassungen führt Kap. 3.2 näher aus. 

Tier- und Pflanzenarten sind gleichermaßen Produkte und Steuerungsgrößen (der Leistungs- 
und Funktionsfähigkeit) des Naturhaushaltes. Ihr Vorkommen und ihre Häufigkeit werden 
begrenzt von den Standorteigenschaften und Prozessen einschließlich ihrer landschaftshi-
storischen Entwicklung.  

In einer Aue bestimmt das Überschwemmungsregime, als entscheidendes Merkmal aller 
Prozesse am Fluss (Erosion, Sedimentation, Überflutung), die Verteilung von überschwem-
mungsbestimmten Artenvorkommen (z.B. Flussregenpfeifer) und Lebensräumen bzw. Bio-
topstrukturen (z.B. Weichholzaue, Nass-Grünland und Eichen-Hainbuchenwald). Die Biotop-
strukturen bilden insbesondere bei deren naturnaher Ausprägung den Boden-
Wasserhaushalt und die Bodenverteilung ab und prägen das Landschaftsbild. Eingriffe in 
Biotopstrukturen der Aue implizieren die Beeinträchtigungen von Aueböden sowie von 
Grundwasserverhältnissen. Funktional gleichartige Maßnahmen zur Renaturierung von ver-

                                                 

7 Zur Differenzierung von Ökosystemtypen wird auf die Klassifizierung von ODUM (1980) und HABER (1986) verwiesen. 
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bauten, intensiv genutzten Auenabschnitten zu naturnahen Gewässerabschnitten mit Aue-
vegetation sind gleichzeitig geeignet, diese nicht gesondert erfassten Funktionen mit zu 
kompensieren. 

Vergleichbares gilt für einen Waldkomplex, hier prägen die Biotopstrukturen (Waldtypen) die 
faunistische Artenzusammensetzung und das Landschaftsbild. Weiterhin bilden die Biotop-
strukturen die Standortbedingungen von Boden- und Wasserhaushalt ab und bestimmen die 
klimatischen Funktionen der Fläche. Maßnahmen zur Mehrung naturnaher Wälder oder 
Waldumbaumaßnahmen zur Steigerung der Naturnähe in vorhandenen Beständen dienen 
wiederum der multifunktionalen Kompensation weiterer Funktionen neben der Biotopfunkti-
on. 

Die Beispiele verdeutlichen, dass aufgrund des Wirkungsgefüges Funktionen und Strukturen 
im Naturhaushalt von einander abhängen und sich gegenseitig voraussetzen. Somit muss 
auch nicht jeder Bestandteil im Einzelnen erfasst sein, um die Leistungs- und Funktionsfä-
higkeit des Systems abzubilden und eine zielgerichtete Maßnahmenplanung durchzuführen. 
Hier greift die Indikation bestimmter, als planungsrelevant identifizierter Funktionen für den 
Naturhaushalt als Ganzes. Aufgrund der umfassendsten Indikation dürfen Aspekte der Le-
bensraumfunktion für Tiere und Pflanzen neben dem Landschaftsbild in das Zentrum der 
Analyse der Leistungsfähigkeit und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und der Wir-
kungsprognose bezüglich möglicher Beeinträchtigungen in der Eingriffsregelung gestellt 
werden.  

Im Gegensatz hierzu wird eine offene Agrarlandschaft nicht von der Biotopfunktion bestimmt, 
da hier i.d.R. prägende Biotopstrukturen fehlen. Hier ergeben sich die für den Eingriff rele-
vanten Funktionen aus der Lebensraumfunktion des Bodens und der Empfindlichkeit des 
Landschaftsbildes (Überformung, Einsehbarkeit). Beim Nachweis bedeutender Artvorkom-
men sind auch die Lebensräume der Offenlandarten relevant. Ebenso können ggf. klimati-
sche und lufthygienische Ausgleichsfunktionen planungsrelevant sein, sofern Kaltluftabfluss-
bahnen potenziell betroffen sein könnten. 

Kernpunkt des funktionalen Ansatzes ist die projekt- und naturraumbezogene Identifi-
kation der planungsrelevanten Funktionen und Strukturen, mit dem Ziel ein individuel-
les Schutzwürdigkeitsprofil der betroffenen Landschaft zu erstellen und die Maßnah-
menkonzeption hierauf abzustimmen.  

Die Beispiele zeigen weiterhin, dass zur planungspraktischen Umsetzung dieses Auswahl-
prozesses Bezugsräume erforderlich sind, innerhalb derer die unterschiedlichen planungs-
relevanten Funktionen betrachtet (siehe auch Merkblatt Č MB 11) und geeignete Maßnah-
menkomplexe zur möglichst gleichartigen Wiederherstellung des betroffenen Naturhaushal-
tes zugeordnet werden können. Je nach Größe des Vorhabens und Vielfalt des betroffenen 
Naturraums variiert die Anzahl der von einander abgrenzbaren Bezugsräume. Bei kleineren 
Vorhaben und / oder einheitlichen Naturräumen kann sich die Betrachtung auf einen einzi-
gen Bezugsraum reduzieren. 
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Abb. 3-1 Funktionaler Ansatz  

Der Bezugsraum ist ein Planungsinstrumentarium. Er ist weder zu vergleichen mit der 
naturwissenschaftlich umfassend ermittelten geoökologischen Raumeinheit auf der Basis 
landschaftsökologischer Komplexanalysen nach LESER & KLINK (1988) noch mit den natur-
räumlichen Einheiten nach MEYEN (1953-1962), die sich vornehmlich am geomorphologi-
schen Formenschatz orientiert.  

In der Planungspraxis erfolgt die Abgrenzung von Bezugsräumen in vergleichbarer Form wie 
die Abgrenzung von Landschaftsbildeinheiten oder von Biotopkomplexen bzw. faunistischen 
Lebensräumen. Häufig ergeben sich die Bezugsräume bereits aus diesen. Die Abgrenzun-
gen sind nicht als starre Grenze zu verstehen, sondern als Ausschnitt der Landschaft 
mit einer weitgehend einheitlichen Ausprägung von bestimmten Strukturen und Funk-
tionen, die durchaus Wechsel- und Funktionsbeziehungen mit entsprechenden Über-
gängen zu angrenzenden Bezugsräumen aufweisen. Insbesondere die Habitatfunktionen 
Großraumbeanspruchender Tierarten wie Wildkatze oder Rotmilan sind i.d.R. nicht auf ein-
zelne Bezugsräume beschränkt. 

Auch wenn die Abgrenzung von Bezugsräumen nicht bei jedem Vorhaben erforderlich oder 
zielführend ist (z.B. bei kleineren Ausbauvorhaben) und somit auch nicht zwingend vorge-
schrieben werden kann, wird diese Gliederung von Landschafts-/ Untersuchungsräumen an-
geraten und im Gutachten als sinnvolles Hilfsmittel etabliert. 

Funktionen 

 Prozesse, Austausch- und 
Wechselbeziehungen 

BBBeeezzzuuugggsssrrraaauuummm 

Nutzungen Standortfaktoren 

Strukturen 
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Die planerische Aufgabe besteht in der Bestimmung der maßgeblichen Strukturen und 
Funktionen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes sowie in der Abgrenzung 
von Bezugsräumen, die den planungsrelevanten Funktionen und Strukturen die notwendige 
räumliche Gliederung innerhalb des Wirkungsraums des Straßenbauvorhabens geben.  

Die Auswahl der relevanten Funktionen und die Abgrenzung von Bezugsräumen ist 
Teil eines iterativen Planungsprozesses, der von der Planungsraumanalyse über die 
Bestandserfassung und Konfliktanalyse bis zur Maßnahmenplanung einer regelmäßi-
gen Überprüfung und ggf. erforderlichen Anpassungen unterliegt. 

3.4.2 Einbindung des funktionalen Ansatzes in die Arbeitsschritte der land-
schaftspflegerischen Begleitplanung 

In der Abfolge der LBP-Arbeitsschritte stellen sich die Vorteile der Herausarbeitung von 
Funktionen und Schlüsselstrukturen in Bezugsräumen wie folgt dar (MÜLLER-PFANNENSTIEL 

& BORKENHAGEN 2007): 

• Zielgerichtete Erfassung des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes, 
• Ausfüllung der unbestimmten Rechtsbegriffe Leistungs- und Funktionsfähigkeit,  
• Beschränkung auf das Planungsrelevante und Entscheidungserhebliche, Ausscheidung 

offensichtlich nicht relevanter Funktionen des Naturhaushaltes, Vermeidung von Daten-
ballast und damit Beitrag zur Verschlankung der Planunterlagen, 

• zielgerichtete Prognose von Beeinträchtigungen und Ableitung von funktional geeigneten 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen,  

• Identifikation und Einbindung der Entwicklungspotenziale innerhalb der Bezugsräume 
(Leitbildorientierung), 

• Flexibilisierung der Maßnahmenplanung, Herausarbeiten und Schaffung von aus der 
Zielkonzeption abgeleiteten Maßnahmenalternativen innerhalb der Bezugsräume, um 
den Vollzugsproblemen bei der Flächenverfügbarkeit entgegen zu wirken.  
(Aufgrund der natürlichen Dynamik müssen bestimmte Arten nicht immer auf derselben 
Fläche erhalten werden. Der Realisierungsraum für die Maßnahme ergibt sich aus den 
Parametern der (lokalen) Population. Die Kompensation muss sich auf die Population 
und nicht auf das Individuum beziehen.) 

• eindeutiger Zielbezug der Maßnahmen im Hinblick auf die planungsrelevanten Funktio-
nen, d.h. konkrete Benennung der Tier- und Pflanzenarten und der Lebensraumzustän-
de, die in einem Landschaftsraum von den Maßnahmen profitieren sollen; dementspre-
chend auch  

• Verbesserung der Nachkontroll-Möglichkeiten durch eindeutige Kontrollvorgaben bzw. 
Zielzustände;  

• Verbesserte Prognosemöglichkeiten und Risikoeinschätzungen durch Erschließung der 
Erkenntnisse aus der Populationsökologie bzw. der Modellierung von Populationen (Aus-
breitungsverhalten, langfristiges Überleben).  
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Für eine zielgerichtete Maßnahmenplanung kommt insbesondere der Bestimmung der für 
das Vorhaben und den Untersuchungsraum relevanten Funktionen des Naturhaushaltes und 
das Landschaftsbildes eine besondere Bedeutung zu. Die Erarbeitung von landschaftspfle-
gerischen Begleitplänen erfolgt im Wesentlichen über die in Abb. 3-2 dargestellten Arbeits-
schritte, die nach wie vor den HOAI-Leistungsphasen und den Vorgaben der HVA F-StB zu-
geordnet werden können. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 3-2 Arbeitsschritte der landschaftspflegerischen Begleitplanung 

Mit der Planungsraumanalyse werden die planungsrelevanten Funktionen und Strukturen 
ausgewählt sowie die hierüber definierten Bezugsräume abgegrenzt. Die Bezugsräume und 
deren maßgebende Funktionen sind die zentrale Grundlage für alle weiteren Arbeitsschritte. 
Im Rahmen der Bestandserfassung sind innerhalb der jeweiligen Bezugsräume die für die 
Planung relevanten Funktionen und Strukturen im Einzelnen zu erfassen. Die Konfliktana-
lyse ermittelt hierauf aufbauend die Beeinträchtigungen der betrachteten Funktionen inner-
halb der abgegrenzten Bezugsräume. Die Maßnahmenplanung (das Maßnahmenkonzept) 
leitet die zu entwickelnden Funktionen und Strukturen ab, die zur Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes im Bezugs-
raum erforderlich sind.  

Bestandserfassung und -bewertung 

Konfliktanalyse 

Maßnahmenplanung 

Planungsraumanalyse 
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3.5 Schnittstelle Artenschutz 

Neben der Eingriffsregelung ist bei Straßenbauvorhaben eine Auseinandersetzung mit Ar-
tenschutzbelangen erforderlich. In dem funktionalen Ansatz kommt der Tier- und Pflanzen-
welt eine entscheidende Rolle als Indikator für die Leistungsfähigkeit und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes zu. Zur Bewältigung der Eingriffsregelung 
müssen Pflanzen- und/oder Tierarten im LBP insoweit erfasst werden, dass eine hinreichend 
differenzierte und zutreffende Beschreibung und Bewertung der Leistungsfähigkeit und Funk-
tionsfähigkeit des Naturhaushaltes als Grundlage für die Eingriffsbeurteilung und die Ablei-
tung notwendiger Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen möglich ist. Die aus Artenschutzsicht 
zu prüfenden geschützten Arten repräsentieren dabei überwiegend die im LBP zu behan-
delnden Arten, die im Sinne des o.g. Indikatorprinzips die Leistungsfähigkeit und Funktions-
fähigkeit des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes bestimmen. Die zu prüfenden 
Sachverhalte überschneiden sich daher weitgehend mit denen der Eingriffsbeurteilung. 

Der Artenschutz ist parallel zum LBP zu bearbeiten, um Doppelbearbeitungen und Wer-
tungswidersprüche in Bezug auf die Bearbeitung des Schutzgutes Tiere und Pflanzen im 
LBP zu vermeiden und insbesondere um die Maßnahmenplanung aufeinander abstimmen zu 
können. In der Abfolge der Arbeitsschritte Erfassung, Konfliktanalyse und Maßnahmenablei-
tung ergeben sich unter Beachtung der unterschiedlichen Rechtsbezüge folgende Verknüp-
fungen zwischen den Arbeitsschritten des LBP und des ASB, die ein iteratives Vorgehen be-
gründen (WACHTER ET AL. 2004):  

Tab. 3-2:  Verknüpfung der Arbeitsschritte von LBP (Eingriffsregelung, Schutzgut Pflanzen 
und Tiere) und Artenschutzrechtlichem Beitrag (ASB) 

LBP 
Pflanzen und Tiere 

Übernahme 
von Inhalten Artenschutz 

Planungsraumanalyse / Bestandserfassung 
Erfassung von Pflanzen u. Tieren als Teil 
des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes  

 Erfassung geschützter Arten  

ggf. Ergänzung weiterer planungsrelevanter 
(Indikator-)Arten  

Auswahl relevanter Arten  
• alle Arten nach Anhang IV FFH-RL (Pflan-

zen und Tiere) 
• Vogelarten nach Art. 1 VSCHRL 
• darüber hinaus gehende national streng 

geschützter Arten, soweit gefährdet  

Erfassung Wirkfaktoren (grds. Ebene) / Über-
schlägige Wirkungsprognose 

 

 

Übernahme der Wirkfaktoren und Prüfung im 
Hinblick auf ihre Relevanz für die Arten-
schutzbelange 

Ermittlung relevanter Funktionen zur Erfas-
sung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushaltes und des Landschaftsbil-
des  

 Auswahl relevanter Funktionen / Strukturen / 
Elemente für die ausgewählten Arten (Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten) 
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LBP 
Pflanzen und Tiere 

Übernahme 
von Inhalten Artenschutz 

Abgrenzung von Bezugsräumen 
 

 

Abgrenzung von artspezifischen Lebensräu-
men (Ebene: lokale Population, Individuum) 

Dokumentation des Auswahlprozesses / Abstimmung von Untersuchungsrahmen und Untersuchungsgebiet 
Erfassung der Biotopstrukturen (ggf. Erfassung 
bestimmter Vegetationsstrukturen, wenn z. B. 
im Hinblick auf geschützte Insektenarten das 
Vorkommen bestimmter Pflanzen bzw. Blüh-
aspekte von Bedeutung ist)  
Erfassung zusätzlicher Arten (charakteristische 
Arten mit Indikatorfunktion) 

 

 

Erfassung ausgewählter geschützter Arten im 
Untersuchungsgebiet 
Artspezifische Erfassung der relevanten Struk-
turen und Elemente (Pflanzenstandorte, 
„Schlüsselhabitate“ / „Engpasselemente“), zu-
sätzlich z. B. die Verteilung von Baumhöhlen 
in einem Waldbestand 

Überprüfung / ggf. Neuabgrenzung des Unter-
suchungsraumes für weitere planungsrelevan-
te (Indikator-)Arten 

 
Überprüfung / ggf. Neuabgrenzung des Unter-
suchungsraumes, ggf. zusätzliche Nacherfas-
sungen, z. B. wenn Arten mit Planungsrele-
vanz neu ermittelt oder wenn bei Unsicherhei-
ten in der Bewertung des Erhaltungszustan-
des Daten aus einem größeren räumlichen 
Kontext notwendig werden 

Bestandsbewertung der Leistungs- und Funk-
tionsfähigkeit im Bezugsraum (Ermittlung des 
„Schutzwürdigkeitsprofils“, Erfassung relevan-
ter Wechselwirkungen und Abhängigkeiten).  

 Bewertung der Habitatqualitäten und der Be-
deutung der Vorkommen geschützter Arten  

Konfliktanalyse 
Ermittlung und Bewertung der Beeinträch-
tigungen des Naturhaushalts und des 
Landschaftsbildes  

 Prognose und Bewertung der Schädigun-
gen und Störungen  

Ermittlung der Projektwirkungen und Ableitung 
planungsrelevanter Beeinträchtigungen 

 

 

Artbezogene Wirkungsprognose in Bezug auf 
die artenschutzrechtlichen Verbote (Art-für-
Art)  

Übernahme vorgesehener CEF-Maßnahmen, 
Ableitung weiterer Vermeidungsmaßnahmen  

 

 

Ableitung artspezifischer Vermeidungsmaß-
nahmen bzw. vorgezogene Ausgleichsmaß-
nahmen (CEF-Maßnahmen) 

Ermittlung verbleibender Beeinträchtigungen   Ermittlung verbleibender Schädigungen und 
Störungen 

Fachliche Grundlage zur Abwägung über Zu-
lässigkeit des Vorhabens nach § 19 Abs. 3 
Satz 2 BNatSchG 

 
Prognose und Bewertung nach §19 Abs. 3 
Satz 2 BNatSchG (Ermittlung, ob nicht ersetz-
bare Biotope streng geschützter Arten zerstört 
werden) 

Maßnahmenplanung unter Einbeziehung der Kompensationsmaßnahmen aus Artenschutz-
gründen  

Ableitung von Zielen des Maßnahmenkonzep-
tes für die Wiederherstellung  der Leistungs- 
und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes 
und des Landschaftsbildes in den planerisch 
sinnvollen Bezugsräumen 

 

 

Erstellen eines Ziel- und Maßnahmenkonzep-
tes aus Artenschutzsicht zur Aufrechterhaltung 
der kontinuierlichen Funktionalität der Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten (CEF-
Maßnahmen) und zur Sicherung eines günsti-
gen Erhaltungszustandes der betroffenen Po-
pulation, Lokalpopulation 
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LBP 
Pflanzen und Tiere 

Übernahme 
von Inhalten Artenschutz 

Abstimmung der LBP-Maßnahmen zur Wie-
derherstellung der Leistungs- und Funktionsfä-
higkeit des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes mit den artenschutzrechtlichen 
Maßnahmen  
Darstellung artenschutzrechtlich veranlasster 
CEF- und FCS-Maßnahmen  
Ableitung, Begründung und Darstellung von 
Ausgleichs-, ggf. Ersatzmaßnahmen 

 

 

Planen von Maßnahmen, die einen (günsti-
gen) Erhaltungszustand sichern bzw. herstel-
len (FCS-Maßnahmen) 

Rückkoppelung mit den LBP Vermeidungs-, 
Schutzmaßnahmen bzw. der fachplanerischen 
Variantenentscheidung der Umweltverträglich-
keitsstudie (UVS) 

 ggf. Vergleich / Planen anderweitig zufrieden 
stellender Lösungen 

Risikomanagement in Verbindung mit Auflagen aus dem Artenschutz 

Ableitung, Begründung und Darstellung des 
Kontrollkonzeptes (Herstellungs- und Funkti-
onskontrollen) 

 
Angaben zu erforderlichen Kontrollen von art-
spezifischen CEF-/ FCS-Maßnahmen 
Ggf. Angabe von möglichen Nachbesse-
rungsmaßnahmen im Falle der Nichtwirksam-
keit 

Zusammenfassende Beurteilung 

Bei der parallelen Bearbeitung des Artenschutzes zum LBP ergeben sich mehrere Möglich-
keiten der Ergebnisdokumentation, wobei alle die spezifischen Prüfschritte und Rechtsfolgen 
des Artenschutzrechtes zu berücksichtigen und gesondert darzustellen sind. Dies bezieht 
sich auf die Bewertung der Schädigungs- und Störungsverbote, die Begründung und Darstel-
lung spezifischer artenschutzrechtliche Maßnahmen in den Maßnahmenblättern sowie die 
Vorbereitung der artenschutzrechtlichen Ausnahme. Je nach Vorhabensgröße und betroffe-
nem Artenspektrum kann der ASB: 

• in einer eigenständigen Unterlage 
• als eigenständige Anlage zum LBP 
• als eigenständige Kapitel integriert im im Erläuterungsbericht des LBP  

behandelt werden, wobei der in sich abgeschlossene ASB (erster und zweiter Spiegelstrich) 
zukünftig die Regel sein sollte. Bei kleineren Vorhaben (z. B. Busbucht) oder der Betroffen-
heit von nur wenigen Arten kann eine Integration angemessen sein. 

Sofern die artenschutzrechtlichen Inhalte im Nachgang zu einem bereits vorliegenden 
LBP erarbeitet werden müssen, empfiehlt sich die Erstellung eines gesonderten ASB. 
Grundsätzlich ist eine Rückkoppelung mit den Inhalten des LBP vorzunehmen, bestehende 
Aussagen sind auf Vollständigkeit und Aktualität zu überprüfen. Dies betrifft insbesondere 
folgende Aspekte:  

• erfasste Tier- und Pflanzenarten 
• Bewertung der Beeinträchtigungen 
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• Erforderlichkeit zusätzlicher Vermeidungsmaßnahmen und vorgezogener Ausgleichs-
maßnahmen (CEF-Maßnahmen8) 

• Maßnahmenplanung und Erforderlichkeit zusätzlicher Maßnahmen zur Sicherung des 
günstigen Erhaltungszustandes beeinträchtigter Arten (FCS-Maßnahmen) 

• Erforderlichkeit von Nachkontrollen bei risikobehafteten Maßnahmen. 

In der Regel sind die Vermeidungs- und Maßnahmenkapitel einschließlich der Pläne, in der 
Form eines Deckblattes, zu überarbeiten. 

3.6 Beteiligung im Zuge der landschaftspflegerischen Begleitplanung 

Zur Erhöhung der Planungseffizienz und Planungssicherheit ist eine den gesamten Pla-
nungsprozesses begleitende Rückkoppelungen mit den Planungsbeteiligten (Vorhabenträ-
ger, Landschaftsbehörden, Naturschutzvereine) sinnvoll. Hierbei sind insbesondere die lan-
desgesetzlichen Regelungen zur Beteiligung der Naturschutzbehörden (formale Stellung-
nahmen, Benehmens- bzw. Einvernehmensherstellungen etc.) zu berücksichtigen. 

Durch einen regelmäßigen Erfahrungsaustausch mit Fachbehörden und Ortskundigen wird 
gewährleistet, dass die wesentlichen Sachverhalte behandelt und raumbezogene Detailin-
formationen offenkundig werden. Durch die vorgezogenen Abstimmungen findet i.d.R. eine 
Entlastung des abschließenden Planfeststellungsverfahrens statt. Und nicht zuletzt führt die 
frühzeitige Beteiligung vom Vorhaben betroffener Fachbehörden wie auch Grundstücksei-
gentümer und Flächenbewirtschafter zu einer größeren Akzeptanz des Geplanten. Der pla-
nungsbegleitende Abstimmungsprozess trägt somit insgesamt zu einer effektiveren Planung 
bei. 

Sowohl der vorläufige Untersuchungsrahmens als auch die nachfolgenden Arbeits-/ Ent-
scheidungsschritten, die eine Grundvoraussetzung für eine zielführende und verfahrenssi-
chere landschaftspflegerische Begleitplanung darstellen, sollten auf einer möglichst breiten 
Beteiligung und Abstimmung basieren. Im Zuge der Planfeststellung ist es zweckdienlich, auf 
einen abgestimmten Untersuchungsrahmen und ein abgestimmtes Maßnahmenkonzept Be-
zug zu nehmen.  

Der Beteiligungsprozess bedarf einer nachvollziehbaren Dokumentation, um bei konträren 
Positionen im Planfeststellungsverfahren die Abstimmungsergebnisse entsprechend belegen 
zu können. Die folgende Abbildung erläutert eine mögliche Vorgehensweise und zeigt die 
wesentlichen Beteiligungsschritte auf. Anzahl und Abfolge der Beteiligungsschritte sowie die 
abzustimmenden Inhalte ergeben sich projektspezifisch aus den Erfordernissen des Einzel-
falls. 

                                                 

8 Die artenschutzrechtlich erforderlichen Maßnahmen zur Vermeidung und zum vorgezogenen Ausgleich werden in Anlehnung 
an die Begriffswahl im artenschutzrechtlichen Leitfaden der KOMMISSION (2007: II.3.4.d, Rn 73 ff.) unter dem Begriff CEF-
Maßnahmen zusammengefasst. 
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Abb. 3-3 Untersuchungsablauf und Arbeitsschritte des LBP 

Maßnahmenplanung 
Entwickeln von Ausgleichs- / Ersatzmaßnahmen  

Vergleichende Gegenüberstellung von Beein-
trächtigungen und Maßnahmen zur Kompensati-
on  

Beschreibung der Maßnahmen in Maßnahmen-
blättern unter Angabe vorzusehender Kontrollen 

Planungsraumanalyse / Festlegen des Unter-
suchungsrahmens 
Ermitteln der Projektmerkmale / Projektwirkungen 

Zusammenstellen verfügbarer planungsrelevanter 
Unterlagen sowie Ortsbegehung 

Abgrenzung von Bezugsräumen 

Überschlägige Auswirkungsprognose 

Bestimmen der planungsrelevanten Funktionen 
und Konkretisierung der Bezugsräume 

Relevanzprüfung geschützter Arten 

Arbeitsschritte LBP Straßentechnische 
Planung 

parallele  
Beteiligungsschritte 

erster Entwurf der 
technischen Pla-
nung 

1. Abstimmungstermin 

Diskussion der Ergebnisse der Be-
standserfassung und –bewertung mit 
den zuständigen Fachbehörden 

Ggf. Abstimmen von weiteren erfor-
derlichen Bestandserhebungen  

1. TÖB-Termin 
Präsentation und Abstimmung der 
maßgeblichen Funktionen und Be-
zugsräume sowie des Auswahlpro-
zesses 

Diskussion der planungsrelevanten 
und entscheidungserheblichen Funk-
tionen und Strukturen und somit der 
zu bearbeitenden Inhalte der Be-
standserfassung und Konfliktanalyse 

Bezugsraumbezogene Abstimmung 
der Erfassungs- und Bewertungskrite-
rien sowie des Kartierprogramms 

Bestanderfassung und –bewertung 
Erfassung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes 
innerhalb der Bezugsräume unter Berücksichti-
gung vorhandener Beeinträchtigungen (Vorbelas-
tungen) 

Beschreibung und Bewertung der Bezugsräume 
mit Bezug zur Bedeutung und Schutzwürdigkeit 
der jeweiligen Funktionen und dem vorkommen 
geschützter Arten

Konfliktanalyse 
Prognose von Beeinträchtigungen und Entwick-
lung von Vorschlägen zur Vermeidung und Min-
derung von Beeinträchtigungen 

Prognose nicht vermeidbarer Beeinträchtigungen 
der als planungsrelevant erkannten Funktionen 
und Strukturen innerhalb der Bezugsräume unter 
Berücksichtigung geschützter Arten 

Überprüfen der Abgrenzung des Plangebietes

technische Pla-
nung unter Be-
rücksichtigung von 
Vermeidungsmaß-
nahmen 

Maßnahmenkonzeption
Entwickeln eines Maßnahmenkonzeptes aus den 
beeinträchtigten Funktionen und Strukturen unter 
Berücksichtigung der Ziele der Landschaftspla-
nung sowie ggf. den Vorgaben von FFH-VP und 
Artenschutzbeitrag 

Ableiten von Maßnahmenarten und Bestimmung 
der räumlichen Bindung von Maßnahmen

2. Abstimmungstermin 

Präsentation der Ergebnisse der Kon-
fliktanalyse sowie des Maßnahmen-
konzeptes 

Abstimmen der Ziele der Kompensati-
on sowie möglicher Maßnahmenarten 
und der räumlichen Bindung mit den 
zuständigen Fachbehörden  

Optional: Kooperation 

Innerhalb der durch das Maßnahmen-
konzeptes definierten Spielräume: Ab-
stimmung von Maßnahmenarten (v.a. 
produktionsintegrierte Maßnahmen), 
Suche nach Maßnahmenflächen so-
wie Abstimmungen über Maßnah-
mendurchführung und –pflege mit 
Planungsbeteiligten und –betroffenen  

Entwurf der  
technischen  
Planung 

2. TÖB-Termin 
Präsentation der Ergebnisse des LBP 

Planfeststellung 

Iterativer Pro-
zess zur Ent-
wicklung von 
Maßnahmen 
zur Vermei-
dung und 
Minderung 
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4 Planungsraumanalyse 

Die Planungsraumanalyse ist eine fachplanerische Relevanzprüfung, in der die Inhalte und 
Aufgabenstellungen des landschaftspflegerischen Begleitplans festgelegt und somit die zent-
ralen Weichen für die weitere Planung definiert werden. Im weiteren Planungsverlauf können 
diese aufgrund vertiefender Erkenntnisse angepasst werden. Das in Kap. 3.4 dargestellte 
methodische Vorgehen und die zielgerichtete Analyse des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes führen zu einer größeren Bedeutung der Leistungsphase 1 für die Klärung der 
inhaltlichen Schwerpunkte und für die Steuerung der Bearbeitung.  

Obwohl die Planungsraumanalyse zunächst einen erhöhten Arbeitsaufwand darstellt, erge-
ben sich im Vergleich zu der in Kap. 3.3 analysierten, auf Vollständigkeit ausgerichteten Vor-
gehensweise der aktuellen Planungspraxis in den darauf folgenden Arbeitsschritten  
• Bestandserfassung,  
• Konfliktanalyse und  
• Maßnahmenplanung  
wesentliche Arbeitserleichterungen. Insgesamt führt die Planungsraumanalyse zu einem ef-
fektiveren Planungsprozess und zu einer Verschlankung der landschaftspflegerischen Be-
gleitpläne. 

Ziel der Planungsraumanalyse ist die Auswahl der für den Eingriffsraum planungsrelevanten 
Funktionen und Strukturen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes sowie die hiermit 
einhergehende Abgrenzung von Bezugsräumen. Hierzu sind auf der Grundlage der Projekt-
informationen des Straßenbauvorhabens, der vorhanden Unterlagen über den Untersu-
chungsraum (u.a. Topographische Karten, Luftbilder) sowie Ortsbegehungen die möglichen 
Beeinträchtigungen zu identifizieren.  

Eine Straßenführung durch einen Offenlandbereich ohne Siedlungsbezug wird sofern sie 
ebenerdig verläuft nicht zur Zerschneidung oder Umleitung von relevanten Kaltluft- oder 
Frischluftabflüssen führen. In diesem Fall ist die klimatische und lufthygienische Ausgleichs-
funktion nicht relevant. 

Der Umbau eines Knotenpunktes in einer ausgeräumten Agrarlandschaft wird nicht zu Ver-
lusten von naturschutzfachlich bedeutenden Biotopstrukturen führen. In diesem Fall ist die 
Biotopfunktion nicht relevant. 

 

Abb. 4-1 verdeutlicht den Prozess der Planungsraumanalyse im Überblick. In den nachfol-
genden Kapiteln werden die Teilarbeitsschritte im Einzelnen erläutert.  
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Abb. 4-1 Auswahl planungsrelevanter Funktionen und Abgrenzung von Bezugsräumen 

Im Rahmen der Planungsraumanalyse sind die in Abb. 4-1 dargestellten Arbeitsschritte auch 
unter Artenschutzgesichtspunkten zu durchlaufen. Vor dem Hintergrund der artenschutz-
rechtlichen Anforderungen sind alle Hinweise auf Vorkommen naturschutzfachlich bedeut-
samer Tiere und Pflanzen, vor allem zu Arten des Anhang IV der FFH-RL und zu den euro-
päischen Vogelarten auf ihre Relevanz hin auszuwerten und die Arten auszuwählen, die Ge-
genstand des Artenschutzbeitrages werden. In dieser Phase sind folgende Arbeitsschritte zu 
leisten: 

Ermitteln der  
Projektmerkmale /  
Projektwirkungen 

Ortsbegehung 

Überschlägige Auswirkungsprognose 

Zusammenstellen der 
verfügbaren planungs- 
relevanten Unterlagen 

Festlegen der  
planungsrelevanten 

Funktionen 

Abgrenzen von  
Bezugsräumen 

Dokumentation und Abstimmung  
des Auswahlprozesses 
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• Abgrenzung des Wirkraums, in dem Störungen und Schädigungen auftreten können, 
• Ermittlung aller potenziell vorkommenden Arten, Verwertung der Hinweise und Daten 

Dritter über mögliche Vorkommen geschützter Arten im Rahmen des Scopings, 
• Ersteinschätzung der artspezifischen lokalen Wirkungsbetroffenheit, Dokumentation der 

Arten, bei denen „erhebliche Beeinträchtigungen“ ausgeschlossen werden können.  
• Vorauswahl, welche Arten vertieft untersucht werden, Abgleich mit den zur Bewältigung 

der Eingriffsregelung oder anderer Inhalte des LBP indikatorisch gewählter Arten,  
• Dokumentation und Begründung der Auswahl. 

4.1 Ermitteln der Projektmerkmale / Projektwirkungen  

Auf der Basis des zu Auftragsbeginn vorliegenden technischen Entwurfs, Grobentwurfs des 
Straßenbauvorhabens sind die Wirkfaktoren (z.B. Flächenbeanspruchung/Versiegelung, Ein-
schnitt-, Dammlagen, Schadstoff-, Lärmemissionen) zu ermitteln und deren Reichweiten zu 
klären. 

Anhaltspunkte möglicher Projektwirkungen eines Straßenbauvorhabens bietet das Merkblatt 
Č MB 9 „Ermittlung der Wirkfaktoren / Wirkungen des Vorhabens“. 

Die Auswahl der Projektwirkungen dient als Grundlage der frühzeitigen Identifizierung mögli-
cher Beeinträchtigungen bei der überschlägigen Auswirkungsprognose (Kap. 4.5).  

Ergebnis des Arbeitsschritts – Auswahl der relevanten Projektwirkungen 

4.2 Zusammenstellen der verfügbaren planungsrelevanten Unterlagen 

Der erste Einstieg in den von einer Planung betroffenen Naturraum erfolgt über die Zusam-
menstellung und Auswertung vorhandener Daten und Informationsgrundlagen. Aus den zum 
Teil sehr vielfältigen und umfangreichen umweltbezogenen Bestandsdaten und Fachplanun-
gen nehmen soweit vorhanden die UVS und FFH-VP vorgelagerter Planungsstufen eine 
zentrale Stellung ein. Diesen Fachbeiträgen liegen i.d.R. bereits Biotoptypenkartierungen 
und ggf. faunistische Erhebungen zugrunde. Weitere Primärdaten wie z.B. Bodenkarten oder 
hydrologische Karten werden in der UVS umfänglich für die Schutzgüter nach UVPG aufbe-
reitet. Die Gutachten sind i.d.R. vergleichsweise aktuell und haben bereits den direkten Be-
zug zum Planungsraum und Projekttyp. Der Rückgriff auf Gutachten und Kartierungen aus 
vorgelagerten Planungsebenen ist i.d.R. nur bei mehrstufigen Planungsverfahren (Raumord-
nung/ Linienbestimmung, Planfeststellung) zu großräumigen Vorhaben möglich. Die Aktuali-
tät der vorliegenden Daten- und Informationsgrundlagen ist grundsätzlich zu prüfen. 

Im häufigeren Fall des einstufigen Planungsverfahrens bei „kleineren“ Vorhaben werden ent-
sprechende Vorplanungen nicht durchgeführt. Hier bietet i.d.R. eine aktuelle Landschaftspla-
nung Anhaltspunkte für das Schutzwürdigkeitsprofil des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes. Darauf aufbauend sind die Datenbestände der Umweltfachplanungen unmit-
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telbar heranzuziehen und für den LBP entsprechend aufzubereiten (siehe auch Kap. 5.1 und 
Merkblatt Č MB 2).  

Ergebnis des Arbeitsschritts – Überblick über vorhandene Daten- und Informations-
grundlagen  

4.3 Ortsbegehung  

Die Begehung des Projektgebietes durch den Fachgutachter (ggf. unter Einbeziehung von 
ortskundigen Fachleuten oder Fachbehörden) hat für die Auswahl der maßgeblichen Funkti-
onen, die Abgrenzung der Bezugsräume und die überschlägige Auswirkungsprognose eine 
hohe Bedeutung.  

Auch ohne flächendeckende systematische Erhebung sind die Realnutzung, Besonderheiten 
der Landschaft und Funktionszusammenhänge innerhalb des vom Vorhaben betroffenen 
Raumes erkennbar und für die Auswahl der planungsrelevanten Funktionen sowie die Ab-
grenzung der Bezugsräume nutzbar. 

Ergebnis des Arbeitsschritts – Überblick über Funktionen und mögliche Konflikte 

4.4 Abgrenzung von Bezugsräumen 

Der Untersuchungsraum/ Planungsraum wird im Rahmen der Planungsraumanalyse nach 
naturhaushaltlichen Bezugsräumen unterteilt, innerhalb derer die als planungsrelevant identi-
fizierten Funktionen auf die zu erwartenden Beeinträchtigungen hin vertieft untersucht wer-
den (siehe Merkblatt Č MB 2). Mit den unterschiedlichen Landnutzungsformen / Nutzungs-
typen, die unsere Kulturlandschaft prägen, sind i.d.R. auch unterschiedliche Funktionen bzw. 
Funktionsqualitäten im Naturhaushalt verbunden, die sich auch in verschiedenen 
Schutzwürdigkeiten wiederspiegeln. Hinsichtlich der Bezugsräume ist also zu klären,  

• welche wesentliche(n) Funktion(en) und Struktur(en) den Raum prägt(en),  
• welche anderen Funktionen und Strukturen darüber mit abgebildet werden und 
• welche Funktionen und Strukturen aufgrund ihrer geringen oder fehlenden Bedeutung 

ausgeblendet werden können. 

Eine naturnah ausgebildete Aue mit bachbegleitenden Auwäldern, einem intakten Boden- 
und Wasserhaushalt sowie den typischen faunistischen Lebensgemeinschaften weist ein 
breites Funktionsspektrum (Biotopfunktion, Habitatfunktion, Bodenfunktionen, 
wasserhaushaltliche Funktionen, klimatische Funktion, Landschaftsbildfunktion) mit einer 
hohen Leistungsfähigkeit auf.  

Hingegen erfüllt eine ausgeräumte, drainierte und landwirtschaftlich intensiv genutzte Aue 
bestimmte Funktionen gar nicht mehr (evt. Biotopfunktion, Habitatfunktion oder Landschafts-
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bildfunktion) und andere nur mit einer deutlich reduzierten Leistungsfähigkeit (z.B. Boden-
funktionen, wasserhaushaltliche Funktionen). 

Die Beispiele verdeutlichen, dass sich bereits mit einer ersten groben Abgrenzung von Land-
schaftseinheiten über die Nutzungsformen (z.B. Wald, strukturiertes Offenland, ausgeräumte 
Agrarlandschaft, Siedlungsbereiche) und unter Berücksichtigung der Topographie (Täler, 
Hangbereiche, Ebenen) unterschiedliche Funktionen und Strukturen des Naturhaushaltes 
und des Landschaftsbildes abbilden lassen. Die Abgrenzung dieser Bezugsräume erfolgt in 
Anlehnung an die etablierte Vorgehensweise bei der Abgrenzung von Landschaftsbildeinhei-
ten. Über die Anzahl der Bezugsräume ist in Abhängigkeit von der Vorhabengröße und den 
naturräumlichen Gegebenheiten im Einzelfall zu befinden (siehe auch Kap. 3.4.1). 

Im Laufe der weiteren Arbeitsschritte und insbesondere aufgrund differenzierterer Erkennt-
nisse aus faunistischen Erhebungen sowie der Biotoptypenkartierung werden diese Bezugs-
räume im Zuge des iterativen Planungsprozesses angepasst und ggf. weiter differenziert. 

Ergebnis des Arbeitsschritts – Abgrenzung von Bezugsräumen und Zuordnung po-
tenzieller Funktionen des Naturhaushaltes und des 
Landschaftsbildes 

4.5 Überschlägige Auswirkungsprognose 

Die überschlägige Auswirkungsprognose soll einerseits den Eingriffstatbestand im Sinne der 
Vorgaben des § 18 Abs. 1 BNatSchG ermitteln und die Frage beantworten, welche maßgeb-
lichen Funktionen und Strukturen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes durch das 
Vorhaben mit den spezifischen Projektwirkungen beeinträchtigt werden können. Hierzu wer-
den ausgehend von den Projektwirkungen auf der Verursacherseite die möglichen Beein-
trächtigungen der wertgebenden Funktionen und Strukturen innerhalb des jeweiligen Be-
zugsraumes prognostiziert. Bei einigen Projektwirkungen/ Wirkungspfaden ist bereits auf der 
Ebene der überschlägigen Auswirkungsprognose davon auszugehen, dass sie aufgrund ih-
rer geringen Intensität, Zeitdauer des Auftretens und Reichweite oder der geringen Empfind-
lichkeiten des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes nicht zu relevanten Beeinträchti-
gungen führen werden. 

Aus der Verknüpfung der Projektwirkungen und der maßgeblichen Funktionen bzw. Struktu-
ren wie Relief, Vegetationsbestände (Wald, Offenland, Halboffenland o.ä.), Niederungen 
oder Bebauung leiten sich der Auswirkungsbereich und somit auch ein differenzierter Be-
trachtungs- und Untersuchungsraum ab.  

Während die Querung eines Talraumes hinsichtlich des Landschaftsbildes und möglicher 
faunistischer Funktionsbeziehungen weit reichende Beeinträchtigungen verursachen kann, 
beschränken sich die Beeinträchtigungen bei einer Geländegleichlage der Trasse durch eine 
ausgeräumte Agrarlandschaft i.d.R. auf den unmittelbaren Trassennahbereich, insbesondere 
wenn keine visuelle Fernwirkung und keine Lärmwirkung zu erwarten sind. 
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Die Überprüfung der vom Vorhaben ausgehenden Beeinträchtigungen muss hinsichtlich der 
Funktionen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes (siehe Merkblatt Č MB 10) um-
fänglich erfolgen, um hierüber auch die Auswirkungen auf die Schutzgüter nach UVPG so 
weit wie möglich abdecken zu können. Ein Bearbeitungsdelta verbleit weiterhin bei den UVP-
Schutzgütern Menschen und Kultur- und Sachgüter sowie bei spezifischen Anforderungen 
anderer Fachgesetze wie dem BBodSchG (siehe Kap. 2.2) 

Ergebnis des Arbeitsschritts – Abschätzung der möglichen Auswirkungen auf den Na-
turhaushalt und das Landschaftsbild  

4.6 Bestimmen der planungsrelevanten Funktionen und Konkretisierung 
der Bezugsräume 

Mit den Erkenntnissen aus der überschlägigen Auswirkungsprognose und der ersten Be-
standsanalyse lassen sich einerseits die planungsrelevanten Funktionen für die weitere Be-
standserfassung auswählen und andererseits die im einzelnen zu betrachtenden Bezugs-
räume konkretisieren und verfestigen. 

Die zu definierenden Funktionen und Strukturen müssen im Hinblick auf die Wirkungen des 
Vorhabens planungsrelevant sein sowie den Bezugsraum als Teilsystem des Naturhaushal-
tes prägen und die ökologischen Wechselbeziehungen/ Prozesse zwischen den abiotischen 
und biotischen Standortfaktoren abbilden. 

Funktionen, bei denen bereits die fachliche Grobabschätzung erkennen lässt, dass Beein-
trächtigungen auszuschließen sind (z.B. klimatische Ausgleichsfunktion oder Grundwasser-
verschmutzungsempfindlichkeit bei einem Radweg in Geländegleichlage), werden nicht wei-
ter berücksichtigt. Übrig bleiben die für den Naturraum und den Vorhabentyp planungsrele-
vanten Funktionen. Die für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild i.d.R. zu berücksich-
tigenden Funktionen sind dem Merkblatt Č MB 10 zu entnehmen.  

Für einen Waldkomplex gehören in der Regel die Biotopfunktion einschließlich der 
Habitatfunktion und die Landschaftsbildfunktion zu den planungsrelevanten Funktionen. Un-
ter der Maßgabe, dass der Wald in seiner Ausprägung ein Ergebnis der abiotischen Stand-
ortfaktoren ist, wäre das biotische Lebensraumpotenzial des Bodens und des Landschafts-
wasserhaushaltes über die Biotopfunktion abgedeckt. 

Für die weiteren Funktionen des Naturhaushaltes sind dann die landschaftsraum- und vor-
habenspezifischen Relevanzfragen zu beantworten: 

• Liegt aufgrund des Grundwasserflurabstandes, der Durchlässigkeit der Deckschichten 
und/oder erhöhter Schadstoffemissionen des Vorhabens eine erhöhte Verschmutzungs-
gefährdung des Grundwassers vor? - Grundwasserschutzfunktion 
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• Hat der Wald aufgrund der Lage und des Reliefs einen Bezug zu städtischen Belastungs-
räumen? – klimatische und lufthygienische Ausgleichsfunktion 

• Hat der Wald eine verschattende Lage zwischen Lärmquellen und lärmempfindlichen 
Nutzungen (Erholung oder faunistische Habitate)? - Lärmschutzfunktion 

Neben der Abgrenzung der Bezugsräume und der Definition der planungsrelevanten Funkti-
onen sind in diesem Arbeitsschritt auch die Erfassungs- und Bewertungskriterien zu definie-
ren, anhand derer die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes mit dem Ziel der Beurteilung erheblicher Beeinträchtigungen und der Planung 
von räumlich-funktional geeigneten Maßnahmen erfasst werden können. Eine Biotoptypen-
kartierung wird grundsätzlich Bestandteil der Primärdatenerfassung sein. 

Bei der Abgrenzung der artenschutzrelevanten Fortpflanzungs- und Ruhestätten sind ausge-
hend von der Autökologie der geschützten Arten die artspezifischen Habitatansprüche hin-
sichtlich maßgeblicher Strukturen und Funktionen und die relevanten Funktionsbeziehungen 
zwischen den Teil- und Gesamtlebensräumen zu berücksichtigen. Sind Arten betroffen, die 
auch im lokalen Bezug in Metapopulationen strukturiert sind wie bspw. die Ameisenbläulinge 
(Maculinea spp.), müssen auch Metapopulationszusammenhänge berücksichtigt werden.  

Ergebnis des Arbeitsschritts – Konkretisierung der Bezugsräume und Zuordnung der 
für den jeweiligen Bezugsraum planungsrelevanten 
Funktionen und Strukturen  
Festlegung der Erfassungs- und Bewertungskriterien 

4.7 Dokumentation und Abstimmung des Auswahlprozesses 

Als Ergebnis des ersten Arbeitsschrittes wird der Untersuchungsraum in einzelne Bezugs-
räume gegliedert. Diese Bezugsräume sind für die Abstimmung mit den zuständigen Behör-
den (siehe auch Kap. 3.6) grob zu beschreiben und die jeweils maßgeblichen Funktionen zu 
definieren. 

Weiterhin sind der Auswahlprozess bis zur Abgrenzung der Bezugsräume sowie die Be-
schränkung auf die planungsrelevanten und entscheidungserheblichen Funktionen und 
Strukturen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes zu dokumentieren. 

Der Auswahlprozess der planungsrelevanten Funktionen innerhalb der einzelnen Bezugs-
räume bestimmt die Inhalte, die im Rahmen der Bestandserfassung und Konfliktanalyse zu 
bearbeiten und insbesondere auch darzustellen sind. 

In Abstimmung mit den zuständigen Behörden sind die Erfassungs- und Bewertungskriterien 
sowie das faunistische Kartierungsprogramm festzulegen. Dies kann sinnvoller Weise im 
Rahmen des Scopingprozesses (siehe Kap. 3.6) erfolgen.  
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Dabei kann es möglich sein, dass zusätzliche Funktionen von den Fachbehörden etc. auf-
grund anderer Einschätzungen oder Informationen eingebracht werden. Weiterhin kann die 
Bestandserfassung (siehe Kap. 5) dazu führen, dass zusätzliche Funktionen, die sich auf-
grund vertiefender Erkenntnisse in der Leistungsphase 2 als maßgeblich herausstellen, zu 
berücksichtigen sind. 

Ergebnis des Arbeitsschritts – Festlegung des Erfassungsprogramms und der zu be-
arbeitenden Bezugsräume und Funktionen 
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5 Bestandserfassung  

5.1 Erfassung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushal-
tes und des Landschaftsbildes 

Die Bestandserfassung des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes hat so zu erfolgen, 
wie es für die Prognose und Beurteilung der vorhabensbedingten Beeinträchtigungen sowie 
für die Ermittlung von Art und Umfang funktional geeigneter Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen erforderlich ist.  

Aus der Planungsraumanalyse und der Auswahl planungsrelevanter Funktionen / Arten er-
geben sich die Anforderungen an die differenziert zu erhebenden Bestandsdaten die zur 
Prognose von Beeinträchtigungen und zur Maßnahmenplanung erforderlich sind. Anderer-
seits können sich aus der Analyse der verfügbaren Daten Kenntnislücken über Naturhaus-
halt und Landschaftsbild aufdrängen, die insbesondere auf fehlende Leitbilder, unzureichen-
de Vorgaben oder Daten der Fachplanungen (u.a. veraltete Landschaftspläne, fehlende Bo-
denkarten) zurückzuführen sind und die die Notwendigkeit zusätzlicher Datenerhebungen 
verdeutlichen. 

Mit Bezug zu den in der Planungsraumanalyse ausgewählten planungsrelevanten Funktio-
nen / Arten sind die vorhandenen Daten und Informationsgrundlagen der zuständigen Fach-
behörden und Vereine/ Verbände zu den Naturgütern nach § 10 Abs. 1 Nr.1 BNatSchG (Bo-
den, Wasser, Luft, Klima, Tiere und Pflanzen) auszuwerten. Die für die Erfassung der pla-
nungsrelevanten Funktionen notwendigen Kriterien sind dem Merkblatt Č MB 1 zu entneh-
men. 

Eine aktuelle und flächendeckende Biotoptypen-/LRT-Kartierung9 und -bewertung ist bei 
Straßenbauvorhaben i.d.R. erforderlich. Die zielgerichtete Erfassung von Tierarten ist unter 
Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Anforderungen vorzunehmen (s.u.). Weiterhin 
ist zu klären, ob weitere gemeinschaftsrechtlich geschützte Arten des Anhang II FFH-RL9 
oder national geschützte Tier- und auch Pflanzenarten und weitere nicht geschützte Arten im 
Plangebiet vorkommen, die eine besondere Bedeutung innerhalb des Bezugsraums haben 
und eine ergänzende Indikatorfunktion für bestimmte Projektwirkungen besitzen. 

                                                 

9 Eine Kartierung der Lebensraumtypen (LRT) nach der Systematik des Anhang I sowie der Arten nach Anhang II der FFH-RL 
ist erforderlich, um Haftungen bzw. Sanierungsforderungen aus dem  § 21 a BNatSchG (Regelungen zum Umweltschadens-
gesetz) vorzubeugen (siehe auch Kap. Teil I 2.2.5). 
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Daneben sind die fachplanerischen Vorgaben für den Untersuchungsraum auch im Hinblick 
auf die Zielkonzeption für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auszuwerten. Zu berücksichti-
gen sind z.B.: 

• Daten der örtlichen und überörtlichen Landschaftsplanung: Landschaftsprogramme, 
Landschaftsrahmen-, Landschafts- und Grünordnungspläne,  

• Naturschutzfachpläne: Arten- und Biotopschutzprogramme, Schutzgebietsverordnungen, 
Pflege- und Entwicklungspläne, Managementpläne, etc., 

• Daten der Gesamtplanung: Landes- und Regionalpläne, Flächennutzungspläne, 
• Sonstige Fachpläne: Forstliche Rahmenpläne, Agrarstrukturelle Planungen. 

Schnittstelle Artenschutz 

Vor dem Hintergrund der artenschutzrechtlichen Anforderungen sind alle Hinweise zu Arten 
des Anhang IV der FFH-RL und zu europäischen Vogelarten auszuwerten. Dabei sind in der 
Regel die faunistischen Untersuchungserfordernisse aus der Eingriffsregelung bzw. dem 
LBP zum Schutzgut Pflanzen und Tiere über das artenschutzrechtlich veranlasste Erfas-
sungsprogramm abgedeckt (Č MB 3). Parallel ist zu prüfen, ob weitere wertgebende Arten 
aus den o.g. Gruppen zu erfassen sind.  

Neben der Biotoptypenkartierung sind im Hinblick auf die notwendige Identifikation essenzi-
eller Habitate u.U. auch Strukturkartierungen erforderlich, z. B. Baumhöhlenerfassungen in 
Waldbereichen. Bei Arten mit großen Aktionsarealen ist ggf. eine geeignete Ergänzung, u.U. 
durch Luftbild-/ATKIS-Auswertung, über den Wirkbereich des Vorhabens hinaus erforderlich. 
Das Kartierprogramm bzw. die Erfassungsmethoden der Tierarten sind entsprechend den 
fachlichen Standards zu entwickeln und mit den zuständigen Fachbehörden im Einzelnen 
abzustimmen (Č MB 8). 

5.2 Bewertung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushal-
tes und des Landschaftsbildes 

Im Rahmen der Bestandsbewertung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
haltes und des Landschaftsbildes sind die planungsrelevanten Funktionen und Strukturen in-
nerhalb der jeweiligen Bezugsräume zu bewerten.  

Die Bewertung bildet die Basis für die Beurteilung der Beeinträchtigungen der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes. Darüber hinaus dient 
diese zur Ermittlung des Aufwertungs- und Entwicklungspotenzials der Flächen für Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen sowie für die artenschutzrechtlich erforderlichen Maßnah-
men. 

Anhand der im Merkblatt Č MB 1 genannten Bewertungskriterien kann eine differenzierte 
Bewertung der Schutzgüter vorgenommen werden.  
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Die Bewertungsmaßstäbe sind aus den Zielen und Grundsätzen des Naturschutzes (§§ 1, 2 
BNatSchG), den räumlich konkretisierten Zielen und Bewertungen der Landschaftsplanung 
und aus anderen naturschutzfachlichen Planungsbeiträgen oder Schutzwürdigkeitsgutachten 
abzuleiten.  

Für die Bewertung des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes werden im Rahmen des 
Gutachtens bewusst keine Bewertungsmethoden vorgegeben (zu formalisierten naturschutz-
fachlichen Bewertungsmethoden siehe Kap. 3.2); grundsätzlich sind aber folgende Anforde-
rungen zu erfüllen: 

• Beschränkung auf die planungsrelevanten Erfassungs- und Bewertungskriterien sowie 
Wirkungszusammenhänge und Begründung von deren Auswahl (Planungs-/ Entschei-
dungsrelevanz), 

• Nachvollziehbarkeit / Transparenz, 
• Dokumentation und ggf. Erläuterung der Verlässlichkeit des Datenmaterials (Herkunft, Al-

ter, Aktualität, Repräsentativität), 
• Erhaltung der Sachebene von Erfassungskriterien im Zuge von Bewertungsaussagen, 
• Dokumentation der Bewertungsgrundlagen und –maßstäbe (gesetzlich festgelegt, fach-

wissenschaftlich diskutiert / empirisch ermittelt, gutachterlich). 

Schnittstelle Artenschutz 

Die Bewertung der Funktionen für den Artenschutz stellt u.a. auf folgende Bewertungsmaß-
stäbe ab: 

• Funktionstyp (Fortpflanzungsstätte, Ruhestätte) 

• Habitatqualität (Abhängigkeit / „Ersetzbarkeit“):  
Schlüsselhabitate, essenzielle Habitate, in sehr kurzer Zeit wieder herstellbare Habitate, 
dynamische Habitate, funktional obligatorische oder fakultative Habitate 

• Bedeutung der Art, Populationskontext:  
seltene und gefährdete Art mit niedriger Populationsdichte, geringer Nachwuchsrate, we-
nig mobile Art, geringer Austausch mit Nachbarpopulationen oder   
euryöke Art mit hoher Populationsdichte und nicht ortsgebundener Habitatfunktion. 
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5.3 Vorhandene Beeinträchtigungen (Vorbelastung) 

Die Vorbelastungen spiegeln sich häufig bereits in der Bestandssituation wieder (z.B. redu-
ziertes Artenspektrum im Nahbereich von Straßen oder degradierte Biotoptypen). 

Die spezifischen Vorbelastungen durch Straßen, Bahnlinien, Deponien u.ä. sind zu erfassen 
und darzustellen, um diese bei der Bestandsbewertung und Auswirkungsprognose sowie der 
Entwicklungsprognose und dem Maßnahmenkonzept einbeziehen zu können. 

Schnittstelle Artenschutz 

Aus Artenschutzsicht sind insbesondere die (vorbelastungs- bzw. nutzungsbedingte) Häufig-
keit / Seltenheit von Habitaten und die Frequenz und Intensität der Störung sowie die Frage 
relevant, ob es sich bei den vorbelasteten Habitaten um essenzielle Habitate handelt. 

Im Hinblick auf die Anforderungen des Umweltschadensgesetzes (§ 21 a BNatSchG) kommt 
der Dokumentation von Vorbelastungen der geschützten Arten und Lebensräume (zur Ab-
weisung künftiger Haftungsfälle) eine wesentliche Bedeutung zu. 

5.4 Darstellung der Ergebnisse der Bestandserfassung und –bewertung 

Im Zuge der Bestandserfassung und –bewertung sind die in der Planungsraumanalyse als 
planungsrelevant identifizierten Funktionen und die abgegrenzten Bezugsräume zu überprü-
fen und ggf. anzupassen. Innerhalb der jeweiligen Bezugsräume sind die betrachteten Struk-
turen und Funktionen in unterschiedlicher Zusammensetzung für die Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes relevant. Die Bezugsräume 
werden hinsichtlich der Bedeutung und Schutzwürdigkeit der jeweiligen Funktionen be-
schrieben und bewertet. 

Die textliche Darstellung der Ergebnisse der Bestandserfassung und –bewertung sollte sich 
an der kommentierten Mustergliederung (siehe Kap. 9) orientieren. Hier sind zu den einzel-
nen Kapiteln die relevanten Inhalte stichpunktartig aufgeführt. Die kartographische Darstel-
lung der Ergebnisse der Bestandserfassung und –bewertung erfolgt nach den LBP Muster-
karten. 

Die Ergebnisse der Bestandserfassung und –bewertung sollten mit den zuständigen Fach-
behörden abgestimmt werden (siehe Kap. 3.6). 
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6 Konfliktanalyse  

Im Rahmen der Eingriffsregelung gemäß § 18 Abs. 1 BNatSchG kommt es darauf an, ob 
die Funktionen und Strukturen des Naturhaushaltes und Landschaftsbilds einschließlich der 
Erholungseignung erheblich beeinträchtigt werden können. Ist diese auf den Möglichkeits-
maßstab abzustellende Frage zu bejahen, steht fest, dass erstens die Eingriffsregelung 
überhaupt anzuwenden ist, zweitens die Eingriffsfolgen anhand des Wahrscheinlichkeits-
maßstabes zu ermitteln sind (vgl. dazu GASSNER ET AL. 2003, BNatSchG, 2. Aufl., § 18, 
Rdnr. 8). Drittens ist der Verursacher gemäß § 19 Abs. 1 und 2 BNatSchG zu verpflichten, 
alle vermeidbaren Beeinträchtigungen zu unterlassen und alle unvermeidbaren Beeinträchti-
gungen auszugleichen oder zu ersetzen. Es handelt sich eindeutig um Muss-Vorschriften, 
also strikt geltende Normen. So auch die Rechtsprechung (vgl. BVerwG E 104; 144/147 = 
NuR 1997; 404; BVerwG, Urteil vom 23.11.2001, 4 A 46.89, NuR 2002; 353).  

Aus Artenschutzsicht sind dabei insbesondere die Schädigungs- und Störungsverbote des 
§ 42 BNatSchG in Bezug auf die europäisch geschützten Arten zu prüfen. Die Bewertung der 
Erfüllung bzw. Nicht-Erfüllung der Schädigungs- und Störungsverbote des Artenschutzes 
stellt v.a. auf die Verteilung / Betroffenheit der für die Arten essenziellen Habitate bzw. spezi-
fischen Habitatqualitäten (Abhängigkeit / „Ersetzbarkeit“ von Schlüsselhabitaten) ab. Die 
Bewertung des Eintretens der artenschutzrechtlichen Verbote erfordert eine fallbezogene 
Anwendung  und Konkretisierung der Bewertungsmaßstäbe. 

6.1 Prognose von Beeinträchtigungen und Vorkehrungen zur Vermei-
dung und Minderung  

Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu vermeiden, ist eine essenzielle Verpflich-
tung (§ 19 Abs. 1 BNatSchG). Geschuldet ist primär die vollständige Vermeidung, sekundär 
die teilweise Vermeidung oder sog. Schadensminderung. Normalerweise geschieht dies 
durch die entsprechende Projektgestaltung, z.B. die Wahl einer schonenderen Trasse oder 
durch den Bau eines Tunnels. Denkbar sind aber auch Vermeidungsmaßnahmen im betrof-
fenen Gebiet, wie z.B. Schutzpflanzungen, neue Leitstrukturen. 

Die Eingriffsregelung ist ein Folgenbewältigungssystem, das die generelle Zulässigkeit des 
Vorhabens insgesamt nicht mehr in Frage stellt (HALAMA 1998, S. 634). Die Verpflichtungen 
des Vermeidungsgebotes nach § 19 Abs. 1 BNatSchG beziehen sich daher nicht auf die 
Vermeidung des Vorhabens insgesamt, sondern nur auf die Vermeidung einzelner Beein-
trächtigungen, die bei Verwirklichung des Vorhabens zu erwarten sind (BVerwG, Urteil vom 
07.03.1997, 4C10.96) Die für die Planfeststellung wichtigste vorgelagerte Entscheidung ist 
die Linienbestimmung nach § 16 FStrG.  

Die voraussichtlich zu erwartenden Beeinträchtigungen der Funktionen und Strukturen des 
Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes, die auf Vermeidbarkeit und Minimierbarkeit hin 
zu prüfen sind, müssen im Grundsatz bekannt sein. Je nach Bearbeitungsstand des techni-
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schen Entwurfs zu Beginn der landschaftspflegerischen Begleitplanung und der entspre-
chenden Qualität der überschlägigen Auswirkungsprognose im Rahmen des Scopings (siehe 
Kap. 4.5) können die dort gewonnenen Erkenntnisse über die zu erwartenden Beeinträchti-
gungen bereits für die Festlegung von Vermeidungsmaßnahmen genügen. Ansonsten ist die 
Prognose auf den aktuellen Erkenntnisstand der Bestandserfassung und der technischen 
Planung hin zu konkretisieren. Im Arbeitsablauf der landschaftspflegerischen Begleitplanung 
hat sie allerdings einen vorläufigen und überschlägigen Charakter, da die eigentliche Prog-
nose und Bilanzierung erst nach der Abstimmung und planerischen Umsetzung der notwen-
digen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen erfolgt.  

Auf der Grundlage der überschlägig ermittelten Beeinträchtigungen sind Vorschläge für ge-
eignete Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen zu entwickeln und darzulegen. Entspre-
chende Maßnahmen können geringfügige Trassenverschiebungen, Querungshilfen, Schutz-
zäune und Leiteinrichtungen sein. Weitere mögliche Vermeidungsmaßnahmen sind im 
Merkblatt Č MB 23 aufgeführt. Die Entwicklung von geeigneten Vermeidungsmaßnahmen 
ist ein iterativer Planungsprozess zwischen Verkehrs- und Landschaftsplanern. 

Die vorläufig ermittelten Beeinträchtigungen sind im Weiteren für die Begründung der letzt-
lich geplanten Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen zu berücksichtigen. Die Ergebnis-
se der überschlägig ermittelten Beeinträchtigungen dienen zugleich als Grundlage für eine 
Erstabschätzung des voraussichtlichen Kompensationsflächenbedarfs. 

Schnittstelle Artenschutz 

Neben Vermeidungsmaßnahmen sind insbesondere die aus artenschutzrechtlichen Gründen 
festsetzbaren vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen nach § 42 (5) BNatSchG (CEF-
Maßnahmen) zu beachten. Die vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen setzen an der Be-
kämpfung der Auswirkungen bei der betroffenen (Teil-) Population an und ergänzen die an 
der Quelle der Beeinträchtigungen bzw. dem Vorhaben ansetzenden Vermeidungsmaßnah-
men. 

6.2 Prognose nicht vermeidbarer Beeinträchtigungen 

Im Rahmen der Konfliktanalyse müssen die unvermeidbaren Beeinträchtigungen ermittelt 
werden, die zu einer Veränderung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushal-
tes und des Landschaftsbildes führen. Nur diese Beeinträchtigungen sind im Sinne des § 19  
Abs. 2 BNatSchG relevant und somit auszugleichen oder zu ersetzen.  

Die Auswirkungsprognose hat das Ziel,  

• Veränderungen der Ausprägung der planungsrelevanten Strukturen und Funktionen des 
Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes (Funktionsverlust / Funktionsbeeinträchti-
gung) zu ermitteln und  
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• den notwendigen Kompensationsbedarf zur Wiederherstellung der beeinträchtigten 
Strukturen und Funktionen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes für die jewei-
ligen Bezugsräume zu bestimmen. 

Aufbauend auf der überschlägigen Auswirkungsprognose (siehe Kap. 4.5) sind die umweltre-
levanten Projektwirkungen bzw. Wirkfaktoren nach Art, Intensität, räumlicher Reichweite und 
zeitlicher Dauer des Auftretens aus der zwischenzeitlich konkretisierten technischen Planung 
zu identifizieren (Č MB 9 und 10). Nach ihren Ursachen bzw. den Vorhabensphasen wer-
den drei Gruppen unterschieden: 

• anlagenbedingte Projektwirkungen, d. h. Wirkungen, die durch die mit dem Straßenbau 
verbundenen Anlagen verursacht werden, 

• betriebsbedingte Projektwirkungen, d. h. Wirkungen, die durch den Straßenverkehr und 
die Unterhaltung der Straße verursacht werden, 

• baubedingte Projektwirkungen, d. h. Wirkungen, die mit dem Bau der Straße verbunden 
und somit i.d.R. zeitlich befristet sind.  

Ausführungen zur Auswirkungsprognose befinden sich im Merkblatt Č MB 10, die bei Stra-
ßenbauvorhaben i.d.R. relevanten Beeinträchtigungen sind im Merkblatt Č MB 11 zusam-
men gestellt. 

Schnittstelle Artenschutz 

Die nach der Berücksichtigung von CEF-Maßnahmen verbleibenden Beeinträchtigungen 
sind Grundlage für die Bewertung der Schädigungs- und Störungsverbote des § 42 
BNatSchG in Bezug auf die europäisch geschützten Arten. 

Für die Prognose der Beeinträchtigungen können die gleichen Prognosemethoden wie im 
LBP herangezogen werden, die Wirkungsprognose ist i.d.R. artbezogen vorzunehmen. Die 
Bewertung des Eintretens von Verbotstatbeständen erfordert eine fallbezogene Konkretisie-
rung der Bewertungsmaßstäbe „Art-für-Art“ und „funktionsbezogen“ nach der „Je-desto-
Formel“.  

Die Eingriffsregelung bezieht weitergehend auch die Beeinträchtigung der allgemeinen Le-
bensraum- und der Biotopverbundfunktionen sowie die Beeinträchtigungen der national ge-
schützten Arten in die Bewertung ein. Die Bewertung der Schädigungs- und Störungsverbote 
ist eng mit der Bewertung der erheblichen Beeinträchtigungen der Tiere und Pflanzen im 
Rahmen der Eingriffsregelung abzustimmen. 

Bezüglich des § 19 Abs. 3 Satz 2 wird – in einem eigenen Abschnitt im Artenschutzbeitrag 
(ASB) - überprüft, ob als Folge des Eingriffs Biotope zerstört werden, die für dort wild leben-
de Tiere und wild wachsende Pflanzen der streng geschützten Arten nicht ersetzbar sind. 
Für die gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten wird diese Prüfung durch die Prüfung nach 
§ 42 BNatSchG inhaltlich ersetzt. 
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6.3 Überprüfen der Abgrenzung des Plangebietes 

Die Abgrenzung des Plangebietes ist aufgrund der Erkenntnisse aus der Bestandserfassung, 
den Projektwirkungen aus der konkretisierten technischen Planung und der hierauf aufbau-
enden Auswirkungsprognose zu überprüfen, ob auch ggf. weiterreichende Beeinträchtigun-
gen (insb. von faunistischen Funktionen) erfasst werden können (siehe auch Č MB 4, 8, 10). 

6.4 Darstellen der Ergebnisse von Konfliktanalyse und Konfliktminde-
rung sowie der unvermeidbaren Beeinträchtigungen 

Als Ergebnis der Konfliktanalyse sind alle Beeinträchtigungen der für den jeweils betroffenen 
Bezugsraum planungsrelevanten Funktionen und der sie bestimmenden Strukturen zu be-
schreiben und zu bewerten. Die Erfassung sowie die Dokumentation der Beeinträchtigungen 
erfolgt getrennt für jeden Bezugsraum.  

Weiterhin ist im LBP nachvollziehbar darzulegen, dass die rechtlich gestellten Anforderungen 
an Vermeidung und Minderung von Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes ausreichend erfüllt sind. 

Die textliche Darstellung der Ergebnisse der Konfliktanalyse sollte sich an der kommentierten 
Mustergliederung orientieren (siehe Kap. 9). Hier sind zu den einzelnen Kapiteln die relevan-
ten Inhalte stichpunktartig aufgeführt.  

Die kartographische Darstellung der Ergebnisse der Konfliktanalyse erfolgt nach den Mus-
terkarten der RLBP. 
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7 Maßnahmenplanung 

Im Sinne der Zielsetzung der Eingriffsregelung sind die Beeinträchtigungen zu vermeiden, 
auszugleichen oder in sonstiger Weise gleichwertig zu kompensieren. Wie sich aus § 19 
Abs. 2 BNatSchG ergibt, ist die beeinträchtigte Funktion des Naturhaushalts und des Land-
schaftsbildes wiederherzustellen. Somit sind im Rahmen des Machbaren und Verhältnismä-
ßigen alle Beeinträchtigungen zu vermeiden oder zu kompensieren.10 

Die Eingriffsfolgenbewältigung bezieht sich auf die beeinträchtigten und die als Ergebnis der 
Planungsraumanalyse (siehe Kap. 4) als planungsrelevant bewerteten Funktionen und Struk-
turen. Im Vordergrund steht ein Maßnahmenkonzept, in dem insbesondere die räumlich-
funktionale Bindung der Maßnahmen abzuleiten ist. Die Schnittstelle zum Artenschutz und 
die Einbindung der aus artenschutzrechtlicher Sicht und der Umwelthaftung erforderlichen 
Maßnahmen bringt eine neue Qualität hinsichtlich der funktionalen Ableitung und Begrün-
dung der Maßnahmen. Die Maßnahmenplanung soll weiterhin einen Planungsprozess im 
Vorfeld der Einleitung des Planfeststellungsverfahrens initiieren, der eine Flexibilisierung bei 
der Auswahl von Flächen und Maßnahmenarten ermöglicht, sofern es die räumlich-
funktionale Bindung zulässt.  

Schnittstelle Artenschutz 

Eine maßgebliche Schnittstelle zwischen Inhalten der Eingriffsregelung und des Artenschut-
zes liegt in der Maßnahmenplanung. Der LBP hat die Aufgabe, die zur Bewältigung der Ein-
griffe notwendigen Maßnahmen durchgängig und vollständig darzustellen. Dazu gehören die 
notwendigen Maßnahmen 

• nach § 19 BNatSchG (Eingriffsregelung) 
• nach § 34 BNatSchG (FFH-Gebietsschutz) 
• nach § 42 Abs. 5 und § 43 Abs. 8 BNatSchG (Artenschutz) 

Die Begründung und die Maßstäbe zur Ableitung von Maßnahmen sind je nach naturschutz-
rechtlichem Anwendungsbereich – Eingriffsregelung, FFH-VP, Artenschutz – unterschiedlich. 
Darüber hinaus können im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung (§ 6 Abs. 3 Nr. 2 
UVP) Maßnahmen entwickelt werden (z.B. Immissionsschutzpflanzungen), die über die 
Vorhabenszulassung mit dem Instrument des LBP umzusetzen sind. Entsprechend sind zu 
unterscheiden: 

                                                 

10 Damit ist unvereinbar, Beeinträchtigungen bis zur Erheblichkeitsschwelle sanktionslos zu lassen. Anderer Ansicht ist FI-
SCHER-HÜFTLE (in: SCHUMACHER/FISCHER-HÜFTLE 2003, BNatSchG § 19, Rdnr, 16). Eine solche Abstufung würde dem Verur-
sacher einen Bonus auf Kosten von Natur und Landschaft gewähren. Der Gesetzeswortlaut ist hier eindeutig, im Gegensatz 
zu § 18 Abs. 1 fehlt in § 19 Abs. 1 und 2 BNatSchG das Wort „erheblich“. Dass § 18 Abs. 1 BNatSchG das Regime der Ein-
griffsregelung überhaupt erst Platz greifen lässt, wenn die möglichen Eingriffsfolgen die Erheblichkeitsschwelle zu erreichen 
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Tab. 7-1:  Abgrenzung der Maßnahmentypen zur Bewältigung der Eingriffsregelung und des 
Artenschutzes sowie nachrichtlich des FFH-Gebietsschutzes  

Ansatz / Wirkung der Maßnahme 

Maßnahmentyp 
nach Eingriffs-
regelung  
(§ 19 Abs. 1 + 2) 
BNatSchG ) 

Maßnahmentyp nach 
Artenschutzrecht  
(§ 42 Abs. 5, § 43 
Abs. 8) BNatSchG) 

Maßnahmentyp nach 
FFH-Gebietsschutz 
(§ 34 BNatSchG) 

Vermeidung von Auswirkungen an der 
Quelle 

Vermeidung Vermeidung 
(CEF-Maßnahme) 

Vermeidung 
(Schadens-
begrenzung) 

Minderung der Auswirkungen an der 
Quelle 

 

Optimierung von Funktionen und Struk-
turen vor Eingriff an Ort und Stelle 
bzw. im räumlich funktionalen Zusam-
menhang Ą  
Beibehaltung des aktuellen Erhaltungs-
zustandes der betroffenen (Teil-) Popu-
lation, des LRT trotz Eingriff  

Ausgleich  vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahme zur 
Erhaltung der ökologi-
schen Funktion  
(CEF-Maßnahme) 

Maßnahmen zur  
Kohärenzsicherung 
(im Einzelfall noch 
Schadensbegrenzung) 

Kompensation der Auswirkungen beim 
Empfänger (funktional verbundene  
(Meta-) Population) 

Ausgleich / Ersatz 
(i.d.R. flächenge-
bunden) 

kompensatorische 
Maßnahme zur Siche-
rung eines günstigen 
Erhaltungszustands 
(FCS-Maßnahme)  

Maßnahmen zur  
Kohärenzsicherung 

Wiederherstellung (wertgleich) Ersatz (Keine Entsprechung) (Keine Entsprechung) 

 

Bei der Ableitung von “Maßnahmen“ sind insbesondere die aus artenschutzrechtlichen 
Gründen erforderlichen Vorkehrungen zur Vermeidung und Kompensation zu beachten. Die 
CEF-Maßnahmen (Vermeidungs- und vorgezogene Ausgleichmaßnahmen im Sinne des 
§ 42 Abs. 5 BNatSchG) setzen an der Bekämpfung der Auswirkungen beim Empfänger, den 
Lebensstätten der betroffenen Individuen bzw. der betroffenen (Teil-) Population an. In Be-
zug auf das hier näher betrachtete Verhältnis Eingriffsregelung / Artenschutz können die im 
LBP festgelegten Maßnahmenarten (nach Eingriffsregelung, nach FFH-Gebietsschutz)  

• bei der fachlichen Prüfung der artenschutzrechtlichen Verbote, 
• bei der Prüfung der im Rahmen der Ausnahme zu wahrenden Randbedingungen (günsti-

ger Erhaltungszustand)  

einbezogen werden. Voraussetzung sind lediglich die spezifische Wirksamkeit einerseits so-
wie eine ausreichende Regelungstiefe (Flächenverfügbarkeit an einem bestimmten Ort (loka-
le Population) und ein festgelegter frühzeitiger Umsetzungszeitpunkt (zeitlich abgeschlossen) 
andererseits. 

                                                                                                                                                      

drohen, steht nicht in Widerspruch zur stringenten Abwicklung der Folgenbewältigung im Einzelnen (vgl. dazu GASSNER et al. 
2003, BNatSchG, § 18, Rdnr. 6). 
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7.1 Entwickeln eines Maßnahmenkonzeptes 

Für ein naturschutzfachlich tragfähiges Maßnahmenkonzept ist es notwendig im Rahmen der 
Maßnahmenplanung ein integriertes Zielkonzept zu entwickeln, welches sowohl die 
wiederherzustellenden Funktionen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes wie auch 
im besonderen die Artenschutzanforderungen und weitere spezialgesetzliche Anforderungen 
z.B. aus dem FFH-Gebietsschutz berücksichtigt. Bei der Planung von Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen ergibt sich durch die spezifischen rechtlichen Anforderungen des Arten-
schutzes und des FFH-Gebietsschutzes eine zu beachtende Hierarchie in der Maßnah-
menplanung (MÜLLER-PFANNENSTIEL & WULFERT 2007). Aus Sicht des Artenschutzes und 
Gebietsschutzes bedarf es einer artspezifischen Planung von Maßnahmen zur Sicherstel-
lung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes der Population der jewei-
ligen geschützten Art bzw. des natürlichen Lebensraumes / Lebensraumtyps. Für die Maß-
nahmenplanung des LBP wird die räumlich-funktionale Bindung von Maßnahmen daher pri-
mär durch die artenschutzrechtlichen Erfordernisse und die Erfordernisse der FFH-VP be-
stimmt. In der Abfolge der Maßnahmenplanung werden daher zunächst die erforderlichen 
funktionserhaltenden Maßnahmen für den Artenschutz und die Kohärenzsicherungsmaß-
nahmen des Gebietsschutzes konzipiert. Darauf aufbauend sind für die beeinträchtigten pla-
nungsrelevanten Funktionen aus der Eingriffsregelung, die über die Betroffenheit von Arten 
und Lebensstätten hinausgehen und nicht über hierfür vorgesehenen Maßnahmen multifunk-
tional kompensiert werden, weitere Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu planen. 

Das Maßnahmenkonzept im Rahmen der Eingriffsregelung leitet sich aus den beein-
trächtigten Funktionen und Strukturen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes in-
nerhalb der beeinträchtigten Bezugsräume sowie den Zielen und Leitbildern der Land-
schaftsplanung ab (§§ 15, 16 BNatSchG). Das Konzept integriert auch die Maßnahmen die 
zur Wiederherstellung der Funktionalität der geschützten Lebensstätten und des güns-
tigen Erhaltungszustandes der beeinträchtigten Lokalpopulation der planungsrelevan-
ten Arten zu berücksichtigen sind. Entscheidend ist die Identifizierung der maßgeblichen 
Funktionen, die – je nach rechtlichem Anwendungsbereich – zeitnah (CEF-Maßnahmen) so-
wie gleichartig auszugleichen oder gleichwertig zu ersetzen sind. Sofern keine aktuelle 
Landschaftsplanung existiert sind die Leitbilder für den Naturhaushalt und das Landschafts-
bild im betroffenen Naturraum über die Zielkonzeption der Maßnahmenplanung zu definie-
ren. 

Die Rechtsprechung bestätigt diese konzeptionellen Grundüberlegungen, stellt aber entspre-
chende  Anforderungen an die Nachvollziehbarkeit (vgl. BVerwG, Urteil vom 31.01.2002, 4 A 
15/0; 56 des Urteilsabdrucks, BVerwG, Urteil vom 27.2.2003, 4 A 59/01, A 17). 

Maßstab für die Beurteilung der Eignung und Zielerreichung der Maßnahme sind die Erhal-
tung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes 
innerhalb der Bezugsräume und – soweit dem Artenschutz genüge getan werden muss – die 
Wiederherstellung der Funktionalität der Lebensstätten geschützter Arten. D.h. es kommt 
nicht primär darauf an, den verloren gehenden Biotoptyp als solchen zu kompensieren. 
Vielmehr ist auf die Funktionen, die er konkret und ortsbezogen wahrnimmt, abzustellen die 
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u.U. auch von einem anderen Biotop oder an anderer Stelle in gleicher Weise, ohne Funkti-
onseinbußen wahrgenommen werden können (Č MB 25, 26, 27). 

Hiernach bestehen naturschutzfachliche Beurteilungsspielräume, die ausgenutzt werden 
können und müssen, um ein tragfähiges, gut begründetes Maßnahmenkonzept zu entwi-
ckeln. Die Spielräume bestehen v.a. hinsichtlich der räumlichen Anordnung der Maßnahmen 
und der Wahl der Maßnahmenart. Dadurch ist auch die erforderliche Flexibilität im Sinne von 
Maßnahmenalternativen in Abhängigkeit von der räumlich-funktionalen Bindung der Maß-
nahme gewährleistet, um das häufige Problem der Flächenbereitstellung zu lösen. Im Hin-
blick auf die Flächenverfügbarkeit sind bei der Maßnahmensuche auch die Flächen der öf-
fentlichen Hand (Bund, Länder, Kommunen oder andere Körperschaften, Anstalten und Stif-
tung des Öffentlichen Rechts) abzufragen. Deren Eignung ist ebenso an die funktionale Ziel-
erreichung der Maßnahmenkonzeption gebunden. 

Unbenommen der fachlich sinnvollen Flexibilisierung der Maßnahmenplanung muss der Vor-
rangigkeit von Ausgleichsmaßnahmen vor Ersatz (siehe Kap. 7.2) gewährleistet sein. Hiermit 
einhergehend müssen die Begründungen der Maßnahmen geeignet sein, das Erfordernis 
von deren Realisierung ggf. auch gegen den Willen des Eigentümers zu belegen. 

Das folgende Schaubild stellt den Prozess der verschiedenen Arbeitsschritte zur Ableitung 
der Ziele des Maßnahmenkonzeptes und der zur Umsetzung geeigneten Maßnahmenarten 
dar. In der Praxis ist der Planungsablauf ein fortlaufender Rückkopplungsprozess zwi-
schen der Entwicklung von Maßnahmen, der Zielkonzeption und der Auswahl von ver-
fügbaren Flächen innerhalb der Maßnahmenräume. 
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Abb. 7-1 Arbeitsschritte zur Ableitung der Ziele des Maßnahmenkonzeptes und zur Umset-
zung geeigneter Maßnahmenarten 

Schnittstelle Artenschutz 

In den Maßnahmenblättern sowie im „Vermeidungskapitel“ des LBP sind die aus arten-
schutzrechtlicher Sicht erforderlichen Maßnahmen gesondert zu kennzeichnen. 

7.2 Unterscheidung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen / Ausgleich-
barkeit 

Die Kompensation der Beeinträchtigungen hat folgende Prinzipien zu beachten: 

• zu kompensieren ist nicht mehr, aber auch nicht weniger als vom Vorhaben beeinträch-
tigt wird (Verursacherprinzip), 

• grundsätzlich ist die Kompensation in natura, d.h. durch physisch-reale Maßnahmen ge-
schuldet (Naturalprinzip), 

• sind Naturalmaßnahmen nicht möglich, dürfen im Sinne einer ultima ratio Ersatzzahlun-
gen erhoben werden (§ 19 Abs. 4 BNatSchG). 
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Abstimmung mit den zu beteiligenden Behörden 

Ableiten der Maßnahmenarten 

Bestimmen der räumlichen Bindung inner-, außerhalb der Bezugsräume  
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Nach der Logik der Eingriffsregelung, die dem Verhältnismäßigkeitsprinzip folgt sind nach 
§ 19 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG vorrangig Ausgleichsmaßnahmen vorzusehen. Nach Satz 2 
dieser Norm werden die Maßnahmen nach dem Kriterium der Gleichartigkeit bestimmt. 

Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung wenn und sobald die beeinträchtigten Funkti-
onen des Naturhaushaltes wieder hergestellt sind und das Landschaftsbild wieder 
hergestellt oder neu gestaltet ist. 

Die Rechtsprechung konkretisiert die Ausgleichsverpflichtung wie folgt: 

Ausgleichsmaßnahmen müssen so beschaffen sein, dass in dem betroffenen Land-
schaftsraum ein Zustand herbeigeführt wird, der den früheren Zustand in der gleichen 
Art und mit der gleichen Wirkung fortführt. Dies erfordert nicht, dass sie im unmittel-
baren Umkreis des Eingriffs ausgeführt werden, schränkt den räumlichen Bereich, in 
dem sie in Betracht kommen, aber insofern ein, als vorausgesetzt wird, dass sie sich 
dort, wo die mit dem Vorhaben verbundenen Beeinträchtigungen auftreten, in der be-
schriebenen Weise - ausgleichend - auswirken. Zwischen ihnen und dem Eingriffsort 
muss ein funktionaler Zusammenhang bestehen (BVerwG, Urteil vom 27.10.2000,  
4 A18.99, BVerwG E 112; 140, 163). 

Die vorgenannten Rechtsbegriffe können nur nach Maßgabe praktischer Vernunft konkreti-
siert werden. Das heißt, dass die naturschutzfachliche Ableitung aus dem Leitbild bzw. den 
Vorgaben der Landschaftsplanung nach §§ 15, 16 BNatSchG maßgebend ist, nicht die stets 
identische Wiederherstellung derselben Strukturen im mathematisch-naturwissenschaftlich 
nachprüfbarem Sinne.  

Können die Anforderungen an die Ausgleichbarkeit nicht umfänglich erfüllt werden, sind Er-
satzmaßnahmen zu entwickeln (Č MB 31). Die Kompensation im Sinne des Ersatzes wird 
über das Kriterium der Gleichwertigkeit charakterisiert (§ 19 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG).  

Wenn das Gesetz auf Gleichwertigkeit abstellt, verlangt es eine Wertung im Sinne der prakti-
schen Vernunft. Folgerichtig verlangt bereits GAENTZSCH (1986)11 nicht nur das Nächstlie-
gende sondern auch das Zuträglichste. Für die Praxis folgt aus dieser Kaskaden-Systematik, 
dass grundsätzlich – Unvermeidbarkeit vorausgesetzt – von dem Kriterium der Gleichartig-
keit auszugehen ist. Dieses Kriterium stellt den Maßstab dar, an welchem zu messen ist, ob 
die Gleichwertigkeit einer sonstigen Kompensation (also des Ersatzes) gegeben ist. Gleich-
wertig meint das Optimum der Naturalrestitution, was sich wiederum an den Vorgaben der 

                                                 

11 „…die Gebote greifen nach ihren Voraussetzungen und nach ihrem Inhalt derart ineinander, dass zwischen ihnen nichts offen 
bleibt. Es gilt – ganz allgemein gesprochen – das Gebot, bei Vorhaben, die in Natur und Landschaft eingreifen können, im 
Rahmen des Möglichen – angefangen von der Vermeidung bis letztendlich zum Geldausgleich – das für Natur und Landschaft 
jeweils Nächstliegende und Zuträglichste zu tun. Es ist in stufenloser Abfolge das Beste, Nächst-Beste, Nächst-Nächst-Beste 
zu tun, um negative Folgen eines Vorhabens für Naturhaushalt und Landschaftsbild in Grenzen zu halten.“ (GAENTZSCH 1986, 
S. 89, 96) 
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Landschaftsplanung, dem naturschutzfachlichen Leitbild für den beeinträchtigten Bezugs-
raum und dem daraus abgeleiteten Maßnahmenkonzept ausrichtet.  

Die Frage, welche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zur Wiederherstellung der Leistungs- 
und Funktionsfähigkeit innerhalb des betroffenen Bezugsraums erforderlich sind, ist aus dem 
Maßnahmenkonzept zu beantworten (s. Kapitel 7.1, (Č MB 26). Bei der Klärung dieser fach-
lichen Frage sind die artenschutzrechtlichen Anforderungen an zu entwickelnde Lebensstät-
ten und deren räumlichen Bindung bei der Planung von Maßnahmen zu berücksichtigen. 

Das Konzept für die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sollte mit den zuständigen Natur-
schutzbehörden abgestimmt werden.  

Der Ausgleich von Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes soll nach § 19 Abs. 2 
BNatSchG durch landschaftsgerechte Wiederherstellung oder Neugestaltung geschehen 
können. Die sonstige Kompensation (Ersatz) besteht gem. § 19 Abs. 2 BNatSchG in der 
landschaftsgerechten Neugestaltung. Der Begriff „landschaftsgerechte Neugestaltung“ ist 
somit nun sowohl den Ausgleichs- als auch den Ersatzmaßnahmen zugeordnet, so dass aus 
dem Gesetzestext oder auch der Dokumentation des Gesetzgebungsverfahrens keine Diffe-
renzierung ableitbar ist. Jedoch ergibt sich aus dem Sinn und Zweck der Eingriffsregelung 
sowie dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, dass der Wiederherstellung soweit möglich und 
sinnvoll der Vorrang zu geben ist. 

Die Formulierung des § 19 Abs. 2 BNatSchG, wonach Beeinträchtigungen in sonstiger Wei-
se kompensiert sind, „wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes 
in gleichwertiger Weise ersetzt sind oder das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestal-
tet ist“, macht es erforderlich, dass sich Ersatzmaßnahmen auf einzelne konkrete Beein-
trächtigungen beziehen. Die Ausgestaltung von Ersatzmaßnahmen erstreckt sich insbeson-
dere auf den räumlichen Zusammenhang zwischen Eingriff und Maßnahme. In entsprechen-
der Anwendung des § 19 Abs. 2 BNatSchG kommt es bei der landschaftsgerechten Neuge-
staltung darauf an, dass nach der Neugestaltung der Landschaft die ursprüngliche Charakte-
ristik des Landschaftsbildes im Wesentlichen erhalten bleibt (JESSEL ET AL. 2003).  

Ein etwaiges Defizit an Erholungswert der Kompensationsfläche im Vergleich zur Eingriffs-
fläche ist dabei in Ansatz zu bringen (GASSNER ET AL. 2003). 

Ein Vorschlag für eine inhaltliche Ausfüllung der Begriffe landschaftsgerechte Wiederherstel-
lung und Neugestaltung (im Sinne von Ausgleichsmaßnahmen) sowie landschaftsgerechte 
Neugestaltung (im Sinne von Ersatzmaßnahmen) ist Merkblatt Č MB 31 zu entnehmen. 

Wenn im Folgenden von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen die Rede ist, sind Maßnahmen 
zur landschaftsgerechten Wiederherstellung und Neugestaltung des Landschaftsbildes ein-
geschlossen.  
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7.3 Ableiten von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Für Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen kommen nur solche Flächen in Betracht, die auf-
wertungsbedürftig und –fähig sind. Diese Voraussetzungen erfüllen sie, wenn sie in einen 
Zustand versetzt werden können, der sich im Vergleich mit dem früheren als ökologisch hö-
herwertig einstufen lässt (siehe Kapitel 7.2, BVerwG, Urteil vom 10.09.1998, 4 A 3/97).  

Die Ableitung der konkreten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zur Wiederherstellung 
der Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes erfolgt auf Grundla-
ge:  

• der Ziele und Grundsätze von Naturschutz und Landschaftspflege und den daraus abge-
leiteten Vorgaben der Landschaftsplanung oder sonstiger regionaler naturschutzfachli-
cher Zielaussagen, 

• artenschutzrechtlichen Anforderungen, 
• des projektbezogenen Maßnahmenkonzepts, 
• der ermittelten Ausgleichbarkeit der Beeinträchtigungen.  

Im Zuge der Ableitung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für die beeinträchtigten Funk-
tionen und Strukturen ist der jeweilige Ausgangszustand der beeinträchtigen Fläche sowie 
der potenziellen Kompensationsfläche zu berücksichtigen (Č MB 31, 32).  

Kriterien zum Ausgangszustand der beeinträchtigen Flächen vor dem Eingriff: 

• Bedeutung der betroffenen Flächen, 
• Empfindlichkeit gegenüber den Wirkfaktoren des Straßenbauvorhabens, 
• Art, Intensität, räumliche Reichweite und Zeitdauer der Beeinträchtigung, 
• zeitliche Wiederherstellbarkeit der Strukturen / Funktionen. 

Kriterien zur Beurteilung potenzieller Kompensationsflächen im Sinne einer Entwick-
lungsprognose: 

• Vorhandensein u.a. geeigneter Standortfaktoren, Spenderpopulationen, 
• Aufwertungspotenzial der Fläche, auf dem die Maßnahme entwickelt werden soll, 
• funktionale und räumliche Zusammenhänge zwischen den Kompensationsflächen und 

angrenzenden Strukturen / Funktionen, Austausch- und Wechselbeziehungen zu be-
nachbarten Lebensräumen. 

Richtlinien für die Ableitung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen: 

• Art und Umfang der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind räumlich und funktional im 
Einzelfall zu begründen. 
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• Der Umfang der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen bestimmt sich anhand von Art und 
Umfang der Beeinträchtigungen, der Verluste von Strukturen und Funktionen sowie der 
Aufwertungsmöglichkeiten durch die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme. 

• Die Möglichkeit einer Mehrfachwirkung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für ver-
schiedene Funktionsbeeinträchtigungen (multifunktionale Kompensation, s.u.) ist zu prü-
fen. 

• Für das Landschaftsbild ist zu prüfen, durch welche Maßnahmen prägende Gliederungs-
prinzipien und Anordnungsmuster des beeinträchtigten Landschaftsbildraumes aufgegrif-
fen werden und inwieweit diese Maßnahmen zu einer Wiederherstellung bzw. Neugestal-
tung des Landschaftsbildes führen. 

• Ausgehend vom Ausgangszustand der Maßnahmenflächen ist die mögliche Aufwertung 
durch die Ausgleichs- / Ersatzmaßnahmen darzustellen. 

• Die Dauer der Pflege und Unterhaltung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen leitet sich 
mit dem jeweils fachlich erforderlichen Zeitraum aus der Entwicklungsdauer bis zur Funk-
tionserfüllung der Maßnahme und der Zielsetzung der Maßnahme ab.  

Rechtlicher Maßstab für die Funktionserfüllung ist gemäß § 19 Abs. 2 BNatSchG die Wie-
derherstellung der beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes sowie die landschafts-
gerechte Wiederherstellung und Neugestaltung des Landschaftsbildes. Aus artenschutz-
rechtlicher Sicht ist der Maßstab der Funktionserfüllung für die CEF- und FCS-Maßnahmen 
aus den §§ 42 Abs. 5 und 43 Abs. 8 BNatSchG abzuleiten. Die Dauer der Pflege und Unter-
haltung der Ausgleichs-, Ersatzmaßnahmen ist im Maßnahmenblatt festzulegen (siehe Č 
MB 35). 

Der erforderliche Kompensationsumfang zur Wiederherstellung der Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit ist unabhängig von den in den Bundesländern existierenden Bewertungsverfah-
ren zur Ermittlung des Kompensationsumfangs nachvollziehbar zu begründen.  

In diesem Zusammenhang kann auch die Möglichkeit des Einsatzes von Flächen- oder 
Maßnahmenpools in Erwägung gezogen werden (siehe Č MB 30). Der Flächen- oder 
Maßnahmenpool kann dann genutzt werden, wenn die Erfordernisse, die zwingend mit der 
Kompensationserfüllung verknüpft sind (wie Art, Umfang und Lage der Maßnahmenfläche), 
erfüllt werden. In der Regel können Flächen- oder Maßnahmenpools für die räumlich flexib-
len Maßnahmen (siehe Č MB 28) herangezogen werden. Da sich im Falle der Flächen- und 
Maßnahmenpools nicht mehr die Frage der Flächenverfügbarkeit stellt, bieten sie den Vor-
teil, dass das Kompensationsziel schneller erreicht werden kann. Bei der Auswahl von Flä-
chen und Maßnahmen aus Flächen- oder Maßnahmenpools ist eine frühzeitige Abstimmung 
mit den zuständigen Naturschutzbehörden sinnvoll und sollte nur auf von ihr akzeptierte An-
gebote zurückgegriffen werden. 

So genannte produktionsintegrierte Maßnahmen auf landwirtschaftlich genutzten Flächen 
haben das Ziel, Biotop-/ Habitatverbesserungen durch angepasste Nutzungskonzepte (z.B. 
Extensivierung der ackerbaulichen Nutzung, Verzicht auf Pflugtiefe 25 cm, Verdoppelung 
des Reihenabstandes für die Zielart Hamster) zu erreichen, ohne dass die Flächen aus der 
Produktion fallen (siehe Č MB 34). Produktionsintegrierte Maßnahmen sind als Kompensa-
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tionsmaßnahmen nur geeignet, wenn sie zu einer deutlichen Aufwertung für den Naturhaus-
halt bzw. eine bestimmte Art führen.  

Multifunktionale Kompensation  

In der aktuellen Planungspraxis werden im Sinne eines Baukastensystems zunächst im 
Rahmen der Bestandserfassung die Funktionen des Naturhaushaltes schutzgutbezogen 
auseinander gezogen um sie auf der Maßnahmenseite möglichst auf ein und der selben 
Maßnahmenfläche wieder zusammenzuführen. Im Rahmen der Maßnahmenplanung wird 
i.d.R. geprüft, ob die Maßnahmen für die beeinträchtigten Biotopstrukturen auch die Beein-
trächtigungen der faunistischen Bezugsräume, der abiotischen Naturgüter und des Land-
schaftsbildes multifunktional kompensieren können. 

Dieser Schritt der multifunktonalen Zuordnung erübrigt sich bei der selektiven Betrachtung 
der planungsrelevanten Funktionen und Strukturen weitgehend, da der gewählte Indikations-
ansatz die mittelbare Kompensation der unberücksichtigten Funktionen durch die als pla-
nungsrelevant ausgewählten Funktionen innerhalb des betrachteten Bezugsraumes beinhal-
tet.  

Schnittstelle Artenschutz 

Die Maßnahmenableitung im LBP erfolgt in der Regel funktional. Oft wurde bislang erst da-
nach geprüft, inwieweit Maßnahmenflächen beispielsweise auch zur Schadenbegrenzung 
nach Art. 6.3 FFH-RL oder für den besonderen Artenschutz geeignet sind, so dass nicht im-
mer das für das vorrangige Ziel Notwendige erreicht wurde. Sinnvoll und effizient erscheint 
es, eine dezidierte und formalisierte Hierarchie der Anforderungen an Maßnahmen zu bilden, 
um auf dieser Basis Maßnahmen fundiert zu bündeln. 

Infolge des Ansatzes Art-für-Art ergibt sich  

• ein eindeutiger Zielbezug der artenschutzrechtlichen Maßnahmen durch konkrete Be-
nennung der Tier- und Pflanzenarten sowie deren Lebensraumzustände, die von den 
Maßnahmen profitieren sollen, 

• ein direkter Flächenbezug (weil die Maßnahme für eine konkrete betroffene Lebensstätte 
/ Population durchgeführt wird), 

• ein fachlich abgeleiteter und plausibel begründeter Flächenbedarf, der für das langfristige 
Überleben der vom Eingriff betroffenen Lebensstätten/ Arten erforderlich ist. 

Damit die zuständigen Behörden in die Lage versetzt werden, Beeinträchtigungen und deren 
Folgenbewältigung sowohl flächenscharf und in der räumlichen Zuordnung als auch in Bezug 
auf die betroffenen Funktionen zu beurteilen, wird im ASB eine tabellarische Zuordnung von 
Eingriff/betroffener Art und Maßnahme vorgenommen Diese Zuordnung wird im LBP Maß-
nahmenblatt dokumentiert.  
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Da CEF-Maßnahmen bis zum Eintreten des Eingriffs funktionsfähig sein müssen, sind sie im 
Hinblick auf die funktionale Kontinuität i.d.R. „zeitlich vorgezogen“ festzulegen. Die vorgezo-
gene Umsetzung ist entsprechend konkret zu planen.  

7.4 Definition von Maßnahmentypen/-arten 

Im Lauf der Entwicklung der Instrumente zur Umweltfolgenbewältigung, innerhalb derer die 
landschaftspflegerische Begleitplanung eine zentrale Stellung einnimmt, hat sich eine Viel-
zahl von Begrifflichkeiten zur Definition von aus Sicht der Eingriffsregelung erforderlichen 
„Maßnahmen“ im Weiteren Sinne etabliert. Diese Bezeichnungen definieren in vielen Fällen 
den gleichen Sachverhalt und überlagern sich daher zum Teil sogar vielfach. Im Rahmen 
des Gutachtens wurden die Begrifflichkeiten daher analysiert, ggf. reduziert und neu sortiert. 
Nachfolgend werden hierfür die derzeit kursierenden Definitionen mit den Regelwerken, die 
diese beinhalten bzw. definiert haben, aufgeführt. 

• Vermeidungsmaßnahme  (HNL-S 99, S. 8; RAS-LP 1, S. 11; Musterkarten LBP, S. 5) 

• Schutzmaßnahme  (RAS-LP 2, S. 11; Musterkarten LBP, S. 5) 

• Gestaltungsmaßnahme  (RAS-LP 2, S. 14; Musterkarten LBP, S. 6) 

• Kompensationsmaßnahme  (RAS-LP 1, S. 13) 

• Ausgleichsmaßnahme  (HNL-S 99, S. 8+9; RAS-LP 1, S. 12; Empfehlungen für die 
 Abhandlung der Eingriffsregelung beim Bundesfern- 
 straßenbau, S. 21, S. 22; Musterkarten LBP, S. 6) 

• Ersatzmaßnahme  (HNL-S 99, S. 9; RAS-LP 1, S. 12; Empfehlungen für die 
 Abhandlung der Eingriffsregelung beim Bundesfern-  
 straßenbau, S. 10; Musterkarten LBP, S. 6) 

• Kohärenzsicherungsmaßnahme  (HNL-S 99, S. 14) 

Weitere Begrifflichkeiten haben sich aufgrund des europäischen Umweltrechts und der ent-
sprechenden europäischen Arbeitshilfen eingebürgert (vgl. u.a. KOMMISSION 2007): 

• Schadenbegrenzungsmaßnahme, 
• Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme, 
• Artenschutzrechtliche Kompensationsmaßnahme, 
• Maßnahme zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität, 
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• CEF-Maßnahme12 
• FCS-Maßnahme13. 

Alle aufgeführten Maßnahmentypen und deren Bezeichnungen lassen sich weitestgehend 
auf die im Naturschutzgesetz verankerten Vermeidungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen zusammenführen.  

Unter die Vermeidungsmaßnahmen fallen auch die Minderungs-/ Minimierungsmaßnahmen 
sowie die Schutzmaßnahmen und die Schadensbegrenzungsmaßnahmen.  

Bei der Maßnahmenzuordnung nehmen die Gestaltungsmaßnahmen eine Sonderstellung 
ein. Die landschaftsgerechte Begrünung und Einbindung technischer Bauwerke (z.B. Bö-
schungsflächen, Autobahnanschlussstellen, Fahrbahnmittelstreifen, Bankette, Entwässe-
rungsmulden, Lärmschutzeinrichtungen) wird als Gestaltungsmaßnahme bezeichnet, sofern 
die Vegetationselemente auf den genannten Straßennebenflächen keine kompensatorische 
Wirkung haben. Gestaltungsmaßnahmen sind als Teil der Betriebsfläche anzusehen.  

Maßnahmen außerhalb des Pflege-/ Unterhaltungs-/ Intensivbereichs, die einen wesentli-
chen Beitrag zur landschaftsgerechten Wiederherstellung und Neugestaltung leisten (z. B. 
Gehölzpflanzungen auf Böschungsflächen oder im Anschlussstellenbereich) dienen i.d.R. 
zumindest als Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahme für die beeinträchtigten Funktionen des 
Landschaftsbildes.  

Die Anlage von Straßenbegleitgrün außerhalb des Intensivpflegebereichs kann im Einzelfall 
auch geringerwertige Biotopfunktionen kompensieren. Insbesondere bei Ausbaumaßnahmen 
stellt das neu gepflanzte Straßenbegleitgrün einen vollwertigen Ausgleich für das Beseitigte 
her. 

In den Maßnahmenplänen und Maßnahmenblättern werden nun die vier Begrifflichkeiten 
verwendet: 

• Vermeidungsmaßnahme, 
• Ausgleichsmaßnahme, 
• Ersatzmaßnahme, 
• Gestaltungsmaßnahme. 

Sofern die jeweilige Maßnahme eine artenschutzrechtlich begründete CEF-Maßnahme 
(funktionserhaltende Maßnahme), eine artenschutzrechtliche FCS-Maßnahme (kompensato-
                                                 

12 Vermeidungs- und vorgezogene Ausgleichsmaßnahme zur Erhaltung der ökologischen Funktion der Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten geschützter Arten („measures to ensure the continuous ecological functionality“)  

13 Kompensationsmaßnahmen zur Verbesserung des Erhaltungszustandes geschützter Arten („measures to ensure the 
favourable conservation status“) 
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rische Maßnahme), eine Schadensbegrenzungsmaßnahme oder eine Kohärenzsiche-
rungsmaßnahme für den Natura 2000-Gebietsschutz darstellt, wird dieses über einen Index 
im Maßnahmenblatt gesondert vermerkt (Č MB 35). 

Neben der Zuordnung zu den Rechtsbegriffen Vermeidung, Ausgleich oder Ersatz lassen 
sich eine Vielzahl der landschaftspflegerischen Maßnahmen auch nach ihrem Zielzustand 
und der hierfür erforderlichen Umsetzung typisieren und gruppieren. Unabhängig des ge-
wünschten Zielbiotops lässt sich dieses in Abhängigkeit vom Ausgangszustand der Maß-
nahmenfläche verschiedentlich herstellen: 

• durch Neuanlage (z.B. Aufforstung, Pflanzung), 
• durch Entwicklung/Optimierung (z.B. Extensivierung, Sukzession, Umbau) 
• durch Sicherung / Nutzungsverzicht 
• durch Renaturierung (i.d.R. bei Gewässern). 

Zur Systematisierung und als Orientierung für die Maßnahmenplanung enthält das Merkblatt 
Č MB 33 eine standardisierte Liste mit Maßnahmenarten, die sich aus der Zuordnung von 
den oben genannten Herstellungsansätzen zu den möglichen Zielbiotopen ergibt. 

7.5 Maßnahmenblatt 

Das Maßnahmenblatt ist mit dem Lageplan der landschaftspflegerischen Maßnahmen die 
wesentliche Grundlage für die Zulassung des Vorhabens im Rahmen der Planfeststellung. 
Da die inhaltliche Prüfung und Feststellung der Maßnahmenplanung im Wesentlichen über 
die Maßnahmenblätter erfolgt, müssen die Ableitung aus den betroffenen planungsrelevan-
ten Funktionen (Konflikte) sowie die Zielsetzung der Maßnahme ausführlich begründet und 
beschrieben sein. Die Maßnahmenblätter sollten in sich verständlich und nachvollziehbar 
sein. Hierdurch wird außerdem eine deutliche Reduzierung der Erläuterungstexte im LBP 
angestrebt. 

In den Maßnahmenblättern werden die landschaftspflegerischen Maßnahmen (einschließlich 
der landschaftspflegerisch begründeten Vermeidungsmaßnahmen) nach Art, Lage und Um-
fang beschrieben. Mit Bezug zu den vom Vorhaben betroffenen und durch die Maßnahme 
wieder herzustellenden Funktionen erfolgt eine Begründung für die Auswahl der jeweiligen 
Maßnahme anhand  

• der Zielkonzeption der Maßnahmenplanung,  
• der Anforderungen an die Standortvoraussetzungen und  
• des Ausgangszustandes der Maßnahmenfläche. 

Neben den Angaben zur landschaftsbaulichen Umsetzung der Maßnahme erfolgen  

• Hinweise zum Zeitpunkt der Durchführung und zur Pflege der Maßnahme,  
• Hinweise zur ggf. erforderlichen Funktionskontrolle sowie  
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• Hinweise für die weitergehende Ausführungsplanung und zum Grunderwerb. 

Kommentierte sowie beispielhaft ausgefüllte Maßnahmenblätter sind im Merkblatt Č MB 35 
zusammengestellt. 

Schnittstelle Artenschutz 

Im Hinblick auf die artenschutzrechtlichen Erfordernisse sind folgende Inhalte des Maßnah-
menblattes von Bedeutung und ggf. zu konkretisieren: 

• Art und Ziel der Maßnahme im Hinblick auf den artenschutzrechtlich veranlassten As-
pekt, 

• Notwendige, speziell artbezogene Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, 
• Ausgangszustand der Fläche in Bezug auf die Habitate der Zielart14, 
• Zielzustand der Maßnahmenfläche in Bezug auf das Artenkollektiv und die Populations-

größen; ggf. erforderliche Standortverhältnisse, Strukturen, 
• Zeitpunkt der Maßnahmendurchführung (insbesondere bei CEF-Maßnahmen als vorgrei-

fende Maßnahmen), 
• Regelungen für (Funktions-)Kontrollen und Risikomanagement. 

7.6 Vergleichende Gegenüberstellung 

Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind neben der differnezierten Darstellung in den 
Maßnahmenblättern (siehe Kap. 7.5) zusammenfassend in der vergleichenden Gegen-
überstellung zu dokumentieren. Die vergleichende Gegenüberstellung von Beeinträchtigun-
gen und Ausgleichs- / Ersatzmaßnahmen weist folgende Inhalte auf: 

• Angabe des betrachteten Bezugsraumes, 
• Auflistung der maßgeblichen Konflikte/ Beeinträchtigungen unter Hervorhebung des 

Hauptkonfliktes, 
• Umfang der maßgeblichen Beeinträchtigungen,  
• Beschreibung der Ziele/ Begründung der Maßnahmenkomplexe bzw. Einzelmaßnahmen 

(Herleitung), 
• Zuordnung von Maßnahmenkomplexen bzw. Einzelmaßnahmen zu den aufgeführten 

Konflikten, Auflistung der vorgesehenen Ausgleichs-/ Ersatzmaßnahmen, 
• Umfang der Ausgleichs-/ Ersatzmaßnahmen. 

Da aufgrund der i.d.R. hohen Kosten die Begründung für besondere, naturschutzfachlich er-
forderliche Vermeidungsmaßnahmen (z.B. Grünbrücke, Leiteinrichtungen) gewichtig ist, soll-

                                                 

14 Planauswertungen zeigen, dass der Ausgangszustand der Flächen im LBP bislang meist zu grob dokumentiert ist, um als 
Referenz für Funktionskontrollen dienen zu können (LÜTTMANN 2005). 



Gutachten zu den RLBP 
Eingriffsregelung / Artenschutz 

 

 

7 Maßnahmenplanung 80 

ten diese in der vergleichenden Gegenüberstellung mit Bezug zum vermiedenen oder ver-
minderten Konflikt mit aufgeführt werden. 

Eine kommentierte sowie eine beispielhaft ausgefüllte Vergleichende Gegenüberstellung 
sind dem Merkblatt Č MB 36 zu entnehmen. 

7.7 Darstellung der Maßnahmen 

Die textliche Darstellung der landschaftspflegerischen Maßnahmen erfolgt im Maßnahmen-
blatt (siehe Kap. 7.5) und in der vergleichenden Gegenüberstellung (siehe Kap. 7.6). Darü-
ber hinaus sind die Maßnahmen in einer tabellarischen Übersicht mit Angabe des Maßnah-
menkürzels, der Kurzbeschreibung (Titel) und der Flächengröße zusammenzufassen. 

Kartographisch werden alle Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege in 
den Lageplänen der landschaftspflegerischen Maßnahmen dargestellt (siehe Musterkar-
ten - RLBP). Hier sind die Vermeidungsmaßnahmen als Teil des straßentechnischen Ent-
wurfs entsprechend zu kennzeichnen.  

Schnittstelle Artenschutz 

Die artenschutzrechtlich veranlassten Maßnahmen werden wie die Schadensbegrenzungs-
maßnahmen und Kohärenzsicherungsmaßnahmen des Natura 2000-Gebietsschutzes über 
den Maßnahmenplan und die Maßnahmenblätter des LBP festgesetzt. Die aus artenschutz-
rechtlicher Sicht erforderlichen Maßnahmen sind dort gesondert zu kennzeichnen (VCEF, ACEF, 
AFCS, oder EFCS). 

7.8 Ersatzzahlung 

Verbleibt im Rahmen der Maßnahmenplanung ein Kompensationsdefizit, so kann der 
Vorhabensträger zur Entrichtung einer Ersatzzahlung gemäß § 19 Abs. 4 BNatSchG ver-
pflichtet werden. Die Zahlung eines Ersatzgeldes ist jedoch nur die letzte Möglichkeit in der 
Kompensationskaskade der Eingriffsregelung nach § 19 BNatSchG (Vermeidung – Aus-
gleich – Ersatz - Ersatzzahlung) zu verstehen, wenn alle sinnvollen Maßnahmenplanungen 
im räumlichen und/oder funktionalen Zusammenhang mit dem Vorhaben ausgeschöpft sind. 
Darüber hinaus müssen die Ersatzzahlungen an Naturschutzplanungen zweckgebunden 
werden. 

Regelungen in Bezug auf Ersatzgeldzahlungen und Ökokonten sind landesrechtlicher Natur. 
Haben die Länder die Ermächtigung ausgeschöpft, dann bindet dieses Landesrecht auch 
den Bund. Es gilt auch für Bundesstraßen, was für die Ausgleichsabgabe nach dem 
NatSchG BW höchstrichterlich festgestellt ist (BVerwG E 74; 309 ff sowie BVerwG E 81; 
220 f.). 
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8 Qualitätssicherung und Risikomanagement 

Die Planfeststellung als Teil der Genehmigung muss die Umweltrisiken eines Vorhabens un-
ter dem Aspekt der Eintrittswahrscheinlichkeit und des möglichen Schadensausmaßes iden-
tifizieren und die Eignung der Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen bewerten. Ziel 
ist es daher, mit Hilfe einer entsprechenden Kontrolle, die Planungs- und Maßnahmenrisiken 
sowohl im Hinblick auf die Bewältigung der Eingriffsregelung wie auch den Artenschutz zu 
begrenzen, auch um Haftungsrisiken entsprechend § 21a BNatSchG zu vermeiden.  

Neben den etablierten Instrument der landschaftspflegerischen Begleitplanung 

• Qualitätssicherung der Planung durch die Kontrolle der Verfahrensunterlagen z. B. auf 
der Grundlage von Bundes- und Länderregelwerken (s. Merkblatt Č MB 38) und 

• Herstellungs-, Pflege- und Funktionskontrolle zur Gewährleistung der Umsetzung und 
Wirksamkeit von nach den Maßgaben der Eingriffsregelung und des Artenschutzes ge-
schuldeten Kompensationsmaßnahmen  

sind in Sonderfällen des Artenschutzes und des Natura 2000-Gebietsschutzes  

• spezielle Pflege- und Funktionskontrolle, die ggf. ein umfängliches Monitoring sowie 
die Planung von Korrektur- und Vorsorgemaßnahmen erfordern können 

über ein Risikomanagement festzulegen. 

Die Inhalte und Vorgaben sind so aufzubereiten und zu dokumentieren, dass im Zuge der 
Vorhabensgenehmigung eine nachvollziehbare Bewertung der Ergebnisse aller Schritte 
(Prognose der Beeinträchtigung und mögliches Ausmaß und Eignung der Maßnahmen) si-
chergestellt ist. Auf verbleibende Prognoseunsicherheiten oder Kenntnislücken ist insbeson-
dere dann hinzuweisen, wenn hieraus zwingend ein umfassenderes Risikomanagement (z.B. 
für CEF-Maßnahmen) resultiert.  

8.1 Qualitätssicherung  

Im Kontext der Eingriffsregelung schuldet der Vorhabenträger  

• die Ermittlung von Beeinträchtigungen der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-
haushaltes und des Landschaftsbildes, 

• die Unterlassung vermeidbarer Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft, 
• die Kompensation unvermeidbarer Beeinträchtigungen durch Maßnahmen und 
• die langfristige Sicherung der Funktionserfüllung der geplanten Maßnahmen. 

Zur Qualitätssicherung der Planung ergibt sich hieraus mittelbar u.a. die Notwendigkeit, die 
Ergebnisse dieser Schritte (soweit sie die planerische Vorbereitung betreffen) umfassend im 
LBP sowie im ASB zu dokumentieren (siehe in Č MB 38).  
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8.2 Herstellungs-, Pflege- und Funktionskontrolle 

Für den Vorhabensträger ergibt sich aus der Erfolgspflicht im Zusammenhang mit den Maß-
nahmen die Notwendigkeit Nachkontrollen durchzuführen, wobei sich diese nach dem jewei-
ligen Ziel / Zweck hinsichtlich ihrer Tiefe unterscheiden (siehe Č MB 39).  

Neben der durch den Vorhabensträger geschuldeten Überprüfung der Vorgaben aus der 
Planfeststellung bieten die Nachkontrollen fachliche Erkenntnisse über die Geeignetheit von 
Art, Ausführung und Pflege der Maßnahmen. Diese Erfahrungen führen - unter der Voraus-
setzung einer Dokumentation und Auswertung - zu einer kontinuierlichen Optimierung der 
landschaftspflegerischen Begleitplanung. 

Die Unterscheidung der Nachkontrollen erfolgt im Wesentlichen nach der fachgerechten 
Herstellung (Herstellungskontrolle) und der zielgerichteten Entwicklung (Pflege- und Funkti-
onskontrolle) der Kompensationsmaßnahmen. Die notwendigen Nachkontrollen (Herstel-
lungs- und Funktionskontrollen) sind ein wesentlicher Bestandteil des Maßnahmenblattes. 
Die Maßnahmenblätter des Merkblattes Č MB 35 geben hierzu Beispiele. 

Das Spektrum der Nachkontrollen kann von der bloßen In-Augenscheinnahme zur Existenz-
prüfung der Maßnahme bis zum Risikomanagement für z.B. CEF-Maßnahmen oder Kohä-
renzsicherungsmaßnahmen, die den günstigen Erhaltungszustand einer Art gewährleisten 
sollen (siehe auch Kap. 8.3), reichen. Nachkontrollen beziehen sich grundsätzlich auch auf 
Vermeidungsmaßnahmen. 

Herstellungskontrolle 

Die wesentliche Aufgabe der Herstellungskontrolle besteht darin, zu überprüfen, ob die fest-
gelegten Kompensationsmaßnahmen zur fachgerechten Ausführung gelangt sind und den 
planerischen Vorgaben entsprechen (Art, Lage, Umfang und Fristen). 

Die Herstellungskontrolle kann unmittelbar mit der vertragsrechtlichen Abnahme der land-
schaftspflegerischen Bauausführung verbunden werden. Hierzu wird auf die „Richtlinien für 
die landschaftspflegerische Ausführung im Straßenbau“ (RLA) verwiesen. 

Pflege- und Funktionskontrolle 

Landschaftspflegerische Maßnahmen sind erst vollendet, wenn sie ihre Funktion entspre-
chend den zeitlichen Vorgaben dauerhaft erfüllen. Daher kann es erforderlich sein, dass ent-
sprechende Pflege- und Funktionskontrollen durchgeführt werden. Funktionskontrollen resul-
tieren aus der einriffsrechtlichen Verpflichtung zur Vermeidung und Kompensation (§ 19 
Abs. 2) sowie zur Sicherung der Maßnahmen (§ 18 Abs. 5 BNatSchG) sowie aus arten-
schutzrechtlichen Regelungen.  

Ein fachliches Erfordernis für Funktionskontrollen ergibt sich regelmäßig bei Entwick-
lungsrisiken in Bezug auf den Zielzustand der Habitate und Biotope bzw. die 
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Habitatherstellung. Auch bei einzelnen Vermeidungsmaßnahmen (z.B. Grünbrücken) kön-
nen Funktionskontrollen erforderlich werden. 

Mit der Pflege- und Funktionskontrolle ist grundsätzlich auch eine Prüfung, ob die ausgeführ-
te Maßnahme noch existiert bzw. die Nutzungs- und Pflegeauflagen weiterhin eingehalten 
werden, gewährleistet.  

Auch für die Funktionskontrollen gilt der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz: Je schutzwürdiger 
ein betroffenes Gut und/oder je unsicherer die Erfolgsaussichten einer Kompensationsmaß-
nahme sind, desto strengere Anforderungen sind an die Nachkontrollen zu stellen. In einfa-
chen Fällen kann daher eine Strukturkontrolle ausreichen.  

Neben den unter Kap. 8.3 erläuterten artenspezifischen Funktionskontrollen im Rahmen des 
Risikomanagements sind in Einzelfällen auch bei Maßnahmen aus der Eingriffsregelung um-
fangreichere Funktionskontrollen erforderlich (z.B. bei größeren 
Wiedervernässungsmaßnahmen). 

8.3 Risikomanagement 

Sonderfälle mit weitergehenden Anforderungen an ein Risikomanagement können vornehm-
lich aus dem Arten- oder Gebietsschutz resultieren, z.B. wenn bestimmte Nachweise Vo-
raussetzung für die Ausnahme von Verboten sind. 

Im Zusammenhang mit betroffenen Natura 2000-Gebieten und - in Analogie - europäisch ge-
schützten Arten ist mit Bezug auf das Herzmuschelurteil (EuGH, Urteil vom 07.09.2004, C-
127/02) zu beachten, dass 

• in jeder Phase der Vorhabensbeurteilung die besten wissenschaftlich verfügbaren Er-
kenntnisse heranzuziehen sind und  

• Beeinträchtigungen mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen 
sein müssen (hohe Prognosesicherheit).  

• Auch die Eignung der artenschutzrechtlich veranlassten Maßnahmen muss wissenschaft-
lich außer Frage stehen (im Artenschutzkontext: mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit). 

Dies scheint im Einzelfall im Widerspruch zu dem Grundsatz zu stehen, dass dem 
Vorhabensträger keine Grundlagenforschung auferlegt werden darf. Sofern entsprechende 
wissenschaftliche Erkenntnisse nicht vorhanden sind, ergeben sich im Hinblick auf den Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatz (siehe oben) erhöhte Anforderungen an ein Risikomanagement. 

Im Zusammenhang mit artenschutzrechtlich begründeten Maßnahmen oder schadensbe-
grenzenden Maßnahmen aufgrund einer FFH-VP können notwendige Kontrollen erhöhten 
Anforderungen unterliegen (Č MB 40), insoweit als nicht nur bestimmte Strukturelemente 
und die Präsenz einzelner Arten nachzuweisen sind, sondern ggf. auch der Reproduktionser-
folg einzelner Arten über einen längeren Zeitraum (populationsbezogene Wirkungskontrolle). 
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Um z.B. eine Ausnahme von Schutzvorschriften bzw. für Schutzgebiete als belastbare Ent-
scheidung außer Frage zu stellen - auch wenn einschlägige Erfahrungen fehlen - sind neben 
der Funktionskontrolle für einen solchen Fall auch Eventualstrategien vorzusehen. Einige 
Landesnaturschutzgesetze sehen in diesem Zusammenhang einen Vorbehalt, dass Auflagen 
auch nachträglich erlassen werden können, ausdrücklich vor (etwa § 17 Abs. 1 Satz 2 
BbgNatSchG, § 7a Abs. 4 Satz 2 LNatSchG SH, §23 Abs. 3 NatSchG BW).15 

Anforderungen zur Bewältigung der im Zusammenhang mit den artenschutzrelevanten Be-
langen stehenden Prognoseunsicherheiten werden im Kap. 14 des Gutachtens erläutert. De-
finitionen, fachliche Anforderungen und Anwendungsbereiche der Herstellungs- und Funkti-
onskontrollen werden in den Merkblättern Č MB 39 und MB 40 vertieft. 

In der folgenden Tabelle sind die relevanten Elemente eines Risikomanagements im Rah-
men des LBP benannt. 

Tab. 8-1:  Arbeitsschritte zum Nachweis eines geeigneten Risikomanagements 

Arbeitsschritt  Inhalt  Beispiele 
Analyse / Bewertung der 
Eintrittswahrscheinlichkeit 
von Beeinträchtigungen 
und der Funktionserfül-
lung von Maßnahmen 

Zusammenstellung / Systematisie-
rung auf der Basis von Literaturstudi-
um, Szenario-Technik, Nachbetrach-
tung eines abgeschlossenen Projek-
tes, Expertenbefragungen, Kommuni-
kation mit den zuständigen Behörden. 
 

Identifikation kritischer Pfade hinsichtlich 
planerischer und rechtlicher Rahmenbedin-
gungen  
In Bezug auf Wirkungen z.B. 
• Prognostizierte Verkehrsstärke 
In Bezug auf geschützte Tierarten z.B.  
• relevante Überlebensbedingungen 

(Schlüsselelemente an Strukturen und 
Funktionen) 

• Erfahrungswissen bezüglich der 
Wiederherstellungsmöglichkeiten ent-
sprechender Habitate (Eignungskriterien 
wie z.B. Maximalentfernung von Quellpo-
pulationen / Ausbreitungsdistanzen) 

Konkretisierung von  
Risiken; Bewertung / 
Messung von Risiken 

• Herstellen des Raumbezugs: Identi-
fikation der raumbezogen konkret 
bestehenden Risiken,  

• Konkretisierung der Risiken ent-
sprechend den Erkenntnissen der 
Bestandserfassung.  

• Konkretisierung z.B. von ggf. Vorbelas-
tungen, Raumentwicklung 

• Ermittlung hemmender oder fördernder 
Entwicklungsrandbedingungen vor Ort 

                                                 

15 In § 10 Abs. 5 Satz 1 SächsNatSchG, wird dem Verursacher die Verantwortung auch für von ihm nicht veranlasste Fehlent-
wicklungen angelastet: „Nebenbestimmungen können auch nachträglich erlassen oder geändert werden, wenn ohne Veran-
lassung durch den Unternehmer der mit Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für Natur und Landschaft angestrebte Erfolg ... 
nicht eingetreten ist ...“. Soweit die Bundesländer keine ausdrückliche Regelung getroffen haben, kann die materiell-rechtliche 
Nachbesserungspflicht mit Hilfe eines Auflagenvorbehaltes im landschaftspflegerischen Begleitplan sichergestellt werden (vgl. 
LOUIS & ENGELKE  2000, zu § 8 Rdnr. 176). 
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Arbeitsschritt  Inhalt  Beispiele 
Festlegung einer Risiko-
management-Strategie 
 

Festlegung der Strategie zum Um-
gang mit den identifizierten Risiken / 
Teilrisiken 

• Vermeidung von (Teil-) Risiken,  
z. B. durch Verzicht auf die Realisierung 
besonders kritischer Projekt- resp. Maß-
nahmenelemente 

• Risikostreuung, , Wahl unterschiedlicher 
Techniken zur Maßnahmenrealisierung 
mit unterschiedlichen Risiken 

• Risikominderung, z.B. durch Technikop-
timierung (Nutzen der jeweils neues-
ten/besten Maßnahmentechnik). 

• Festlegen der Problem angemessenen 
Kosten-Nutzen-Relation 

In Bezug auf Prognoseunsicherheiten z.B. 
für (geschützte) Arten:  
• Verteilung der Eingriffe / der Maßnah-

menrealisierung auf verschiedene, nicht 
synchrone Teilpopulationen 

• Verbindung von Ressourcenmanagement 
zur Förderung von Arten und Wiederan-
siedlung 

Entwicklung und Festle-
gung des Kontrollpro-
gramms 

Definition von Kriterien für den Maß-
nahmenerfolg 

• Fixierung der Zielarten und der populati-
onsrelevanten Merkmale (z.B. Siedlungs- 
oder Aktivitätsdichte) 

Kontrolle geeigneter Indi-
katorsachverhalte  

Um die gewünschte Entwicklung der 
Maßnahmen zu gewährleisten, ist 
oftmals bereits während der Baupha-
se eine Kontrolle notwendig. Ob die 
funktionsnotwendigen Elemente ent-
wickelt sind, von deren Ausprägung/ 
Vorhandensein der Maßnahmenerfolg 
abhängig sein könnte, kann meist nur 
mit direkten Geländeüberprüfungen 
erfasst werden. 

• Wasserstandsmessungen 
• Ausprägung von Habitatschlüsselfaktoren 
• Kontrolle des Präsenz und des Bruter-

folgs von Indikatorarten. 

Bewältigung von Fehl-
entwicklungen / Steue-
rung  

Etablierung geeigneter Steuerungs- 
und Korrekturmaßnahmen Festlegung 
von Maßnahmenvarianten / Gegen-
steuerung  

• Wechsel von Beweidung auf Mahd,  
• Änderung des Mahdregimes,  
• nachträglich Festlegung von Nachtbau-

verboten  
 

 



Gutachten zu den RLBP 
Eingriffsregelung / Artenschutz 

 

 

9 Kommentierte Mustergliederung LBP 86 

9 Kommentierte Mustergliederung LBP 

Die planungsrelevanten Inhalte sowie Ergebnisse der landschaftspflegerischen Begleitpla-
nung werden in einem Textbeitrag dargelegt. Zur sinnvollen und nachvollziehbaren Abhand-
lung der Inhalte wird ein Textaufbau gemäß des anschließenden Gliederungsvorschlags 
empfohlen. Dort werden für jeden Kapitelpunkt die Mindestinhalte kurz erläutert.  

Der Text ist auf das erforderliche Maß zu reduzieren; Redundanzen sind zu vermeiden. So 
erfolgt z. B. die ausführliche Konfliktbeschreibung in den Maßnahmenblättern; der Textteil 
liefert im Wesentlichen den methodischen Rahmen und eine Zusammenfassung der Beein-
trächtigungen. Auch die Maßnahmenherleitung wird in die Maßnahmenblätter verlagert, so 
dass sich der Textbeitrag auf die Darlegung konzeptioneller Inhalte und eine zusammenfas-
sende tabellarische Übersicht aller Kompensationsmaßnahmen beschränken kann. 

Die textlichen Ausführungen sind in einer allgemein verständlichen Weise zu gestalten. Zur 
Verbesserung der Nachvollziehbarkeit und des Verständnisses bietet es sich an, Textteile 
durch Grafiken, Fotografien oder Tabellen zu ergänzen und/oder ggf. zu ersetzen. Die Quel-
len der Daten und Informationen sind eindeutig zu belegen. 
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Kap. 
Nr. 

Thema allgemeine Hinweise Merkblatt 
(MB) 

1 Einleitung Übersicht über die Inhalte des LBP 

Verweis auf den allgemeinen methodischen Rahmen 

kurze Darstellung von Besonderheiten 

kurzer Abriss der Planungshistorie  

 

2 Bestandserfassung  Einführung in den Landschaftsraum und die abgegrenzten 
Bezugsräume 

MB 2 

2.1 Bezugsraum … Detaillierte Bestandserfassung gegliedert nach Bezugsräu-
men (nicht nach einzelnen Schutzgütern) 

MB 1, MB 3

2.1 Methodik der  
Bestandserfassung 

Darstellung der relevanten Daten- und Informationsgrundla-
gen (insb. Herkunft und Alter) 

kurze Darstellung der Erfassungsmethoden und –zeiten ei-
gener Kartierungen (bei umfangreicheren Ausführungen ggf. 
auch in einem Anhang möglich oder Verweis auf die Fach-
gutachten) 

MB 1, MB 2 
MB 3, MB 4 

MB 8 

2.2.1 Definition und Begrün-
dung der planungsrele-
vanten Funktionen / 
Strukturen 

Auswahl und Begründung der für den Bezugsraum maßgeb-
lichen Funktionen des Naturhaushalts und des Landschafts-
bildes  
Aufgrund ihrer weit reichenden Indikation stehen Aspekte der 
Lebensraumfunktion für Tiere und Pflanzen neben dem 
Landschaftsbild häufig im Vordergrund der Analyse der Leis-
tungsfähigkeit und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes. 
Sind weitere oder andere Funktionen und Strukturen für den 
jeweiligen Bezugsraum planungsrelevant, d. h. Funktionen 
und Strukturen, die nicht über die Lebensraumfunktion abge-
deckt sind oder die Lebensraumfunktion selbst nicht maßge-
bend ist, sind diese zu erfassen und darzustellen. 

 

2.2.2 Beschreibung und Be-
wertung der planungsre-
levanten Funktionen / 
Strukturen 

Beschreiben und bewerten der Bedeutung und Schutzwür-
digkeit der jeweiligen Funktionen im betrachteten Bezugs-
raum. 
Darzustellen sind die Strukturen im Sinne von Standortfakto-
ren (Biotop-, Bodentypen, Wasserhaushalt etc.) und die für 
den jeweiligen Standort prägenden Funktionen (Stoff- und 
Energieflüsse, biotische und abiotische Wechselbeziehungen 
zwischen Lebewesen und ihrer Umwelt etc.). 

 

2.3 Bezugsraum … … MB 1, MB 3

2.4 Schutzgebiete Nachrichtlicher Überblick über die Schutzgebiete und 
Schutzobjekte im Wirkbereich des Vorhabens (z.B. FFH-
Gebiet, Naturschutzgebiet, Landschaftsschutzgebiet; ge-
schützter Landschaftsbestandteil, Wasserschutzgebiet) 

 

2.5 Zusammenfassung der 
Bestandserfassung 

Überblick über den Landschaftsraum  

Zusammenfassung der Bezugsräume und der relevanten 
Funktionen  

Darlegung der wesentlichen Auswahlgründe und der spezifi-
schen Charakteristika 

Überblick über die Schutzgebiete und Schutzobjekte 
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Kap. 
Nr. 

Thema allgemeine Hinweise Merkblatt 
(MB) 

3 Dokumentation zur 
Vermeidung und Ver-
minderung von Beein-
trächtigungen  

Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu vermeiden, 
ist eine essentielle Verpflichtung (§ 19 Abs. 1 BNatSchG). 
Geschuldet ist primär die vollständige Vermeidung, sekundär 
die teilweise Vermeidung oder Minderung von Beeinträchti-
gungen. 

 

3.1 Straßenbautechnische 
Vermeidungsmaßnah-
men 

Festlegung von straßentechnischen Vermeidungsmaßnah-
men (insbesondere bautechnische Maßnahmen wie z. B. 
Tunnel, Aufweitungen von Brückenbauwerken, Wilddurchläs-
se, Grünbrücken sowie Amphibien- und Kleintierdurchlässe, 
Leiteinrichtungen, (Wild-) Schutzzäune) in Rückkopplung mit 
der technischen Planung. 
Konzeptionell sind die Vermeidungsmaßnahmen wesentli-
cher Inhalt der landschaftspflegerischen Begleitplanung. Die 
baulichen Vermeidungsmaßnahmen sind jedoch Bestandteil 
des straßentechnischen Entwurfs.  

MB 23 

3.2 Vermeidungsmaßnah-
men bei der Durchfüh-
rung der Baumaßnahme 

Vermeidungsmaßnahmen beziehen Maßnahmen zum Schutz 
vor temporären Gefährdungen von Natur und Landschaft mit 
ein (siehe u. a. RAS LP 4 - Schutz von Bäumen, Vegetati-
onsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen sowie die 
DIN-Normen zur Vegetationstechnik im Landschaftsbau 
18915 - Bodenarbeiten, 18918 - Ingenieurbiologische Siche-
rungsbauweisen, 18920 - Schutz von Bäumen, Pflanzbe-
ständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen). Hier-
zu zählen z. B. Einzäunungen, Schutz von Gewässern und 
Einzelgehölzen, Schutzpflanzungen im Rahmen der Bauaus-
führung. 

Bei der Ableitung von Vermeidungsmaßnahmen sind insb. 
die aus artenschutzrechtlichen Gründen erforderlichen Vor-
kehrungen zur Schadensbegrenzung zu beachten (z. B. 
Bauzeitenregelung, Verschließen von Baumhöhlen). 

MB 23 

4 Konfliktanalyse /  
Eingriffsermittlung 

Die Konfliktanalyse / Eingriffsermittlung bezieht sich auf die 
selektierten und beschriebenen planungsrelevanten Struktu-
ren und Funktionen 

MB 1 

4.1 Projektbezogene  

Wirkfaktoren 

Die umweltrelevanten Projektwirkungen bzw. Wirkfaktoren 
sind nach Art, Intensität, räumlicher Reichweite und zeitlicher 
Dauer des Auftretens aus der konkretisierten technischen 
Planung zu identifizieren. Nach ihren Ursachen bzw. den 
Vorhabensphasen sind bau-, anlagen- und betriebsbedingte 
Beeinträchtigungen zu unterscheiden.  

MB 9 

4.2 Methodik der  
Konfliktanalyse 

Da die ausführliche Konfliktbeschreibung zur Ableitung und 
Begründung der erforderlichen Maßnahmen(-ziele) in den 
Maßnahmenblättern erfolgt (siehe Anlage I), reicht es an die-
ser Stelle aus, das methodische Vorgehen zu erläutern. 
Die Prognose der Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes 
und des Landschaftsbildes erfolgt innerhalb der Bezugsräu-
me.  
Analog zur Bestandserfassung sind Beeinträchtigungen an-
derer oder weiterer naturhaushaltlicher Funktionen darzustel-
len, die nicht über die Lebensraumfunktion bzw. anstatt der 
Lebensraumfunktion und ihre jeweiligen Standortfaktoren ab-
gebildet werden. 
Darüber hinaus sind die Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes zu ermitteln.  

MB 10 
MB 11 
MB 12 
MB 19 

4.3 Zusammenfassung der 
Beeinträchtigungen  

tabellarische Übersicht der wesentlichen Konflikte  
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Kap. 
Nr. 

Thema allgemeine Hinweise Merkblatt 
(MB) 

5 Maßnahmenplanung Der Verursacher ist zu verpflichten, unvermeidbare Beein-
trächtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege vorrangig auszugleichen (Ausgleichsmaß-
nahmen) oder in sonstiger Weise zu kompensieren (Ersatz-
maßnahmen). Bei der Festsetzung von Art und Umfang der 
Maßnahmen sind die Programme und Pläne nach den §§ 15 
und 16 zu berücksichtigen. (§ 19 Abs. 2 BNatSchG)  

 

5.1 Ableiten des  
Maßnahmenkonzeptes 

Da die Zielsetzung der Maßnahmen ausführlich in den Maß-
nahmenblättern begründet und beschrieben werden (siehe 
Anlage I), reicht es an dieser Stelle aus, das methodische 
Gerüst der Maßnahmenplanung zu erläutern und eine tabel-
larische Übersicht der wesentlichen Kompensationsziele in-
nerhalb der einzelnen Bezugs-/ Maßnahmenräume zu erstel-
len. 
Das Maßnahmenkonzept soll aus einem naturschutzfachli-
chen Leitbild entwickelt werden, welches einerseits aus den 
Zielen und Maßnahmen der Landschaftsplanung und weite-
rer Fachpläne und andererseits aus dem Schutzwürdigkeits-
profil und den derzeitigen Funktionsausprägungen in den je-
weiligen Bezugsräumen abzuleiten ist. 
Aufgrund der spezifischen rechtlichen Anforderungen des Ar-
tenschutzes und des Natura 2000-Gebietsschutzes werden 
in der Abfolge der Maßnahmenplanung zunächst die erfor-
derlichen funktionserhaltenden (CEF) und kompensatori-
schen (FCS) Maßnahmen für den Artenschutz sowie die Ko-
härenzsicherungsmaßnahmen des Gebietsschutzes (FFH) 
konzipiert. Darauf aufbauend sind für die beeinträchtigten 
planungsrelevanten Funktionen aus der Eingriffsregelung, die 
über die Betroffenheit von Arten und Lebensstätten hinaus-
gehen und nicht über hierfür vorgesehenen Maßnahmen mul-
tifunktional kompensiert werden, weitere Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen zu planen. 

MB 26 
MB 27 
MB 28 
MB 29 
MB 30 
MB 31 
MB 32 
MB 33 
MB 34 

5.2 Maßnahmenübersicht Erstellung einer Übersichtstabelle aller Maßnahmen (einschl. 
Vermeidungsmaßnahmen aus Kap. 3) mit Angabe des Maß-
nahmenkürzels, der Kurzbeschreibung (Titel) und der Flä-
chengröße 
Ggf. können hier auch Maßnahmen zusammengefasst wer-
den (z. B. Gestaltungsmaßnahmen oder ähnliche Maßnah-
mentypen). 
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Kap. 
Nr. 

Thema allgemeine Hinweise Merkblatt 
(MB) 

6 Vergleichende  
Gegenüberstellung  

Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind zusammenfas-
send in der Vergleichenden Gegenüberstellung zu dokumen-
tieren. Die vergleichende Gegenüberstellung von Beeinträch-
tigungen und Ausgleichs- / Ersatzmaßnahmen weist folgende 
Inhalte auf: 
- Angabe des betrachteten Bezugsraumes 
- Auflistung der maßgeblichen Konflikte / Beeinträchtigun-

gen unter Hervorhebung des Hauptkonfliktes 
- Umfang der maßgeblichen Beeinträchtigungen 
- Beschreibung der Ziele / Begründung der Maßnahmen-

komplexe bzw. Einzelmaßnahmen 
- Zuordnung von Maßnahmenkomplexen bzw. Einzel-

maßnahmen zu den aufgeführten Konflikten, Auflistung 
der vorgesehenen Ausgleichs-/ Ersatzmaßnahmen 

- Umfang der Ausgleichs-/ Ersatzmaßnahmen. 

RLBP B-3 
MB 36 

7 Gesamtbeurteilung des 
Eingriffs 

Abschließende Aussage, ob die Beeinträchtigungen des Na-
turhaushalts gleichartig ausgeglichen oder gleichwertig er-
setzt werden können und ob das Landschaftsbild land-
schaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet werden 
kann.  
Verbleibt im Rahmen der Maßnahmenplanung ein Aus-
gleichsdefizit, so sind an dieser Stelle ggf. Angaben zur Ent-
richtung einer Ersatzzahlung gemäß § 19 Abs. 4 BNatSchG 
zu treffen. Regelungen in Bezug auf Ersatzgeldzahlungen 
und Ökokonten sind landesrechtlicher Natur. 

 

Anlagen 

I Maßnahmenblätter In den Maßnahmenblättern müssen die Maßnahmen hin-
sichtlich der Ableitung aus den betroffenen planungsrelevan-
ten Funktionen (Konflikte) sowie der Zielsetzung der Maß-
nahme ausführlich begründet und beschrieben sein. Die 
Maßnahmenblätter sollten in sich verständlich und nachvoll-
ziehbar sein.  
In den Maßnahmenblättern werden die landschaftspflegeri-
schen Maßnahmen nach Art, Lage und Umfang beschrieben. 
Mit Bezug zu den vom Vorhaben betroffenen und durch die 
Maßnahme wieder herzustellenden Funktionen erfolgt eine 
Begründung für die Auswahl der jeweiligen Maßnahme an-
hand der Zielkonzeption der Maßnahmenplanung, der Anfor-
derungen an die Standortvoraussetzungen und des Aus-
gangszustandes der Maßnahmenfläche. 

RLBP B-2 
MB 35  
MB 38 
MB 39 
MB 40 

II Artenschutzbeitrag Vergleiche Kommentierte Mustergliederung zum Arten-
schutzbeitrag. 

AH 2 

III Kostenschätzung Überschlägige Kostenermittlung für die Kostenberechnung 
nach AKS. Dabei sind Einzelpositionen der Kostenermittlung 
darzustellen. 

 

IV Dokumentation des Ent-
scheidungsprozesses 
der Planungsraumana-
lyse  

Da mit der Planungsraumanalyse (Abgrenzung Untersu-
chungsgebiet, Abgrenzung der Bezugsräume, erforderliche 
Kartierungen, Beschränkung auf einzelne Arten / Artengrup-
pen etc.) auch die planungsrelevanten Strukturen und Funk-
tionen bestimmt werden, hat das Ergebnis der Abstimmung 
des Untersuchungsrahmens wesentliche Auswirkungen auf 
die Inhalte des LBP. Zur besseren Nachvollziehbarkeit und 
auch im Hinblick auf Einwendungen im Planfeststellungsver-
fahren sind die Entscheidungsprozesse zu dokumentieren. 

MB 1 
MB 2 



Gutachten zu den RLBP 
Eingriffsregelung / Artenschutz 

 

 

9 Kommentierte Mustergliederung LBP 91 

Kap. 
Nr. 

Thema allgemeine Hinweise Merkblatt 
(MB) 

Kartenteil 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

Bestandsübersicht 

Bestand und Konflikte 

Artenschutz 

Maßnahmenübersicht 

Maßnahmen 

Anzahl und Inhalte der Karten sind projektbezogen festzule-
gen. Hilfestellung geben die Musterkarten. 

RLBP B-1 
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Teil II  Artenschutz 

11 Rechtliche Anforderungen 

Die zentralen Vorschriften des Artenschutzes finden sich in §§ 42 und 43 BNatSchG (in der 
Fassung vom 12.12.2007, BGBl. 2007/63 vom 17.12.2007; 2873).  

Paragraph 42 beinhaltet für die besonders und die streng geschützten Tier- und Pflanzenar-
ten unterschiedliche Verbote von Beeinträchtigungen. Die für die Pläne und Projekte relevan-
ten Zugriffsverbote in Abs. 1 gelten auch außerhalb von Schutzgebieten. Sie lauten: 

(1) „Es ist verboten, 

1. wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder 
zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und europäischen Vogelarten während der Fortpflan-
zungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebli-
che Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer 
Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Na-
tur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 
entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören....“  

§ 42 Abs. 5 BNatSchG enthält eine Eingrenzung des Verbots:  

...Sind in Anhang IVa der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten oder europäische Vogelarten betroffen, liegt 
ein Verstoß gegen das Verbot des Absatzes 1 Nr.3 und im Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beein-
trächtigungen wild lebender Tiere auch gegen das Verbot des Absatzes 1 Nr.1 nicht vor, soweit die ökologische 
Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zu-
sammenhang weiterhin erfüllt wird. Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen fest-
gesetzt werden. Für Standorte wildlebender Pflanzen der in Anhang IVb der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten 
Arten gilt Satz 2 und 3 entsprechend. Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegen bei Handlungen 
zur Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens ein Verstoß gegen die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsver-
bote nicht vor...“ 

Ausnahmen und Befreiungen von den Verboten sind in den §§ 43 und 62 BNatSchG gere-
gelt. Für Vorhaben, die im Öffentlichen Interesse stehen, sind die Voraussetzungen für die 
Überwindung der Verbotstatbestände des § 42 vollständig in § 43 Abs. 8 geregelt. Ausnah-
men können aus folgenden in § 43 Abs. 8 BNatSchG benannten Gründen zugelassen wer-
den: 

„aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer 
oder wirtschaftlicher Art.“ 
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„wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art 
nicht verschlechtert, soweit nicht Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 92/43/EWG weitergehende Anforderungen enthält. 
Artikel 16 Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG und Artikel 9 Abs. 2 der Richtlinie 79/409/EWG sind zu beachten.“ 

§ 62 gestattet Befreiungen nur, wenn die Anwendung artenschutzrechtlicher Regelungen zu 
Belastungen im Einzelfall führen würde, z.B. in Bezug auf das private Eigentum. 

Die artenschutzrechtlichen Regelungen des Bundesnaturschutzgesetzes gelten unmittelbar 
(keine Abweichungsmöglichkeit im Rahmen einer Landesregelung).  

Bei Betroffenheit nur national geschützter Arten erfolgt die Bewältigung der Beeinträchtigun-
gen im Rahmen der Eingriffsregelung, vgl. Abb. 13-1.16. 

 

Abb. 11-1 Ebenen des europäischen und nationalen Artenschutzes 

 

                                                 
16 Hinsichtlich des Anwendungsbereiches des Artenschutzes in Bezug auf die (lediglich) national streng und besonders ge-
schützten Arten und damit in Bezug auf das Verhältnis der artenschutzrechtlichen Regelungen zur Eingriffsregelung sind nicht 
alle Unsicherheiten mit der Novellierung 2007 ausgeräumt: zwar kann der Gesetzesnovelle eindeutig eine Zentrierung auf die 
europäisch geschützten Arten entnommen werden. Die v.a. von GASSNER (2004) aufgezeigten rechtlichen Argumente, dass § 
43 Abs. 4 BNatSchG a.F. lediglich für zugelassene Vorhaben eine Freistellung von den Verboten des § 42 beinhaltet, gilt in 
ähnlicher Weise jedoch auch für die Novelle 2007: nach § 43 Abs. 5 gilt die Ausnahme nur für nach § 19 zulässige Eingriffe in 
Natur und Landschaft, was eigentlich eine vollendete eingriffsrechtliche Bewertung und damit auch eine Bestandserfassung 
nach den Kriterien des Artenschutzes voraussetzt. Im Hinblick auf die weitere Rechtsentwicklung - über die Novelle 2007 hin-
aus – behält diese Diskussion also ihre Berechtigung 

Europäischer Artenschutz 

Nationaler Artenschutz  Nationale Eingriffsregelung 

Landesrechtliche Eingriffsregelung 

z.B. Hessen: 
§§ 12ff., 14 Abs. 3 HeNatG 

§§ 18ff. BNatSchG, 
insbes. § 19 Abs. 3 BNatSchG 

§§ 39 ff. Artenschutz 
insb. §§ 42 – 43 BNatSchG 

FFH-Richtlinie 
Art. 12, 13 und 16 FFH-RL 

Vogelschutz-Richtlinie 
Art. 5, 9 VSchRL 
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Die europäischen Normen der Art. 12 und 13 FFH-Richtlinie17 und die Verpflichtungen der 
Vogelschutzrichtlinie18 nach Art. 5 VSchRL sind durch § 42 BNatSchG in nationales Recht 
umgesetzt, die Ausnahmebedingungen des Art. 16 FFH-Richtlinie und der Vogelschutzricht-
linie nach Art. 9 VSchRL durch die §§ 43 Abs. 8 BNatSchG.  

Die relevanten Gesetzes- bzw. Richtlinientexte zum Artenschutz sind in Kap. 18 zusammen-
gestellt 

Die Vorgaben der EG-Richtlinien sind bezüglich der Ziele verbindlich und können dort zur 
Auslegung herangezogen werden, wo das nationale deutsche Recht entsprechende Ausle-
gungsspielräume lässt. Sie müssen herangezogen werden, soweit § 43 Abs. 8 BNatSchG di-
rekt auf die Bestimmungen des EG-Rechts verweist. Neben den in § 43 BNatSchG aufge-
führten Ausnahmebedingungen dürfen auch die Vorschriften von Art. 16 Abs. 1 nicht entge-
genstehen und Abs. 3 FFH-RL oder Art. 9 Abs. 2 VSchRL sind „zu beachten“. 

Zur Auslegung von Art. 12 – 16 FFH-Richtlinie hat die Europäische Kommission einen „Leit-
faden zum strengen Schutzsystem für Tierarten von gemeinschaftlichem Interesse im Rah-
men der FFH-Richtlinie 92/43/EWG“ - im folgenden Leitfaden genannt - erarbeitet (KOMMIS-

SION 2007). Dieser Leitfaden kann als wertvolle Hintergrundinformation und Orientierungshil-
fe bei der Anwendung dienen. Bei etwaigen Widersprüchen sind die Rechtsprechung des 
EuGH und die der nationalen Verwaltungsgerichte maßgebend. 

                                                 

17 Richtlinie 92/43/EWG (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie, FFH-RL). 
18 Richtlinie 79/409/EWG (Vogelschutz-Richtlinie, VSchRL). 



Gutachten zu den RLBP 
Eingriffsregelung / Artenschutz 

 

 

12 Zum Verhältnis der Naturschutzinstrumente untereinander 100 

12 Zum Verhältnis der Naturschutzinstrumente untereinander 

Der Artenschutz ist eine spezifische Aufgabe des Naturschutzes. Die speziellen Normen des 
besonderen Artenschutzes schützen die Arten überall dort, wo ihr Schicksal auf dem Spiel 
steht. Dies ist auch dann der Fall, wenn der allgemeine Schutz von Natur und Landschaft 
nach §§18 ff BNatSchG zur Anwendung kommt, aber auch überall dort, wo bestimmte Teile 
von Natur und Landschaft geschützt werden, beispielsweise in einem Natur- oder Land-
schaftsschutzgebiet, ferner in den Schutzgebieten des europäischen Netzes „Natura 2000“. 
Das Nähere wird nachstehend dargestellt. 

12.1 Das Verhältnis Artenschutz und Eingriffsregelung 

Die Verbote des § 42 Abs. 1 BNatSchG gelten – mit Blick auf die Eingrenzung durch § 42 
Abs. 5 - allerdings nur für die in Anhang IV FFH-RL oder in Art. 1 VSchRL genannten Arten.  

Über diese zwei Gruppen hinaus ist nach nationalem Recht noch eine große Anzahl von Ar-
ten "besonders geschützt", darunter einige „streng geschützt“. Die Freistellung dieser Arten 
vom speziellen Artenschutz bedeutet jedoch nicht, dass dieses Artenspektrum bei der natur-
schutzfachlichen Bewertung außer Betracht bleiben darf. Die Eingriffsregelung als natur-
schutzrechtliche Auffangregelung hat mit ihrer Eingriffsdefinition und Folgenbewältigungs-
kaskade einen umfassenden Ansatz, der auch diese Arten als Teil des Naturhaushaltes er-
fasst (§ 18 Abs. 1 i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 9 BNatSchG). Unabhängig von den besonderen 
Maßstäben des Artenschutzrechtes verlangt die Eingriffsregelung, dass - grundsätzlich - alle 
Arten erfasst und bewertet werden, welche in dem betroffenen Raum vorkommen bzw. vor-
kommen können, wenn sie Planungsrelevanz haben.  

Grundsätzlich werden dabei über vorhandene Biotopstrukturen und Leitarten Rückschlüsse 
auf die vorhandenen Tier- und Pflanzenarten gezogen. Eine über diesen indikatorischen An-
satz hinausgehende vollständige Erfassung aller Tier- und Pflanzenarten ist angesichts des 
Aufwandes einerseits und des Zugewinns an Erkenntnissen andererseits nicht notwendig 
(vgl. hierzu BVerwG, Urteil vom 21.02.1997, 4 B 177/96, NuR 2007; 754, 755, Rn 20 und 
OVG RLP Koblenz, Urteil vom 07./08.11. 2007, 8 C 11523/06; 105, BVerwG, Urteil vom 
09.07.2008 – 9 A 14.07). 

In Bezug auf die national streng geschützten Arten enthält das BNatSchG eine Sonderrege-
lung: §19 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG erhöht – mit Blick auf Artenschutzfragen - die Abwä-
gungshürde für das Gesamtverfahren, „wenn als Folge des Eingriffs Biotope zerstört werden, 
die für dort wild lebende Tiere und wild wachsende Pflanzen der streng geschützten Arten 
nicht ersetzbar sind“. In diesem Fall ist der Eingriff nur zulässig, wenn er aus zwingenden 
Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses gerechtfertigt ist.  
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Beeinträchtigungen national streng geschützter Arten werden daher ebenfalls im ASB be-
handelt, allerdings eigens nach den spezifischen Maßstäben, weil nach §19 Abs. 3 Satz 2 
BNatSchG besondere rechtliche und fachliche Fragen zu beantworten sind. 

Mit Inkrafttreten des „Gesetz zur Neuregelung des Rechts des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege“ vom 29.07.200919 entfällt ab dem 01.03.2010 die Regelung entspre-
chend § 19 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG2002. Dementsprechend entfällt auch eine spezielle 
Auseinandersetzung mit den national streng geschützten Arten im Artenschutzbeitrag 
(ASB). 

Fallweise ist die artbezogene Behandlung weiterer Arten im LBP zu prüfen. Insbesondere 
wenn erhebliche Beeinträchtigungen von Arten des Anhang II FFH-RL (mit Bezug zu § 21 a 
BNatSchG) oder anderen nicht geschützten Arten zu erwarten sind, die als naturschutzfach-
lich bedeutsam gelten (z.B. weil sie zu den gefährdeten Arten zählen oder als Indikatorarten 
für naturschutzfachliche Zielzustände z.B. nach Vorgaben der Landschaftsplanung bzw. zur 
Umsetzung des Biotopverbunds nach § 3 BNatSchG besondere Bedeutung haben)20, muss 
die Behandlung dieser Arten im LBP angemessen erfolgen. Die entsprechenden fachlichen 
Kriterien sind im Rahmen der Eingriffsregelung (Erfassung und Bewertung der artenbezoge-
nen Funktionen des Naturhaushaltes, s. in Kap. 5) zu erarbeiten bzw. resultieren als Ergeb-
nis der Beteiligung.  

12.2 Das Verhältnis Artenschutz und Gebietsschutz  

Die artenschutzrechtlichen Anforderungen gelten auch in Natura 2000-Gebieten. Auch für  

• Arten in FFH-Gebieten, die gleichzeitig in Anhang II und Anhang IV der FFH-RL aufge-
führt sind und 

• Europäische Vogelarten in Europäischen Vogelschutzgebieten, die gleichzeitig in An-
hang I der VSchRL gelistet sind und signifikante Arten des Vogelschutzgebietes darstel-
len,  

gelten die artenschutzrechtlichen Bestimmungen.  

Trotz ihrer gemeinsamen Zielrichtung (Art.2 Abs.1 und 2 FFH-RL) sind Habitatschutz und Ar-
tenschutz zwei selbständig nebeneinander stehende Rechtsbereiche. Sie sind in unter-
schiedlichen Vorschriften mit je eigenem Gehalt und unterschiedlichen Prüfprogrammen ge-
regelt (vgl. BVerwG Urteil vom 09.07.2008 – 9 A 14.07 – Bad Oeynhausen, Rn 57). 

                                                 

19 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2009 Teil I Nr. 51, ausgegeben am 6. August 2009. 
20 Bspw. können fallweise Groß- und Mittelsäuger wie das Rotwild oder der Dachs als Indikatorarten für den groß- und mittel-

maßstäblichen Biotopverbund herangezogen werden.   
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Dementsprechend ist neben der Prüfung nach § 34 BNatSchG (zu den fachlichen Anforde-
rungen s. BMVBW 2004 und KIFL & BMVBW 2004) eine eigenständige Prüfung nach § 42 
BNatSchG erforderlich. Dies entspricht der Auffassung der KOMMISSION im Leitfaden (KOM-

MISSION 2007, I.2.3b, Rn 41 - 43).21 

Daraus folgen mehrere Konstellationen:  

• Ist eine Art im Standarddatenbogen (SDB) aufgeführt und als Erhaltungsziel zu begreifen 
(vgl. insoweit BVerwG, Urteil vom 17.01.2007, 9 A 20/05), ist sie nach § 34 BNatSchG 
bzw. dem entspr. Landesgesetz zu beurteilen; das Erhaltungsziel gibt den Beurteilungs-
maßstab. Sofern dabei Verbotstatbestände des § 42 BNatSchG eintreten, ist darauf hin-
zuweisen. Weiterhin sind die in § 42 Abs. 5 und § 43 Abs. 8 BNatSchG geforderten 
Nachweise fachlich abzuarbeiten - sofern sie fachlich über die Anforderungen des § 34 ff. 
BNatSchG hinausreichen – und formal in der Planfeststellungsunterlage nachzuweisen 
sind. Wertungswidersprüche zwischen beiden Regelungsbereichen sollen im Hinblick auf 
einen praxisorientierten und nachvollziehbaren Vollzug möglichst vermieden werden. 

• Die Verträglichkeitsprüfung nach § 34 BNatSchG kann sich aber auch mit Arten befassen 
müssen, die nicht Gegenstand einer artenschutzrechtlichen Prüfung sind, weil sie nicht 
nach Anhang IV FFH-RL oder VSchRL besonders geschützt sind. In den Schutzbereich 
der Verträglichkeitsprüfung fällt nämlich der günstige Erhaltungszustand der charakteris-
tischen Arten eines Natura 2000-Gebietes.22 Entsprechend können im Rahmen der Ver-
träglichkeitsprüfung für das Natura 2000 – Gebiet auch solche Arten als charakteristische 
Arten eines Lebensraumtyps des Anhang I FFH-RL (z.B. die Wildbienen-Arten und Or-
chideen oder Enziane auf Magerwiesen der LRT 6210 oder 6250) zu prüfen sein.  

• Ist eine Art nach Anhang IV FFH-RL bzw. eine europäische Vogelart nicht Gegenstand 
der Erhaltungsziele des FFH- bzw. Vogelschutzgebietes bzw. der für die Erhaltungsziele 
maßgeblichen Bestandteile, fehlen also o.g. Voraussetzungen, dann sind die in dem Ge-
biet vorkommenden Arten nach Maßgabe des § 42 Abs. 1 BNatSchG abzuhandeln.  

• Beeinträchtigungen, die auf die genannten Arten außerhalb eines FFH-Gebietes einwir-
ken, sind eigenständig nach § 42 BNatSchG zu beurteilen. 

 

                                                 

21 Hier stellt die KOMMISSION (2007, I.2.3b, Rn 41 - 43) fest, dass Arten, die im Anhang II und IV aufgelistet sind, von einem 
zweifachen komplementären Schutz in Natura 2000-Gebieten profitieren: Bei Überschneidungen im Schutz von Lebensräu-
men (Gesamter Lebensraum im Natura 2000-Gebiet, Fortpflanzungs- und Ruhestätten lt. Art. 12), sollten diese in einer kohä-
renten Weise angewendet werden. Dies bedeutet auch, dass in Fällen der Zerstörung oder Beeinträchtigung zentraler Le-
bensräume in Natura 2000-Gebieten die Ergebnisse der Verträglichkeitsuntersuchung nicht den Artenschutzvorkehrungen wi-
dersprechen sollen, d.h. besondere Anforderungen des Artenschutzes (Verweilen in einem günstigen Erhaltungszustand) 
müssen zusätzlich zu Art. 6 Abs. 3 und 4 FFH-RL zur Geltung kommen. Die anschließend zu treffenden Entscheidungen müs-
sen Bezug auf beide Artikel (Art. 6.3 und Art. 16 FFH-RL) nehmen. 

22 Zur Bedeutung der charakteristischen Arten vgl. BERNOTAT et al. (2006) und BVerwG am 17.01.2007 (9 A 20.05 - Westum-
fahrung Halle/Saale, Rn 76 und Rn 83). 
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13 Fachliche Anforderungen  

13.1 Arbeitsschritte 

Die Prüfung, ob Schädigungen oder Störungen europäisch geschützter Arten eintreten, er-
folgt analog den Arbeitsschritten des LBP: 

• Bestandserfassung: Klärung des im Wirkungsraum vorkommenden, für die Planung rele-
vanten Artenspektrums, Klärung der Datenlage und notwendiger Erhebungen zum 
Schließen von Datenlücken. 

• Konfliktanalyse: Bewertung der artenschutzrechtlich relevanten Beeinträchtigungen im 
Sinne der Schädigungs- und Störungsverbote des § 42 Abs. 1 Nr. 1 – Nr. 4 nach den 
spezifischen Maßstäben des § 42 BNatSchG, Bewertung der Möglichkeiten zur Vermei-
dung und zum „vorgezogenen Ausgleich“ (CEF-Maßnahmen) von Beeinträchtigungen. 

• Maßnahmenplanung: artbezogene Konzeption der Maßnahmen im Einzelnen. 

(Zu den zu leistenden Arbeitsschritten der Prüfung der Verbotstatbestände nach § 42 
BNatSchG und der Zulassungsvoraussetzung nach §19 Abs.3 Satz 2 siehe in Abb. 13-1.) 

Falls erhebliche Beeinträchtigungen der europäisch geschützten Arten nicht vermieden oder 
durch artspezifische Maßnahmen vorgezogen ausgeglichen werden können, muss ggf. ge-
klärt werden, ob die weiteren Kriterien erfüllt sind, damit eine artenschutzrechtliche Ausnah-
me beansprucht werden kann (Abb. 13-2): 

• Klärung der Ausnahmemöglichkeiten, i. E. Ausschluss einer Verschlechterung des Erhal-
tungszustandes der Populationen einer Art, Alternativenprüfung. 

Dabei sind in jedem Arbeitsschritt spezifische Inhalte und spezifische Maßstäbe zu berück-
sichtigen, vgl. die folgenden Kap. 13.2 ff. (im Einzelnen Č MB 4 ff.). 
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Abb. 13-1 Ablaufschema zum Artenschutzbeitrag (Teil 1, Prüfung der Verbotstatbestände 
nach § 42 BNatSchG und der Zulassungsvoraussetzung nach § 19 Abs. 3 Satz 2 
BNatSchG)  

 

Durchführung notwendiger Erhebungen, ggf. Potenzialbetrachtung

Datengrundlage ausreichendDatengrundlage nicht ausreichend

Relevanzprüfung (überschlägige Wirkungsprognose nach Plausibilitätsmaßstäben)

Nicht beeinträchtigte
Arten

ja

Quantitative und qualitative Bestandsbewertung - maßgebliche Habitate, Identifizierung von Datenlücken

Bestand der relevanten geschützten Arten
 

im Wirkraum / im Untersuchungsraum hinsichtlich
Empfindlichkeit gegenüber Projektwirkungen

Bedeutung des Vorkommens
Verteilung der maßgeblichen 

Habitate (Schlüsselstrukturen und -funktionen)

Bestandsaufnahme Europäisch Streng oder Besonders geschützte Arten (Anh. IV FFH-RL, V-RL)
Potenzielles Artenspektrum, Sichtung vorhandener Unterlagen (Kataster, Behörden, Verbände, Sonstige)

EingriffsregelungArtenschutz

§ 42 (1) Nr. 2
Störung

§ 42 (1) Nr. 1
Töten

Wirkfaktoren des Vorhabens

im Sinne der artenschutzrechtlichen Verbote
bau-, anlage- und betriebsbedingt, 

insbesondere Dauer, Intensität, Reichweite
(Vermeidungs-) Maßnahmen, die Projekt-

bestandteil sind

vertiefende Konfliktanalyse
Einzelartbezogen (Art-für-Art) für alle möglicherweise betroffenen Arten

individuenbezogen - funktional resp. 
lebensraumbezogen - funktional für Verbote 

nach § 42 Abs. 1 Nr. 1 - Nr. 4 in Verbindung mit § 42 Abs. 5

§ 42 (1) Nr. 4
Pflanzenstandorte

§ 42 (1) Nr. 3
Fortpfl.+Ruhestätten

Konzipierung artbezogener / 
lebensraumbezogener
Vermeidungs- und 

Ausgleichs-Maßnahmen

verbleibende
Beeinträchtigungen

Konfliktanalyse
artbezogen oder 

nach ökol. Artengruppen 
bzw. nach Lebensräumen

Zerstörung nicht 
ersetzbarer Biotope

Bestandsaufnahme
Sonstige national

streng geschützte Arten

Potenzielles Artenspektrum

Bestand

Verteilung

Maßgebliche Habitate

neinja

Verbleibende Beeinträchtigungen 

Verbotstatbestand erfüllt
Ausnahmeprüfung

(§ 43 Abs. 8 BNatSchG) 
Abwägungsentscheidung 

der Zulassungs-Behörde

Verbotstatbestand nicht erfüllt
Vorhabenszulassung ggf. mit Nebenbestimmungen

Monitoring (§ 42 Abs.5 Satz 2-4 BNatSchG)

nein

Konzipierung artbezogener CEF-Maßnahmen 
(wo erforderl. Einbettung in Risikomanagement)
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Art nach Anhang IV FFH-RL

ja

ja

Arten, für die die Verbotstatbestände nach 
§ 42 (1) in Verb. mit Abs. 5 BNatSchG erfüllt sind: 

Prüfung der naturschutzfachlichen Voraussetzungen der Ausnahmeregelung
 nach § 43 Abs. 8 BNatSchG

nein

nein ja

nein Nein

Alternativenprüfung
Besteht eine hinsichtlich der (verbleibenden) Konflikte anderweitige zumutbare Alternative?

ja Ja

Alternative 
wird ergriffen

 

Bewertung des Erhaltungszustands der lokalen Population
( Habitatqualität, Beeinträchtigungen)

bei nicht ausreichender Datengrundlage ergänzende Erhebungen notwendig

Konfliktanalyse: Vergleich des aktuellen und des künftigen 
Erhaltungszustandes der Lokalpopulation

ggf. Konzipierung artbezogener Kompensationsmaßnahmen (FCS-Maßnahmen) 
(Wo erforderlich Einbettung in Risikomanagement) 

aktueller EhZ der lokalen Population verschlechtert sich?

Europäische Vogelart

nein

Die fachlichen Ausnahmevoraussetzungen 
nach § 43 Abs. 8 BNatSchG sind erfüllt

Projekt ist nach artenschutzrechtlichen Kriterien
unzulässig

Ungünstiger EhZ unvermeidlich. Es bleiben Risiken

ungünstiger EhZ der Populationen der Art

 

Abb. 13-2 Ablaufschema zum Artenschutzbeitrag (Teil 2, Ausnahmeprüfung)  
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13.2 Bestandserfassung: Artenauswahl und Untersuchungstiefe 

Anforderungen an die Untersuchungstiefe, Möglichkeiten der Auswahl und Reduzierung 

Gegenstand der artenschutzrechtlichen Prüfung sind die im Wirkraum vorkommenden Euro-
päischen Vogelarten und die Arten des Anhang IV FFH-RL.  

Nach der gefestigten Rechtsprechung des BVerwG setzt die Prüfung, ob einem Planvorha-
ben artenschutzrechtliche Verbote entgegenstehen, eine ausreichende Ermittlung und Be-
standsaufnahme der gesetzlich geschützten Arten und ihrer Lebensräume voraus.23  

Die Artenerfassung muss nach Auffassung des Gerichtes nicht unbedingt lückenlos sein und 
nicht alle Arten müssen in gleicher Tiefe erfasst und artbezogen beurteilt werden: In Bezug 
auf Umfang und Tiefe (hinsichtlich der zu erfassenden Arten und der anzuwendenden 
Methoden) der Bestandsaufnahme eine am Maßstab praktischer Vernunft, d.h. der 
spezifischen Problemstellung und dem Arten- bzw. Habitatpotenzial, ausgerichtete Prüfung 
erforderlich, aber auch ausreichend. Erhebungen, die keinen für die Entscheidung über die 
Zulassung des Vorhabens wesentlichen Erkenntnisgewinn versprechen, sind nicht 
notwendig (vgl. die Urteile des BVerwG vom 18.06.2007  9 VR 13.06 - B178n, Rn. 2024, 
Urteil vom 09.07.2008  9 A 14.07 – Bad Oeynhausen, Rn 54, 55 und Urteil vom 18. März 
2009 – BVerwG 9 A 39.07, Rn 43).  

Welche Arten in welcher Bearbeitungstiefe erfasst werden müssen und ob eigene Erfassun-
gen erforderlich sind, wird im Rahmen einer „Vorprüfung“ im Zuge der Planungsraumanalyse 
festgestellt. Methodisch korrekte Erfassungen müssen für diejenigen gesetzlich besonders 
geschützten Tier- und Pflanzenarten erbracht werden, für deren Vorkommen im Planungs-
raum Indizien existieren. Der Vorhabensträger ist nicht verpflichtet, systematisch alle ein-
schlägigen Arten im Untersuchungsraum zu untersuchen, wenn ihm keine entsprechenden 
Hinweise (Literatur, Hinweise der Behörden und Verbände) „ausreichenden Anstoß“ geben 
(HessVGH, Urteil vom 24.11.2003 3 N 1080/03, vgl. auch OVG NRW Münster, Urteil vom 
13.07.2006, 20 D 80/05.AK)25. Um Ermittlungsrisiken zu vermeiden, müssen die zu Grunde 

                                                 
23 „Der individuumsbezogene Ansatz der artenschutzrechtlichen Vorschriften verlangt aber andererseits Ermittlungen, deren 

Ergebnisse die Planfeststellungsbehörde in die Lage versetzen, die tatbestandlichen Voraussetzungen der Verbotstatbestän-
de zu überprüfen. Hierfür benötigt sie jedenfalls Daten, denen sich in Bezug auf das Plangebiet die Häufigkeit und Verteilung 
der geschützten Arten sowie deren Lebensstätten entnehmen lassen.“ (BVerwG, Urteil vom 09.07.2008 – 9 A 14.07, Rn 54 ). 

24 „Die Untersuchungstiefe hängt vielmehr maßgeblich von den naturräumlichen Gegebenheiten im Einzelfall ab. Lassen be-
stimmte Vegetationsstrukturen sichere Rückschlüsse auf die faunistische Ausstattung zu, so kann es mit der gezielten Erhe-
bung der insoweit maßgeblichen repräsentativen Daten sein Bewenden haben (vgl. Beschluss vom 18.06.2007 – BVerwG 
9 VR 13.06 – NuR 2008, 36 Rn 20, verweisend auf BVerwG, Urteil vom 31.01.2002 - 4 A 15.01 - Buchholz 407.4). Sind von den 
Untersuchungen keine weiterführenden Erkenntnisse zu erwarten, müssen diese auch nicht durchgeführt werden. Untersu-
chungen quasi „ins Blaue hinein“ sind nicht veranlasst. 

25 OVG NRW, Urteil vom 13.07.2006, 20 D 80/05.AK, Rn 24: ..Weitergehende Untersuchungen seien nicht erforderlich gewe-
sen. Es habe ausgereicht, sich auf die Daten zu beziehen, die bei den für solche Untersuchungen zuständigen Behörden vor-
handen seien und in Absprache mit diesen Behörden die Auswirkungen des Vorhabens auf die bekannten schutzwürdigen 
Naturgüter zu ermitteln und zu bewerten .. (Rn 85). ..Wenn nur wenige konkrete Untersuchungen angestellt worden sind, ist 
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liegenden Daten jedoch den Sachverhalt so weit abbilden, dass mögliche Betroffenheiten 
geklärt sind und nicht später eine wichtige Art nachgewiesen wird. Sofern ein Schaden nach 
§21 a BNatschG vorher nicht ermittelt und „genehmigt“ wurde, kann er nachträglich geltend 
gemacht werden und mit einer Ordnungswidrigkeit geahndet werden.  

Zur Begrenzung des Untersuchungs- und Bearbeitungsaufwandes auf ein handhabbares 
Maß wird eine Artenauswahl bzw. –abschichtung vorgeschlagen, die die verschiedenen An-
forderungen des Artenschutzes und der Eringriffsregelung und weiterer Naturschutzinstru-
mente (USchadG) erfüllt, dem rechtlich geforderten Erfassungsumfang in Bezug auf den Ar-
tenschutz und die Eingriffsregelung genügt und die Anforderung nach umfassender Berück-
sichtigung auch unter praktischen Gesichtspunkten einlöst. Eine Auswahl ist insbesondere 
für die Gruppe der europäischen Vogelarten sinnvoll und begründbar, um nicht jede 
„Allerweltsart“ wie z.B. die Amsel vertieft untersuchen zu müssen. Unter den Arten werden i. 
d. R. 

• verbreitete, euryöke, ungefährdete Arten 
• Arten außerhalb ihres natürlichen Verbreitungsgebietes (Zufallsfunde, Irrgäste) 
• Arten, die wirkungsbezogen unempfindlich sind 

sinnvollerweise nicht speziell artbezogen, sondern in Gruppen erfasst und nur einer kursori-
schen Prüfung unterzogen. Nähere Angaben, nach welchen Kriterien und Merkmalen die 
große Artenfülle unter Praktikabilitätsgesichtspunkten für die eingehende Prüfung auf Arten 
mit Planungsrelevanz verengt werden kann, finden sich auf der Basis der in WACHTER et al. 
(2004) entwickelten Prinzipien („Trichterprinzip“) im Merkblatt 7. 

Gefährdete Arten oder Arten, für die die Bundesrepublik Deutschland, das betreffende Bun-
desland oder die Region im Sinne des Populationserhalts eine besondere Verantwortung 
haben26 (wie z.B. bei Rotmilan), sollten generell – entsprechend der zu erwartenden Betrof-
fenheit – eingehend bearbeitet werden. Je gefährdeter eine Art ist, umso intensiver müssen 
die artenschutzrechtliche Auseinandersetzung und die zugehörige Datenerhebung sein. 

Die Auswahl an Arten und die Abschichtung können für die erforderlichen Bewertungen um-
so (verfahrens-) sicherer vorgenommen werden, je besser die Datenbasis ist, auf deren 
Grundlage die Auswahl getroffen wird. Eine geringe Datenbasis über die Verteilung und den 
Erhaltungszustand kann dagegen eine Unsicherheit darstellen, die die artenschutzrechtliche 
Prüfung und das ggf. notwendige Ausnahmeverfahren rechtlich belasten kann. In der Ent-
scheidung (EuGH, Urteil vom 11.01.2007, C-183/05) hatte der EuGH ausreichende Kennt-
nisse (die durch Artenschutzprojekte gewonnen werden können) als eine Vorleistung darge-
stellt, die Voraussetzung für eine artenschutzrechtliche Ausnahme sein kann. 
                                                                                                                                                      

das  - im Übrigen auch in abwägungsrechtlicher Hinsicht  - unschädlich... Sachlich fundierte Anknüpfungspunkte für ein rele-
vantes Vorhandensein bestimmter Arten, die Anlass zu weiteren Untersuchungen hätten geben können, fehlten und fehlen. 

26 Z.B. für die Vogelarten dokumentiert in der Roten Liste der Brutvögel Deutschlands, 4. Fassung, 30. November 2007 
(SÜDBECK et al. (2007) 
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Einzelne Länder haben auf der Grundlage des vorhandenen Datenbestandes Konventionen 
für den Abschichtungsprozess von Arten mit Planungsrelevanz entwickelt (vgl. BREUER 2005, 
BAUCKLOH et al. 2007, STMI 2006). Diesbezüglich vorbildlich ist z.B. die Arbeitshilfe in 
Nordrhein-Westfalen (KIEL 2006).27  

Abgrenzung des Untersuchungsraumes 

Die Abgrenzung des Untersuchungsraumes ist nach sachlichem Erfordernis des Einzelfalls 
vorzunehmen. Bezüglich der artenschutzrelevanten Fragen bedeutet dies, dass das relevan-
te Raumgefüge (Aktionsraum, Populationsstruktur) der potenziell betroffenen Arten zu Grun-
de zu legen ist:  

Die Bestandserfassung muss die Kriterien für die Beurteilung liefern, ob Beeinträchtigungen 
(erhebliche Störungen und Schädigungen) erfolgen und ob ggf. die Funktionalität der Le-
bensstätte trotz Eingriff im räumlichen Zusammenhang erhalten werden kann bzw. ob die lo-
kalen Populationen der betroffenen Arten trotz Eingriff in einem günstigen Zustand verblei-
ben. Dementsprechend ist eine Kenntnis der Arten im Wirkraum und – hinsichtlich der Fol-
gen von Beeinträchtigungen - im Bezugsraum der Bewertung (d.h. Aktionsraum der Art bzw. 
Lebensraum der lokalen Population) erforderlich. In der Regel müssen die Daten für die be-
troffene lokale Population erstellt werden. Sind Arten betroffen, die auch im lokalen Bezug in 
Metapopulationen strukturiert sind wie bspw. die Ameisenbläulinge (Maculinea spp.), müs-
sen auch Metapopulationszusammenhänge berücksichtigt und der Untersuchungsraum ggf. 
entsprechend erweitert werden. Bei Arten mit großen Raumansprüchen (z. B. dem Schwarz-
storch) darf sich die Bestandsaufnahme u. U. auf das Aktionsareal eines einzelnen Brutpaa-
res beschränken, vgl. in Merkblatt 8.  

Je gefährdeter oder empfindlicher die zu erfassende Art ist, desto eher müssen die notwen-
digen Daten - mit Blick auf die für eine Ausnahme notwendigen Nachweise (günstiger Erhal-
tungszustand der Population) - auch im Populationskontext erhoben werden. Dies gilt v.a., 
sofern bei diesen Arten Beeinträchtigungen nicht ausgeschlossen werden können und die 
fachlichen Fragen für eine Ausnahmesituation untersucht werden müssen. 

Bedeutung des Scopings 

Ob und für welche Arten Daten über den engeren Wirkraum hinaus erforderlich werden und 
in welchem Umfang dem Vorhabensträger die Aufgabe, diese zu beschaffen, auferlegt wer-
den muss, ist in einem Scoping (-termin) möglichst frühzeitig zu klären.  

Best practice – Qualitätsanforderungen im Rahmen der Bestandserfassung 

Bezüglich der artenschutzrechtlich geschützten Arten sind (bisher) weder ein bestimmter 
Untersuchungsumfang festgelegt noch bestimmte Methoden. Die zum Einsatz kommenden 

                                                 

27 Stufe I: Festlegung des Untersuchungsrahmens - Praktische Arbeitshilfen per Mausklick – Vortrag von Dr. Ernst-Friedrich 
Kiel, Dez. 35 Artenschutz / Vogelschutzwarte, LÖBF NRW. Im Rahmen eines Seminar des Landesbetrieb Strassen NRW, 
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Ansätze dürfen allerdings in methodischer Hinsicht nicht zu beanstanden sein und müssen 
geeignet sein, Beeinträchtigungen zu erkennen und die Rahmenbedingungen für eine Aus-
nahme zu evaluieren. Erforderlichenfalls sind alle geeigneten und verfügbaren Methoden 
anzuwenden bzw. auszuschöpfen, um möglichst zuverlässig sagen zu können, ob die 
Voraussetzungen für die Projektzulassung gegeben sind. Für die Belastbarkeit der Be-
standserfassung im Verfahren ist die Dokumentation der Angaben und Quellen von großer 
Bedeutung. 

Das BVerwG hat mit Hinweis auf die unterschiedlichen Zielsetzungen von Artenschutz und 
FFH-Gebietsschutz verdeutlicht, dass im Kontext des Artenschutzes spezifische Anforderun-
gen bestehen. Die Anforderungen, die der EuGH in seinem sog. „Herzmuschelurteil“ (EuGH, 
Urteil vom 07.09.2004, C-127/02) in Bezug auf die Verträglichkeitsprüfung für FFH-Gebiete 
formulierte, seien nicht ohne Weiteres übertragbar (BVerwG, Urteil vom 09.07.2008, 9 A 
14.07, Rn 54 ff.). An die Bestandserfassung für die artenschutzrechtliche Beurteilung können 
nicht dieselben Anforderungen gestellt werden wie an die Bestandserfassung von Lebens-
raumtypen und Habitaten in Natura-2000-Gebieten28, vgl. auch Urteil vom 18. März 2009 – 
BVerwG 9 A 39.07, Rn 52).  

Bestandsaufnahmen vor Ort, so umfassend sie auch angelegt sein mögen, können letztlich 
nur eine Momentaufnahme und aktuelle Abschätzung der Situation von Fauna und Flora im 
Plangebiet darstellen. Deswegen sind Erkenntnisse aus langjährigen Beobachtungen, aus 
früheren Untersuchungen oder aus der allgemeinen ökologischen Literatur Erkenntnisquel-
len, die verbleibende Unsicherheiten, Erkenntnislücken oder ein Manko im Rahmen der Be-
standsaufnahme vor Ort ausgleichen können (BVerwG, Urteil vom 09.07.2008, 9A 14.07, Rn 
62). Erst durch eine Gesamtschau aus der Auswertung vorhandener Erkenntnisse und einer 
Bestandserfassung vor Ort, deren Methodik und Intensität von den konkreten Verhältnissen 
im Einzelfall abhängt, kann sich die Planfeststellungsbehörde regelmäßig die erforderliche 
hinreichende Erkenntnisgrundlage verschaffen (Urteil vom 18. März 2009 – BVerwG 9 A 
39.07, Rn 44). 

„Lassen sich gewisse Unsicherheiten aufgrund verbleibender Erkenntnislücken nicht aus-
schließen, darf die Planfeststellungsbehörde auch „worst-case-Betrachtungen“ anstellen, al-
so im Zweifelsfall mit negativen Wahrunterstellungen arbeiten...“ (BVerwG, Urteil vom 
09.07.2008, 9 A 14.07, Rn 54 ff.).  

Von Erfassungen ganz abzusehen und auf Wahrunterstellungen („worst-case-
Betrachtungen“) auszuweichen erfüllt dagegen nicht die Bedingung einer ausreichenden 
Sachverhaltsermittlung. Dieser Mangel könnte zur Unzulässigkeit führen, wenn – bei eben-
falls lediglich angenommener Beeinträchtigung - vom Gesetzgeber vorgesehene Ausnahme-

                                                                                                                                                      

http://www.strassen.nrw.de/_down/artenschutz-03.pdf 
28 „Die für den FFH-Gebietsschutz geltenden Anforderungen können […] nicht unbesehen und unterschiedslos auf den allge-

meinen Artenschutz übertragen werden.“ (BVerwG, Urteil vom 09.07.2008,. 9 A 14.07, Rn 56). 
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fälle in Anspruch genommen werden sollen. Schließlich kann in solchen Fällen weder das 
Gewicht der Beeinträchtigung plausibel dargelegt werden noch der Vorrang der Projektinte-
ressen vor den Schutzgütern (hier: des Artenschutzes) belegt werden.  

Exkurs: „Wahrunterstellung“  

In BVerwG, Urteil vom 15.01.2004, 4 A 11/02, NVwZ 2004; 732, 736-A 73 „Suhl-Lichtenfels“ heißt es: 

„Dagegen sah sich der Senat nicht in der Lage zu ermitteln, ob sich der von der planfestgestellten Trasse durch-
schnittene Landschaftsraum unter den nach Anhang III, Phase 2 FFH-RL maßgeblichen Kohärenzgesichtspunk-
ten als FFH-Gebiet aufdrängt. Ferner hat er nicht eindeutig klären können, ob das Vorhaben zu einer im Sinne 
des Art. 6 Abs. FFH-RL erheblichen Beeinträchtigung des möglicherweise schutzbedürftigen Planungsraumes 
und damit zu einer Unverträglichkeit des Projekts mit den Erhaltungszielen führt. Beides kann der Senat zu 
Gunsten des Klägers unterstellen, denn das gemeinschaftsrechtliche Beeinträchtigungsverbot lässt sich vorlie-
gend mit Hilfe der Ausnahmevorschrift des Art. 6 Abs. Satz 1 Unterabs. 1 FFH-RL überwinden. Aus ihr ergibt 
sich, dass ein nichtverträgliches Projekt aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses 
einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art durchgeführt werden darf, wenn keine Alternativlösung 
vorhanden ist und alle notwendigen Maßnahmen zum Schutz der globalen Kohärenz von Natura 2000 ergriffen 
werden. Diese Voraussetzungen sind hier gegeben.“ 

Im entschiedenen Fall stand fest, was beeinträchtigt wird. Streitig war nur der Grad der Beeinträchtigung – er-
heblich oder nicht erheblich? Folglich haben die Richter den worst case angenommen, nämlich die erhebliche 
Beeinträchtigung unterstellt. Für die Ausnahmeprüfung lag dem Gericht genügend Entscheidungsmaterial vor. 
Insoweit wurde nichts unterstellt. Insbesondere bestanden – offenbar – keine Zweifel am Überwiegen der Pro-
jektbelange. 

Von dem Einzelfall und der spezialgesetzlichen Regelung der FFH-RL abgesehen, steht damit auch für die Ein-
griffsregelung fest, dass zu allen entscheidungserheblichen Merkmalen Beweis zu erheben ist, d.h. eine 
Bestandserfassung vorliegen muss. Dass die Richter in Ansehung des vorliegenden Materials die eine oder 
andere Frage als nicht entscheidungserheblich einstufen, ist nicht voraussehbar. Eine solche Einstufung ergeht 
auf der Rechtsebene nicht auf der Tatsachenebene. Sie hat zur Folge, dass auf andere Entscheidungsmerkmale 
abgestellt wird. Für diese muss die Beweislage aber in jedem Fall geklärt sein. 

Verwaltungsprozessrechtlich ist gesichert, dass Tatsachen, die entscheidungserheblich sind, nicht als 
wahr unterstellt werden dürfen, sondern aufgeklärt werden müssen (KOPP/SCHENK, 2005, VwGO, § 86, 
RdNr. 21; EYERMANN/GEIGER, 2006; VwGO, § 86, RdNr. 42). Dies gilt auch für die Planfeststellung. 

 

In BVerwG, Urteil vom 17.01.2007, 4 A 20/05; Rn 64 – Westumfahrung Halle - heißt es: 

Außerdem ist es zulässig, mit Prognosewahrscheinlichkeiten und Schätzungen zu arbeiten; diese müssen kennt-
lich gemacht und begründet werden (vgl. Schlussanträge der Generalanwältin Kokott zu EuGH, Urteil vom 
07.09.2004, C-127/02, Slg. 2004, I-7405, Nr. 97). Ein Beispiel für eine gängige Methode dieser Art ist auch der 
Analogieschluss, mit dem bei Einhaltung eines wissenschaftlichen Standards bestehende Wissenslücken über-
brückt werden (vgl. LANA-Empfehlungen S. 11 <Zu 7.>). Zur Abschätzung der Auswirkungen des Vorhabens auf 
die Erhaltungsziele des Gebiets können häufig sog. Schlüsselindikatoren verwendet werden (vgl. LANA-
Empfehlungen S. 12 <Zu 8.>). Als Form der wissenschaftlichen Schätzung gängig ist ebenso eine Worst-Case-
Betrachtung, die im Zweifelsfall verbleibende negative Auswirkungen des Vorhabens unterstellt (BVerwG,Urteil 
vom 21.06.2006, A 28.05, BVerwG E 126; 166 <181>; auch BVerwG, Urteil vom 16.03.2006, 4 A 1075.04, 
BVerwG E 125; 116 <294 f., Rn 492>); denn dies ist nichts anderes als eine in der Wissenschaft anerkannte 
konservative Risikoabschätzung. 

  
Allerdings muss dadurch ein Ergebnis erzielt werden, das hinsichtlich der untersuchten Fragestellung „auf der si-
cheren Seite“ liegt. Deswegen wird in der Rechtsprechung eine Wahrunterstellung dann als unzulässig 
angesehen, wenn der maßgebliche Sachverhalt dadurch nicht in sachdienlicher Weise erfasst werden 
kann (vgl. z.B. BVerwG, Urteil vom 11.07. 2001, 11 C 14.00 (Buchholz 442.40 § 8 LuftVG Nr. 19; 25)). 
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13.3 Bewertungsmaßstäbe für das Eintreten der Verbotstatbestände 

13.3.1 Generelle Vorbemerkungen  

Im Artenschutzrecht sind konkrete Verbotstatbestände definiert, die der Zulassung eines 
Vorhabens entgegenstehen. Besondere Auslegung und fachliche Erläuterung verlangt die im 
BNatSchG enthaltene Norm in § 42 Abs. 5. Demnach liegt ein Verstoß gegen § 42 Abs. 1 
Nr.1 (Verbot des Zugriffs auf geschützte Arten) und Nr. 3 (Verbot der Beschädigung von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten geschützter Arten) bei nach § 19 zulässigen Eingriffen nicht 
vor, soweit die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im 
räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Eine Störung geschützter Arten im Sinne 
des § 42 Abs. 1 Nr. 2 muss „erheblich“ sein, damit der Verbotstatbestand eintritt. Eine 
erhebliche Störung liegt vor, wenn sich „durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen 
Population einer Art verschlechtert“. Die fachlichen Bewertungen zur Erheblichkeit der 
Eingriffswirkungen stellen dabei immer eine Einzelfallentscheidung dar, die im Rahmen 
dieses Gutachtens nicht vorweggenommen werden kann. 

Generell werden den zuständigen Behörden in der artenschutzrechtliche Prüfung – anders 
als bei der Bewertung erheblicher Beeinträchtigungen von Anhang II – Arten in FFH-
Gebieten nach Art. 6.3 FFH-RL - vergleichsweise weite fachliche Einschätzungsspielräume 
eingeräumt („naturschutzfachliche Einschätzungsprärogative“), vgl. BVerwG, Urteil vom 
09.07.2008, 9 A 14.07, Leitsatz 5): 

5. Bei der Prüfung, ob artenschutzrechtliche Verbotstatbestände erfüllt sind, steht der Planfeststellungsbehörde eine 
naturschutzfachliche Einschätzungsprärogative sowohl bei der ökologischen Bestandsaufnahme als auch bei de-
ren Bewertung zu, namentlich bei der Quantifizierung möglicher Betroffenheiten und bei der Beurteilung ihrer po-
pulationsbezogenen Wirkungen. Die gerichtliche Kontrolle ist darauf beschränkt, ob die Einschätzungen der Plan-
feststellungsbehörde im konkreten Einzelfall naturschutzfachlich vertretbar sind und nicht auf einem unzulängli-
chen oder gar ungeeigneten Bewertungsverfahren beruhen. 

Der naturschutzfachliche Beurteilungsspielraum umfasst alle relevanten Fragen, ob eine Art 
sicher oder nur möglicherweise vorkommt oder ob dies auszuschließen ist, ob es zu einer 
erheblichen Beeinträchtigung kommen kann, wie wirksam gegebenenfalls anzuordnende 
Vermeidungs- oder Verminderungsmaßnahmen sind und welche Auswirkungen verbleibende 
Risiken im Ergebnis auf den Erhaltungszustand der Population haben können (vgl. (BVerwG, 
Urteil vom 09.07.2008, 9A 14.07, Rn 58). 

Beschädigung und Störung sind - vor allem unter Praktikabilitätsaspekten - im Sinn von 
funktional erheblichen Einbußen z.B. an den arttypischen Habitaten zu verstehen. Eine 
verfahrenssichere, rationale, nachvollziehbare Begründung des Verbotseintritts oder der 
Verbotsvermeidung erfordert daher eine Bewertung aufgrund der spezifischen Merkmale der 
Arten und der Charakteristik ihrer Lebensstätten vor dem Hintergrund der spezifischen 
Projektwirkungen. Diese ist möglich unter Berücksichtigung der im Folgenden näher 
ausgearbeiteten und mit Beispielen belegten Differenzierungsmerkmale (Č MB 20). Aus der 
Zusammenstellung möglicher Argumente ergeben sich Kriterien- / Merkmalspaare für eine 
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artspezifische Differenzierung, wann eine Beeinträchtigung im Sinne einer Schädigung und 
Störung nach § 42 Abs. 1 in Verbindung mit § 42 Abs. 5 BNatSchG wahrscheinlich ist.  

Eine, in diesem Sinn erhebliche funktionelle Schädigung oder Störung von Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten trifft zu, falls Eingriffe in Habitate und Funktionen stattfinden, die aufgrund 
ihrer Seltenheit bzw. Begrenztheit oder Schlüsselstellung für das Artvorkommen essenziell 
sind oder die nicht innerhalb sehr kurzer Zeit an Ort und Stelle (je nach Art innerhalb des 
individuellen bzw. für die Lokalpopulation relevanten Minimalareals) wieder herstellbar sind. 
Bereits die Schädigung / Störung einzelner Individuen kann bei seltenen und gefährdeten 
Arten und/oder Arten mit sehr kleinen Populationen, geringem Nachwuchs, hoher 
Lebensdauer der Individuen und geringem Austausch mit Nachbarpopulationen in der Regel 
zu funktionalen Beeinträchtigungen der Lebensstätte führen. 

In zeitlicher Hinsicht betrifft die Verbotsnorm in § 42 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG primär die Pha-
se aktueller Nutzung der Lebensstätte (Urteil vom 18. März 2009 – BVerwG 9 A 39.07, Rn 
66). Bei fakultativen Habitaten ist die Schwelle für den Verbotseintritt höher: Die notwendige 
Dynamik von Populations- und Landschaftszuständen (jahreszeitlich wechselnde und 
unstete Vorkommen der Arten bzw. der Habitate in einem Landschaftsraum) kann bei der 
Beurteilung von Beeinträchtigungen eine Rolle spielen und - je nach Art – begründen, dass 
der Verbotstatbestand verneint wird. Die Fortpflanzungsstätten vieler Arten müssen nicht 
räumlich konstant sein. Viele Vogelarten nutzen nicht regelmäßig immer wieder den selben 
Nistplatz (s.o.). Diese Arten besitzen also keine obligaten Niststandorte, sondern mehr oder 
weniger große Lebensräume mit nistplatzgeeigneten Strukturen, die ein Ausweichen 
ermöglichen, wenn sie in ausreichend großer Zahl vorhanden sind oder durch Maßnahmen 
innerhalb des relevanten Raumes neu geschaffen werden.29  

Störungen an Rasthabitaten und Überwinterungsquartieren (Ruhestätten) durch Schall, Licht 
oder Beunruhigungen erfüllen den Verbotstatbestand, weil die Beeinträchtigung in der Regel 
nicht ohne Folgen auf die lokale Population durch Ausweichen kompensiert werden kann 
und bei vielen Arten Individuen in größerer Zahl betroffen sind.  

13.3.2 Verbot, Tiere zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen zu 
beschädigen oder zu zerstören 

Der Verbotstatbestand des § 42 Abs.1 Nr.1 beschäftigt die Planung vor dem Hintergrund der 
Rechtsfolgen eines Verbotseintritts besonders, weil sein Eintreten z.B. beim Betrieb einer 
Straße kaum grundsätzlich vermieden werden kann und gemäß der Rechtsprechung des 
EuGH (EuGH, Urteil vom 18.05.2006, C 221/04; Leitsatz; vgl. auch Rn 70 -72 des Urteils) ein 
„Inkaufnehmen“ zur Auslösung eines Verbotstatbestands genügt. 

                                                 

29 In Bezug auf die Quartiere von Fledermäusen: BVerwG, Urteil vom 13.08.2009, 9 A 73.07, Rn. 89 ff. 
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Das Verbot nach Nr. 1 ist individuenbezogen. Schutzgut sind vom Grundsatz her alle wild le-
benden Tiere, so dass sich ein Abstellen auf die lokale Population verbietet (vgl. BVerwG, 
Urteil vom 09.07.2008, 9 A 14.07, Rn 91). 

Erheblich sind diejenigen Verletzungen / Tötungen, die nicht mehr zu den normalen und so-
mit erlaubten Risiken einer Straße gezählt werden können. Daher sind alle Anhaltspunkte zu 
erfassen, die eine erhöhte Gefährdung indizieren.  

Zwischen der Errichtung bzw. Anlage einer Straße und deren Betrieb ist zu differenzieren.  

Baubedingtes Verletzen oder Töten 

In §42 Abs.5 wird das Verbot nach Nr.1 mit der Funktionalität von Fortpflanzungs- und Ru-
hestätten verknüpft: Unvermeidbare Verletzungen oder Tötungen von Tieren oder deren 
Entwicklungsformen im Zuge der baubedingten Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhe-
stätten sind nach dem Wortlaut des §42 Abs.5 BNatSchG nicht tatbestandsmäßig, solange 
die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen 
Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Lt. BVerwG (Urteil 09.07.2008, 4A 14.07, Rn 98) wird 
damit der Sache nach in eingeschränktem Umfang eine populationsbezogene 
Erheblichkeitsschwelle eingeführt.  

Ob und inwieweit dies in Bezug auf das Tötungsverbot nach § 42 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG mit 
dem Europarecht konform ist, lässt das Gericht im Zusammenhang mit dem in Rede stehen-
den Streitfall zwar offen, verweist jedoch auf GELLERMANN (2007), der die Unvereinbarkeit 
dieser Regelung mit Art.12 Abs.1 lit.a FFH-RL ausführt30. Auch SOBOTTA (2007) hält es für 
nicht zulässig, aus einer eventuell erlaubten Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten zu schließen, dass Exemplare der Art zugleich ohne weitere Voraussetzung getötet 
oder gefangen werden dürfen. Werden Fortpflanzungs- und Ruhestätten zerstört oder be-
schädigt und ist in diesem Zusammenhang ein signifikant erhöhtes Tötungs- oder Verlet-
zungsrisikorisiko für geschützte Tierarten anzunehmen, ist dieses daher durch geeignete 
Vermeidungsmaßnahmen zu reduzieren, obwohl § 42 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG dies nicht 
explizit fordert. Liegen beispielsweise Nester oder Quartiere geschützter Tierarten unmittel-
bar im Baufeld, muss folglich die Tötung von Tieren durch Freiräumung des Baufeldes au-
ßerhalb der Zeit, in der die Tiere die geschützten Lebensstätten besetzt halten, vermieden 
werden, ggf. in Verbindung mit einer methodischen Kontrolle möglicher Brut- / Ruhestätten31.  

Handlungen, die mit dem Tatbestand nach § 42 Abs.1 Nr.3 BNatSchG “verbunden“ sind, 
sind sinnvoller Weise erst im Kontext mit diesem Tatbestand abzuarbeiten, da erst dort beur-

                                                 

30 Mit Hinweis auf das Mahnschreiben der Kommission vom 29.6.2007. 
31 Mit Bezug zu den individuenbezogenen Verboten des Artenschutzes im BNatSchG a.F. urteilte das BVerwG (Urteil vom 

21.06.2006 - 9A28.05), dass das Verbot, Individuen etwa im Zusammenhang mit der Baudurchführung zu töten, regelmäßig 
etwa dadurch vermieden werden muss, dass vor Beginn der Brutsaison entlang des Trassenabschnitts, der zur Überbauung 
vorgesehen ist, eine Baufeldbefreiung durchgeführt wird. 
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teilt werden kann, ob die Beeinträchtigung einer Art „unvermeidbar“ im Sinne des § 42 Abs.5 
Satz 2 ist. 

Die Verpflichtung zu Vermeidungsmaßnahmen ergibt sich auch in Bezug auf das Fangen 
von Tieren z. B. im Zuge der Baufeldkontrolle. 

Betriebsbedingtes Verletzen oder Töten 

Unabwendbare Tierkollisionen im Verkehr nach Inbetriebnahme einer Straße erfüllen nicht 
den Verbotstatbestand des § 42 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG32. Im Urteil von 09.07.2008 – 4A 
14.07 – Bad Oeynhausen (Leitsatz 6) stellt das Bundesverwaltungsgericht für das Eintreten 
des Verbotstatbestands auf die signifikante Gefahrerhöhung ab: 

6. Der Tatbestand des Tötungsverbots gemäß § 42 Abs. 1 Nr. 1 Alt. 1 BNatSchG ist bei der Gefahr von Kollisi-
onen im Straßenverkehr nur dann erfüllt, wenn sich durch das Straßenbauvorhaben das Kollisionsrisiko für 
die geschützten Tiere unter Berücksichtigung der vorgesehenen Schadensvermeidungsmaßnahmen signifi-
kant erhöht. 

(Vgl. auch im Urteilsabdruck Rn 91 ff.; ebenso: 12.03.2008, 9A 3.06 – Hess. Lichtenau II, Rn 
219, ebenso Urteil vom 18. März 2009 – BVerwG 9 A 39.07, Rn 58). 

„Unabwendbar“ in diesem Sinn sind Tierkollisionen nur dann, wenn das vorhabensbedingte 
Kollisionsrisiko in der Planung durch Bestandserfassung und Konfliktanalyse angemessen 
berücksichtigt und durch geeignete Vermeidungsmaßnahmen entsprechend den Artanforde-
rungen reduziert wurde. Als „Inkaufnehmen“ im o.g. Sinn kommen dagegen die in Č MB 14 
näher ausgeführten Fälle in Betracht, wenn mangels entsprechender planerischer Gegen-
maßnahmen z.B. als bedeutsam erkannte Flugwege einer (als im Allgemeinen niedrig flie-
gend und damit als kollisionsgefährdet bekannten) Fledermausart zerschnitten würden, ohne 
dass geeignete planerische Vermeidungsmaßnahmen ergriffen sind.  

Ist erkennbar, dass empfindliche Arten und Populationen aufgrund ihrer Disposition und in-
folge der spezifischen Straßenraumgestaltung lokal gefährdet werden, beispielsweise bei ei-
nem Vorkommen von Schleiereule oder Uhu, die durch Verkehrskollisionen als besonders 
gefährdet gelten (RAMSDEN 2003, BREUER 2006), muss durch Straßenrandgestaltung dafür 
Sorge getragen wird, dass die Vögel an der Straße möglichst wenig Beute finden (BAUDVIN 

2003) und aufgrund der Gradientengestaltung nicht niedrig in den Verkehrsraum einfliegen 
(SÉTRA 2006). Merkblatt MB 14 führt dazu Beispiele auf.  

Merkmale für eine signifikante Risikoerhöhung, die in gerichtlichen Entscheidungen in Bezug 
auf Fledermäuse und Vögel benannt werden, sind:  

                                                 

32 Das Bundesverwaltungsgericht formulierte in mdl. Verhandlung zur OU Grimma 07.12.05 (BVerwG, 9 A 63.04) und – fast 
gleichlautend – zur Westumfahrung Halle (s.o.), dass ein erhöhtes Kollisionsrisiko, das über das allgemeine Lebensrisiko hin-
ausgeht, zu einer absichtlichen Schädigung der Tiere führen und dem Schädigungstatbestand des Art. 12 FFH-RL entspre-
chen könne. Danach stellt das Verletzungs- und Tötungsrisiko keinen Schädigungs- und Störungstatbestand dar, wenn es „ein 
äußerst seltenes Ereignis“ ist und „zum allgemeinen, nicht zu vermeidenden“ Risiko für die Individuen zählt. 
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- Prädisposition (geringe Flughöhe von meist 1,5 – 2,5 m; Überwiegen des Verkehrs an den 
bekannten Todesursachen; BVerwG, Urteil 09.07.2008, Rn 94; hier für Eulen) 

- „Hauptflugrouten“ von Fledermäusen (BVerwG, Urteil 12.03.2008, Rn 219) 

- „bevorzugte Jagdgebiete“ von Fledermäusen (ebd., Rn 219). 

Diese Merkmale müssen aus fachbiologischer Sicht konkretisiert werden. Aspekte, die nicht 
allgemein vornormiert werden können, wie z.B. die Einstufung der Empfindlichkeit (allge-
meine Disposition) einer Art gegenüber Kollision, weil sie generell niedrig fliegt, müssen vom 
Sachverständigen bzw. der zuständigen Behörde im Einzelfall beurteilt werden („natur-
schutzfachliche Einschätzungsprärogative“).  

Unsicherheiten ergeben sich für die Beurteilung, weil der Risikobegriff zunächst als Rechts-
begriff (signifikante Gefahrerhöhung / allgemeines Lebensrisiko) gehandhabt wird.33 Ausge-
hend von einem „gewissen Risiko“, das mit jedem Kfz-Verkehr verbunden ist, auf der einen 
Seite und einer „merklichen Gefahrerhöhung“ infolge besonderer Verhältnisse an einer Stra-
ße auf der anderen Seite unterschied das OVG Münster34 im Hinblick auf eine signifikante 
Gefahrerhöhung für Rastvögel infolge einer Umnutzung eines Flughafens zwischen einem 
„individualisierbaren Anliegen“ und der „völlig unbestimmbaren Eintrittswahrscheinlichkeit“ 
(Urteilsabdruck S. 23) für das einzelne Individuum und sah in letzterem keinen Grund, die 
signifikante Gefahrerhöhung zu bejahen. Bereits in der mündlichen Verhandlung des 
BVerwG zur OU Grimma am 07.12.05 (BVerwG, 9 A 63.04) war in eine vergleichbare Rich-
tung erörtert worden, indem das Gericht nach einem erhöhten Kollisionsrisiko, das über das 
allgemeine Lebensrisiko hinausgeht, fragte. Danach erfüllt das Verletzungs- und Tötungsrisi-
ko keinen Schädigungs- und Störungstatbestand, wenn es sich um „ein äußerst seltenes Er-
eignis“ handelt und „zum allgemeinen, nicht zu vermeidenden“ Risiko für die Individuen zählt. 

Die Beurteilung des Kollisionsrisikos entzieht sich in der Regel auch weiterhin einer präzise-
ren Abgrenzung, weil eine enge Ursachen-Wirkungsbeziehung – populations- und erst recht 
individuenbezogen – nur im Einzelfall herstellbar ist, selbst wenn ein aufwändiges Monitoring 
stattfindet.35 Eher verwiesen die Gerichte auf Maßnahmen, die dazu führen, die Kollisionsge-
fahr auf ein in dem o.g. Siinn nicht erhebliches Maß zu begrenzen (BVerwG, Urteil vom 
09.07.2008, 9 A 14.07, Rn 95: Leiteinrichtungen, Überflugvorkehrungen; Urteil v. 17.01.2007, 
9 A 20.05, Rn 88, 153). In Fällen, in denen Zweifel über die Wirksamkeit der Maßnahmen 
aufgrund von wissenschaftlichen Erkenntnisdefiziten verbleiben, wird ein Risikomanagement 

                                                 

33 Vgl. z.B. ROGALL, K. (1992): Informationseingriff und Gesetzesvorbehalt im Strafprozess. S. 61. 
34 Vgl. OVG Münster, 03.01.2006 20 D 118/03.AK Luftlandeplatz Weeze-Laarbruch http://www.schutz-gegen-

mgl.de/downloads/Urteilsspruch_Weeze_Laarbruch_OVG_NRW_3_1_2006.pdf (27.03.2009), Urteilsabdruck S. 23. 
35 Diese Frage wird aus denselben Gründen auch bei der Zulassung von z.B. Windkraftanlagen nicht weiter differenziert, ob-

wohl hier zwischenzeitlich umfangreichere Grundlagendaten vorliegen (HÖTKER et al. 2006, TRAXLER et al. 2006, BRINK-
MANN et al. 2008). 
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für erforderlich gehalten (vgl. BVerwG, Urteil vom 17.01.2007, 9 A 20.05 - bezügl. typischer 
näherer Festlegungen z.B. OVG Bautzen)36.  

13.3.3 Störung der Arten insbesondere während bestimmter Zeiten 

In § 42 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG werden die Störungsverbote der FFH-RL und der VSchRL für 
Tiere der geschützten Arten einheitlich umgesetzt. Bei dem Störungsverbot wird wie in Art. 
12 Abs. 1 Buchst. b FFH-Richtlinie und Art. 5 Buchst. d VSchRL auf bestimmte Zeiten abge-
stellt. Bezüglich der Störung von Vögeln ist das Verbot auf die nicht (explizit) in Art. 5 
VSchRL genannten Zeiträume während der Überwinterungs- und Wanderungszeiten ausge-
dehnt.  

Das Störungsverbot des § 42 BNatSchG bezieht sich auf die Fortpflanzungs-, Aufzucht-, 
Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten. Faktisch liegt damit ein ganzjähriges Stö-
rungsverbot vor, da diese fünf Lebensphasen den gesamten individuellen Lebenszyklus der 
meisten Arten nahezu lückenlos abdecken. 

Die Fortpflanzungs- und Aufzuchtzeit umfasst die Zeit der Werbung, der Paarung, der 
Nestwahl und des Nestbaus sowie der Eiablage bzw. Reproduktion sowie die Aufzucht der 
Jungen. 

Die Mauserzeit ist die Zeit des Gefiederwechsels bei Vögeln (artspezifisch ein- bis mehrma-
lig im Jahr). Sie ist i.d.R. getrennt von der Balz-, Paarungs- und Brutzeit.  

                                                 

36 OVG Bautzen, Beschluss v. 12.11.2007 -5 BS 336/07 - [Waldschlößchenbrücke]: Mit Beschluss vom 12.11.2007 - 5 BS 
336/07 - hat das OVG Bautzen die Entscheidung des Verwaltungsgerichtes Dresden vom 9.08.2007 - 3 K 712/07 – abgeän-
dert und insbesondere Auflagen zum Schutz der Kleinen Hufeisennase verfügt. (Im Hauptsacheverfahren wies das Verwal-
tungsgericht Dresden mit Urteil v. 30.10.2008 - 3 K 923/04 - dann die Klagen zurück). In dem Beschwerdeverfahren stritten die 
Beteiligten im Wesentlichen über eine mögliche Gefährdung der streng geschützten Fledermausart Kleine Hufeisennase durch 
die beabsichtigte Errichtung und Nutzung der Waldschlößchenbrücke. Insbesondere wurde eine Gefährdung aufgrund des 
sog. »Falleneffekts« geltend gemacht. Die Fledermäuse würden durch die bei Dunkelheit um die Beleuchtung der Brücke an-
gelockten Insekten zu deren Jagd animiert. Für diesen Fall bestehe eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass sich die Insekten fal-
len ließen, um den Fledermäusen zu entkommen. Folge hiervon sei, dass die Kleine Hufeisennase dann mit vorbeifahrenden 
Fahrzeugen kollidiere. Das Gericht kam zu dem Schluss, dass derzeit nicht abschließend beurteilt werden könne, ob eine Ge-
fährdung der Kleinen Hufeisennase im Fall der Jagd nach Insekten, welche durch die Brückenbeleuchtung angezogen wer-
den, vorliege. Dieser etwaigen Gefährdung könne jedoch aller Voraussicht nach durch eine Nachbesserung des den Bau der 
Brücke erlaubenden Planfeststellungsbeschlusses begegnet werden. Bis dahin könne eine etwaige Gefährdung durch die vom 
Gericht verfügten Auflagen vermieden werden. Durch diese Auflagen wird der Freistaat Sachsen verpflichtet, durch verkehrs-
beschränkende Maßnahmen auf der Waldschlösschenbrücke das Risiko einer Kollision der Kleinen Hufeisennase mit Kraft-
fahrzeugen aufgrund des sog. »Falleneffekts« zu minimieren. Hierbei handelt es sich um die Verpflichtung zu einer Beschrän-
kung der höchstzulässigen Geschwindigkeit auf 30 km/h auf der Waldschlösschenbrücke während der »Nachtzeiten« von Ap-
ril bis Oktober des Jahres. Damit wird nach Auffassung des Senats sichergestellt, dass selbst bei einer Überschreitung der 
höchstzulässigen Geschwindigkeit um 30 km/h kein Kollisionsrisiko der Kleinen Hufeisennase mit Fahrzeugen bestehe. Das 
dem Planfeststellungsbeschluss zugrunde liegende Gutachten gehe zu Recht davon aus, dass eine zunehmende Kollisions-
gefahr der Kleinen Hufeisennase nur gegenüber schneller als 60 km/h fahrenden Fahrzeugen bestehe. Durch die zugleich 
verfügte Verpflichtung zur Installierung von 2 Geschwindigkeitsmessstellen auf der Waldschlösschenbrücke werde gewährleis-
tet, dass die Geschwindigkeitsbeschränkung im Wesentlichen eingehalten werde. Die zeitliche Begrenzung des Tempolimits 
berücksichtige, dass die Kleine Hufeisennase erst bei völliger Dunkelheit ausschwärme und jage. Endgültig könne ein mögli-
cher Fehler des Planfeststellungsbeschlusses etwa durch die Beauflagung von Bepflanzungen, die Leitstrukturen vorgäben 
und die Kleine Hufeisennase veranlassten, die Brücke unterhalb der Fahrbahn zu queren und damit das Kollisionsrisiko min-
derten, beseitigt werden. Möglich sei es auch, die Wirkung der in Betracht kommenden Brückenbeleuchtung näher zu unter-
suchen und die am besten geeigneten Beleuchtungsmittel festzulegen. Denkbar sei auch die Anordnung von Beobachtungs-
maßnahmen (sog. Monitoring). Gerade bei wissenschaftlicher Unsicherheit über die Wirksamkeit von Schutz- und Kompensa-
tionsmaßnahmen könne es sich anbieten, durch ein Monitoring weitere Erkenntnisse über Beeinträchtigungen zu gewinnen 
und dementsprechend die Durchführung des Vorhabens zu steuern. 
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Die Überwinterungszeit umfasst die Phase der Inaktivität gewöhnlich – aber nicht nur – im 
Winter (z.B. Fledermäuse, Nagetiere, Amphibien, Reptilien).  

Die Wanderungszeiten sind gekennzeichnet durch periodische Bewegung zwischen Gebie-
ten als Teil des Lebenszyklus, gewöhnlich in Abhängigkeit von Jahreszeit oder veränderter 
Nahrungsgrundlage.  

Störung kann erfolgen in Form von Beunruhigung / Scheuchwirkung infolge Bewegung, 
Lärm, Licht oder Fahrzeuge / Maschinen, aber auch durch Trennwirkungen, die von der vor-
gesehenen Trasse ausgehen (BVerwG, Urt.v.9.7.2008 -9 A 14.07, RN 105) oder 
Silhouettenwirkung von technischen Bauwerken.  

Es ist sinnvoll, Störungen nach Wirkfaktoren und –dauer zu unterscheiden. Liegt nur ein 
kurzfristiges Ausweichen von Individuen aus dem Störungsfeld durch Flucht oder Rückzug 
vor, wird der Störungstatbestand i.d.R. nicht erfüllt (siehe Č MB 15). 

Der Störungstatbestand des §42 Abs.1 Nr.2 BNatSchG erfasst nur erhebliche Störungen, die 
– nach der fachlichen Beurteilung des Einzelfalles – jede für sich oder kumulativ die Qualität 
eines Lebensraumes nachteilig beeinflusst (Č MB 15) und insoweit zu einem negativen Ef-
fekt auf dem Niveau der lokalen Population führen kann. Die Bewertung, wann die Störung 
insoweit erheblich ist, ist eine fachbiologische Frage und vom Sachverständigen im Einzelfall 
zu beurteilen, wobei die Erhebung solcher Werte aufwendig und die Einordnung in Bezug auf 
die natürlichen Bestandsschwankungen schwierig bleibt. Kriterien sind z.B. die Reduzierung 
der Überlebenschancen, des Bruterfolges resp. der Fitness (KIEL 2005a). Bei landesweit sel-
tenen Arten mit geringen Populationsgrößen kann eine signifikante Verschlechterung des 
Erhaltungszustands der lokalen Population als Folge der Störung bereits dann vorliegen, 
wenn die Fortpflanzungsfähigkeit, der Bruterfolg oder die Überlebenschancen einzelner Indi-
viduen beeinträchtigt oder gefährdet werden. 

Anhaltspunkte, welche Werte im Einzelfall von Genehmigungsbehörden oder von Gerichten  
für diesbezüglich signifikant gehalten wurden, geben folgende Beispiele: von einer populati-
onsrelevanten Verminderung des Bruterfolgs bzw. der Reproduktionsfähigkeit von Fleder-
mausarten ging z. B. der RP Freiburg bei einer um 0,5% erhöhten Mortalität aus (RP Frei-
burg 2006). Der EuGH hielt in Bezug auf die Vogeljagd 1% der jährlichen Gesamtsterblich-
keitsrate der betroffenen Population für signifikant (Urt. V. 15.1.2005 – C344/05, Rn.53f., Urt. 
V. 8.6.2006 –C 60/05, Rn.25 ff.).  

Weil diese fachbiologischen Größen für das Planungs- und Verwaltungsverfahren schwer zu 
operationalisieren sind, erfolgt die Bewertung einer Störung am besten auch im Sinne von 
funktionalen Einbußen der räumlich abgegrenzten Teillebensräume für die jeweilige Art. In-
soweit muss die Planung den geschützten Zeiträumen zur Bewertung einen konkreten 
Raumbezug bzw. Funktionsbezug geben (etwa Entzug von Nahrungsgebieten während der 
Fortpflanzungszeit durch baubedingte Störung oder betriebsbedingte Störung durch Schall-
emission auf den Brutplatz während der Brutzeit).  

Zwischen dem „Störungstatbestand“ und dem Tatbestand der „Beschädigung von Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten“ ergeben sich zwangsläufig Überschneidungen. Werden Tiere an ih-
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ren Fortpflanzungs- und Ruhestätten gestört, kann dies zur Folge haben, dass diese Stätten 
für sie nicht nur kurzzeitig nicht mehr nutzbar sind, sondern dauerhaft und in Folge aufgege-
ben werden (z.B. dauerhafte Aufgabe der Quartiertradition einer Fledermaus-Wochenstube, 
dauerhafte Funktionsstörung durch z.B. Geräuschimmissionen an Straßen).  

Können die betroffenen Individuen in benachbarte ungestörte Habitate ausweichen (Flucht, 
Rückzug) und haben die Störwirkungen nicht die genannten Auswirkungen auf die Lokal- 
bzw. Rastpopulation, tritt der Störungstatbestand nicht ein. Entsprechende Beispiele sind in 
Č MB 15 angeführt.  

Dies ist v.a. bei unsteten Arten ohne obligaten Niststandort / Fortpflanzungshabitat möglich, 
wenn innerhalb des Lebensraums ausreichend geeignete Strukturen vorhanden sind, die 
nicht durch andere Individuen besetzt sind (Č MB 20).  

Das Bundesverwaltungsgericht sieht im Gegensatz zu GELLERMANN (2009) und 
FEHRENSEN (2009) die populationsbezogene Bestimmung der Erheblichkeitsschwelle im 
Einklang mit Art. 12 Abs. 1 Buchst. b der FFH-RL und Art. 5 Buchst. d VSchRL, die beide ei-
nen art- bzw. populationsbezogenen Schutzansatz verfolgen (vgl. Urteile vom 09.07.2008, 
Rn 10437 und vom 18. März 2009, - 9 A 39.07, Rn 83), obwohl das Gemeinschaftsrecht den 
Begriff der lokalen Population nicht kennt. FEHRENSEN verweist in diesem Zusammenhang 
auf die Ausführungen im artenschutzrechtlichen Leitfaden der Kommission (2007, S.37, 
Rn.37 bzw. 39)38; die vorgezogene Prüfung des populationsbezogenen Erhaltungszustands 
führe auch zu einer Umgehung des Rechtfertigungszwangs nach Art. 16 FFH-RL und Art. 9,  
13 VSchRL und die Beweisbelastung des Verursachers eines Eingriffs für den Ausnahme-
tatbestand würde durch die Nachweispflicht eines Verstoßes gegen die Verbote ersetzt. 

13.3.4 Beschädigen und Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

§ 42 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG verbietet die Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten.  

Welche Habitate bzw. Habitatfunktionen eines Tieres unter den Schutz als Fortpflanzungs- 
oder Ruhestätte fallen, wird unterschiedlich ausgelegt (GELLERMANN & SCHREIBER 2007. 
LÜTTMANN 2007, KIEL 2007b, TRAUTNER et al. 2006). Eine Definition ist weder im 

                                                 

37 „     weil auch der entsprechende europarechtliche Störungstatbestand des Art. 12 Abs 1 Buchst. B FFH-RL nur Störungen 
der „Art“ verbietet – im Gegensatz zur Tötung von „Exemplaren dieser Arten“ in Art.12 Abs.1 Buchst. a FFH-RL – und daher 
ebenfalls einen art- bzw. populationsbezogenen Ansatz aufweist (vgl Urteil vom 12.03.2008 a.a.O., Rn 237). Nicht anderes gilt 
für den Störungstatbestand des Art.5 Buchst. d VSchRL, wonach sich die Störung auf die Zielsetzung dieser Richtlinie erheb-
lich auswirken muss; das ist mit Blick auf das Schutzziel der Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (vgl. die Präambel und 
Art. 1 VSchRL) sowie das Verschlechterungsverbot (Art. 13 VSchRL) nicht der Fall, wenn der aktuelle Erhaltungszustand der 
betroffenen Arten sichergestellt ist“. Vgl. Urteile des BverwG vom 16.03.2006, 4 A 1073/04 Rd. 546 und 21.06.2006 9 A 28.05 
Rn.44). 

38 Danach sind unter Störungen Einwirkungen (z.B. Lärm oder Licht) zu verstehen, die nicht die körperliche Integrität des 
Exemplars beeinträchtigen, aber dennoch einen indirekten Effekt bewirken und jede Einwirkung, welche sich auf die Überle-
benschancen, den Bruterfolg oder die Fortpflanzungsmöglichkeiten auswirkt, stellt eine Störung im Sinne des Art.12 Abs. 1 
Buchst. b FFH-RL und 5 Buchst. d VSchRL dar. Andernfalls würden kumulative Störungen unzureichend berücksichtigt, die in 
ihrer Gesamtheit den Erhaltungszustand beeinträchtigen können. 
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BNatSchG noch in der FFH-RL resp. der VSchRL enthalten. Mit Bezug hat die KOMMISSION 
(2007) in ihrem artenschutzrechtlichen Leitfaden zu Art. 12 Buchst. d FFH-RL verschiedene 
Betrachtungsweisen („enge“ vs. „weite“ Auslegung) vorgeschlagen und die Frage nicht 
abschließend geklärt. Der von der Richtlinie geforderte Erhalt der Funktion setzt unter fach-
planerischen Gesichtspunkten i.d.R. ein räumlich weites Verständnis der geschützten Le-
bensstätte voraus. Demgegenüber neigt die deutsche Rechtsprechung und juristische 
Kommentierung dazu, die Ausdehnung der Fortpflanzungs- und Ruhestätten eher restriktiv 
auszulegen: nach dem Urteil des BVerwG vom 12.03.2008 (9 A 3.06, Rn 262) ist z.B. der 
das Nest eines Vogels umgebende Funktionsraum nicht durch § 42 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 
erfasst. In einem anderen Fall stellte der Senat jedoch mit Verweis auf § 42 Abs. 5 Satz 2 
und 3 BNatSchG den nur in einem weiteren räumlichen Umfeld möglichen Funktionserhalt in 
den Vordergrund; eine Beschädigung oder Zerstörung der Ruhestätte im weiteren, gemein-
schaftsrechtlichen Sinne liege im betreffenden Fall gerade dann nicht vor, wenn die von dem 
Eingriff betroffene Stätte (im engeren Sinne) im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt 
werde (BVerwG Urteil vom 13.05.2009 9 A 73.07). Eine einheitliche Definition ist – wie auch 
im artenschutzrechtlichen Leitfaden der KOMMISSION ausgeführt ist – im Hinblick auf die 
unterschiedlichen Ansprüche der relevanten Artengruppen schwierig. Entsprechend formu-
lierte das BVerwG in seinem Urteil vom 13.05.2009 als Leitsatz, dass die Abgrenzung der 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten primär eine Fachfrage sei. Die Abgrenzung muss sinnvoll, 
im Sinne der Gewährleistung der notwendigen Funktionen im Lebenszyklus der betreffenden 
Art, vorgenommen werden (vgl. Leitsatz 3 des Urteils vom 13.05.2009 des BVerwG, 9 A 
73.0739, vgl. auch Leitsatz 4 im Urteil vom 18. März 2009 – BVerwG 9 A 39.07).  

Arten des Anhang IV FFH-RL  

Sicher fallen unter den Schutz z.B. die Wochenstuben-, Übertagungs-, Balz- und 
Winterquartiere von Fledermäusen (BVerwG Beschluss vom 13.03.2008 9 VR 10.07 – A4, 
Jagdbergtunnel), die Reproduktionsgewässer und Winterverstecke von Amphibien, die 
Ameisenhügel und Thymianpolster mit den Eiern und Larven des Schwarzfleckigen 
Ameisenbläulings und die Eiablage- und Sonnplätze von Reptilien. Kontroversen entfalten 
sich um Habitate, die diese eng begrenzten Lebensstätten aufweiten (z.B. in GELLERMANN 
& SCHREIBER 2007). Als Konsens kann gelten, dass bei Arten mit kleinen Aktionsräumen 
bzw. kleinen Revieren oder sich überschneidenden Fortpflanzungs- und Ruhestätten im 
Regelfall das weitere Umfeld einzubeziehen und u.U. der Gesamtlebensraum als 
Fortpflanzungs- und Ruhestätte anzusehen ist, etwa indem der Raum zwischen Winterlagern 
und einem System von Reproduktionsgewässern des Kammmolches als 
Gesamtlebensstätte bzw. Ruhestätte abgegrenzt wird (vgl. auch KOMMISSION 2007).  

                                                 

39 „...3. Was als Fortpflanzungs- oder Ruhestätte i.S.d. Art. 12 Abs.1 Buchst. D der Habitatrichtlinie anzusehen ist, ist eine in 
erster Linie naturschutzfachliche Frage, die je nach den Verhaltensweisen der verschiedenen Arten unterschiedlich beantwor-
tet werden kann.“ 
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Bei Arten mit einem großen Raumanspruch sind andererseits nicht alle Habitate innerhalb 
des Aktionsraumes der Art geschützt (Č MB 16). Die geschützten Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten von hoch organisierten Arten mit großen Aktionsräumen wie bspw. der 
Wildkatze bestehen aus kleineren, abgrenzbaren Teillebensräumen innerhalb des 
weiträumigen Gesamtlebensraums (essenzielle Habitatelemente) (vgl. KOMMISSION 2007: 
Kap. II.3.4.b, Rn 64). Sie müssen spezifisch angesprochen werden und auf klar abgrenzbare 
Örtlichkeiten innerhalb des weiträumigen Gesamtlebensraumes beschränkt werden, z.B. ei-
ne Beschränkung der Fortpflanzungsstätte des Fischotters auf seinen Bau.  

Die Beeinträchtigung von (diffusen) Austausch- und Wechselbeziehungen wie z.B. die 
Beeinträchtigung der individuellen Flugrouten und Wanderkorridore wandernder Individuen 
zwischen Sommer- und Winterquartieren oder von Nahrungshabitaten ist i.d.R. nicht 
Gegenstand des Verbotstatbestandes nach § 42 Abs. 1 Nr. 3 (BVerwG, Beschluss vom 
08.03.2007, 9 B 19.06 - Wanderkorridore von Amphibien bzw. BVerwG 09.07.2008, Rn. 100 
- Nahrungshabitate). Sofern diese Habitatelemente für die nachhaltige Funktionalität der 
Lebensstätte im räumlichen Zusammenhang aber unverzichtbar sind, kann ihre 
Beschädigung oder weitreichende Störung im Einzelfall trotzdem einen Verbotstatbestand 
auslösen. Zu denken ist z. B. an tradierte Flugwege-Verbindungen bei Fledermäusen und 
Flächen, die in der Nähe des Wochenstubenquartiers von Fledermäusen oder in 
Benachbarung zu den Larvenentwicklungshabitaten der geschützten Falter z.B. als 
Nahrungshabitate und als Balzhabitate Mehrfachfunktion haben.  

Rechtlich ist nicht immer eindeutig abgegrenzt, unter welchen Umständen der Verbotseintritt 
zu bejahen ist, soweit nicht aktuell besetzte Fortpflanzungs- und Ruhestätten beeinträchtigt 
werden, sondern lediglich solche, die möglicherweise künftig bewohnt werden oder den 
Individuen als alternatives Angebot zur Verfügung stehen. Grundsätzlich gilt das 
Schutzregime des § 42 BNatSchG auch dann, wenn eine Lebensstätte außerhalb der 
Fortpflanzungs- und Ruhezeiten vorübergehend nicht genutzt wird, aber eine 
Nutzungstradition besteht (BVerwG, Urteil vom 12.03.2008, 9 A 3.06, Rn 222). Viele 
Fledermausarten nutzen z.B. über Jahre dieselben Baumquartiere als Wochenstuben oder 
als Paarungsquartiere (z.B. Abendsegler). Sofern die Nutzung stets derselben 
Fortpflanzungs- und Ruhestätte für die erfolgreiche Reproduktion der Art allerdings nicht 
erforderlich ist, z.B. „wenn die Höhlenbewohner zwar auf Spechthöhlen angewiesen sind, 
nicht aber notwendigerweise auf immer dieselben“ (BVerwG, Beschluss vom 13.03.2008, 9 
VR 10.07, Rn 30-33)40 und für die betroffenen Individuen nachvollziehbar 
Ausweichmöglichkeiten im nahen Umfeld bestehen (oder ggf. durch Maßnahmen geschaffen 
werden, s.u.)41, kann sich die Fallbeurteilung anders darstellen (BVerwG, Urteil vom 
12.03.2008, 9 A 3.06, Rn 222; vgl. auch BVerwG, Urteil vom 13.05.2009, 9 A 73.07, Rn. 89 
ff.).  
                                                 

40 In den Urteilspassagen Rn 31 – 33 werden aus Sicht der Autoren Aspekte des § 42 Abs. 1 Nr. 1 (Töten) und Nr. 3 (Beschä-
digung) nicht transparent getrennt.   

41 Vgl. Urteil des BVerwG vom 21.06.2006 – 9 A 28.05 – Stralsund im Hinblick auf Ersatzhabitate für den Wachtelkönig  
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Das BVerwG (Urteil vom 09.07.2008, 9 A 14.07, Rn 100) hat verneint, dass potenziell 
genutzte Höhlen unter den Schutz fallen, „weil es an dem insoweit vorausgesetzten 
Individuenbezug fehlt.“42 Diese zunächst eindeutige Abgrenzung muss allerdings im 
jeweiligen Funktions- bzw. Argumentationsbezug gesehen und ggf. fallbezogen modifiziert 
werden: Unter den methodischen Rahmenbedingungen einer Geländeerfassung dürfte es im 
Regelfall zweifelhaft bleiben, ob eine Baumhöhle im o.g. Sinne aktuell und / oder 
wiederkehrend genutzt wird. Deswegen sind die tatsächliche Nutzung, notwendigerweise 
vorhandene Ausweichmöglichkeiten und die „rein potenzielle“ Nutzung schwierig 
gegeneinander abzugrenzen. Um Verfahrenssicherheit zu gewährleisten, sollten diese 
Flächen / Funktionen als Bestandteil der geschützten Lebensstätten angenommen werden, 
sofern sich andernfalls offensichtlich Engpasssituationen für das Überleben ergeben, also 
die Funktionalität der Lebensstätte insgesamt in Frage steht.  

Europäische Vogelarten 

Während Art. 5 Buchst. b VSchRL die Beeinträchtigung von Nestern und Eiern sowie die 
Entfernung von Nestern verbietet, schützt § 42 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG die Fortpflanzungs- 
oder Ruhestätten (zur Def. s.o.). Die „Stätten“ stellen räumlich funktionale Teilbereiche eines 
Vogellebensraumes über das Nest hinaus dar. 

Bei territorialen Vogelarten mit vergleichsweise kleinen Brutrevieren besteht im Regelfall  
eine enge ökologisch-funktionale Verflechtung zwischen dem Nest und seinem direkten 
Umfeld. Da ein Brutrevier stets als Schutzraum und essenzielles Nahrungshabitat für die 
Jungenaufzucht dient, kann das Nest im Sinne einer Fortpflanzungsstätte nicht isoliert von 
seinem direkten Umfeld betrachtet werden. In solchen Fällen, z. B. bei der Grauammer43, 
sollte das gesamte Brutrevier als Fortpflanzungsstätte betrachtet werden.  

Bei Vogelarten mit größeren Aktionsräumen umfassen die geschützten Elemente – analog 
zu den entsprechenden Arten nach Anhang IV FFH-RL - in der Regel nicht den gesamten 
Aktionsraum resp. das Revier, sondern die darin befindlichen überlebensrelevanten Habitate. 
Bspw. stellen die als Fortpflanzungs- oder Ruhestätten des Uhus abzugrenzenden Habitate 
(Brutfelsen und funktionales Umfeld mit Übertagungs-/Ansitzbäumen in enger 
Benachbarung) nur einen Bruchteil des gesamten Aktionsraumes des Brutpaares dar.  

Eine Reihe Arten sind weder dem einen noch dem anderen Typ pauschal zuzuordnen. Je 
nach örtlicher Ausprägung und Ausdehnung der Aktionsräume sind bei diesen Arten 
verschiedene Abgrenzungen vertretbar: beispielsweise kann beim Steinkauz, der sehr 
unterschiedlich große und unterschiedlich zugeschnittene Reviere besetzt (vgl. z.B. ZENS 

                                                 

42 Vgl. dazu OVG Münster (Urteil vom 13.07.2006, 20 D 80/05.AK, Rn 93, 94). 
43 Bei der Grauammer besteht die Fortpflanzungsstätte entsprechend aus dem funktional zusammenhängenden Raum mit ei-

nem Radius von selten mehr als 100 m, der den Neststandort, die Singwarten des Männchen und die von den flüggen Jung-
vögeln aufgesuchten Bereiche um den Neststandort einschließt. 
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2005), die Fortpflanzungsstätte das ganze Revier oder bestimmte Teile davon beinhalten 
(Brutbaum mit Brutröhre und die dem Brutplatz nahe liegenden, überlebenswichtigen 
Habitate im Brutrevier).  

Ist das Nest bzw. im o.g. Sinn der Reviermittelpunkt betroffen, ist weiter relevant, ob das 
Nest einer europäischen Vogelart nur während einer Brutsaison genutzt wird (vgl. die 
Zusammenstellung für zahlreiche Vogelarten in TRAUTNER et al. 2006) und danach seine 
Funktion verliert.44 Auch bei Arten, die zwar bspw. eine Baumhöhle wiederkehrend nutzen, 
dabei jedoch z.B. aus Gründen der Konkurrenz mit anderen Arten nicht unbedingt dieselbe 
Höhle beanspruchen (können), stellt sich die Frage, ob Ausweichmöglichkeiten bestehen; 
vgl. die Ausführungen und Rechtsprechungsverweise unter Arten des Anhang IV FFH-RL. 
Nach Auffassung der deutschen Rechtsprechung schließt Art. 5 Buchst. b VSchRL es nicht 
aus, § 42 Abs.5 Satz 2 und 3 BNatschG auf aktuell nicht besetzte Fortpflanzungsstätten von 
Exemplaren europäischer Vogelarten anzuwenden (vgl. Urteil vom 18. März 2009 – BVerwG 
9 A 39.07, Leitsatz 5). Bei Vogelarten, die zwar ihre Neststandorte, nicht aber ihre 
Brutreviere regelmäßig wechseln, liegt ein Verbotstatbestand erst dann vor, wenn 
regelmäßig genutzte Reviere aufgegeben werden. Nach § 42 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG kommt 
es dementsprechend darauf an, ob lediglich ein unmaßgeblicher Bestandteil der 
Fortpflanzungs- und Ruhestätte beeinträchtigt wird und ihre Funktionalität trotzdem weiterhin 
gewahrt ist (Č MB 15 und 17).  

 

13.3.5 Beschädigen und Zerstören von Pflanzen, ihren Entwicklungsformen oder 
ihren Standorten 

Gem. § 42Abs. 5 Satz 4 BNatSchG ist die Bezugsebene für den Verbotstatbestand der be-
troffene lokale Bestand der Art. Das Beschädigungs- und Zerstörungsverbot gilt für alle Le-
bensstadien der Pflanzen, also auch während der Vegetationsruhe. 

Neben der direkten Zerstörung der Pflanzen sind auch nachteilige Veränderungen bzw. gra-
duelle Verschlechterungen der Pflanzenstandorte z.B. durch Stickstoff- oder sonstige 
Schadstoffeinträge zu prüfen.  

Von einer Erfüllung des Verbotstatbestands ist auszugehen, wenn der Standort der lokal be-
troffenen Art beschädigt oder zerstört wird und auch im räumlichen Zusammenhang keine 
Standorte bereitstehen, die das Überleben der Populationen der betroffenen Art in ihrem na-
türlichen Verbreitungsgebiet dauerhaft sicher stellen können. Im Hinblick auf das Ziel der 
FFH-RL kommt es hierbei nicht darauf an, jede lokale Art an ihrem Ort zu schützen, sondern 
es bedarf einer gebietsbezogenen Betrachtung hinsichtlich bestimmter Existenzbedingun-
                                                 

44  Vgl. EuGH, Urteil vom 27.04.1988, C 252/95 Rn 9. und BVerwG, Urteil vom 21.06.2006, 9 A 28.05; ebenso  Urteil vom 
13.03.2008, 9 VR 10.07. 
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gen, für die der Behörde ein naturschutzfachlicher Einschätzungsspielraum eingeräumt ist 
(vgl. BVerwG, Urteil vom 13.03.2008, 9 VR 10.07, Rn 47). Auch in diesem Fall ist es mög-
lich, Maßnahmen zur Vermeidung einer Verbotsverletzung bzw. zur Erhaltung eines günsti-
gen Erhaltungszustands festzusetzen. Im konkreten Fall wurden die Umsetzung eines direkt 
betroffenen Frauenschuhstandortes, die Aufwertung eines weiteren betroffenen Frauen-
schuhstandortes und ein Monitoring mit entsprechend angepassten Pflegemaßnahmen als 
wirksame Maßnahmen zur Erhaltung eines günstigen Erhaltungszustands der Art beurteilt 
(ebd., Rn 47). 

 

13.4 Maßnahmen zur Vermeidung des Verbotseintritts  

Bestimmte Maßnahmen können bei der fachlichen Prüfung der Verbote des § 42 Abs. 1 
BNatSchG einbezogen werden. Zunächst sind zwingend Vermeidungsmaßnahmen im enge-
ren Sinn, die am Vorhaben ansetzen und die Entstehung von Beeinträchtigungen verhindern, 
zu planen. Darüber hinaus können nach § 42 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG zum Erhalt der Funk-
tionalität der Fortpflanzungs- und Ruhestätten und Pflanzenstandorte „vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahmen“ ergriffen werden.  

Diese Vermeidungs- und „vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen“ entsprechen den im arten-
schutzrechtlichen Leitfaden von der KOMMISSION (2007, II.3.4.d) befürworteten Maßnahmen 
zur Sicherstellung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität von Fortpflanzungsstätten 
und Ruhestätten (CEF-Maßnahmen, Measures to ensure the continued ecological 
functionality of breeding sites and resting places). Deswegen wird für diesen Maßnahmentyp 
aus Gründen der eindeutigen Abgrenzung gegenüber Maßnahmen der Eingriffsregelung im 
Folgenden der Begriff CEF-Maßnahme verwendet.] 

Vermeidungsmaßnahmen sind meist bauwerksbezogene Vorkehrungen, die dafür sorgen, 
dass sich bestimmte negative (Teil-) Wirkungen des Eingriffes nicht entfalten können und die 
projektbedingte Einwirkung nicht erheblich ist. Dazu zählen z.B. Tunnel, die helfen, Habitate 
der geschützten Arten zu schonen, Querungshilfen (Brückenbauwerke, Unterführungsbau-
werke, Wildbrücken), Maßnahmen zur Reduzierung von Schallimmissionen, z.B. Lärm-
schutzvorkehrungen oder Maßnahmen gegen Kollisionen (Schutzwände, Schutzzäune) (vgl. 
BVerwG, Urteil vom 09.07.2008, Rn 94). Vermeidungsmaßnahmen schließen Schutzmaß-
nahmen zum Schutz vor temporären Gefährdungen von Natur und Landschaft (wie z.B. Ein-
zäunungen, Schutz von Gewässern und Einzelgehölzen sowie Schutzpflanzungen) und die 
frühzeitige Baufeldräumung außerhalb der Präsenzzeiten der Tiere ein. 

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen stellen artspezifische, vorgezogene Maßnahmen 
dar, die negative Wirkungen von Eingriffen auf der Seite der betroffenen (Teil-)Population 
durch Gegenmaßnahmen auffangen. Die KOMMISSION (2007, II.3.4.d, Rn.75) trifft dazu im 
Leitfaden die Aussage: „Funktionserhaltende Maßnahmen sind eine Möglichkeit, wenn eine 
Aktivität Teile einer Fortpflanzungs- und oder Ruhestätte beeinträchtigen kann. Hat eine 
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Fortpflanzungs- oder Ruhestätte nach Durchführung dieser Maßnahmen mindestens die 
gleiche (oder eine größere) Ausdehnung und eine gleiche (oder bessere) Qualität für die zu 
schützende Art, so liegt keine Beeinträchtigung der Funktion, Qualität oder Integrität der be-
treffenden Stätte vor und die Aktivität kann durchgeführt werden, ohne dass eine Ausnahme 
nach Art. 16 erforderlich ist.“  

Welche Anforderungen an die Funktionserfüllung im Einzelnen bestehen und welchen An-
wendungsbereich die „vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen“ in der Planungspraxis künftig 
einnehmen werden, ist bislang erst in Konturen erkennbar.45 Aus dem Leitfaden der KOMMIS-

SION (2007) ergeben sich nur begrenzt Rückschlüsse. Als sicher kann gelten, dass ausrei-
chende Maßnahmen artspezifisch sein und frühzeitig erfolgen müssen, um zum Eingriffszeit-
punkt zu funktionieren (ohne „time lag"). Maßnahmen für vergleichsweise häufige Arten 
müssen nicht dieselben hohen Anforderungen hinsichtlich der zeitlichen Kontinuität erfüllen, 
weil populationsbezogen Gefährdungssituationen nicht ableitbar sind. 46 Die nationale Recht-
sprechung sieht die Berücksichtigung vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen jedenfalls als 
gemeinschaftsrechtskonform an, weil solche Maßnahmen  - nicht weniger als Vermeidungs-
maßnahmen – die ununterbrochene Funktionserfüllung gewährleisten müssen und sich da-
mit in der Terminologie der Kommission gleichfalls als funktionserhaltende Maßnahmen dar-
stellen(BVerwG, Urteil vom 18. März 2009 - 9 A 39.07, Rn 70). 

CEF-Maßnahmen müssen in Bezug auf die beeinträchtigte Population und die beeinträchtig-
te Funktion prinzipiell spiegelbildlich zum eingriffsbedingten Verlust geplant werden. Ent-
scheidend ist, dass das Ziel, die kontinuierliche ökologische Funktionalität des gefährdeten 
Brutplatzes / Rastplatzes zu erhalten oder zu verbessern, erreicht wird. Das kann im Einzel-
fall auch eine von o.g. Prinzip abweichende Konzeption der Maßnahmen einschließen, so-
fern eine qualitätvolle Analyse nach Schlüsselelementen / -qualitäten gezeigt hat, dass die 
Herstellung anderer Habitatqualitäten als die beeinträchtigten zielführender ist.  

Falls ein auf die jeweilige Art des Anhang IV oder die Vogelart spezifisch zugeschnittenes 
fachliches Artenschutzkonzept besteht, kommt diesem in allen Stufen der artenschutzrechtli-
chen Bewertung eine hohe Relevanz zu (EuGH, Urteil vom 11.01.2007, C-183/05). Dement-
sprechend sollten sich auch die CEF-Maßnahmen inhaltlich und räumlich an übergeordneten 
Artenschutzkonzepten orientieren. Solange diese nicht existieren, muss die Lücke durch Ab-
stimmung mit den Naturschutzbehörden geschlossen werden. 

Der Erfolg der Maßnahmen muss nach fachlichen Gesichtspunkten sicher sein; umso siche-
rer, je schutzbedürftiger die jeweilige Art / Population ist. Die Prognosesicherheit muss hoch, 
der Maßnahmenerfolg belegt sein. Gerade diese Bedingung ist für viele Typen von 

                                                 

45 Diese und weitere Anforderungen können aus dem Leitfaden der KOMMISSION (2007) und im Analogieschluss aus weiteren 
Äußerungen, u.a. dem ATECMA-Report (2005), mit Blick auf die Festlegungen zu Maßnahmen nach Art. 6 (4) FFH-RL (Scha-
densbegrenzungsmaßnahmen versus Kohärenzsicherungsmaßnahmen), und zu bisherigen Praxisfällen entnommen werden. 

46 Für diese Arten mögen dann die aufgrund von § 19 (Eingriffsregelung) verfügten Maßnahmen unter Tolerierung des imma-
nenten zeitlichen Verzuges von ca. bis zu 30 Jahren genügen. 
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Habitatentwicklungsmaßnahmen aufgrund wissenschaftlicher Erkenntnisdefizite bis auf Wei-
teres nicht erfüllbar, weil Erfahrungswissen fehlt: In der Vergangenheit wurden zwar viele 
Habitatentwicklungsmaßnahmen geplant und umgesetzt, Nachkontrollen zur Funktionserfül-
lung in Bezug auf die Zielarten sind aber meistens unterblieben. Deswegen muss vielfach 
erst noch artbezogen bewertet werden, welche Möglichkeiten faktisch bestehen, CEF-
Maßnahmen zu realisieren. Fachlich durchaus möglich sind entsprechende Maßnahmen z.B. 
für Teillebensräume von mobilen Tierarten, resp. Arten, die ihre Nahrungshabitate opportu-
nistisch nutzen. So können z.B. Nahrungsflächen für rastende Zugvögel relativ rasch durch 
die Entwicklung vergleichbarer Flächen bereitgestellt werden. Andere Maßnahmen für ande-
re Tierarten benötigen neben der umfassenden Kenntnis der Ökologie der Zielart weiteres 
Erfahrungswissen, das der Vorhabenträger z. Zt. wohl vielfach in eigener Regie und im Vor-
lauf zur Projektrealisierung erarbeiten muss, will er die Möglichkeiten der CEF-Maßnahmen 
im Verfahren in Anspruch nehmen. 

Ob angesichts fehlender Daten aus Nachkontrollen stattdessen auch ein lediglich theoriege-
stützter Nachweis zur rechtlichen Absicherung genügen kann, etwa durch Bestimmung der 
langfristigen Überlebensfähigkeit der (lokalen) Population mittels einer Populationsgefähr-
dungsanalyse (z.B. AMLER et al. 1999, RECK und SCHÖPS in: RASSMUS et al. 2003), kann vor 
dem Hintergrund der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG, Urteil vom 
17.01.2007, 9 A 20/05) nicht sicher bejaht werden47.  

Dann muss der geschuldete Nachweis ggf. durch ein Monitoring der CEF-Maßnahmen erb-
racht werden (vgl. KOMMISSION 2007, II.3.4.d, Rn.75). Dies setzt voraus, dass die Maßnah-
men hinsichtlich ihrer Erfolgsaussichten kontrollierbar sind. Bei sich einstellenden Abwei-
chungen müssen (Gegen-)Steuerungsmöglichkeiten möglich sein, so dass das Maßnah-
menziel trotzdem erreicht werden kann.  

Durch eine zielgerichtete Flächenbevorratung könnten manche Rahmenbedingungen für 
CEF-Maßnahmen u.U. am ehesten geschaffen werden. Dabei kann nützlich sein, dass die 
CEF- Maßnahmen der örtlich betroffenen Population zugute kommen sollen, die wie darge-
stellt je nach Art räumlich strukturiert sein kann und u.U. auch funktionale Bezüge in einem 
großen räumlichen Bezugsrahmen aufweist. Als Beispiel sei hier – im Extrem – der 
Schwarzstorch genannt, der Nahrungsteiche in einem Radius von über 10 km um seine 
Brutstätte aufsucht. Dies erlaubt u.U. eine gewisse räumliche Flexibilität, weil der räumlich-
funktionale Zusammenhang zwischen Eingriff und CEF-Maßnahme nicht immer sehr eng am 
Eingriffsort realisiert werden muss.  

                                                 

47 Dort hatte das Gericht die Wirksamkeit von Grünbrücken für Wirbellose als nicht nachgewiesen bezeichnet (Rn 88), obwohl 
entsprechende Wirksamkeits-Modellierungen zum Nachweis vorgelegt worden waren (SCHÖPS & RECK 2001). Dort hatte das 
Gericht die Wirksamkeit von Grünbrücken für Wirbellose als nicht nachgewiesen bezeichnet (Rn 88), obwohl entsprechende 
Wirksamkeits-Modellierungen zum Nachweis vorgelegt worden waren (SCHÖPS & RECK 2001). 
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13.5 Ausnahmen von den Verboten nach § 43 Abs. 8 BNatSchG  

13.5.1 Ausnahmegründe 

Sofern die Verbotstatbestände für europäisch geschützte Arten nicht abwendbar sind, 
schließt sich die Prüfung der von § 43 Abs. 8 BNatSchG genannten Ausnahmegründe an. 
Von den in § 43 BNatSchG genannten Gründen (Č MB 41) wird für die Verkehrswegepla-
nung fast ausschließlich die Ausnahme aufgrund überwiegender Gemeinwohlgründe rele-
vant. 

Eine Ausnahme darf zugelassen werden aus anderen zwingenden Gründen des überwie-
genden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art, wenn 
zumutbare Alternativen nicht gegeben sind (Kap. 13.5.2) und sich der Erhaltungszustand der 
Populationen einer Art nicht verschlechtert (Kap. 13.5.3 ff) resp. – ggf. weiterreichend - die 
Anforderungen in Art. 16 Abs. 1 der FFH-RL in Bezug auf den Erhaltungszustand der An-
hang IV-Arten erfüllt sind. Weiterhin sind Art. 16 Abs. 3 der FFH-RL und Art. 9 Abs. 2 der 
VSchRL zu beachten. 

Für die Prüfung der Gemeinwohlgründe ist die Zulassungsbehörde zuständig. Die zuständi-
ge Behörde muss abwägen, ob die Belange des Artenschutzes oder die für das Vorhaben 
streitenden Belange überwiegen. Gegenüber Gemeinwohlgründen, die gewichtig genug sind, 
können die Artenschutzverbote den Nachrang haben. Die diesbezüglichen Ausführungen 
sind seitens des Vorhabenträgers zu erarbeiten und nicht Teil einer naturschutzfachlichen 
Ausarbeitung.  

Der Vorhabenträger muss der Zulassungsbehörde weiterhin die Informationen bereitstellen, 
die im Rahmen der Ausnahme nach § 43 Abs. 8 BNatSchG resp. Art. 16 FFH-RL oder Art. 9 
VSchRL48 geschuldet sind. Dazu gehören die Festlegungen (z.B. Maßnahmen), die zum Er-
halt der betroffenen Population notwendig sind (vgl. in Abb. 13-1). 

                                                 

48 Art. 9 Abs. 2 VSchRL verlangt insbesondere zu bestimmen, für welche Vogelarten die Abweichung gelten soll, welchem Risi-
ko sie entgegenwirken soll, und welche Regelungen für die Abweichung in zeitlicher und räumlicher Hinsicht zu treffen sind 
und wer welche Kontrollen vorzunehmen hat. Vgl. insofern EuGH, Urteil vom 08.07.1987 - C 262/85 – Slg. I 3094, RdNr. 39 
sowie EuGH, Urteil vom 07.03.1996, C 118/94, Slg. I 1242, RdNr. 23. 
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Abb. 13-3 Trias der Abweichungsvoraussetzungen nach § 43 Abs. 8 BNatSchG 
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13.5.2 Nichtvorhandensein zumutbarer Alternativen 

Falls ein Vorhaben oder ein Vorhabensbestandteil trotz Eintretens eines Verbotstatbestan-
des zugelassen werden soll (und zugleich nicht außer Frage steht, dass die lokale Populati-
on einer Anhang IV – Art trotzdem in einem günstigen Erhaltungszustand verbleibt resp. sich 
der Erhaltungszustand der Vogelpopulation nicht verschlechtert), muss nachgewiesen wer-
den, dass keine weniger belastende und zugleich zumutbare Alternativlösung existiert. Inso-
weit ist eindeutig eine Alternativenuntersuchung vorgeschrieben (vgl. KOMMISSION 2007, 
3.2.2., Rn 36 ff.). Hinsichtlich möglicher Alternativen sind zu unterscheiden: 

• Standort- / Variantenalternativen umfassen räumliche Alternativen im Sinne des Varian-
tenbegriffs der UVS und werden in der Regel auf der Ebene der Standort- oder Linien-
planung von Bundesfernstraßen geprüft. Ziel ist die Ermittlung des optimalen Standorts 
bzw. der optimalen Trassenführung eines Vorhabens. (Die Erforderlichkeit, diesen Schritt 
nachzuholen / zu wiederholen, kann artenschutzrechtlich ausgelöst werden, vgl. Kap. 
14). 

• Technische Alternativen umfassen die verschiedenen technischen Möglichkeiten einer 
Vermeidung des Eingriffs. Neben alternativen Bauausführungen sind auch 
Gradientenvarianten in Betracht zu ziehen (vgl. im Leitfaden FFH-VP, BMVBW 2004). 

• Maßnahmen(-alternativen): In der Regel eingebettet in technische Alternativkonzepte 
sind als Sonderform auch Maßnahmen(-alternativen) zu untersuchen, die für die betrof-
fene Art günstiger sind. Die Aufrechterhaltung der kontinuierlichen Funktionalität des Le-
bensraumes kann auch mittels CEF-Maßnahmen (Kap.14.4) erreicht werden. 

 
Die Alternativenprüfung ist zwingender Bestandteil der Trias (Dreiheit) der Ausnahmebedin-
gungen des § 43 Abs. 8 BNatSchG. Die Notwendigkeit zum Nachweis, dass ein Vorhaben / 
ein Eingriff alternativlos ist, wird durch keine andere Bedingung der Ausnahmeregelung ver-
drängt. Zugleich sind die Grenzen durch die Verhältnismäßigkeit gezogen: das Gewicht, wel-
ches dem Nachweis der Alternativlosigkeit zukommt, steigt mit der Schwere der Auswirkun-
gen einer Ausnahme auf eine Art / Population (Verhältnismäßigkeitsprüfung) (vgl. KOMMIS-
SION 2007, III.1.2, Rn 11, S. 60). Falls in diesem Sinne eine günstigere Lösungsmöglichkeit 
besteht, muss der Vorhabenträger diese verfolgen49. 

Generell gilt für die Alternativenprüfung die Anforderung, ein (Gesamt-)Konzept größtmögli-
cher Schonung zu entwickeln. Dabei müssen die Vermeidungsanstrengungen nicht unbe-

                                                 

49 „Die Grenze der planerischen Gestaltungsfreiheit bei der Auswahl zwischen verschiedenen Trassenvarianten ist erst dann 
überschritten, wenn eine alternative Linienführung sich unter Berücksichtigung aller abwägungserheblichen Belange als die 
bessere, weil öffentliche und private Belange insgesamt schonendere darstellen würde, wenn sich mit anderen Worten diese 
Lösung der Behörde hätte aufdrängen müssen (vgl. etwa Urteil vom 9.Juni 2004 –BverwG 9 A 11.03 – Buchholz 406.400 §61 
BNatSchG 2002).“ (BVerwG, Urt. Vom 9.7.2008 – 9A 14.07, Rn 135) 
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dingt durchgängig artspezifisch und offenbar nicht zwingend gleichgewichtig Art-für-Art an-
gehalten werden.50   

Werden prioritäre Lebensraumtypen oder Arten in Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung beeinträchtigt, haben die gebietsschutzrechtlichen Aspekte Vorrang vor den arten-
schutzrechtlichen (vgl. BVerwG, Urt. Vom 9.7.2008 – 9 A 14.07, Rn 55). 

Bezüglich der fachlichen Erarbeitungsschritte wird auf den Leitfaden zur FFH-
Verträglichkeitsprüfung (BMVBW 2004 und KIFL et al. 2004) verwiesen und auf die Merkblät-
ter (Č MB 42 und 43).  

Für eine Rangfolge im Alternativenvergleich ist vorrangig zu klären: 

• ob Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung beeinträchtigt werden – diese gebiets-
schutzrechtlichen Aspekte haben dann in der Alternativenauswahl u.U. Vorrang (s.o.) 

• ob eine Variante möglich ist, bei der keine europäisch geschützten Arten erheblich 
beeinträchtigt werden. 

Für die weitere Reihung können die Stärke des Eingriffs, die Schutzwürdigkeit der Arten und 
die Kompensierbarkeit der Beeinträchtigungen eine Rolle spielen. 

13.5.3 Erhaltungszustand der Populationen  

Soll ein Eingriff nach § 43 Abs. 8 BNatSchG ausnahmsweise gestattet werden, verlangt das 
Gesetz, dass sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert. (Zu 
der Frage, ob Art. 16 Abs. 1 FFH-RL weitergehende Anforderungen stellt, vgl. Kap. 13.5.4.). 

Nach Art. 1 Buchst. i FFH-RL ist der „Erhaltungszustand einer Art“ definiert als „die Gesamt-
heit der Einflüsse, die sich langfristig auf die Verbreitung und die Größe der Populationen der 
betreffenden Arten in dem in Art. 2 bezeichneten Gebiet auswirken können.“ 

Als Referenzgröße für die Beurteilung ist – anders als bei der Frage, ob ein Verstoß gegen 
§ 42 Abs. 1 BNatSchG vorliegt – die Population als Ganzes in die Betrachtung einzubezie-
hen. Gegenstand sind die „Populationen der betroffenen Art in ihrem natürlichen Verbrei-
tungsgebiet“.51 Die Richtlinien enthalten selbst keine Bestimmung des Populationsbegriffs 

                                                 

50 Vgl. OVG RLP, Urteil vom 07./08.11.2007, 8 C 11523/06, Seite 114; in der dort zugrunde gelegten Alternativenuntersuchung 
finden sich keine artspezifischen Schutzmaßstäbe. 

51 Die Definition des günstigen Erhaltungszustandes in Art. 1 Buchst. i der FFH-RL bezieht sich auf den Erhaltungszustand von 
Arten, während die Ausnahmevorschrift in Art. 16, Abs. 1 die Bedingung des Verweilens in einem günstigen Erhaltungszu-
stand für die betroffenen Populationen aufstellt. Die allgemein gehaltene Definition, die als Betrachtungsgegenstand „die Ge-
samtheit der Einflüsse“ auf Verbreitung und Populationsgröße heranzieht, spricht jedoch dafür, dass dies für Populationen 
gleichsam wie für Arten gelten darf (HELLENBROICH 2006). 
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und die in § 10 Abs. 2 Nr. 4 BNatSchG enthaltene Definition („eine biologisch oder geogra-
phisch abgegrenzte Zahl von Individuen“) trägt zur Abgrenzung wenig bei.  

Deswegen muss die (relevante) Population nach den Kriterien der Naturschutzbiologie im 
Einzelfall ermittelt werden (LÜTTMANN 2007) (vgl. dazu die näheren Angaben in Č MB 43).  

Die KOMMISSION (2007) unterscheidet in ihrem artenschutzrechtlichen Leitfaden in Bezug auf 
die Prüfung des Erhaltungszustands einer Population mehrere Ebenen: 

• Prüfung des Erhaltungszustands der Population(en) auf nationalem Niveau (biogeogra-
phische Region / „natürliches Verbreitungsgebiet“) und  

• Prüfung des Erhaltungszustands der betroffenen lokalen bzw. Meta-Population (artspezi-
fisch unterschiedliche Bezugsebenen). 

In der Beurteilung soll die Auswirkung auf die betroffene lokale Population der Auswirkung 
auf die in Bezug stehende Population auf der biogeographischen Ebene gegenüber gestellt 
werden (KOMMISSION 2007, III.2.3b, Rn 50, 52). Vgl. hierzu Abb. 13-4. Was die Identifizie-
rung der im Rahmen der Beurteilung maßgeblichen Population betrifft, so ist gemäß dem ar-
tenschutzrechtlichen Leitfaden (KOMMISSION 2007, III.2.3. a) auf den betroffenen Standort 
oder den betroffenen Metapopulationszusammenhang, kurz: am zweckmäßigsten auf die lo-
kale Population abzustellen. Denn nach der Rechtsprechung des EuGH52 kommt es in Bezug 
auf Abweichungsregelungen auf eine „konkrete und gezielte Anwendung“ an, „um bestimm-
ten und besonderen Situationen Rechnung zu tragen“. Der engere (räumliche) Betrachtungs-
rahmen nach Art. 16 FFH-RL ist von dem weiteren nach Art. 17 FFH-RL zu unterscheiden. 

Der Erhaltungszustand auf Ebene der biogeografischen Regionen für die Arten des Anhang 
IV FFH-RL wird vom BMU auf der Basis der Meldung / Teilberichte der Länder im Rahmen 
der FFH-Berichtspflichten nach Art. 17 FFH-RL ermittelt. Die Ergebnisse für den Berichtszeit-
raum 2002 – 2006 (zweiter Nationaler Bericht) wurden von Deutschland am 07.12.2007 an 
die EU-Kommission übermittelt.53 Grundlage ist eine Erhebung und Einstufung nach der me-
thodischen Festlegung der Europäischen Kommission („Ampel-Bewertungsverfahren“, KOM-

MISSION 2006), in welches die Teilkriterien Verbreitungsgebiet (Range), Population, Lebens-
raum (Habitat) und Zukunftsaussichten (Future Prospects) einfließen. Zum überwiegenden 
Teil sind die Grunddaten länderspezifisch auch in eigenen Berichten publiziert. Teilweise, je-
doch nicht für alle Bundesländer, liegen auch Einstufungen zum Erhaltungszustand der Vo-
gelarten vor (vgl. für NRW in KIEL 2007, LANUV 2007).  

 

                                                 

52 EuGH, Urteil vom 08.07.1987, C 247/95, Sammlung I 3029, RdNr. 7 – (Kommission/Belgien:. zu Art. 9 VSCHRL) 
53 Die Arteinstufungen des Nationalen Berichts können im Internet auf der Homepage des BfN abgerufen werden. 

http://www2.bfn.de/0316_bewertung_arten+M5054de7a952.html 
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Abb. 13-4  Bei der Beurteilung des Erhaltungszustandes in den Blick zu nehmende Ebenen 
(Quelle: LÜTTMANN 2006) 

Der Zustand der lokalen Population kann ebenso anhand von Daten über den Zustand der 
Population, die Habitatqualität und ggf. vorhandene Beeinträchtigungen charakterisiert und 
mittels einer „ABC-Bewertung“ klassifiziert werden.54 Für alle Arten des Anhang IV FFH-RL 
haben SCHNITTER et al. (2006) bundesweit standardisierte Bewertungskriterien entwickelt.55 
Diese Kriterien und das entsprechende Bewertungsverfahren wurde für die FFH-Arten bun-
desweit als  Standardmethode für das FFH-Monitoring  eingeführt. In einigen Bundesländern 
existieren eigene, im Detail weiterentwickelte Kriterien, z.T. auch für Vogelarten, sowie ge-
ringfügig modifizierte Bewertungsverfahren. 

Im Rahmen der Erarbeitung eines Ausnahmeverfahrens ist gutachterlich zu prognostizieren, 
inwiefern sich der ermittelte Erhaltungszustand der Populationen der Arten in Folge des Pla-
nungsvorhabens verschlechtern würde. Hierfür sind beide Populationsebenen in den Blick zu 
nehmen. Kompensationsmaßnahmen, sogenannte FCS-Maßnahmen56, können ihrerseits 
dazu beitragen, den günstigen Erhaltungszustand sicherzustellen und dürfen insoweit in die 
Beurteilung einbezogen werden. 

                                                 

54 „Mindestanforderungen für die Erfassung und Bewertung von Lebensräumen und Arten sowie die Überwachung“. Beschlos-
sen durch die LANA (Bund-Länderarbeitsgemeinschaft „Naturschutz, Landschaftspflege und Erholung“ der Ministerien) auf ih-
rer 81. Sitzung (September 2001) in Pinneberg.  

55 http://www.bfn.de/fileadmin/MDB/documents/themen/monitoring/Gesamtsonderheft_2_Bewertungsschemata.pdf. 
56 „Measures to ensure the favourable conservation status”. 
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Was eine „Verschlechterung“ darstellt, ist weder im Bundesnaturschutzgesetz noch in der 
FFH-RL oder der VSchRL definiert und muss gutachterlich entwickelt werden. Das Verbot 
stellt eindeutig auf den aktuellen Zustand ab (vgl. auch BVerwG, Urteil vom 16.03.2006, 4 A 
1073.04 / 4A 1075.04 und 4 A 1078/04 – Flughafen Berlin-Schönefeld). Die Wertmerkmale 
und Kriterien, die nicht verschlechtert werden dürfen, ergeben sich entsprechend der o.g. 
Wertkriterien der Bewertung nach Art. 11 / 17 FFH-RL, die artbezogen die Definition des 
„günstigen Erhaltungszustandes“ in Art. 1 lit i, Spiegelstrich 1 ff. konkretisieren. Soweit Krite-
rien für die jeweils betroffene Art auf Bundes- oder Landesebene erarbeitet sind, soll sich die 
Beurteilung des Gutachters an diesen Kriterien / Maßstäben orientieren; fehlende Kriterien / 
Maßstäbe müssen ggf. in Abstimmung mit den Behörden neu entwickelt werden. Eine Ver-
schlechterung des Erhaltungszustandes ist immer dann wahrscheinlich, wenn Vorkommen 
einer seltenen Art oder bedeutende Vorkommen einer mittelhäufigen bis häufigen Art in An-
spruch genommen werden, und sich die Populationsgröße – als Folge von Störungen oder 
Flächenverkleinerungen – „wesentlich“ (LANA 2006) verkleinert57, vgl. auch die Ausführun-
gen in Kap. 13.3.3 .  

Ob der Erhaltungszustand der Art bzw. der Population auf der lokalen resp. der übergeord-
neten Ebene günstig ist oder ungünstig, hat auf die Bewertung der Ausnahmemöglichkeiten 
zwangsläufig erheblichen Einfluss, vgl. Abb. 13-2. Ist auf einer der Ebenen der Erhaltungs-
zustand günstig, wird ein größerer Spielraum für eine Ausnahme nach § 43 Abs. 8 
BNatSchG bestehen. Für eine Ausnahme besteht umso weniger Spielraum, je ungünstiger 
sich Erhaltungszustand und Entwicklungstrend der Populationen der betroffenen Art darstel-
len; ein (sehr) günstiger Erhaltungszustand auf der lokalen Ebene (in die eingegriffen wird) 
oder auf der Metapopulationsebene kann eine Ausnahme umso mehr rechtfertigen (KOMMIS-

SION 2007, III.2.3b, Rn 52). Ob dagegen lokale Vorkommen möglicherweise sogar vollstän-
dig zerstört werden dürfen, wenn der Erhaltungszustand auf der übergeordneten Ebene 
(sehr) günstig ist, ist gerichtlich noch nicht entschieden (vgl. SOBOTTA 2007). Jedenfalls ist 
der Erhaltungszustand auf allen maßgeblichen Beurteilungsebenen in den Blick zu nehmen. 

Für die Beanspruchung einer Ausnahme ist es insofern zwingend, dass (nachvollziehbar, am 
besten anhand o.g. Merkmale, die gebietsbezogen erhoben sind) dargestellt wird, 

• in welchem Zustand sich die Populationen auf lokaler und übergeordneter Ebene befin-
den, 

• dass sich der Erhaltungszustand der lokalen, vom Vorhaben betroffenen Populationen 
nicht negativ verändert. (Dies wird in der Regel mit der Durchführung von Maßnahmen 
nachgewiesen werden, die so konzipiert sind, dass sie die betroffenen Funktionen voll-
umfänglich und unverzüglich kompensieren),  

                                                 

57 Das OVG Nordrhein-Westfalen (Urteil vom 13.07.2006, 20 D 80/05 AK, Rn. 95) argumentierte, dass „kein bedeutsames Vor-
kommen und mögliche Betroffenheit einer signifikanten Anzahl von Exemplaren“ gegeben ist und insoweit die Tierarten in ei-
nem günstigen Erhaltungszustand bleiben. 



Gutachten zu den RLBP 
Eingriffsregelung / Artenschutz 

 

 

13 Fachliche Anforderung  133 

• dass die Eingriffsfolgen ohne nachteiligen Einfluss auf den Erhaltungszustand der funkti-
onal verbundenen Populationen bleiben, etwa weil diese Populationen den Verlust ohne 
weiteres verkraften oder weil in Bezug auf diese Populationen Maßnahmen zur Herstel-
lung eines günstigen Erhaltungszustandes einschließlich eines entsprechenden 
Monitoring eingeleitet sind und diese Maßnahmen durch den Eingriff auch nicht beein-
trächtigt werden (s. in Kap. 13.5.4). 

Die entscheidende Rolle nicht nur für die Bewertung, ob der Tatbestand eines artenschutz-
rechtlichen Verbotes erfüllt ist, sondern auch für die Bewertung des Erhaltungszustandes im 
Rahmen der Ausnahmeprüfung spielt die Identifikation von möglichen Engpasssituationen 
einer Art bzw. einer Population, deren Beseitigung – möglichst früh vor dem Eingriff – Aus-
nahmeoptionen schafft. 

13.5.4 Weitergehende Anforderungen des § 43 Abs. 8 BNatSchG aufgrund des 
Verweises auf Art. 16 Abs. 1 FFH-RL sowie Art. 16 Abs. 3 FFH-RL und Art. 9 
Abs. 2 VSchRL 

In § 43 Abs. 8 BNatSchG wird für die Arten des Anhang IV FFH-RL weitergehend auf Art. 16 
Abs. 1 FFH-RL verwiesen. Ob sich daraus für diese Artengruppe spezifische Ausnahmevo-
raussetzungen ergeben, die über das Verschlechterungsverbot des § 43 Abs. 8 BNatSchG 
hinausgehen, ist strittig. Kontrovers diskutiert wird, ob danach eine Ausnahme nach Art. 16 
FFH-RL, d.h. in Bezug auf die Arten des Anhang IV FFH-RL, nur zulässig ist, wenn die be-
troffene Population in einem günstigen Erhaltungszustand gemäß Art. 1 Buchst. i) FFH-RL 
verbleibt58. Werden Arten des Anhang IV FFH-RL beeinträchtigt, die in einem ungünstigen 
Erhaltungszustand sind und wird (z.B. mittels der ergriffenen Vermeidungs- und Kompensa-
tionsmaßnahmen) entsprechend den gesetzlichen Vorgaben des Bundesnaturschutzgeset-
zes lediglich einem Verschlechterungsverbot – entsprechend der VschRL – entsprochen, 
genüge dies der Anforderung der FFH-RL u.U. nicht (FEHRENSEN 2009, in diesem Sinne 
auch GELLERMANN 2009, SOBOTTA 2007 mit Verweisen auf KOMMISSION 2007 Ab-
schnitt III, Rn 47, 48). Im Ausnahmefall muss der Vorhabenträger nach dieser Lesart viel-
mehr den Nachweis erbringen, dass - im Positiven - die betroffene Population in einem güns-
tigen Erhaltungszustand ist und verbleibt. Verwiesen wird auf Urteile des EuGH vom 
10.05.2007, C-508/04, Rn. 115, 116 - Kommission/Österreich und EuGH vom 14.06.2007, C-
342/05, Rn. 25, 28 - Kommission/Finnland, Jagd auf Wölfe). Ist der Erhaltungszustand einer 
Art nach dem Kriterium in Art. 1 Buchst. i FFH-RL nicht günstig, sind nach letzterem Urteil 
(Rn. 29) Ausnahmen „unter außergewöhnlichen Umständen“ zwar weiterhin zulässig. Jedoch 
setzt dies voraus, dass hinreichend nachgewiesen ist, dass der Eingriff und die damit ver-

                                                 
58 „Der Ausdruck „ Verweilen in einem günstigen Erhaltungszustand“ in Art. 16 Abs. 1 FFH-RL bezieht sich auf eine Situation, 
die in Art.1 Buchstabe i der Richtlinie definiert ist und die durch allgemeine Kriterien im ersten Absatz von Buchst. I sowie durch 
einige kumulative Kriterien gekennzeichnet ist.“ (EuGH, Urteil vom 10. Mai 2007 C-508/04 Kommission/Republik Österreich, Rn 
126). Es obliegt den Mitgliedsstaaten, „diese Begriffe mit ausreichender rechtlicher Genauigkeit in ihr innerstaatliches Recht 
umzusetzen.“ (ebenda). 



Gutachten zu den RLBP 
Eingriffsregelung / Artenschutz 

 

 

13 Fachliche Anforderung 134 

bundenen Maßnahmen den ungünstigen Erhaltungszustand dieser Populationen zumindest 
nicht verschlechtern oder die Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustands nicht 
behindern können 59, bspw. wenn der Erhaltungszustand der betroffenen Arten zwar derzeit 
(noch) nicht günstig ist, sich jedoch im Aufwärtstrend befindet. 

Wenn sich betroffene Arten in einem ungünstigen Erhaltungszustand befinden, stellen also 
die notwendigen Nachweise in manchem Fall eine relevante Zulassungshürde dar. Die 
Mehrzahl der nach Anhang IV FFH-RL geschützten Arten befindet sich – im europäischen 
Kontext – in einem ungünstigen Erhaltungszustand (vgl. BFN 2007).60 

Die Voraussetzungen für außergewöhnliche Gründe, die trotz ungünstigen Erhaltungszu-
stands eine Ausnahme rechtfertigen, sind bislang weder vom EuGH noch vom BVerwG ge-
klärt. Im Urteil Hessisch Lichtenau II hat das Gericht z.B. im Zusammenhang mit Beeinträch-
tigungen des Ameisenbläulings Maculinea nausithous die Argumentation der Planfeststel-
lungsbehörde, die allein auf die Nicht-Verschlechterung abstellte, dagegen bestätigt 
(BVerwG, Urteil vom 12.03.2008 - 9 A 3.06, Rn. 267). 

Trotzdem kann der vorgefundene Erhaltungszustand der betroffenen Populationen nicht au-
ßer Acht bleiben: projektbedingte Auswirkungen, die Gefährdung und der (vorzeigbare) Er-
folg von Artenschutzprogrammen und Maßnahmen stehen zwangsläufig in gegenseitiger 
Abhängigkeit: bei einem bestehenden ungünstigen Erhaltungszustand muss umso eher an-
genommen werden, dass der (lokale) Eingriff sich ungünstig nicht nur auf die lokale Popula-
tionsentwicklung auswirkt, sondern auch auf der übergeordneten Populationsebene nachtei-
lig wirkt und das von der FFH-RL angestrebte strenge Schutzregime für die jeweilige Art in 
Frage stellen kann (vgl. KOMMISSION 2007, III.2.3b, Rn 51).  Auch ein gegen Irland ergange-
nes Urteil des EuGH (EuGH, Urteil vom 11.01.2007, C-183/05, Rn 32 - Kommission/Irland) 
und ein vorangegangenes Urteil (EuGH, Urteil vom 16.03.2006, C-518/04, Rn 16 - Kommis-
sion/Griechenland, Milosviper - Vipera schweizeri) zeigen, dass bei der Entscheidung über 
die Ausnahme in Bezug auf Arten, die in einem ungünstigen Erhaltungszustand sind, spezi-
fisch auf die jeweilige Art zugeschnittene fachliche Artenschutzkonzepte in einem überge-
ordneten Rahmen eine Rolle spielen können.  

Anforderungen nach Art. 16 Abs. 3 FFH-RL und Art. 9 Abs. 2 VSchRL für nach Anhang 
IV FFH-RL geschützte Arten resp. für europäische Vogelarten 
Soll eine Ausnahme nach § 43 Abs. 8 BNatSchG für eine Art des Anhang IV FFH-RL oder 
eine Europäische Vogelart in Anspruch genommen werden, sind weiterhin die in 
Art. 16 Abs. 3 FFH-RL und Art. 9 Abs. 2 VSchRL festgelegten Dokumentationspflichten zu 
erfüllen. Das umfasst die Bedingungen der Ausnahme einschließlich der ergriffenen Maß-

                                                 

59 EuGH, Urteil vom 14.06.2007, C-342/05, Rn. 29 ff.  
60 Arteinstufungen des Nationalen Berichts 2007: http://www2.bfn.de/0316_bewertung_arten+M5054de7a952.html 
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nahmen, d.h. inhaltlich dieselben fachlichen Nachweise für die betroffene Vogelart wie im 
Fall einer Tierart des Anhang IV FFH-RL. 
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14 Umgang mit Prognoseunsicherheiten: Risikomanagement  

Der Vorhabensträger muss alles verfügbare Wissen einsetzen, um das Risiko, das durch die 
artenschutzrechtliche Ausnahme eingegangen wird, so zu steuern, dass kein unverhältnis-
mäßiger Schaden entsteht. Auslöser sind Prognoseunsicherheiten entweder bei der Beurtei-
lung der Projektwirkungen oder der Sicherheit der Gegenmaßnahmen. Erkennt die Plan-
feststellungsbehörde pflichtgemäß, dass bestimmte Maßnahmen risikobehaftet sind, muss 
sie entsprechend auch für diese ein Risikomanagement vorsehen, welches sie in der Form 
von Nebenbestimmungen etabliert. Das gilt für die Bewältigung der Eingriffsregelung wie für 
den Artenschutz.  

Im Kontext der FFH-Verträglichkeitsprüfung nach Art. 6.3 FFH-RL hat das BVerwG auf die 
Bedeutung eines Risikomanagements im Regelkreis von nicht ausräumbaren 
Prognoseunsicherheiten und Verantwortung für die Einhaltung der Zulassungsnormen der 
FFH-RL hingewiesen (BVerwG, Urteil vom 17.01.2007 - 9 A 20/05; Rn 37 - A143 Westum-
fahrung Halle): 61  

Allerdings ergibt sich bereits aus der Systematik der FFH-Richtlinie eine Abstufung des all-
gemeinen Artenschutzes gegenüber dem speziellen Gebietsschutz („Die für den 
Habitatschutz geltenden Anforderungen können nicht unbesehen und unterschiedslos auf 
den allgemeinen Artenschutz übertragen werden.“ BVerwG, Urteil vom 09.07.2008 - 9 A 
14.07, Leitsatz 4). Deswegen ist naheliegend, dass der Bereich der artenschutzfachlichen 
Fragestellungen, die aufgrund von Prognoseunsicherheiten ein Risikomanagement auslö-
sen, weniger breit ist. Auch hier gilt im Hinblick auf den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz für 
die Prognose die „Je desto-Formel“: je schutzwürdiger und je (art-)spezifischer ein betroffe-
nes Gut ist, je stärker der Eingriff und je nachteiliger die Folgen auf die betroffenen Populati-
on(en) sind, desto strengere Anforderungen sind an den Grad der Wahrscheinlichkeit der 
Einschätzung zu stellen - und ggf. sich hieraus ergebende Anforderungen an Nachkontrollen.  

Über das Risikomanagement sollen Risiken auf ein vernünftiges und durchführbares Maß 
minimiert werden. Dies bedeutet auch, dass ein Risiko als tolerierbar eingestuft werden 
kann, wenn der für seine Minimierung zu betreibende Aufwand unangemessen hoch liegt.  

Bezüglich der Kohärenzsicherungsmaßnahmen urteilte das BVerwG (Urteil vom 12.03.2008 
- 9 A3.06 - Hess. Lichtenau II, Leitsatz 13.): „Für die Eignung einer Kohärenzsicherungs-
maßnahme genügt es, dass nach aktuellem wissenschaftlichen Erkenntnisstand eine hohe 
Wahrscheinlichkeit ihrer Wirksamkeit besteht.“ Für im Rahmen einer Ausnahme angeordnete 
artenschutzrechtlich festgelegte Maßnahmen zum Erhalt der Populationen der betroffenen 

                                                 

61 Lt. BverwG Urteil vom 17.01.2007, Westumfahrung Halle  wäre der Maßstab anzulegen, ob eine Wirksamkeit mit an 
´Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit´ und aufgrund der verfügbaren ´besten wissenschaftlichen Erkenntnisse´ (entspre-
chend dem Urteil des EuGH vom 24.09.2004 (Herzmuschel) angenommen werden kann. 
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Art in einem günstigen Erhaltungszustand (FCS-Maßnahmen) können keine strengeren An-
forderungen gelten.    

Dem Artenschutzrecht kann also keine generelle, umfassende Kontrollpflicht entnommen 
werden. Lediglich die „kritischen“ Maßnahmen müssen hinsichtlich ihrer Erfolgsaussichten 
kontinuierlich kontrolliert werden. Bei sich einstellenden Abweichungen muss eine (Gegen-) 
Steuerungsmöglichkeit vorhanden sein, so dass das Maßnahmenziel trotzdem erreicht wer-
den kann.  

Ausgehend von dem - artenschutzrechtlich relevanten - Ziel „Günstiger Erhaltungszustand 
der jeweiligen Art der im Bezugsraum betroffenen (Teil-) Population“ umfasst das Risikoma-
nagement im Sinne eines planvollen Umgangs mit Risiken mehrere ineinander greifende 
Kontrollschritte (siehe Č MB 39). 

- Definition / Identifikation von kritischen Erfolgsfaktoren zur Erreichung der Ziele (z.B. Eig-
nung, Entfernung, Zustand von Quellpopulationen, vgl. LÜTTMANN 2005) 

- Identifikation der maßnahmenspezifisch bekannten, ggf. hemmenden oder fördernden 
Entwicklungsrandbedingungen entsprechend den Erkenntnissen der Bestandserfassung, 
(Ex Ante – Zustand, z.B. Vorbelastungen, Raumentwicklung) 

- Steuerung (Etablierung geeigneter Maßnahmen, z.B. Mahdregime)  
- ggf. Korrekturen an den ergriffenen Maßnahmen im Fall des Erkennens von Fehlentwick-

lungen 
- Monitoring (Früherkennung durch Kontrolle geeigneter Indikatorsachverhalte). 

Im Zusammenhang mit erforderlichen Maßnahmen für die Anhang IV-Arten und europäi-
schen Vogelarten bestehen in vielen Fällen erhöhte Anforderungen, sofern diese Maßnah-
men dazu dienen, dem durch Art. 12-16 FFH-RL und Art. 5, 9 und 13 VSchRL geschaffenen 
„strengen Schutzregime“ Geltung zu verschaffen (CEF- und FCS-Maßnahmen). Denn analog 
zu Schadensbegrenzungsmaßnahmen im Zusammenhang mit Natura 2000-Gebieten nach 
Art. 6.3 FFH-RL sind CEF-Maßnahmen ausschlaggebend dafür, dass ein Projekt für zulässig 
erklärt wird, weil hierdurch die Beeinträchtigungen unter die für einen Verbotstatbestand re-
levante Schwelle gesenkt wurden. Im Leitfaden der Kommission wird in diesem Zusammen-
hang eine Überwachung als wesentlich angesehen (Č MB 40).  

Auch die Verpflichtungen entsprechend Art. 17 FFH-RL und Art. 9 Abs. 2 VSchRL in Verbin-
dung mit Art. 13 VSchRL, welche die Mitgliedsstaaten auf Berichte über die Durchführung 
der im Rahmen der Richtlinie durchgeführten Maßnahmen verpflichten, schließen sachlo-
gisch die artenschutzrechtlichen CEF- und FCS-Maßnahmen als wesentliche Bestandteile 
ein und verpflichten damit u.U. auch zu spezifischen Nachkontrollen, die wiederum Bestand-
teil eines Risikomanagements sind. Diese Anforderung wird durch die Rechtsprechung kon-
kretisiert (BVerwG, Urteil vom 17.01.2007, 9 A 20/05; Rn 55 - A143 Westumfahrung Halle): 
„Ein notwendiger Bestandteil des Schutzkonzepts kann die Anordnung von Beobachtungs-
maßnahmen sein (sog. Monitoring). …Der erforderliche Nachweis der Wirksamkeit der an-
geordneten Maßnahmen kann allein durch ein Monitoring jedoch nicht erbracht werden. 
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…Vielmehr muss das Monitoring Bestandteil eines Risikomanagements sein, das die fort-
dauernde ökologische Funktion der Schutzmaßnahmen gewährleistet.“  

Über die Funktionskontrollen für planfestgestellte Maßnahmen hinaus geht ein populations-
bezogenes Monitoring verbunden mit Artenschutzprogrammen, das die (wissenschaftliche) 
Erforschung des Populationszustandes, des Populationstrends und ggf. notwendiger arten-
schutzrechtlicher Maßnahmen auf der Ebene der Population (ggf. im Bundesland oder im be-
treffenden biogeographischen Raum der Population) zur Aufgabe hat. Entsprechende Pro-
gramme können im Einzelfall im ursächlichen Zusammenhang mit bzw. als Teil von Zulas-
sungsverfahren festgelegt und umgesetzt werden und sogar Voraussetzung für die Ausnah-
me sein (in diesem Sinne der EuGH, Urteil vom 11.01.2007, C 183/05). 
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15 Hinweise zur Berücksichtigung des Artenschutzes bei vor-
geordneten Planungsstufen 

Die gesetzlichen Regelungen, die den Artenschutz betreffen, sehen keine explizite Einbet-
tung in eine bestimmte Planstufe (Entscheidungsvorbereitung / Genehmigungsstufe) vor - 
weder in der SUP-RL (2001) noch in den nationalen Umsetzungen findet sich eine entspre-
chende Regelung. Dies ist damit zu erklären, dass der Artenschutz in seinem (historischen) 
Ursprung v.a. den Zugriff (Handel, Jagd) auf Tiere und Pflanzen regeln sollte.  

Als Planungsentscheidung mit Konzentrationswirkung verbleibt es dementsprechend der Zu-
lassungsebene, dem spezialgesetzlich geregelten Artenschutz Genüge zu tun.  

Falls ein artenschutzrechtliches Verbot eintritt, ist zu prüfen, inwieweit die Ausnahmebedin-
gungen nach § 43 Abs. 8 BNatSchG gegeben sind. Dafür müssen bestimmte formale und 
inhaltliche Voraussetzungen erfüllt sein, damit ein Vorhaben gleichwohl zulässig ist. Im Zu-
sammenhang mit der Ausnahme ist aktuell wie auch künftig besonders relevant, falls europä-
isch geschützte Arten (der VSchRL bzw. der FFH-RL) betroffen sind,  

• die Verpflichtung zur Alternativenprüfung (vgl. BVerwG, Urteil vom 16.03.2006, 4 A 
1075.04; Rn 558 – Flughafen Berlin-Schönefeld) 

• die Bedingung, dass die (Population der) betroffenen Arten in ihrem natürlichen Verbrei-
tungsgebiet in einem günstigen Erhaltungszustand verweilen muss resp. keine Ver-
schlechterung eintreten darf. 

Zurückliegende Alternativen / Standortentscheidungen basieren u. U. auf Verfahrensunterla-
gen / Untersuchungen, die die Artenschutzaspekte unvollständig berücksichtigen. Insbeson-
dere die genannten zwei Elemente sind z.B. der Eingriffsregelung und anderen fachgesetzli-
chen Prüfungen der Umweltplanung auf der Planfeststellungs-/ Zulassungsebene fremd bzw. 
lediglich mittelbar und mit einem unschärferen Anspruchsprofil über das Vermeidungs- und 
Ausgleichsgebot verpflichtend. Entsprechend können diese auch nachträglich nur unter gro-
ßem Aufwand nachgearbeitet werden. Entscheidend aber ist, dass die Einlösung der arten-
schutzrechtlichen Verpflichtungen zu einem späten Zeitpunkt - im Falle einer Verkehrspla-
nung - u.U. zur Aufhebung / Wiederholung der Linienbestimmung führen kann, weil die im 
Fall des Verbotseintritts notwendiger Weise zu ergreifende „günstigere Lösungsmöglichkeit“ 
eine andere / neue Alternative erzwingt. 

Relevante Fragen des Artenschutzes sind daher sinnvoller weise bereits auf der der Zulas-
sung vorgeordneten Planungsstufe zu prüfen bzw. vorzubereiten, um dem Vermeidungs-
grundsatz angemessen Rechnung zu tragen. Die grundsätzliche Zulässigkeit des Vorhabens 
ist frühzeitig zu klären, d. h. dass die Rahmenbedingungen für die Sicherung der 
Habitatqualität, der benötigten Flächengröße und des Lebensraumverbundes im größeren 
Raumbezug der u.U. verfahrenskritischen Arten vorausschauend zu klären bzw. zu evaluie-
ren sind, ohne dass schon die Ausnahmevoraussetzungen im Einzelnen zu prüfen wären. 
Doppelarbeit und Wertungswidersprüche im Verhältnis zum LBP sind dabei durch eine ab-
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gestimmte Methodik / Schwerpunktsetzung und Arbeitsteilung („Abschichtung“) zu vermei-
den.  

Bestimmte Arten von Beeinträchtigungen und notwendige Kompensationsmaßnahen müs-
sen generell so frühzeitig wie möglich einbezogen werden, um die Maßnahmen auf der Ebe-
ne des LBP sinnvoll planen zu können bzw. als Teil der technischen Konzeption durchsetzen 
zu können. Dies gilt z.B. für Zerschneidungswirkungen und das daraus resultierende Pla-
nungserfordernis für Querungshilfen für Tiere und Pflanzen (Tunnel, Durchlässe, Grünbrü-
cken, Brücken). 

Die Sachverhalte und Arten, die typischerweise bereits auf der Ebene der Raumanalyse 
(UVS Stufe I) und / oder für die Linienfindung (UVS Stufe II) entscheidungserheblich sind 
und dementsprechend möglichst frühzeitig zu identifizieren sind, werden nachfolgend ge-
nannt. Im Einzelnen ist zu berücksichtigen: 

Artenauswahl 

Die Artenauswahl für die vorgezogene Betrachtung muss v. a. so erfolgen, dass mögliche ar-
tenschutzrechtliche Probleme, die zu Alternativbetrachtungen zwingen könnten, frühzeitig in 
die Planungsüberlegungen einbezogen werden. Die artenschutzrechtliche Verträglichkeits-
prüfung wird sich auf der übergeordneten Ebene auf folgende Arten konzentrieren, die auf 
der Planfeststellungsebene ggf. zu einem Problem werden können, und zwar 

• Arten mit „ungünstigem Erhaltungszustand“ 

• Arten mit Ansprüchen / Habitaten, welche entweder im Raum äußerst selten oder als Be-
standteil der Habitatverbunds einer Population von zentraler Bedeutung sind (Quellpopu-
lationen, Engpässe). 

Die Potenzialermittlung in Form einer systematischen Zusammenstellung der potenziellen 
Vorkommen geschützter Arten muss am Anfang stehen. Das Ergebnis - auf der Basis ent-
sprechender Recherchen (Č MB 4) - kann im Rahmen des Scopings evaluiert werden. Not-
wendige Ergänzungserfassungen können dann (rechtzeitig) definiert und von den zu-
ständigen Behörden und relevanten weiteren Beteiligten bestätigt werden. 

Für die Bearbeitung auf der PF-Stufe wird - in der Regel im LBP - eine Artenauswahl nach 
den Kriterien Gefährdung, spezielle Habitatanforderungen und wirkungsbezogene Empfind-
lichkeit getroffen (Č MB 7). Eine enge Orientierung an diesem Kriterienrahmen ist auch für 
die UVS-Stufe sinnvoll. Unstreitig von Bedeutung sind von den in Betracht kommenden Ar-
tengruppen die Vögel, weil viele Vogelarten großräumige Ansprüche haben und gegenüber 
straßenbedingten Wirkungen (z.B. Schall, Zerschneidung) besonders empfindlich sind. Au-
ßerdem sind Fledermäuse relevant, weil sie die o.g. Kriterien insbesondere erfüllen. Die 
Auswahl sollte aber nicht generell nur Arten mit großräumigen Arealansprüchen berücksich-
tigen. 
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Untersuchungstiefe  

Ziel der Alternativenuntersuchung in Bezug auf den Artenschutz ist, für die in o.g. Sinn po-
tenziell stark (´erheblich´) empfindlichen / betroffenen Arten essenzielle Qualitäten bzw. Ha-
bitate zu erfassen. In diesem Sinne essenzielle Habitate sind solche, deren Beeinträchtigung 
nicht ohne Weiteres von den lokalen Populationen der Arten kompensiert werden kann und 
deren Verlust den Erhaltungszustand der Population nachteilig verändern könnten.  

Die Verteilung der Habitate wird raumbezogen (Ebene Raumanalyse) bzw. in Bezug auf die 
lokal vorhandenen Qualitäten erfasst (Ebene: Variantenvergleich). Auf der raumbezogenen 
Erfassungsebene sind neben der (generellen) Präsenz / Verteilung  der jeweiligen Art die 
Vorkommen bestimmenden Strukturen z.B. von Fledermäusen, Eulen, Greifvögeln und 
Spechten in Gestalt altholz- und damit höhlenreicher Waldbestände zu erfassen. Auf der Er-
fassungsebene zum Variantenvergleich kommt es darauf an, die Verteilung entsprechender 
Höhlenzentren für Spechte und die Lage des Aktionszentrums der Wochenstuben sowie die 
wochenstubennahen, stark frequentierten Flugwege gefährdeter Fledermausarten zu identi-
fizieren. 

Bei den für die UVS-Ebene als relevant ausgewählten Arten muss die Bestandserfassung 
der UVS die erforderlichen Aussagen auf der Populationsebene (Raumbezüge, Populations-
zustand bezüglich der lokal betroffenen Teilpopulation) erarbeiten.  

Können die potenziell eintretenden Verbotssachverhalte und / oder die fachlichen Grundla-
gen von Ausnahmebedingungen in dem Maßstab der jeweiligen (übergeordneten) Pla-
nungsebene nicht ausreichend identifiziert werden, muss in der UVS im Einzelfall auch auf 
einen schärferen Maßstab im Sinne einer Fensterlösung zurückgegriffen werden. 

Die Abgrenzung des Untersuchungsgebietes ist anzupassen an  

• besonders großräumige Flächenansprüche einzelner Arten 
• den Landschaftsraum resp. die Wirkfaktoren (topografische Verhältnisse und Schallaus-

breitung z.B. in Talräumen, die die Störung beeinflussen oder Tieransammlungen - z.B. 
in Zugkorridoren - erwarten lassen) 

• relevante Vorbelastungen (z.B. begrenzender Effekt durch andere Straßen) 
• spezifische Wirkfaktoren und Gefährdungssituationen (z.B. Kollisionsrisiko / Flugwege 

von Fledermäusen, Vorkommen hochgradig kollisionsempfindlicher Arten wie Uhu und 
Schleiereule). 

Die Artenauswahl wird gerade auf UVS-Ebene mittels eines indikatorischen Ansatzes erfol-
gen. Die als Indikatoren herangezogenen Arten müssen die artenschutzrechtlichen Verbots-
eintritte, die populationsbezogenen Bedingungen für eine Ausnahme und die als Bedingung 
ggf. ebenfalls erforderlichen artenschutzrechtlichen Maßnahmen repräsentativ und korrekt 
abbilden. Über die Aufnahme und Interpretation von Vorkommen ökologisch relevanter Zei-
gerarten können außerdem die Ansprüche weiterer (national) geschützter Arten mit reprä-
sentiert werden. Somit würde auch dem ganzheitlichen Anspruch des UVPG wie auch dem 
ökosystemaren Ansatz der CBD (Konvention über die biologische Vielfalt) entsprochen.   
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Auswirkungsprognose / Risikoeinschätzung / risikobegrenzende Maßnahmen 

Auf der UVS-Ebene können Verletzungen der auf Individuen abzielenden Verbote des § 42 
Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 BNatSchG schlechterdings im Zentrum stehen. Jedoch kann ihre Prü-
fung auch nicht vollständig unterbleiben, wenn die jeweilige Art sich in einem ungünstigen 
Erhaltungszustand befindet. Maßstäbe für die Beurteilung muss dementsprechend in Bezug 
auf diese Arten die Frage sein, ob die Funktionalität der jeweiligen Lebensstätten bzw. der 
lokalen Population gefährdet erscheinen, weil diese Merkmale entweder auf der Verbotsstufe 
oder in der Ausnahmestufe äußerste Grenzen für die Vorhabenzulässigkeit auch in Bezug 
auf eine Variante setzen. Die Betrachtung der individuellen Tatbestandsebene erfolgt auf der 
UVS-Ebene insoweit, als  

• der Verlust weniger Individuen zur Verschlechterung der gesamten betroffenen Populati-
on führen kann (Fitness) (z.B. bei Arten wie z.B. Wildkatze, Luchs, Schwarzstorch, 
Raubwürger, Bechsteinfledermaus).  

• der Verlust eines kleinen Teils einer Lebensstätte zur Verschlechterung der gesamten 
betroffenen Population führen kann (Biotopverbund, Aussterbeprozesse in Metapopulati-
onen) (z.B. bei Arten wie den Ameisen-Bläulingen, Eremit) 

und die im Verbotseintritt erforderliche Ausnahme  

• entweder ein Nichteintreten des Verbotstatbestandes nach Art. 5 VSchRL begründen 
müsste (vor dem Hintergrund der juristisch nicht eindeutig geklärten Rechtsfolgen im 
Anwendungsbereich der VSchRL)  

• oder bei denen ein offensichtlich / zu vermutender ungünstiger Erhaltungszustand auf lo-
kaler oder regionaler Ebene einer Ausnahme entgegenstünde. (Hierunter fallen auch die 
Fälle, wo über den lokalen bzw. übergeordneten Populationsbezug keine Daten vorliegen 
und für die Klärung auch nicht ohne weiteres beschafft werden können).  

Auf der Populationsebene wäre bezüglich der Vogelarten hinsichtlich der Folgen einer Stö-
rung und bezüglich der Arten des Anhang IV FFH-RL zu prüfen, ob es sich um seltene, d.h. 
lokal gefährdete Populationen handelt.  

Zu klären wäre in den genannten Fällen auch, ob sich - vom Grundsatz - eine Beeinträchti-
gung des Erhaltungszustands für die lokale Population durch Maßnahmen (nicht nur Ver-
meidungsmaßnahmen, sondern auch populationsstützende CEF- bzw. Kompensationsmaß-
nahmen) mit ausreichender Sicherheit ausschließen ließe. 

Die Erfassung ist daher vor allem auf Raumbezüge, den (günstigen) Erhaltungszustand der 
Population und die Schlüsselfaktoren für diesen zu richten.  

Hinzuweisen ist auf ein bewertungsmethodisches Problem: Wird allein der Populationszu-
stand einer Art als Merkmal herangezogen, kann dies in bestimmten Fällen nicht zu den ge-
wünschten differenzierenden Ergebnissen führen: sofern eine große, räumlich ausgedehnte 
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Population betroffen ist, würde ggf. der Zustand derselben Population bei allen Varianten 
geprüft, mit ggf. demselben Ergebnis für alle geprüften Varianten.  

Alternativenprüfung 

Relevant für die Auswahl der Vorzugsvariante ist die relativ günstigste Lösung im Sinne des 
§ 43 Abs. 8 BNatSchG. 

Der Untersuchungsraum ergibt sich insbesondere aus der Frage, welche Varianten in wel-
cher Tiefe in die Untersuchung einzubeziehen sind. Bezüglich dieser Frage wird auf die Hin-
weise im Leitfaden zur FFH-VP (BMVBW 2004) verwiesen, da die Art. 6.3 / 6.4 FFH-RL 
diesbezüglich dieselben Anforderungen stellen wie Art. 16 FFH-RL.62  

Im Hinblick auf die ggf. notwendige Alternativenuntersuchung muss es Ziel der Prüfung sein, 
zu klären, ob das Eintreten von Verbotstatbeständen bei einer Linie / Variante eher vermie-
den werden kann als bei einer anderen. Hierbei können auch die möglichen Vermeidungs-
maßnahmen und funktionserhaltenden CEF-Maßnahmen einbezogen werden. Entsprechen-
de Maßnahmen, die geeignet sind z.B. Tierwanderungen und Flugwege von Fledermäusen 
über Verkehrswegen zu erhalten, sind in FGSV (Stand 2007) entwickelt. 

Um die Variantenprüfung in Bezug auf die Verbotstatbestände nicht unüberschaubar zu ma-
chen, können Arten in Gruppen gebündelt werden (KOMMISSION 2007, III.2.3, Rn 58), vgl. 
Č MB 42. Im Falle der Betroffenheit von besonders geschützten Arten bei allen Varianten 
kann die Auswahl der verträglichsten Variante unter Berücksichtigung der Bedeutung des 
Lebensraumes dieser Arten innerhalb des „Schutzwürdigkeitsprofils“ des Bezugsraums ge-
troffen werden. D.h. es ist zu klären, welche Arten im Bezugsraum eine besonders hohe 
Schutzbedürftigkeit haben und ob die Betroffenheit dieser Arten in einem Bezugsraum dann 
ggf. die gleichzeitige Betroffenheit mehrerer Arten in einem anderen Bezugsraum oder in 
Bezug auf eine andere Variante  aufwiegen kann.63 Es ist aber nicht zulässig, die Betrach-
tung auf einem allzu groben Niveau zu belassen. Darzustellen ist, welche geschützten Habi-
tate / Qualitäten in besonderer Weise in den einzelnen Varianten und Gebietsteilen beein-
trächtigt werden (vgl. die entsprechenden Ausführungen des BVerwG (BVerwG, Urteil vom 
17.01.2007 - 9 A 20/05; Rn 144 zu Art. 6.4 FFH-RL). 

Finden sich für die Arten, für die im Rahmen des LBP bzw. der Planfeststellung / 
Vorhabenszulassung eine artenschutzrechtliche Ausnahmeprüfung erfolgen muss, keine 
entsprechenden Angaben in der UVS bzw. der vorauslaufenden Planungsebene, so wird 

                                                 

62 Die Anforderungen an den Raum der Alternativenuntersuchung sind kürzlich noch einmal in einem Urteil des EuGH (Urteil 
vom 26.10.2006 C-239/04) beleuchtet worden. 

63 Bezüglich daran anschließender Fragen, ob die artenschutzrechtliche bzw. naturschutzrechtliche Einordnung des Gesamt-
vorhabens und nicht nur des jeweiligen Planungsabschnittes ins Gewicht fällt, und in wieweit die erwogenen Alternativen in 
der gleichen Tiefe abgeprüft werden müssen wie die (später bevorzugte) Planungsalternative, s. im Gutachten zu den Richtli-
nien für die Erstellung von Umweltverträglichkeitsstudien im Straßenbau (RUVS) (Froelich & SPORBECK et al. in Vorb.). 
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man u.U. (bei entsprechend kritischen Arten) gezwungen sein, auf der Planfeststellungsebe-
ne noch einmal eine Variantenprüfung unter artenschutzrechtlichen Aspekten anzustellen.  
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16 Kommentierte Mustergliederung Artenschutzbeitrag zum 
LBP 

 

Kap. 
Nr. 

Thema allgemeine Hinweise Merkblatt
(MB) 

1 Anlass und  
Aufgabenstellung 

Vorstellung des Vorhabens und Angabe, warum ein eigenstän-
diger Artenschutzbeitrag erforderlich wird. 

Verweis auf die relevanten Abschnitte im BNatSchG bzw. in 
den europäischen Richtlinien. 

 

2 Grundlagen  Dokumentation der Datengrundlagen.  

3 Methodik Darstellung der Arbeitsschritte und der Methodik, mit der die 
artenschutzrechtlichen Anforderungen operationalisiert werden. 

MB 1 

MB 2 

MB 3 

MB 8 

 

4 Vorprüfung Bestimmung der zu betrachtenden Arten (Potenzialabschät-
zung) und Abgrenzung der zu erfassenden Arten. 

Angaben zu den verwendeten Quellen und Kriterien 

MB 4 

4.1 Geschützte Arten /  
potenziell relevante  
Arten 

Die Auswahl, Prüfung und Dokumentation erfolgt aus einer 
Gesamtartenliste für den betroffenen Naturraum heraus.  
Anhaltspunkten über das Vorhandensein von Arten des An-
hang IV FFH-RL und europäischen Vogelarten (ggf. auch sons-
tigen streng geschützten Arten), die sich aus Bestandserfas-
sungen oder Sekundärquellen in der einschlägigen Literatur 
ergeben muss nachgegangen werden. 
Listen (Dritter) über besonders und streng geschützte Arten 
dienen als Referenz. 
Zusammenfassung der Ergebnisse (Daten der Behörden, wei-
teren Dritten, des LBP und eigenen Erfassungen) nach Arten-
gruppen möglichst in tabellarischer Form mit Angaben zum 
Schutz- und Gefährdungsstatus, Darstellung der (potenziellen) 
Verbreitung im Bezugsraum 

MB 5 
MB 6 
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Kap. 
Nr. 

Thema allgemeine Hinweise Merkblatt
(MB) 

4.2 Auswahl der relevanten 
Arten / Relevanzprüfung 

Dokumentation der Arten, bei denen Beeinträchtigungen aus-
geschlossen werden können mit Begründung für den Aus-
schluss 
Für den Abschichtungsprozess relevanter Arten existieren na-
turschutzfachlich unterfütterte, länderspezifische Konventionen, 
die zu beachten sind.  

Auflistung der Arten, die weiterhin detailliert zu untersuchen 
sind, nach Artengruppen möglichst in Tabellenform, ggf. Zu-
sammenfassung mit den Ergebnissen aus 4.1. 

MB 7 

 

5 Wirkfaktoren / 
Wirkungen des 
Vorhabens  

Darlegung der relevanten Wirkfaktoren des Vorhabens unter 
Berücksichtigung des Artenspektrums und seiner Empfindlich-
keit; i. d. R. Übernahme aus LBP und ggf. FFH-VP, Übersicht 
über die relevanten Wirkpfade 
Der Arbeitsschritt ist in Rückkoppelung mit 4.2 durchzufüh-
ren. 

MB 9 

MB 10 

 

6 Projektbezogene 
Vermeidungsmaß-
nahmen, vorgezogene 
Ausgleichmaßnahmen 
(CEF) 

Beschreibung der Vermeidungs- und 
Habitatentwicklungsmaßnahmen (CEF) und deren artspezifi-
sche Wirksamkeit (ggf. Zuordnung der LBP- und sonstigen 
Maßnahmen, damit diese eine artspezifische Festlegung hin-
sichtlich der Maßnahmenziele (im Maßnahmenblatt LBP) erfah-
ren können).  

Ggf. Planen zusätzlich erforderlicher Maßnahmen zur Vermei-
dung bzw. zum vorgezogenen Ausgleich von Schädigungen 
und Störungen 

MB 23 
MB 24 

6.1 Vermeidungs-/ 
Verminderungsmaß-
nahmen 

Darlegung der artengruppenspezifischen Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen 

MB 23 

6.2 Vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen 
und weitere 
Kompensationsmaß-
nahmen 

Tabellarische Dokumentation der vorgezogenen Ausgleichs-
maßnahmen und weiterer Kompensationsmaßnahmen mit 
Zuordnung zu der Maßnahmennummerierung im Maßnahmen-
plan und Angaben zur Flächengröße, zur Lage und zur jeweils 
begünstigten Art / Zielart 

MB 24 

7 Zusammenfassung der 
Prüfung der 
Verbotstatbestände 

Qualitative Zusammenfassung der Prognose und Bewertung 
der Schädigungen und Störungen 

Feststellung der Arten für die Verbotstatbestände ausgeschlos-
sen werden können und Feststellung der Arten bei denen eine 
Ausnahmeprüfung erforderlich ist 

 

8 Ausnahmeprüfung Darlegung der Gründe für eine Ausnahme nach § 43 Abs. 8 
BNatSchG bei unvermeidbaren Beeinträchtigungen 

 

8.1 Zwingende Gründe des 
überwiegenden öffentli-
chen Interesses 

Darlegen der zwingenden Gründe des überwiegenden öffentli-
chen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftli-
cher Art. Rückgriff auf die Vorhabensbegründung im RE-
Erläuterungsbericht. 
(Darlegung durch Projektträger) 

MB 41 
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Kap. 
Nr. 

Thema allgemeine Hinweise Merkblatt
(MB) 

8.2 Prüfung zumutbarer  
Alternativen 

Darlegung der auf vorgelagerten Planungsebenen stattgefun-
denen Alternativenprüfung und -entscheidungen im Sinne einer 
Abschichtung.  
Ggf. Querverweise auf eine gebietsschutzrechtliche 
Alternativenprüfung und deren Ergebnisse.  
Ebenso Darlegung derjenigen Vermeidungsmaßnahmen, die 
auf der Entwurfsebene konkrete Schonung von Vorkommen ge-
schützter Arten bewirken.  
Prüfung der Verfügbarkeit weiterer alternativer Lösungen 
(Trassenvarianten und alternative Lösungen). 
Darlegung der verkehrlichen Ziele. 
Prüfung und Darstellung der Einzel- und Gesamtbetroffenheit 
von Arten der in Betracht kommenden / geprüften Varianten.  
 
Hinweis: Die Zumutbarkeit einer Alternative ist im Verhältnis zur 
Schwere der Artbeeinträchtigungen zu beurteilen. 
Die Inhalte dieses Arbeitsschrittes bzw. die entsprechenden 
Nachweise können auch in andere Teile der Unterlagen inte-
griert werden. Dann ist entsprechend zu verweisen 

MB 42 

8.3 Angaben zum Risikoma-
nagement 

Sofern im Einzelfall erforderlich: 
Aussagen zu erforderlichen Kontrollen bzw. Monitoring-
Untersuchungen als Voraussetzung für die Zulassung und zum 
Umgang mit Prognoseunsicherheiten. 

Hinweise zu ggf. erforderlichen Korrekturmaßnahmen. 

MB 40 

8.4 Zusammenfassung der 
Ausnahmeprüfung 

Qualitative Zusammenfassung der Prüfung der Ausnahmevo-
raussetzungen  

 

9 Schädigungen nach 
§ 19 Abs. 3 BNatSchG 

Feststellung, inwieweit nicht ersetzbare Biotope national streng 
geschützter Arten betroffen sind (soweit die Art nicht zugleich 
eine Anhang IV-Art oder eine Europäische Vogelart ist). Für die 
gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten wird diese Prüfung 
durch die Prüfung nach § 42 BNatSchG inhaltlich ersetzt. 

Mit Inkrafttreten des novellierten BNatSchG am 01.03.2010 ent-
fällt die Regelung entsprechend § 19 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG,  
die Betroffenheit nicht ersetzbarer Biotope sonstiger streng ge-
schützter Arten ist dann nicht mehr zu ermitteln 

MB 22 
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Kap. 
Nr. 

Thema allgemeine Hinweise Merkblatt
(MB) 

Anlagen 

I Formblätter zur Ermitt-
lung der Schädigungen 
und Störungen  

Artspezifisch Prüfung des Verbotstatbestands für jeden Ein-
zelfall (Art-für-Art-Ansatz). Darlegung von  

• Schutz und Gefährdungsstatus 
• Angaben zu den Lebensansprüchen und artspezifi-

scher Empfindlichkeit 
• Prognose und Bewertung der Schädigung oder Stö-

rung  nach §42 BNatSchG 
• Prüfung der fachlichen Ausnahmebedingungen 

Zu berücksichtigen sind 

- die Intensität, Dauer und Häufigkeit der Wiederholung 
 von Beeinträchtigungen / Störungen 

- die Größe und Ersetzbarkeit der betroffenen 
 Lebensstätte und der artspezifisch notwendigen  
 Strukturen und Funktionen 

Sofern ein Verbotstatbestand eintritt: 
Darstellung des Erhaltungszustands Art-für-Art vor dem Ein-
griff und nach dem Eingriff unter Berücksichtigung von Erhal-
tungsmaßnahmen (FCS-Maßnahmen) zur Sicherung des 
(günstigen) Erhaltungszustandes (mindestens der lokalen Po-
pulation, falls der EhZ im größeren Bezugsraum schlecht ist). 
Falls geboten, muss die vorgreifliche Durchführung festgelegt 
werden. 
Alle zusätzlichen, artenschutzrechtlich erforderlichen Erhal-
tungsmaßnahmen sind in den Maßnahmenplan des LBP zu 
integrieren.  

Aussage, ob der aktuelle Erhaltungszustand min-
destens erhalten bleibt. 

RLBP B-4 
MB 13 
MB 14 
MB 15 
MB 16 
MB 17 
MB 18 
MB 20 
MB 21 
MB 25 
MB 43 
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18 Rechtsgrundlagen Artenschutz 

Bundesnaturschutzgesetz in der Fassung vom 12. Dezember 2007 

§ 10 Abs. 2 Nr. 10, 11 BNatSchG 

(2) Im Sinne dieses Gesetzes bedeutet  

10.  besonders geschützte Arten 

a) Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang A oder B der Verordnung (EG) Nr. 338/97 des Rates vom 9. 
Dezember 1996 über den Schutz von Exemplaren wild lebender Tier- und Pflanzenarten durch Über-
wachung des Handels (ABl. EG 1997 Nr. L 61 S. 1, Nr. L 100 S. 72, Nr. L 298 S. 70), die zuletzt durch 
die Verordnung (EG) Nr. 1579/2001 vom 1. August 2001 (ABl. EG Nr. L 209 S. 14) geändert worden 
ist, aufgeführt sind, 

b) nicht unter Buchstabe a fallende 

aa) Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführt   sind, 

bb) „europäische Vogelarten“, 

c) Tier- und Pflanzenarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 52 Abs. 1 aufgeführt sind, 

11.  streng geschützte Arten 

besonders geschützte Arten, die 

a) in Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97, 

b) in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG, 

c) in einer Rechtsverordnung nach § 52 Abs. 2  

aufgeführt sind, 

 

§ 19 Abs. 3 BNatSchG Verursacherpflichten, Unzulässigkeit von Eingriffen 

(3) Der Eingriff darf nicht zugelassen oder durchgeführt werden, wenn die Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden 
oder nicht in angemessener Frist auszugleichen oder in sonstiger Weise zu kompensieren sind und die Belange 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft 
anderen Belangen im Range vorgehen. Werden als Folge des Eingriffs Biotope zerstört, die für dort wild lebende 
Tiere und wild wachsende Pflanzen der streng geschützten Arten nicht ersetzbar sind, ist der Eingriff nur zulässig, 
wenn er aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses gerechtfertigt ist. 

 

§ 21 Verhältnis zum Baurecht 
„(4) Wird bei Entscheidungen über Vorhaben nach § 34 des Baugesetzbuchs das Benehmen nach Absatz 
3 nicht erteilt, weil Anhaltspunkte dafür bestehen, dass das Vorhaben eine Schädigung im Sinne des § 21a Abs. 1 
Satz 1 verursachen kann, ist dies auch dem Vorhabenträger mitzuteilen. Auf Antrag des Vorhabenträgers hat die 
für die Erteilung der Zulassungsentscheidung zuständige Behörde im Benehmen mit der für Naturschutz und 
Landschaftspflege zuständigen Behörde die Entscheidungen nach § 19 oder entsprechendem Landesrecht zu 
treffen, soweit sie der Vermeidung, dem Ausgleich oder dem Ersatz von Schädigungen nach § 21a Abs. 1 Satz 1 
dienen; in diesen Fällen gilt § 21a 
 

§ 21a Schäden an bestimmten Arten und natürlichen Lebensräumen 
(1) Eine Schädigung von Arten und natürlichen Lebensräumen im Sinne des Umweltschadensgesetzes ist 

jeder Schaden, der erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Erreichung oder Beibehaltung des 
günstigen Erhaltungszustands dieser Lebensräume oder Arten hat. Abweichend von Satz 1 liegt eine 
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Schädigung nicht vor bei zuvor ermittelten nachteiligen Auswirkungen von Tätigkeiten eines Verantwort-
lichen, die von der zuständigen Behörde nach den §§ 34, 34a, 35 oder entsprechendem Landesrecht, 
nach § 43 Abs. 8 oder § 62 Abs. 1 oder, wenn eine solche Prüfung nicht erforderlich ist, nach 1. § 19 
oder entsprechendem Landesrecht oder 2. auf Grund der Aufstellung eines Bebauungsplans nach § 30 
oder § 33 des Baugesetzbuchs genehmigt wurden oder zulässig sind.  

(2) Arten im Sinne des Absatzes 1 sind die Arten, die in  
1. Artikel 4 (2) oder Anhang I der Richtlinie 79/ 409/EWG oder 
2. den Anhängen II und IV der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführt sind. 
 
(3) Natürliche Lebensräume im Sinne des Absatzes 1 sind die 
1. Lebensräume der Arten, die in Artikel 4 (2) oder Anhang I der Richtlinie 79/409/EWG oder in Anhang II der 
Richtlinie 92/43/EWG aufgeführt sind, 
2. in Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten natürlichen Lebensräume sowie 
3. die Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Arten. 
 
(4) Hat ein Verantwortlicher nach dem Umweltschadensgesetz eine Schädigung geschützter Arten oder natürli-
cher Lebensräume verursacht, so trifft er die erforderlichen Sanierungsmaßnahmen gemäß Anhang II Nr. 1 der 
Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 über Umwelthaftung zur 
Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden (ABl. EU Nr. L 143 S. 56). 
 
(5) Die Erheblichkeit der Auswirkungen nach Absatz 1 ist mit Bezug auf den Ausgangszustand unter Berücksich-
tigung der Kriterien des Anhangs I der Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
21. April 2004 über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden (ABl. EU Nr. L 143 S. 56) 
zu ermitteln, wobei eine erhebliche Schädigung in der Regel nicht vorliegt bei 
– nachteiligen Abweichungen, die geringer sind als die natürlichen Fluktuationen, die für den betreffenden Le-
bensraum oder die betreffende Art als normal gelten; 
– nachteilige Abweichungen, die auf natürliche Ursachen zurückzuführen sind oder aber auf eine äußere Einwir-
kung im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung  der betreffenden Gebiete, die den Aufzeichnungen über den 
Lebensraum oder den Dokumenten über die Erhaltungsziele zufolge als normal anzusehen ist oder der früheren 
Bewirtschaftungsweise der jeweiligen Eigentümer oder Betreiber entspricht; 
– einer Schädigung von Arten bzw. Lebensräumen, die sich nachweislich ohne äußere Einwirkung in kurzer Zeit 
so weit regenerieren werden, dass entweder der Ausgangszustand erreicht wird oder aber allein auf Grund der 
Dynamik der betreffenden Art oder des Lebensraums ein Zustand erreicht wird, der im Vergleich zum Ausgangs-
zustand als gleichwertig oder besser zu bewerten ist. 
 
(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten im Rahmen der Vorgaben des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen 
vom 10. Dezember 1982 (BGBl. 1994 II, S. 1799) auch für den Bereich der ausschließlichen Wirtschaftszone und 
des Festlandsockels. Zuständige Behörde im Sinne des Umweltschadensgesetzes ist für den vorgenannten Be-
reich das Bundesamt für Naturschutz.“ 

 

§ 42 Vorschriften für besonders geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten  
 

„(1) Es ist verboten,  
1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen 

oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören,  

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der Fort-
pflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine 
erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Populati-
on einer Art verschlechtert,  

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur 
zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören  

(Zugriffsverbote)."  
 
(2) Es ist ferner verboten, 
 
1. Tiere und Pflanzen der besonders geschützten Arten in Besitz oder Gewahrsam zu nehmen, in Besitz oder 
Gewahrsam zu haben oder zu be- oder verarbeiten (Besitzverbote), 
 
2. Tiere und Pflanzen der besonders geschützten Arten im Sinne des §10 Abs. 2 Nr.10 Buchstabe b und c 
a) zu verkaufen, zu kaufen, zum Verkauf oder Kauf anzubieten, zum Verkauf vorrätig zu halten oder zu befördern, 
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b) zu kommerziellen Zwecken zu erwerben, zur Schau zu stellen oder sonst zu verwenden 
(Vermarktungsverbote). 
Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr.338/97 bleibt unberührt. 
 
(3) Die Besitz- und Vermarktungsverbote gelten auch für  
1. Waren im Sinne des Anhangs der Richtlinie 83/129/EWG, die entgegen den Artikeln 1 und 3 dieser Richtlinie 
nach dem 30. September 1983 in die Gemeinschaft gelangt sind, 
 
2. Tiere und Pflanzen, die durch Rechtsverordnung nach § 52 Abs. 4 bestimmt sind. 
 
„(4) Die den in § 5 Abs. 4 bis 6 genannten Anforderungen sowie den Regeln der guten fachlichen Praxis, die sich 
aus dem Recht der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft und § 17 Abs. 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes er-
geben, entsprechende land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Bodennutzung und die Verwertung der dabei ge-
wonnenen Erzeugnisse verstößt nicht gegen die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote. Sind in Anhang IV 
der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Arten oder europäische Vogelarten betroffen, gilt dies nur, soweit sich der 
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art durch die Bewirtschaftung nicht verschlechtert. Soweit dies 
nicht durch anderweitige Schutzmaßnahmen, insbesondere durch Maßnahmen des Gebietsschutzes, Arten-
schutzprogramme, vertragliche Vereinbarungen oder gezielte Aufklärung sichergestellt ist, ordnet die zuständige 
Behörde gegenüber den verursachenden Land-, Forst- oder Fischereiwirten die erforderlichen Bewirtschaftungs-
vorgaben an. Befugnisse nach Landesrecht zur Anordnung oder zum Erlass entsprechender Vorgaben durch All-
gemeinverfügung oder Rechtsverordnung bleiben unberührt.  
 
(5) Für nach § 19 zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft sowie nach den Vorschriften des Baugesetzbuches 
zulässige Vorhaben im Sinne des § 21 Abs. 2 Satz 1 gelten die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote nach 
Maßgabe von Satz 2 bis 7. Sind in Anhang IVa der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Arten oder europäische Vo-
gelarten betroffen, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des Absatzes 1 Nr. 3 und im Hinblick auf damit verbundene 
unvermeidbare Beeinträchtigungen wild lebender Tiere auch gegen das Verbot des Absatzes 1 Nr. 1 nicht vor, 
soweit die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestät-
ten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahmen festgesetzt werden. Für Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IV b der Richtlinie 
92/43/EWG aufgeführten Arten gilt Satz 2 und 3 entsprechend. Sind andere besonders geschützte Arten betrof-
fen, liegt bei Handlungen zur Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens ein Verstoß gegen die Zugriffs-, Be-
sitz- und Vermarktungsverbote nicht vor. Die Zugriffs- und Besitzverbote gelten nicht für Handlungen zur Vorbe-
reitung einer Umweltverträglichkeitsprüfung.  

 

§ 43 Ausnahmen:  
„(8) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden sowie im Falle des Verbringens aus dem Ausland das Bundes-
amt für Naturschutz können von den Verboten des § 42 im Einzelfall weitere Ausnahmen zulassen 

1. zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher wirtschaftlicher 
Schäden,  

2. zum Schutz der heimischen Tier- und Pflanzenwelt,  
3. für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken dienende 

Maßnahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung,  
4. im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Landesver-

teidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf 
die Umwelt oder  

5. aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher 
sozialer oder wirtschaftlicher Art.  

 

Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und sich der Er-
haltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht Artikel 16 (1) der Richtlinie 
92/43/EWG weitergehende Anforderungen enthält.. Artikel 16 (3) der Richtlinie 92/43/EWG und Artikel 9 (2) der 
Richtlinie 79/409/EWG sind zu beachten. Die Landesregierungen können Ausnahmen nach Satz 1 Nr. 1 bis 5 
auch allgemein durch Rechtsverordnung zulassen. Die Landesregierungen können die Ermächtigung nach Satz 
4durch Rechtsverordnung auf andere Landesbehörden übertragen."  

(9) Das Bundesamt für Naturschutz kann im Falle des Verbringens aus Drittländern von den Verboten des § 42 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 8 Satz 2 und 3 und im Einzelfall weitere Ausnahmen zulassen, um un-
ter kontrollierten Bedingungen und in beschränktem Ausmaß eine vernünftige Nutzung von Tieren und Pflanzen 
bestimmter Arten im Sinne des § 10 Abs. 2 Nr.10 Buchstabe b sowie für gezüchtete und künstlich vermehrte Tie-
re oder Pflanzen dieser Arten zu ermöglichen.“ 
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FFH-Richtlinie 

Artikel 1 i)  FFH-RL 

i) "Erhaltungszustand einer Art": die Gesamtheit der Einflüsse, die sich langfristig auf die Verbreitung und die 
Größe der Populationen der betreffenden Arten in dem in Artikel 2 bezeichneten Gebiet auswirken können. Der 
Erhaltungszustand wird als "günstig" betrachtet, wenn 

- aufgrund der Daten über die Populationsdynamik der Art anzunehmen ist, dass diese Art ein lebensfähiges 
Element des natürlichen Lebensraumes, dem sie angehört, bildet und langfristig weiterhin bilden wird, und 

- das natürliche Verbreitungsgebiet dieser Art weder abnimmt noch in absehbarer Zeit vermutlich abnehmen 
wird und 

- ein genügend großer Lebensraum vorhanden ist und wahrscheinlich weiterhin vorhanden sein wird, um 
langfristig ein Überleben der Populationen dieser Art zu sichern. 

 

Artikel 2  FFH-RL 

(1) Diese Richtlinie hat zum Ziel, zur Sicherung der Artenvielfalt durch die Erhaltung der natürlichen Lebensräume 
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen im europäischen Gebiet der Mitgliedstaaten, für das der Vertrag Gel-
tung hat, beizutragen. 

(2) Die aufgrund dieser Richtlinie getroffenen Maßnahmen zielen darauf ab, einen günstigen Erhaltungszustand 
der natürlichen Lebensräume und wildlebenden Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse zu 
bewahren oder wiederherzustellen. 

(3) Die aufgrund dieser Richtlinie getroffenen Maßnahmen tragen den Anforderungen von Wirtschaft, Gesell-
schaft und Kultur sowie den regionalen und örtlichen Besonderheiten Rechnung. 

 

Artikel 12  FFH-RL 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen Maßnahmen, um ein strenges Schutzsystem für die in Anhang IV 
Buchstabe a) genannten Tierarten in deren natürlichen Verbreitungsgebieten einzuführen; dieses verbietet: 

a) alle absichtlichen Formen des Fangs oder der Tötung von aus der Natur entnommenen Exemplaren 
dieser Arten; 

b) jede absichtliche Störung dieser Arten, insbesondere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Über-
winterungs- und Wanderungszeiten; 

c) jede absichtliche Zerstörung oder Entnahme von Eiern aus der Natur; 

d) jede Beschädigung oder Vernichtung der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten. 

(2) Für diese Arten verbieten die Mitgliedstaaten Besitz, Transport, Handel oder Austausch und Angebot zum 
Verkauf oder Austausch von aus der Natur entnommenen Exemplaren; vor Beginn der Anwendbarkeit dieser 
Richtlinie rechtmäßig entnommene Exemplare sind hiervon ausgenommen. 

(3) Die Verbote nach Absatz 1 Buchstaben a) und b) sowie nach Absatz 2 gelten für alle Lebensstadien der Tiere 
im Sinne dieses Artikels. 

(4) Die Mitgliedstaaten führen ein System zur fortlaufenden Überwachung des unbeabsichtigten Fangs oder Tö-
tens der in Anhang IV Buchstabe a) genannten Tierarten ein. Anhand der gesammelten Informationen leiten die 
Mitgliedstaaten diejenigen weiteren Untersuchungs- oder Erhaltungsmaßnahmen ein, die erforderlich sind, um si-
cherzustellen, dass der unbeabsichtigte Fang oder das unbeabsichtigte Töten keine signifikanten negativen Aus-
wirkungen auf die betreffenden Arten haben. 
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Artikel 13  FFH-RL 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um ein striktes Schutzsystem für die in Anhang 
IV Buchstabe b) angegebenen Pflanzenarten aufzubauen, das folgendes verbietet: 

a) absichtliches Pflücken, Sammeln, Abschneiden, Ausgraben oder Vernichten von Exemplaren solcher 
Pflanzen in deren Verbreitungsräumen in der Natur; 

b) Besitz, Transport, Handel oder Austausch und Angebot zum Verkauf oder zum Austausch von aus der 
Natur entnommenen Exemplaren solcher Pflanzen; vor Beginn der Anwendbarkeit dieser Richtlinie 
rechtmäßig entnommene Exemplare sind hiervon ausgenommen. 

(2) Die Verbote nach Absatz 1 Buchstaben a) und b) gelten für alle Lebensstadien der Pflanzen im Sinne dieses 
Artikels. 

 

Artikel 16  FFH-RL 

(1) Sofern es keine anderweitige zufriedenstellende Lösung gibt und unter der Bedingung, dass die Populationen 
der betroffenen Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet trotz der Ausnahmeregelung ohne Beeinträchtigung in 
einem günstigen Erhaltungszustand verweilen, können die Mitgliedstaaten von den Bestimmungen der Artikel 12, 
13 und 14 sowie des Artikels 15 Buchstaben a) und b) im folgenden Sinne abweichen: 

a) zum Schutz der wildlebenden Tiere und Pflanzen und zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume; 

b) zur Verhütung ernster Schäden insbesondere an Kulturen und in der Tierhaltung sowie an Wäldern, 
Fischgründen und Gewässern sowie an sonstigen Formen von Eigentum; 

c) im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicherheit oder aus anderen zwingenden Grün-
den des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art 
oder positiver Folgen für die Umwelt; 

d) zu Zwecken der Forschung und des Unterrichts, der Bestandsauffüllung und Wiederansiedlung und 
der für diese Zwecke erforderlichen Aufzucht, einschließlich der künstlichen Vermehrung von Pflanzen; 

e) um unter strenger Kontrolle, selektiv und in beschränktem Ausmaß die Entnahme oder Haltung einer 
begrenzten und von den zuständigen einzelstaatlichen Behörden spezifizierten Anzahl von Exempla-
ren bestimmter Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV zu erlauben. 

(2) Die Mitgliedstaaten legen der Kommission alle zwei Jahre einen mit dem vom Ausschuss festgelegten Modell 
übereinstimmenden Bericht über die nach Absatz 1 genehmigten Ausnahmen vor. Die Kommission nimmt zu die-
sen Ausnahmen binnen zwölf Monaten nach Erhalt des Berichts Stellung und unterrichtet darüber den Aus-
schuss. 

(3) In den Berichten ist folgendes anzugeben:  

a) die Arten, für die die Ausnahmeregelung gilt, und der Grund der Ausnahme, einschließlich der Art der 
Risiken sowie gegebenenfalls der verworfenen Alternativlösungen und der benutzten wissenschaftli-
chen Daten; 

b) die für Fang oder Tötung von Tieren zugelassenen Mittel, Einrichtungen oder Methoden und die Grün-
de für ihren Gebrauch; 

c) die zeitlichen und örtlichen Umstände der Ausnahmegenehmigungen; 

d) die Behörde, die befugt ist, zu erklären, dass die erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind, bzw. zu 
kontrollieren, ob sie erfüllt sind, und die beschließen kann, welche Mittel, Einrichtungen oder Methoden 
innerhalb welcher Grenzen und von welchen Stellen verwendet werden dürfen sowie welche Personen 
mit der Durchführung betraut werden; 

e) die angewandten Kontrollmaßnahmen und die erzielten Ergebnisse. 
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Vogelschutz-Richtlinie 

Artikel 5  VSchRL 

Unbeschadet der Artikel 7 und 9 treffen die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen zur Schaffung einer 
allgemeinen Regelung zum Schutz aller unter Artikel 1 fallenden Vogelarten, insbesondere das Verbot 

a) des absichtlichen Tötens oder Fangens, ungeachtet der angewandten Methode; 

b) der absichtlichen Zerstörung oder Beschädigung von Nestern und Eiern und der Entfernung von Nestern; 

c) des Sammelns der Eier in der Natur und des Besitzes dieser Eier, auch in leerem Zustand; 

d) ihres absichtlichen Störens, insbesondere während der Brut- und Aufzuchtzeit, sofern sich diese Störung auf 
die Zielsetzung dieser Richtlinie erheblich auswirkt; 

e) des Haltens von Vögeln der Arten, die nicht bejagt oder gefangen werden dürfen. 

 

Artikel 9  VSchRL 

(1) Die Mitgliedstaaten können, sofern es keine andere zufriedenstellende Lösung gibt, aus den nachstehenden 
Gründen von den Artikeln 5, 6, 7 und 8 abweichen: 

d) -  im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicherheit,  

-  im Interesse der Sicherheit der Luftfahrt,  

-  zur Abwendung erheblicher Schäden an Kulturen, Viehbeständen, Wäldern,   

   Fischereigebieten und Gewässern,  

-  zum Schutz der Pflanzen- und Tierwelt; 

e) zu Forschungs- und Unterrichtszwecken, zur Aufstockung der Bestände, zur Wiederansiedlung und zur Auf-
zucht im Zusammenhang mit diesen Maßnahmen; 

f) um unter streng überwachten Bedingungen selektiv den Fang, die Haltung oder jede andre vernünftige Nut-
zung bestimmter Vogelarten in geringen Mengen zu ermöglichen. 

(2) In den abweichenden Bestimmungen ist anzugeben,  

- für welche Vogelarten die Abweichungen gelten, 

- die zugelassenen Fang- oder Tötungsmittel, -einrichtungen und -methoden, 

- die Art der Risiken und die zeitlichen und örtlichen Umstände, unter denen diese Abweichungen getroffen 
werden können,  

- die Stelle, die befugt ist zu erklären, dass die erforderlichen Voraussetzungen gegeben sind, und zu be-
schließen, welche Mittel, Einrichtungen und Methoden in welchem Rahmen von wem Angewandt werden 
können, 

- welche Kontrollen vorzunehmen sind. 

(3) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission jährlich einen Bericht über die Anwendung dieses Artikels. 

(4) Die Kommission achtet anhand der ihr vorliegenden Informationen, insbesondere der Informationen, die ihr 
nach Absatz 3 mitgeteilt werden, ständig darauf, dass die Auswirkungen dieser Abweichungen mit dieser Richtli-
nie vereinbar sind. Sie trifft entsprechende Maßnahmen. 
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Teil III  Datenmanagement 

19 Anforderungen an die digitale Bearbeitung im Rahmen der 
landschaftspflegerischen Begleitplanung 

Ein Hauptaugenmerk von Raumordnungsbehörden, Landesämtern und Kommunen lag in 
den zurückliegenden Jahren auf der Verwaltung und Archivierung räumlich abbildbarer, um-
weltrelevanter Daten. Zwischenzeitlich sind fast überall die notwendigen Infrastrukturen ge-
schaffen worden, um digitale Datenpools aufzubauen, zu pflegen und weiter fortzuschreiben. 
Vielerorts werden bereits umfangreiche digitale Datenbestände vorgehalten, die in zuneh-
mendem Maße auch für planerische Zwecke zur Verfügung gestellt werden. Sie bestimmen 
damit verstärkt auch die landschaftspflegerische Begleitplanung (LBP und Beiträge zur ar-
tenschutzrechtlichen Prüfung). Dabei läuft der Datenfluss nicht nur in eine Richtung; die Er-
gebnisse der landschaftspflegerischen Begleitplanung fließen in steigendem Maße auch 
wieder zurück in die digitalen Datenbestände der Verwaltung. Dort werden sie u. a. in Kom-
pensationsmaßnahmenkataster oder landesweite Arterfassungen integriert sowie zur Bewäl-
tigung weiterer planerischer Aufgaben (z. B. Landschaftspflegerische Ausführungsplanung) 
vorgehalten. 

Vor diesem Hintergrund ist es deshalb notwendig, das Anforderungsprofil an eine digitale 
Bearbeitung im Rahmen der landschaftspflegerischen Begleitplanung nicht allein auf die kar-
tographische Gestaltung von Musterkarten zu beschränken. Vielmehr ist es Ziel, eine Kon-
zeption für die DV-technische Bearbeitung zu formulieren, die die fachlichen Ansprüche der 
Planungsbeiträge wie auch die Anforderungen an die Datenerfassung, den Datenaustausch 
und die technische Bearbeitung berücksichtigt. So ist einerseits eine effektive Bearbeitung 
des LBP und des artenschutzrechtlichen Beitrags zu gewährleistet und andererseits ein 
möglichst reibungsloser und verlustfreien Datenfluss garantiert. 

Im Gutachten können allerdings weder verbindliche Vorgaben zu Art und Struktur der Daten-
haltung und Datenverarbeitung noch für das zu wählende DV-System gemacht werden. Um 
dennoch eine Vereinheitlichung der EDV-gestützten landschaftspflegerischen Begleitplanung 
zu erzielen, werden praxisorientierte Rahmenbedingungen für eine effektive Datenverarbei-
tung und die Qualitätssicherung von Daten formuliert, sowie Vorschläge für die Speicherung 
und Dokumentation von Daten gemacht. 

Die nachfolgenden Ausführungen orientieren sich im Aufbau und ihren Inhalten wegen des 
vergleichbaren Ansatzes an den entsprechenden Formulierungen des Gutachtens zu den 
Richtlinien für die Erstellung von Umweltverträglichkeitsstudien im Straßenbau (RUVS) 
(Kap. 8 bis 10). 

Um Wiederholungen an dieser Stelle zu vermeiden wird im Falle vergleichbarer Vorgehens-
weisen unter Benennung der wesentlichen Inhalte auf das entsprechende Kapitel des Gut-
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achtens zu den RUVS verwiesen. Im Falle abweichender Vorgehensweisen werden diese 
benannt und ausführlich dargelegt. 
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20 GIS-Anwendung bei der landschaftspflegerischen Begleit-
planung 

Im Zuge der Bearbeitung von Landschaftspflegerischen Begleitplänen und Beiträgen zur ar-
tenschutzrechtlichen Prüfung sind im großen Umfang raumrelevante Daten zu verwalten, zu 
analysieren und darzustellen. Als technische Hilfsmittel hierfür eignen sich im besonderen 
Maße Geographische Informationssysteme (GIS), die eine 

• strukturierte Verwaltung und Speicherung der im Rahmen der Bearbeitung verwendeten 
raumbezogenen Daten, 

• automatisierte Analyse und Ermittlung der Eingriffstatbestände und 
• standardisierte (karto-)graphische Darstellung und Dokumentation sowohl der Grundla-

gen wie auch der Ergebnisse 

ermöglichen. 

Die Verwendung eines GIS für die Bearbeitung eines LBP64 ermöglicht einerseits eine ma-
schinelle Bearbeitung zeitintensiver Arbeitsschritte sowie eine vereinfachte Bearbeitung kar-
tographischer Darstellungen. Andererseits bringt die Verwendung eines Geographischen In-
formationssystems einen höheren Aufwand beim Aufbau des Datenbestandes und der Vor-
bereitung der Analysen mit sich. 

Die Bearbeitung von landschaftspflegerischen Begleitplänen mit Hilfe von GIS ist mittlerweile 
in der Planungspraxis weitgehend etabliert. Daneben ist aber auch die Verwendung von 
CAD-Systemen weit verbreitet. Allerdings sind die Möglichkeiten dieser Programme, ins-
besondere hinsichtlich einer automatisierten Datenanalyse und Eingriffsermittlung gegenüber 
GIS, deutlich eingeschränkt. Dies ist bei der Entscheidung, welches technische Hilfsmittel bei 
der Bearbeitung von landschaftspflegerischen Begleitplänen zur Anwendung kommen soll, 
mit zu beachten. Daneben ist zu berücksichtigen, in welchen Datenformaten die räumlichen 
Informationen aus der LBP-Bearbeitung an die Straßenbauverwaltung übergeben werden 
sollen. Viele Straßenbauämter bevorzugen eine Übernahme der raumrelevanten Daten der 
landschaftspflegerischen Begleitpläne in CAD-gestützte Programm-Systeme des Straßen-
baus. In welchen Datenformaten die Ergebnisse des LBP zu übergeben sind, ist deshalb im 
Vorfeld vertraglich zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer festzulegen. 

Gegebenenfalls ist eine kombinierte Bearbeitung des LBP möglich, indem die Datenhaltung 
und Analyse im GIS geschieht, die zeichnerisch-kartographische Darstellung der Ergebnisse 
jedoch unter zu Hilfenahme von CAD-Systemen erfolgt. 

Einer GIS-gestützten Bearbeitung des LBP birgt sicherlich Vorteile und wird deswegen im 
Folgenden vertiefend betrachtet. 

                                                 

64 Auf eine explizite Nennung des Beitrages zur artenschutzrechtlichen Prüfung wird im Weiteren verzichtet. Der Hinweis auf 
eine DV-gestützte Bearbeitung des LBP schließt folglich auch Beiträge zur artenschutzrechtlichen Prüfung mit ein. 
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20.1 Ablauf der GIS-Anwendung 

Die Anwendung eines Geoinformationssystems im Rahmen der Erstellung eines Land-
schaftspflegerischen Begleitplanes lässt sich anhand seiner Arbeitsschritte 

• Planungsraumanalyse 
• Bestandserfassung 
• Konfliktanalyse 
• Maßnahmenplanung 

in mehrere Teilphasen untergliedern (vgl. Abb. 2-1). 

In der Planungsraumanalyse werden nach Möglichkeit digitale Daten aus vorhandenen Geo-
informationssystemen zusammengetragen. Sie stützt sich dabei im Wesentlichen auf eine 
Auswertung vorhandener Unterlagen, wie z. B. 

• UVS zur Linienfindung 
• Daten der örtlichen und überörtlichen Landschaftsplanung: Landschaftsprogramme, 

Landschaftsrahmen-, Landschafts- und Grünordnungspläne 
• Daten der Naturschutzbehörden: Arten- und Biotopschutzprogramme, Schutzgebietsver-

ordnungen, Pflege- und Entwicklungspläne, Managementpläne, landesweite Biotopkartie-
rungen etc. 

• Daten der Gesamtplanung: Landes- und Regionalpläne, Flächennutzungspläne 
• sonstige Fachpläne: Forstliche Rahmenpläne, Agrarstrukturelle Planungen. 
• topographischen Karten 
• Karten der Naturräumlichen Gliederung 
• ATKIS-Daten 
• Luftbildern 
• vorliegenden Kartierungen 
• Bodenkarten 
• Hydrogeologischen Karten sowie 

Ergänzt wird diese Datenbasis durch die Projektinformationen der Straßenbauverwaltung 
und eine Begehung des Projektgebietes. 

Auf dieser Grundlage werden die Bezugsräume als zusätzlicher Datensatz abgegrenzt.  

Im Zuge der ständigen Verbesserungen internetbasierter Informationsdienste wie Web Map 
oder Web Feature Services der Geodateninfrastruktur Deutschland (GDI-DE) wird es in Zu-
kunft möglich sein, diese ebenfalls für die Planungsraumanalyse zu nutzen. 

Die Ergebnisse der Planungsraumanalyse sind im Landschaftspflegerischen Begleitplan zu 
dokumentieren. Sie fließen unter anderem ein in den Plan Bestandsübersicht (vgl. 
Kap. 21.3.1, S. 186), deren Inhalte im weiteren Planungsprozess fortgeschrieben (ergänzt 
und aktualisiert) werden. Die jeweiligen Zwischenstände können daher auch als Arbeitskar-
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ten im Beteiligungs- und Abstimmungsprozess dienen. Von daher empfiehlt es sich bereits 
im Zuge der Planungsraumanalyse mit dem Aufbau des digitalen Datenpools der Land-
schaftspflegerischen Begleitplanes zu beginnen und dies um so mehr, als dass dieser Pro-
zess für die Planungsbeteiligten sichtbar gemacht werden muss und zudem viele Daten, die 
für die Bestimmung der planungsrelevanten Strukturen und Funktionen des Naturhaushalts 
und des Landschaftsbildes ausgewertet werden, mittlerweile nur noch in digitaler Form be-
reitgehalten werden (z. B. ATKIS-Daten, ökologische Kenndaten der jeweiligen Landesäm-
ter) und für eine Analyse des Planungsraums ohnehin zunächst einer EDV- bzw. GIS-
technischen Aufbereitung unterzogen werden müssen. In dieser Phase der Bearbeitung 
kann unter Umständen auf eine abgestimmte Strukturierung der Daten noch verzichtet wer-
den. Spätestens die Integration weiterer, aus unterschiedlichen Datenquellen zusammenge-
tragenen Informationen in das Geoinformationssystem im Rahmen der eigentlichen Be-
standserfassung und der Konfliktanalyse verlangt jedoch eine auf die Erfordernisse des LBP 
abgestimmte Strukturierung der verwendeten Daten. 

Hierbei gelten die gleichen Grundsätze wie sie das Gutachten zu den RUVS für die vertie-
fende Raumanalyse (in Kap. 9.1 auf Seite 70) formuliert. Sie lassen sich unter Benennung 
der Kerninhalte wie folgt zusammenfassen: 

• Geometrische und inhaltliche Anpassung von Daten aus Fachinformationssystemen ad-
ministrativer Einheiten (z. B. Schutzgebietsinformationen mehrerer benachbarter Kreise); 

• Im Hinblick auf die nachfolgende Konfliktanalyse: Berücksichtigung der späteren Integra-
tion der für die Bestimmung der Erheblichkeit heranzuziehenden Bewertungsmaßstäbe in 
die Datenstruktur der Bestandserfassung; 

• Trennung von Sach- und Wertdimension der Bestandsdaten. 

Ebenfalls zu erfassen sind die räumlich darstellbaren, eingriffsrelevanten Projektmerkmale 
des Vorhabens. Hierzu werden aus der technischen Planung die Abgrenzungen des Baukör-
pers und des Baufelds in den Datenpool des LBP übertragen. Ergänzend zu den umweltre-
levanten Merkmalen der technischen Planung sind die Wirkräume (Wirk- und Effektdistan-
zen) des Schalls, der optischen Reize und der stofflichen Belastungen zu erfassen. 

Über die GIS-gestützten Analyseverfahren (Selektion, Flächenverschneidungen, Umge-
bungsanalysen, Flächenberechnungsverfahren) werden Flächen- und Funktionsverlusten 
sowie von Funktionsbeeinträchtigungen ermittelt. 

Die Ergebnisse der Bestandserfassung wie auch der Ergebnisse der technischen Merkmale 
und Wirkräume des geplanten Straßenbauvorhabens werden zusammen im Plan Bestand 
und Konflikte gemeinsam dokumentiert (vgl. Kap. 21.3.2, S. 187). Ergänzend dazu können 
die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Prüfung entweder in dem Plan Bestand- und 
Konflikte oder separat in einem eigenen Plan Artenschutz dargestellt werden (vgl. 
Kap. 21.3.3, S. 188). 



Gutachten zu den RLBP 
Eingriffsregelung / Artenschutz 

 

 

20 GIS-Anwendung bei der landschaftspflegerischen Begleitplanung 170 

Dargestellt werden hierbei i. d. R. die reinen Sachinformationen, die die textliche Beschrei-
bung der Bestandssituation um ihre räumliche Dimension erweitern. Das gleiche gilt auch 
hinsichtlich der Straßenplanung. 

Durch die Zusammenführung der Bestandsdaten mit den Daten des Vorhabens entstehen im 
Rahmen der Konfliktanalyse weitere Datensätze. 

Die Maßnahmenplanung baut auf dem Datenpool der Bestandserfassung und den Ergebnis-
sen der Konfliktanalyse auf. Durch diese Informationen können die Flächen bzw. Funktionen 
identifiziert werden, für die eine Kompensation erforderlich ist. Dabei greift die Planung von 
Kompensationsmaßnahmen (Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen) in einem ersten Schritt auf 
diejenigen Flächen zurück, die im Datenpool der Bestandserfassung – und hier insbesonde-
re den Ergebnissen der Biotoptypenkartierung – enthalten sind.  

In dem Falle, dass keine oder nicht in ausreichendem Maße geeignete Flächen für die Reali-
sierung von Kompensationsmaßnahmen im Datenpool der Bestandserfassung enthalten 
sind, sind für die Maßnahmenplanung weitere Flächen in den Datenbestand des LBP aufzu-
nehmen. Diese können, wenn vorhanden und geeignet, entweder aus Flächen- oder Maß-
nahmenpools kommunaler oder privater Träger digital übernommen werden oder sind durch 
Digitalisierung zusätzlicher Flächen nachträglich zu erfassen. 

In beiden Fällen ist die Attributstruktur der nachträglich übernommenen oder zusätzlich er-
hobenen Flächen an die der Bestandserfassung – und hier insbesondere derjenigen der Bio-
toptypenkartierung – anzupassen (Erfassung als Biotoptypen). Ziel ist es auch hier, dass die 
zusätzlich in den Datenbestand des LBP aufgenommenen Flächen zusammen mit den Da-
ten der Bestandserfassung einen homogenen Datenpool bilden. 

Als zusätzliche Orientierung für den Aufbau der Attributstruktur, speziell dem der Maßnah-
menflächen, kann außerdem das Maßnahmenblatt dienen, dessen Inhalte ebenfalls in den 
Datenbestand der Kompensationsmaßnahmen mit aufgenommen werden können. 

Das gleiche wie für die Kompensationsmaßnahme gilt auch für alle anderen Maßnahmenty-
pen des LBP (Vermeidungs- und Gestaltungsmaßnahmen). Ihre Abgrenzungen sollten pri-
mär aus dem Datenbestand der Bestandserfassung bzw. dem der technischen Planung 
übernommen werden. 

Die Maßnahmenplanung wird blattweise im Blattschnitt der technischen Planung kartogra-
phisch in dem Plan Maßnahmen dokumentiert (vgl. Kap. 21.3.5, S. 190). Im Regelfall, dass 
sich die darzustellenden Inhalte der Maßnahmenplanung nicht alle im Blattschnitt des einen 
technischen Lageplanes wiedergeben lassen, werden die auf mehreren Lageplänen der 
technischen Planung verteilt dargestellten Maßnahmenflächen im Plan Maßnahmenüber-
sicht nach Möglichkeit in einem Kartenblatt zusammengefasst (vgl. Kap. 21.3.4, S. 189). 
Beide Pläne dienen der Ergänzung und Erläuterung der textlichen Beschreibung des LBP 
und des Maßnahmenblatts. 
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Abb. 20-1  Ablaufschema des LBP 
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20.2 Aufbau eines projektbezogenen Geo-Informationssystems 

Ein geographisches Informationssystem (GIS) ist ein Informationssystem mit speziellen 
Komponenten, um raumbezogene Daten zu bearbeiten, insbesondere um topologische Zu-
sammenhänge abzubilden und zu analysieren. Die raumbezogenen Daten lassen sich in ge-
ometrische Daten sowie attributive Daten unterteilen. 

Hinsichtlich des Aufbaus eines projektbezogenen geographischen Informationssystems 
(GIS) gilt für den LBP grundsätzlich das Gleiche wie für die UVS (vgl. Kap. 9.2 der RUVS). 
Danach ist ein GIS gekennzeichnet durch eine Aufteilung in die „Datenobjekte“ und die „Ver-
arbeitungsmethoden“. Die Teilkomponenten des GIS umfassen Möglichkeiten zur Datenein-
gabe und Datenverwaltung, zur Datenanalyse (Datenauswertung) und zur Datenpräsentati-
on. 

Für eine zielgerichtete und effektive Bearbeitung des LBP mit Hilfe eines GIS sind zunächst 
alle erforderlichen Informationen (Daten) in eine GIS-kompatible Struktur (Datenmodell) zu 
überführen. Die Methoden zur Datenanalyse und die Präsentation der Daten sind unter Be-
rücksichtigung der inhaltlich-methodischen Anforderungen sowie der systembedingten 
Zwänge und Möglichkeiten der vom GIS bereitgestellten Werkzeuge aufeinander abzustim-
men und zu formalisieren. In den Möglichkeiten zur Formalisierung der einzelnen Arbeits-
schritte liegt der große Vorteil eines GIS bei der LBP-Bearbeitung. 

Zwischen den methodisch-inhaltlichen Anforderungen des LBP und den technischen Mög-
lichkeiten und Funktionsweisen des eingesetzten GIS bestehen Abhängigkeiten, die beim 
Aufbau des Datenbestandes für einen LBP zu beachten sind. Dabei sollte die inhaltliche Tie-
fe des LBP jedoch niemals von den technischen Rahmenbedingungen des verwendeten ge-
ographischen Informationssystems bestimmt werden. Beim Aufbau des Datenpools des LBP 
sind die Festlegung der Datenformate, die Geometrietypen (Punkt, Linie, Fläche), die Struk-
tur der Daten und die Attributierung der Daten auf die entscheidenden Fragestellungen der 
Eingriffsermittlung abzustimmen. Des Weiteren sind einheitliche Qualitätsansprüche an die 
geometrische Genauigkeit der verwendeten Daten zu beachten, da Geometriefehler sich 
unmittelbar auf das Ergebnis der Konfliktanalyse auswirken können. 

Zur Beantwortung der oftmals komplexen Fragestellungen, die sich aus der LBP-Bearbeitung 
ergeben, ist es erforderlich die Problemlösung in Teilschritte zu untergliedern um sie für die 
vielfältigen Analysen des GIS operabel zu machen. 

Vor diesem Hintergrund mag deutlich werden, dass es von Vorteil sein kann, wenn die LBP-
Bearbeitung und die GIS-Anwendung zumindest in der Teilphase der Konfliktanalyse in einer 
Hand liegen. Da die GIS-Anwendung ein integrativer Bestandteil der LBP-Bearbeitung ist, 
werden von den Bearbeitern ein hohes Maß an Verständnis und fundierte Kenntnisse bei der 
Analyse der LBP-relevanten Fragestellungen einerseits und der technischen Lösungsmög-
lichkeiten und Funktionsweisen eines geographischen Informationssystem andererseits vo-
rausgesetzt. 
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21 Komponenten der GIS-Anwendung 

Die einzelnen Schritte der GIS-gestützten Bearbeitung eines Landschaftspflegerischen Be-
gleitplanes sind eng geknüpft an die Teilkomponenten 

• Dateneingabe und Datenverwaltung, 
• Datenanalyse und, 
• Datenpräsentation 

eines geographischen Informationssystems. Im Folgenden soll deswegen die Anwendung 
eines geographischen Informationssystems anhand der einzelnen GIS-Komponenten be-
schrieben werden. Da dabei die gleichen Grundsätze gelten, wie bei der GIS-Anwendung im 
Rahmen der UVS, beschränken sich die nachstehenden Ausführung mit Verweis auf die er-
schöpfende Auskunft im Gutachten zu den RUVS auf eine Benennung der wesentlichen In-
halte unter besonderer Hervorhebung der im Vergleich zur UVS abweichenden Vorgehens-
weisen bei der LBP-Bearbeitung. 

21.1 Dateneingabe und Datenverwaltung 

Die GIS-Komponenten Dateneingabe und Datenverwaltung decken den Bereich der Daten-
erfassung zum Aufbau eines Datenbestandes und seiner weiteren Pflege im Zuge der LBP-
Bearbeitung ab. Wichtige Teilaspekte, die beim Aufbau eines Datenpools zu berücksichtigen 
sind, stellen die verwendeten Datenstrukturen und Datenformate dar sowie für die Verwen-
dung und Analyse der Daten das Datenmodell. 

21.1.1 Datenstruktur 

Die für gewöhnlich im Bereich der LBP-Bearbeitung zum Einsatz kommenden 
Geo-Informationssysteme ermöglichen in der Regel die hybride Haltung und Verarbeitung 
von Raster- und Vektordaten. Dabei ist der Erfassung und Speicherung von Vektordaten im 
Rahmen einer GIS-gestützten Bearbeitung eindeutig der Vorzug einzuräumen. Ihre Vorteile 
gegenüber Rasterdaten liegen in 

• der einfacheren Erfassung 
• ihrem deutlich geringerem Speicherbedarf und 
• ihrer größeren Flexibilität bei der Datenanalyse und Daten- bzw. Ergebnispräsentation 

(Kartographie). 

Vertiefende Informationen zur Datenstruktur enthält das Kapitel 10.1.1 des „Gutachtens zu 
den RUVS“. 
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21.1.2 Datenintegration 

Bestandsdaten 

Zur Bestandserfassung innerhalb der LBP-Bearbeitung sind verschiedene Datenquellen zur 
erschließen. Dabei ist grob zu unterscheiden zwischen 

• Daten, die aus Erhebungen (Kartierungen) vor Ort oder aus analogen Karten übernom-
men werden und für eine DV-gestützte Weiterverarbeitung zu digitalisieren sind und 

• digitalen (Umwelt-)Daten aus vorhandenen Datensammlungen und aus umwelt-, natur- 
und artenschutzrechtlichen Planungsbeiträgen (z. B. UVS, FFH-VP, Landschaftsplan). 

Die digitale Erfassung von Daten aus eigenen Kartierungen vor Ort oder die digitale Übertra-
gung von analogen Karteninhalten erfolgt im Rahmen des LBP in der Regel auf der Grundla-
ge digitaler Katasterdaten um die Lagegenauigkeit der digitalisierten Raumdaten beim Maß-
stabswechsel zwischen dem Bestands- und Maßnahmenplan zu gewährleisten. 

Die Übernahme externer digitaler Daten erfolgt entweder direkt über geeignete Schnittstellen 
(Datenaustauschformate) oder über eine Konvertierung in das vom verwendeten DV-System 
bevorzugte Datenformat. Dabei ist zu berücksichtigen, dass ggf. nicht alle Teile des ur-
sprünglichen Datenformats (Attribut-Tabellen, (karto-)graphische Darstellungsweisen, Anno-
tations) mit übernommen werden. Die externen digitalen Daten sind deswegen nach ihrer 
Übernahme in den Datenbestand des LBP einer Plausibilitätsprüfung im Hinblick auf inhaltli-
che und geometrische Fehler zu unterziehen und zu korrigieren. 

Gegebenenfalls hat eine Anpassung der Geometrien an den Darstellungsmaßstab der Er-
gebniskarten zu erfolgen. Daten zum gleichen Sachverhalt, die aber aus unterschiedlichen 
Quellen übernommen werden (Schutzgebietsinformationen unterschiedlicher Landkreise), 
sollten zu einem homogenen Datenbestand mit einheitlicher Datenstruktur zusammengefasst 
werden. 

Straßenbautechnischer Vorentwurf 

Die Daten der technischen Planung werden in der Regel mit speziellen Programm-Systemen 
zur straßenbautechnischen Entwurfsplanung erstellt und dem LBP-Bearbeiter in CAD-
Formaten (DXF oder DWG) übergeben. Um diese Daten in einem GIS effektiv verwenden zu 
können, sind spezielle Anforderungen an die Struktur und den Aufbau der CAD-Dateien zu 
stellen. Diese Anforderungen sind vor Projektbeginn zwischen dem technischen Planer und 
dem LBP-Bearbeiter abzustimmen und verbindlich festzulegen. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass eine effektive Eingriffsermittlung und Flächenbilanzierung 
im Rahmen des LBP eine polygonale Darstellung der unterschiedlichen, eingriffsrelevanten 
Trassierungselemente (z. B. Fahrbahn, Seitenstreifen, bzw. Bankett, Entwässerungsgräben, 
Böschungen etc.) erfordert. Eine lediglich zeichnerisch-linienhafte Abgrenzung der einzelnen 
straßenbautechnischen Entwurfselemente ist hingegen nicht ausreichend und bedarf i. d. R. 
einer aufwendigen und fehlerträchtigen Überarbeitung der Projektdaten durch den LBP-
Bearbeiter. 
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Für eine weitere Verwendung der CAD-Daten zum straßenbautechnischen Entwurf im Rah-
men der LBP-Bearbeitung ist daneben eine inhaltliche Trennung der unterschiedlichen Ent-
wurfselemente auf verschiedenen Ebenen (Layern) unabdingbar. So sind beispielsweise Be-
stands- und Planungsinformationen voneinander getrennt darzustellen. Insbesondere ist bei 
den Zeichnungsbestandteilen des straßentechnischen Entwurfs zwischen der Lageinformati-
on und den Darstellungssignaturen zu unterscheiden. Signaturen zur Darstellung von bei-
spielsweise Böschungen der Damm- und Einschnittlagen oder Textinformationen sind auf 
separaten Layern abzuspeichern. Auch die Lageinformationen der einzelnen Trassierungs-
elemente sind jeweils inhaltlich voneinander zu trennen und auf einzelnen Layern darzustel-
len. Die Lageinformationen dürfen keine Lücken aufgrund der gewählten Signaturen (z. B. 
unterbrochene Linie für die Achsdarstellung) oder (freigestellter) Planbeschriftungen aufwei-
sen. Zur einfachen und zweifelsfreien Ansprache der einzelnen Lageinformationen und Dar-
stellungssignaturen sind jeweils eindeutige Layerbenennungen zu wählen, die gesondert zu 
dokumentieren sind. 

Um einen räumlichen Bezug zu den Bestandsdaten des LBP herstellen zu können, sind die 
Zeichnungsdaten der straßentechnischen Entwurfsplanung in dem für das Projekt abge-
stimmtem Koordinatensystem (derzeit in der Regel noch DHDN 90 / GK, in Zukunft 
ETRS 89 / UTM) als Weltkoordinaten zu speichern und dem LBP-Bearbeiter zu übergeben. 

Die Übergabe der straßentechnischen Entwurfsplanung sollte auch bei größeren Straßen-
planungen blattschnittsfrei erfolgen. Für eine effektive Bearbeitung im GIS ist es günstiger, 
wenn der gesamte Streckenverlauf in einem Datensatz vorgehalten wird. Andernfalls müss-
ten die bereitgestellten Daten zusammengefügt werden, was insbesondere bei den An-
schlussstellen der Blattgrenzen infolge von Zeichenungenauigkeiten zu Datenüberschnei-
dungen bzw. Datenlücken führen kann, die immer eine mehr oder weniger aufwendige Kor-
rektur nach sich ziehen. 

Änderungen der technischen Entwurfsplanung im Zuge der LBP-Bearbeitung sind unver-
meidlich. Die Konsequenz ist, dass die Daten der technischen Planung im GIS stets auf dem 
aktuellsten Stand zu halten sind. Bei Einhaltung der zuvor beschriebenen Verfahrensweise 
kann bei Änderungen der technischen Entwurfsplanung der notwendige Aufwand zur Aktua-
lisierung der Daten im GIS deutlich reduziert und damit die Bearbeitung des LBP effektiver 
gestaltet werden. 

21.1.3 Datenmodell 

Das Datenmodell dient der Beschreibung des inhaltlichen Aufbaus des Datenbestandes. Da-
bei können layer- bzw. ebenenbasierte Ansätze von solchen unterschieden werden, die ob-
jektorientiert sind. Wie in der Umweltverträglichkeitsstudie gibt es auch für den LBP bisher 
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noch keine praktikablen Lösungen zur Realisierung eines objektorientierten Ansatzes 65, 
weshalb sich auch in der Praxis der GIS-gestützten LBP-Bearbeitung die layer- / ebenen-
orientierten Ansätze mittlerweile etabliert haben. Die Umsetzung eines solchen layer- bzw. 
ebenenbasierten Ansatzes ist bei der UVS- und LBP-Bearbeitung, weshalb auch an dieser 
Stelle noch einmal auf die ausführliche Beschreibung in Kap. 10.1.3 des „Gutachten zu den 
RUVS“ verwiesen wird. 

Wie in der UVS erfolgt auch im Datenmodell des GIS-gestützten LBP eine Aufteilung der Da-
ten auf mehrere Datenbestände. Neben einer Beschreibung des Aufbaus der einzelnen Da-
tenbestände beinhaltet das Datenmodell des LBP auch Angaben zu den Verknüpfungen mit 
weiteren, in Datenbanktabellen gespeicherten Informationen. Diese können Angaben zur 
Bewertung, Analyse oder Präsentation von Daten enthalten. 

An dieser Stelle kann kein für jeden landschaftspflegerischen Begleitplan allgemein-
verbindliches Datenmodell vorgegeben werden. Dieses ist abhängig von zu vielen Parame-
tern (z. B. Größe und Art eines Projektes, natürliche Ausstattung des Untersuchungsraumes, 
technische Möglichkeiten des eingesetzten Geo-Informationssystems), die in ihrer Gesamt-
heit hier nicht alle berücksichtigt werden können. Stattdessen werden allgemeine Grundprin-
zipien für den Aufbau eines Datenbestandes und die Inhalte des Datenmodells benannt und 
ein Beispiel für den Aufbau eines Datenpools vorgestellt (vgl. Č MB 44). 

Grundsätzlich gilt, dass das Datenmodell des GIS-gestützten LBP alle Inhalte der Bestands-
erfassung berücksichtigen soll, die als Angabe in den Merkblättern dokumentiert sind (vgl. 
Č MB 3 – 8), soweit diese für das jeweilige Projekt relevant sind. 

Außerdem hat im Hinblick auf die Konfliktanalyse im Datenmodell eine Abstimmung mit den 
in den Merkblättern (vgl. Č MB 9 – 21) dokumentierten Maßgaben zur Beurteilung des Ein-
griffs zu erfolgen. 

Dabei gelten für den Aufbau des Datenpools letztendlich die gleichen Grundsätze wie bei der 
UVS: 

• Aufbau des Datenbestandes nach einem einheitlichen Schema 
Die Datenbestände sollten je nachdem, ob sie aus Fremdquellen übernommen, selbst 
erstellt oder durch GIS-Operationen errechnet worden sind, durch Aufteilung auf unter-
schiedliche Verzeichnisse und / oder spezielle Konventionen zur Benennungen von Da-
teien deutlich von einander getrennt bzw. unterschieden werden. Dies erleichtert die Ori-

                                                 

65 Bei einem objektorientiertem Ansatz tritt an die Stelle einer Tabellenstruktur zur Abspeicherung von Daten eine Struktur, die 
durch Objekte, Typen und Klassen repräsentiert wird. Eine Trennung zwischen Geometrie- und Sachdaten, wie sie bei 
layer- / ebenenorientierten Datenstrukturen ansonsten üblich ist, findet hierbei nicht statt. Jedes Objekt besteht aus Daten 
und den zugehörigen Zugriffsmethoden. Die Objekte können zu Klassen zusammengefasst werden, wobei das Verer-
bungsprinzip angewendet wird, wonach die Eigenschaften einer übergeordneten Hierarchie an die jeweils untergeordneten 
Hierarchien weitergegeben werden. 
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entierung in einem Datenpool, der im Laufe der LBP-Bearbeitung sehr schnell anwach-
sen kann und damit die Gefahr in sich birgt, nicht mehr überschaubar zu sein. 

• Vermeidung redundanter Datenbestände 
Dadurch, dass Daten zu einem bestimmten Thema nur einmal vorgehalten werden, re-
duzieren sich der Pflegeaufwand des Datenbestands und damit gleichzeitig auch die 
Fehleranfälligkeit, die sich ansonsten durch unterschiedliche Datenbearbeitungsstände 
geradezu zwangsläufig ergeben würden. 

• Angemessene Normalisierung von Datenbankinhalten 
Durch die Wahl einer geeigneten, eindeutigen Kodierung (z. B. Biotoptypencode) und die 
Aufteilung immer wiederkehrender Datenbankeinträge (z. B. Klartextbezeichnungen von 
Biotoptypen) auf mehrere Tabellen (Normalisierung), kann die ansonsten aufwändige Da-
tenerfassung in einer Tabelle, die alle Einträge enthält, vereinfacht und die Fehleranfäl-
ligkeit bei der Dateneingabe (z. B. Schreibfehler bei der Datenattributierung) deutlich re-
duziert werden. 

21.1.4 Datenqualität 

Die Aussagekraft der Daten, die der LBP-Bearbeitung zu Grunde liegen, steht und fällt mit ih-
rer Qualität. Damit bestimmt die Qualität der Daten letztendlich auch die Qualität des gesam-
ten landschaftspflegerischen Begleitplans. Die Qualität der Daten lässt sich mit Hilfe der Kri-
terien Aktualität, Genauigkeit, Konsistenz und Vollständigkeit überprüfen: 

• Aktualität 
Mit Hilfe dieses Kriteriums wird die zeitliche Aussagekraft von Daten gekennzeichnet. Sie 
wird entweder angegeben durch das Erfassungsdatum oder das Datum der letzten Aktu-
alisierung eines Datenbestandes. Bestimmend für die Beurteilung der Aktualität ist dabei, 
ob die in den Daten abgebildete Situation noch Deckungsgleich mit derjenigen ist, die vor 
Ort tatsächlich anzutreffen ist. Vor diesem Hintergrund veralten manche Daten schneller 
(z. B. eine Biotoptypenkartierung) als andere (z. B. eine Bodenkarte). 

• Genauigkeit 
Hierbei ist zu unterscheiden zwischen geometrischer und thematischer Genauigkeit. Die 
geometrische Genauigkeit ist bei Vektordaten abhängig vom Erfassungsmaßstab und 
bezeichnet die Lagetreue von erfassten Flächeneinheiten eines Datenbestandes. Sie 
steigt mit der Größe des Maßstabes der Kartengrundlage auf der die Erfassung, bei-
spielsweise von Biotoptypen, erfolgt. Mit der thematischen Genauigkeit wird der Detaillie-
rungsgrad der Daten, z. B. eine Biotoptypenkartierung, beschrieben. Mit steigender De-
tailgenauigkeit wächst auch die geometrische Differenzierung der erfassten Daten. Die 
Erfassung von Biotoptypen für den landschaftspflegerischen Begleitplan sollte z. B. auf 
einer vergleichsweise großmaßstäblichen Kartengrundlage erfolgen (zumindest eine 
Deutsche Grundkarte 1 : 5.000) um bei der für die Erfassung erforderlichen Detailschärfe 
auch die hierfür notwendige geometrische Lagegenauigkeit zu erzielen. 

• Konsistenz 
Mit diesem Kriterium wird die Widerspruchsfreiheit von Daten gekennzeichnet. Diese be-
zieht sich auf eine 
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− räumliche Konsistenz (Lücken zwischen oder Überlagerungen von Teilflächen sind zu 
vermeiden), 

− thematische Konsistenz (Vermeidung von Mehrfachzuordnungen einer Fläche zu un-
terschiedlichen thematischen Inhalten), 

− zeitliche Konsistenz (einheitliche Aktualität aller Teildaten eines Gesamtdatenbestan-
des). 

• Vollständigkeit 
Das Kriterium Vollständigkeit kennzeichnet die Notwendigkeit, dass der Datenbestand 
des Landschaftspflegerischen Begleitplans die zuvor genannten Qualitätskriterien für den 
gesamten Untersuchungsraum flächendeckend in vergleichbarer Art und Weise erfüllt. 

Diese Qualitätsstandards beziehen sich sowohl auf den im Zuge der Bestandserfassung zu 
erhebenden Datenbestand wie auch auf die berechneten Ergebnisse der Konfliktanalyse. 
Die gleichen Qualitätsanforderungen sind selbstverständlich auch auf die Daten der techni-
schen Planung anzuwenden. 

21.1.5 Datendokumentation 

Um zu gewährleisten, dass die erhobenen und / oder durch GIS-Operationen berechneten 
Daten durch andere Nutzer verwendet werden können, ist der Datenbestand des Land-
schaftspflegerischen Begleitplanes zu dokumentieren. Besonderes Gewicht erlangt dieser 
Umstand vor dem Hintergrund, dass die Daten nach Abschluss der Bearbeitung in aller Re-
gel zur weiteren Nutzung an den Auftraggeber übergeben werden. 

Insbesondere die folgenden Inhalte sind bei der Datendokumentation zu berücksichtigen: 

• Bezeichnung des Datensatzes: Name und relativer Pfad 
• Beschreibung des Datensatzes 
• Administrative Verwaltungsebene: im Falle einer Datenübernahme66 
• Datenquelle: Datenführende Stelle und Bezugsquelle im Falle einer Datenübernahme 
• Bearbeitungsstand: im Falle einer Ableitung aus vorhandenen Datenquellen oder Über-

nahme des Originaldatenbestandes 
• Bearbeitungshinweise: im Falle einer Ableitung aus vorhandenen Datenquellen 
• Datenformat: Shape, ARC-Info, Personal Geodatabase, File Geodatabase, DGN, DXF, 

EDBS, TIFF etc. 
• Geometrie: Polygon / Region, Linie / Route, Punkt, Objekt, Raster 
• Basis der Digitalisierung / Maßstab 
• Aktualität 
• Inhalte: Attribute, Attributwerte, Erläuterungen. 
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Einen Vorschlag zur einfachen Dokumentation der Datenbestände macht das Č MB 45. Es 
orientiert sich an der Datenstruktur und den Kriterien zur Bestimmung der Datenqualität und 
ist so konzipiert, dass die in der Regel sehr heterogenen Datenbestände der GIS-gestützten 
LBP-Bearbeitung damit dokumentiert werden können. In der Praxis hat es sich bewährt, 
auch datensatzbezogen Erstellung und besonders Änderungen in entsprechenden Attribut-
feldern (z.B. „Quelle“, „Bemerkung“, „Stand“) kurz zu dokumentieren. 

21.2 Datenanalyse 

Mit Hilfe der in Geo-Informationssystemen implementierten Werkzeuge, können die LBP-
relevanten Fragestellungen zur Ermittlung von Bestands- und Konfliktsachverhalten bearbei-
tet werden. Diese GIS-Funktionen werden je nach Problemstellung entweder einzeln oder in 
Kombination miteinander verwendet. Sie lassen sich zu Modellen zusammenfassen, in de-
nen komplexe Analyseprozesse konstruiert und für eine wiederholte Verwendung permanent 
abgelegt werden können. 

21.2.1 Analysewerkzeuge 

In der Regel reichen schon wenige Analysewerkzeuge (GIS-Funktionen) aus, um die im Zu-
sammenhang mit der Bearbeitung des Landschaftspflegerischen Begleitplans relevanten 
Fragestellungen GIS-technisch operabel zu machen. Durch die Kombination mehrerer GIS-
Funktionen können in einem iterativen Prozess Bestands- wie auch Eingriffssachverhalte 
ermittelt werden. Die wichtigsten Werkzeuge werden im Folgenden kurz beschrieben: 

• Selektion 
Um einzelne Objekte aus einem Datenbestand zu selektieren (z. B. bestimmte Biotopty-
pen aus dem Gesamtdatenbestand der Biotoptypenkartierung) stehen in einem geogra-
phischen Informationssystem mehrere Möglichkeiten zur Verfügung. Die Auswahl kann 
entweder über die Eigenschaft(en) oder die Lage eines oder mehrerer Objekte erfolgen. 
Im ersten Fall ist, je nach Fragestellung, eine Abfrage von bestimmten oder die Kombina-
tion von mehreren Attributwerten durchzuführen. Auf diese Weise können z. B. über das 
Attribut „Biotopcode“ alle Waldbiotope oder durch eine Kombination von Biotopcode und 
Flächengröße alle Waldbiotope einer bestimmten Mindestgröße ermittelt werden. 
Die lagebezogene Auswahl von Flächenobjekten erfolgt unter Einbeziehung von Umge-
bungsflächen wie etwa bei der Ermittlung von Brutstandorten gefährdeter Vogelarten in-
nerhalb von artspezifischen Effektdistanzen. 

• Verschneidung 
Mit Hilfe der Verschneidung werden Daten aus unterschiedlichen Datenebenen mit ei-
nander kombiniert, wobei neue Objekte mit neuen Geometrien berechnet werden. Die 

                                                                                                                                                      

66 Bund, Land / Region, Kreis, Gemeinde 
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Berechnung kann sich auf den Gesamtdatenbestand der zu kombinierenden Datenebe-
nen beziehen oder, in Verbindung mit einer gleichzeitigen Selektion von Objekten, auch 
auf eine Teilmenge der im Datenbestand abgelegten Objekte. Klassisches Beispiel für 
eine Verschneidung im Rahmen der LBP-Bearbeitung ist die Ermittlung des Verlustes 
von Biotoptypen durch ein geplantes Straßenbauvorhaben, in dem die Datenbestände 
der Biotoptypenkartierung und der technischen Planung kombiniert und miteinander ver-
schnitten werden. Das Ergebnis ist ein Ausschnitt der Biotoptypenkartierung innerhalb 
des Flächenumgriffs der technischen Planung. 
Der Verschneidungsprozess kann dabei so gesteuert werden, dass nicht nur die 
Geometrien der Datenbestände unterschiedlicher Datenebenen miteinander kombiniert 
werden, sondern auch deren Attribute auf diese Weise miteinander in Beziehung gesetzt 
werden. So wird, bezogen auf das zuvor genannte Beispiel, die Möglichkeit eröffnet, in 
einem anschließenden Selektionsdurchlauf alle die Biotope zu identifizieren, die durch 
den Straßenkörper verloren gehen. 

• Umgebungsanalyse 
Durch Umgebungsanalysen können Umgebungsflächen (z. B. Puffer) und Entfernungen 
berechnet werden. Sie werden ergänzt durch Berechnungsverfahren zur Längen-, Flä-
chen- und Massenermittlung, deren Ergebnisse hinterher statistisch ausgewertet werden 
können. 
Umgebungsanalysen erfolgen im Rahmen der LBP-Bearbeitung zumeist in Kombination 
mit den GIS-Funktionen Selektion und Verschneidung von Objekten. Auf diese Weise 
kann, in Verbindung mit speziellen Werkzeugen der Rasteranalyse, z. B. die Sichtbarkeit 
einer geplanten Straße berechnet und damit die visuelle Beeinträchtigung des Land-
schaftsbildes ermittelt werden. 

21.2.2 Modellierung der Analysen 

Umfang und Qualität der Bestandsdaten wie auch der Daten der technischen Planung be-
stimmen die Möglichkeiten der Datenanalyse. Je größer die Komplexität der zu klärenden, 
LBP-relevanten Fragestellungen ist, die mit Hilfe eine Geo-Informationssystems analysiert 
werden sollen, desto höher sind die Ansprüche an die Daten und die Analysemodelle. Um 
der mit steigender Komplexität wachsenden Fehleranfälligkeit entgegenzuwirken unterliegt 
die Bearbeitung eines Landschaftspflegerischen Begleitplanes einer besonderen Sorgfalts-
pflicht. Das „Keep it simple“(KIS) – Prinzip kann hier als eine Richtschnur für die nachvoll-
ziehbare und transparente Datenanalyse und Ergebnisdarstellung dienen (vgl. HEYWOOD et 
al. 2002 S. 153). 

Im Rahmen des Landschaftspflegerischen Begleitplans bilden die Sachverhaltsermittlung 
und die Auswirkungsprognose den Schwerpunkt der Datenanalyse: 

Sachverhaltsermittlung (Bestandserfassung) 

Nicht für alle eingriffsrelevanten Sachverhalte des Landschaftspflegerischen Begleitplans die 
im Rahmen der Bestandserfassung zu erheben sind, stehen auch Quellen zur Verfügung, 
aus denen die erforderlichen Informationen direkt übernommen werden können. So stehen 
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beispielsweise Unterlagen, die Angaben zur klimatischen / lufthygienischen Ausgleichsfunk-
tion, etwa in Gestalt von Kalt- / Frischluftbahnen enthalten, nur in Ausnahmefällen zur Verfü-
gung. Um diese Funktion des Naturhaushalts im Rahmen der Eingriffsermittlung dennoch 
berücksichtigen zu können, ist es zumeist erforderlich, die zur Beurteilung dieses Sachver-
halts benötigten Informationen aus anderen, leicht erschließbaren Quellen abzuleiten. Im 
Falle des oben genannten Beispiels kann dies z. B. durch eine GIS-gestützte Auswertung 
der Biotoptypenkartierung und des digitalen Geländemodells erfolgen. Auch bei der Abgren-
zung von speziellen Lebensräumen artenschutzrechtlich relevanter Tierarten, kann ein Geo-
graphisches Informationssystem durch einen DV-gestützten Rückgriff auf die Daten der Bio-
toptypenkartierung (hier insbesondere Angaben zu Biotoptyp, Biotopausstattung und Flä-
chengröße) in Verbindung mit dem für die einzelnen planungsrelevanten Tierarten jeweils zu 
bestimmenden Aktionsradius, einen wichtigen Beitrag leisten. 

Auswirkungsprognose (Konfliktanalyse) 

Die Auswirkungsprognose dient als wesentlicher Teil der Konfliktanalyse der Ermittlung der 
erheblichen Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder des Land-
schaftsbilds wie auch der möglichen Betroffenheit weiterer umwelt- und naturschutzfachli-
cher Belange. Hierzu werden die Daten der Bestandserfassung einerseits und die der tech-
nischen Planung einschließlich der relevanten Wirkzonen (z. B. kritische Schallpegel und Ef-
fektdistanzen) andererseits zueinander in Bezug gesetzt. Im Gros der Fälle geschieht dies 
durch eine Verschneidung der Bestandsdaten mit der technischen Entwurfsplanung. Auf die-
se Weise können die direkten Funktionsverluste / -beeinträchtigungen relativ einfach GIS-
technisch ermittelt werden. 

Schwieriger gelagert ist die GIS-gestützte Ermittlung indirekter Beeinträchtigungen, wie etwa 
der Veränderung von Sichtbeziehungen durch ein geplantes Straßenbauvorhaben. Die Aus-
sagekraft der GIS-gestützten Auswirkungsprognose steigt in dem genannten Beispiel durch 
die Aufnahme von Gradientenparametern bei der Attributierung der entwurfstechnischen 
Planung. In jedem Fall bedarf aber ein auf der Grundlage eines solchen Analysemodells er-
mitteltes Prognoseergebnis einer fachgutachterlichen Plausibilitätsüberprüfung. 

Das genannte Beispiel dient an dieser Stelle auch als Hinweis dafür, dass die GIS-gestützte 
Modellierung der Auswirkungsprognose in entscheidender Weise durch die Qualität und die 
Erfassungstiefe der Bestandsdaten und der technischen Entwurfsplanung bestimmt wird. 
Umgekehrt zeigt sich hieran aber auch, dass der Aufwand zur Erfassung der Grundlagenda-
ten des Geographischen Informationssystems (Bestandsinformationen, technische Ent-
wurfsplanung) auch dadurch bestimmt wird, welche Beeinträchtigungen GIS-technisch mo-
delliert werden sollen. 

21.2.3 Anforderungen an die Analyse 

Ähnlich wie zur Sicherstellung der Datenqualität, sind auch bei der Modellierung der Auswir-
kungsprognose mit Hilfe der im Geographischen Informationssystem implementierten Werk-
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zeuge, bestimmte Anforderungen zu beachten, deren Berücksichtigung eine nachvollziehba-
re Konfliktanalyse gewährleistet. Sie werden im Folgenden kurz erläutert: 

• Objektivität 
Mit dem Kriterium Objektivität wird die Anforderung gekennzeichnet, dass die GIS-ge-
stützten Datenanalysen bei der Sachverhaltsermittlung und Auswirkungsprognose sich 
auf anerkannte Methoden stützen und unabhängig vom Bearbeiter wiederholt werden 
können. Um dies zu gewährleisten, sind die einzelnen Arbeitsschritte der 
GIS-technischen Auswertung der Daten des Landschaftspflegerischen Begleitplanes 
sinnvoll und nachvollziehbar zu dokumentieren (vgl. das Kriterium Nachvollziehbarkeit). 
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass sich die GIS-technisch gestützte 
Datenauswertung dabei der im Geographischen Informationssystem implementierten 
Werkzeuge (GIS-Funktionen) zur Selektion, Verschneidung, Umgebungsanalyse und 
Flächenberechnung bedienen sollte. Nachträgliche manuelle Ergebniskorrekturen sind zu 
vermeiden, da solche Arbeitsschritte zumeist nur ungenau oder unvollständig dokumen-
tiert werden können und dem Objektivitätsprinzip entgegenstehen. 
Mittlerweile verfügen die meisten, im Bereich der landschaftspflegerischen Begleitpla-
nung eingesetzten Geo-Informationssysteme über die Möglichkeit, die einzelnen, auf in-
terne GIS-Funktionen (Werkzeuge) basierenden Arbeitsschritte mit Hilfe sogenannter 
„Model Builder“ permanent abzuspeichern und auf diese Weise die Datenanalyse zu do-
kumentieren. 

• Vollständigkeit 
In Analogie zu den Anforderungen an die Datenqualität wird mit dem Kriterium Vollstän-
digkeit die Notwendigkeit gekennzeichnet, dass die GIS-gestützte Datenanalyse in ein-
heitlicher Vorgehensweise den gesamten Untersuchungsraum zu umfassen hat. 

• Angemessenheit 
Mit dem Kriterium Angemessenheit wird die sinnvolle Formalisierung und Übertragung 
der Auswertungsvorschriften zur Datenanalyse in einem Geographischen Informations-
system gekennzeichnet. Diese Auswertungsvorschriften können z. B. verbal-argumenta-
tive Beschreibungen möglicher Eingriffssachverhalte67 sein, deren Inhalte durch eine 
zielgerichtete Auswahl und Anwendung der im Geo-Informationssystem implementierten 
Analysewerkzeuge (Selektion, Verschneidung, Umgebungsanalyse und Flächenberech-
nung etc.) GIS-technisch zu übersetzen sind. 

• Nachvollziehbarkeit 
Die einzelnen Arbeitsschritte der GIS-gestützten Datenanalyse sind so zu dokumentie-
ren, dass sie unabhängig vom Bearbeiter wiederholt werden können. Durch dieses, mit 
dem Kriterium Nachvollziehbarkeit gekennzeichnete Vorgehen, wird außerdem gewähr-
leistet, dass die Auswertung der Daten bei veränderter Ausgangslage, beispielsweise ei-
ner geänderten technischen Planung, nach gleichen Prinzipien wiederholt werden kann 

                                                 

67 Bei der verbal-argumentativen Formulierung möglicher Eingriffssachverhalte sind natürlich die Inhalte der vorhandenen Da-
tenbestände (Bestandsdaten) zu berücksichtigen. 
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(vgl. das Kriterium Objektivität) und damit die Qualität der Ergebnisdaten sichergestellt 
wird. 

21.2.4 Plausibilitätskontrolle 

Alle auf dem Wege der GIS-gestützten Datenanalyse berechneten Daten bedürfen einer 
Plausibilitätskontrolle. Ziel dieser Plausibilitätskontrolle ist die fachlich-inhaltliche Überprü-
fung, ob das Geographische Informationssystem korrekte und realistische Ergebnisse pro-
duziert. 

Mit der inhaltlichen Prüfung soll sichergestellt werden, dass die im Rahmen der Konfliktana-
lyse ermittelten Eingriffe anhand der vorgegebenen verbal-argumentativen Beschreibung 
nachvollziehbar hergeleitet werden können. Die formale Prüfung beinhaltet eine Kontrolle, ob 
die inhaltlich-methodischen Vorgaben zur Eingriffsermittlung korrekt im Geographischen In-
formationssystem implementiert und darin umgesetzt worden sind. 

21.2.5 Datenverwendung 

Die Ergebnisse der Datenanalyse werden im Gesamtwerk des Landschaftspflegerischen 
Begleitplans weiterverwendet. Die direkt und indirekt ermittelten Bestandsinformationen wer-
den im Bestands- und Konfliktplan abgebildet. 

Die im Rahmen der Auswirkungsprognose berechneten Daten zur Eingriffsermittlung werden 
in angeschlossenen Datenbank- und Tabellenkalkulationsprogrammen weiter verarbeitet. Ei-
nen Schwerpunkt bildet dabei die Übernahme von Größenangaben (Flächengrößen, Län-
genangaben, Angaben zur Anzahl) zur tabellarischen Bilanzierung des Eingriffs (beispiels-
weise in der Tabelle der vergleichenden Gegenüberstellung von Eingriff und Ausgleich). Eine 
kartographische Darstellung der berechneten Daten erfolgt beim Landschaftspflegerischen 
Begleitplan, anders als bei der Umweltverträglichkeitsstudie), i. d. R. nicht. Die Lokalisierung 
der beeinträchtigten Funktionen und Strukturen von Naturhaushalt und Landschaftsbild er-
folgt prinzipiell durch eine graphische Überlagerung der Bestandsdarstellung mit den Wir-
kungen des geplanten Straßenbauvorhabens. 

Die auf dem Wege der Datenanalyse berechneten Datenbestände sind ähnlich wie die Ba-
sisdaten des Landschaftspflegerischen Begleitplans zu dokumentieren. In der Dokumentati-
on der durch Datenanalyseverfahren berechneten Daten ist auf die Basisdaten (Quelldaten) 
und deren Herkunft (Datenführende Stelle) ebenso hinzuweisen wie auf die GIS-technisch 
gestützte Vorgehensweise zur Berechnung der Daten (vgl. Č MB 46). Auf eine Dokumenta-
tion der Qualität der berechneten Datenbestände kann, anders als bei den Basisdaten, ver-
zichtet werden, da die Qualität der Basisdaten weitervererbt wird. 
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21.3 Datenausgabe 

Die Kartenerstellung erfolgt auf der Grundlage der Anforderungen an die landschaftspflegeri-
sche Begleitplanung. Neben den eingriffsrelevanten Darstellungen sind artenschutzrechtliche 
Belange, Angaben zu FFH- und Vogelschutzgebieten sowie gegebenenfalls weitere Inhalte, 
die über die Eingriffssachverhalte hinausgehen, zu berücksichtigen.  

Die Plandarstellung ist auf die funktionale Betrachtungsweise, die Maßgeblichkeit von Funk-
tionen und Strukturen und die Planungsrelevanz als wesentliche Aspekte der landschafts-
pflegerischen Begleitplanung abzustimmen. 

Die kartografische Darstellung gibt die Ergebnisse der einzelnen Arbeitsschritte der land-
schaftspflegerischen Begleitplanung in eigenständigen Plänen wieder. Dabei sind die folgen-
den Maßgaben zu berücksichtigen: 

Maßstab der Plandarstellung 

Prinzipiell ist der Maßstab der einzelnen Kartendarstellungen den jeweiligen Darstellungser-
fordernissen anzupassen. Dennoch sollte üblicherweise von den Kartenmaßstäben ausge-
gangen werden, die bei den einzelnen Plänen benannt werden. 

Im Regelfall sind die Maßstäbe und Blattschnitte der technischen Planung zu übernehmen. 
Fallweise können andere Maßstäbe zum Einsatz kommen (z. B. bei großräumigen Übersich-
ten oder Planausschnitten). 

Kartengrundlagen 

In Abhängigkeit von den jeweiligen Darstellungsinhalten oder auch der Plangrafik sind die 
aktuellen amtlichen Geobasisdaten der Landesvermessung sowie die Katasterunterlagen als 
Kartengrundlagen zu wählen.  

Auf die Genehmigung zur Verwendung und Vervielfältigung der amtlichen Geobasisdaten 
oder sonstigen Kartengrundlagen ist in den Plänen hinzuweisen. 

Farbgebung und Grafik 

Eine farbige Gestaltung der Pläne wird als Standard vorausgesetzt. Die Verwendung von 
Farben richtet sich nach den Planinhalten und sollte sich an den jeweiligen Themen orientie-
ren (z. B. blauer Farbton für wasserbezogene Themen). Die Farbgebung ist eindeutig und so 
anzulegen, dass Verwechslungen ausgeschlossen werden können.  

Sie ist in Anlehnung an die in der Musterlegende angewandte Darstellungsweise vorzuneh-
men.  

Legende, Stempelfeld, Kartenformat 

Die Erläuterung der Planinhalte bzw. der Plangrafik (Symbole, Signaturen, Textkürzel und 
Farben) erfolgt in der zugeordneten Legende und berücksichtigt alle Zeichen, die in dem je-
weiligen Plan verwendet worden sind. 
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In der Regel ist die erläuternde Legende Teil des Kartenblattes. Bei kleinen Blattgrößen, um-
fangreichen Legendeninhalten oder Planwerken können diese aber auch in einem separaten 
Legendenblatt oder Legendenheft thematisch zusammengefasst werden; in den Plänen ist 
dann hierauf zu verweisen. 

Maßstabsleiste, Nordpfeil und der Genehmigungshinweis zur Verwendung der Kartengrund-
lage sollten im Plan angeordnet werden, können aber auch der Legende zugeordnet sein. 

Das Stempelfeld ist Bestandteil der Legendenleiste und in der Regel mit den bereitgestellten 
technischen Planunterlagen hinsichtlich Form, Struktur und Inhalten vorgegeben; wesentli-
che Inhalte sind Projekt- und Planbezeichnung. 

Alle Planunterlagen sollten Randkoordinaten erhalten, die eine Verortung unter Zuhilfenah-
me von GPS-Geräten ermöglichen. 

Die Größe des Kartenblattes orientiert sich an den darzustellenden Inhalten des Naturhaus-
halts und der technischen Planung und sollte hierbei soweit möglich in Höhe und/oder Breite 
einem DIN-Format entsprechen. 

Planwerk des LBP 

Das Planwerk des LBP setzt sich in der Regel aus fünf Einzelplänen zu folgenden Themen 
zusammen: 

• Bestandsübersicht 
• Bestand und Konflikte 
• Artenschutz 
• Maßnahmenübersicht 
• Maßnahmen 

Je nach Art und Größe des Vorhabens sowie Umfang der naturschutzfachlich darzustellen-
den Sachverhalte können Pläne entfallen (z. B. Übersichtspläne) oder Themen zusammen-
geführt werden (z. B. Bestand und Konflikte und Artenschutz). Die Anzahl der Pläne ergibt 
sich u. a. aus der kartographischen Darstellbarkeit der relevanten Sachverhalte. 

Bei kleineren Vorhaben kann die Darstellung der landschaftspflegerischen Maßnahmen im 
Lageplan des technischen Entwurfs sinnvoll sein. Die Darstellungsformen entsprechen de-
nen des Maßnahmenplans. 

21.3.1 Bestandsübersicht 

Der Plan „Bestandsübersicht“ hat im Wesentlichen zwei Funktionen: 

Es werden die Bezugsräume und die relevanten Kriterien für deren Abgrenzung im betroffe-
nen Naturraum als Ergebnis der Planungsraumanalyse dargestellt. Hieraus ergibt sich der 
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spezifische Untersuchungsraum für den LBP, der gegebenenfalls um externe Maßnahmen-
flächen ergänzt wird (Planungsraum).  

Darüber hinaus stellt der Plan den Bereich der flächendeckenden Biotoptypenkartierung 68 
dar. Darin werden die erfassten Biotoptypen farbig wiedergegeben.  

Eine weitere Grundlageninformation ist die Darstellung der flächigen Schutzgebiete.  

Die Bestandsübersicht entwickelt sich aus der Planungsraumanalyse und wird im weiteren 
Planungsprozess ergänzt und aktualisiert. Die jeweiligen Zwischenstände können daher 
auch als Arbeitskarten im Beteiligungs- und Abstimmungsprozess dienen.  

Die Bestandsübersicht sollte möglichst auf einem Kartenblatt abgebildet werden. Der Dar-
stellungsmaßstab liegt in Abhängigkeit von Projektgröße und projektspezifischen Erforder-
nissen zwischen 1 : 10.000 und 1 : 25.000. Je nach Projektumfang ist auch ein Verzicht auf 
den Plan denkbar. 

21.3.2 Bestand und Konflikte 

Bestand und Konflikte werden grundsätzlich in einem Plan dargestellt. Ist die Lesbarkeit auf-
grund der Informationsdichte eingeschränkt, kann der Plan projektbezogen unterteilt werden. 
Je nach Vorhaben ist sowohl eine Unterteilung in die darzustellenden naturhaushaltlichen 
Funktionen als auch die Trennung von Bestand und Konflikten möglich. 

Der Darstellungsmaßstab beträgt im Regelfall 1 : 5.000. Zur Darstellung vielschichtiger 
Sachverhalte oder um einen identischen Blattschnitt mit dem Lageplan der technischen Pla-
nung und den Maßnahmenplänen zu erreichen, können Bestand und Konflikte alternativ 
auch in größerem Maßstab (z. B. 1 : 1.000) dargestellt werden. 

Die Darstellung des aktuellen Bestandes von Natur und Landschaft erfolgt im Plan „Bestand 
und Konflikte“ differenziert nach den abgegrenzten Bezugsräumen und beschränkt sich auf 
die maßgeblichen und planungsrelevanten Funktionen. Auf eine Wiedergabe von Inhalten, 
die für die Beurteilung der Konfliktsituation zu keinem weiteren Erkenntniszuwachs beitra-
gen, wird verzichtet. Im Untersuchungsraum können sich die dargestellten Funktionen und 
Funktionselemente je nach Bezugsraum unterscheiden.  

Die für einen Bezugsraum maßgeblichen Funktionen und Strukturen werden in einer 
schwarz/weiß-Darstellung gekennzeichnet. Die im jeweiligen Bezugsraum maßgeblichen 
Funktionen und Strukturen, die durch das Vorhaben beeinträchtigt sind (Planungsrelevanz) 
oder durch naturschutzfachlich begründete Vermeidungsmaßnahmen aufrecht erhalten blei-
ben (und als solches dargestellt werden), werden farbig hervorgehoben. 

                                                 

68 Der kartierte Bereich der Biotoptypen bzw. Bereiche sonstiger Erfassungen (z. B. Fauna, Landschaftsbild) werden projekt-
bezogen definiert. Der kartierte Bereich umfasst auch die Maßnahmenräume. 
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Zur Identifizierung der Konflikte wird das geplante Vorhaben (technische Planung, Wirkzo-
nen) auf den Bestandsdaten dargestellt.  

Jedem abgegrenzten Bezugsraum wird eine Textbox zugewiesen, die neben der Nummer 
und Kurzbezeichnung des Bezugsraumes eine schwarz/weiß-Codierung der maßgeblichen 
Funktionen des Bezugsraumes beinhaltet. Die Funktionskürzel der vom Vorhaben beein-
trächtigten maßgeblichen Funktionen und Strukturen werden rot gekennzeichnet. Die Kurz-
bezeichnung ist in der Planlegende zu erläutern. 

Die Konfliktbezeichnung ist eine Kombination der durchnummerierten Bezugsräume und der 
Kürzel der betroffenen Funktionen. 

Bei größeren Bezugsräumen und/oder komplexen Konfliktsituationen kann es sinnvoll sein, 
die Beeinträchtigungen innerhalb eines Bezugsraums weiter zu untergliedern und durchzu-
nummerieren. Soweit für die Lesbarkeit der Karte erforderlich können auch beschreibende 
Textfelder ergänzt werden. 

Über die Konfliktkürzel und den Bezugsraum erfolgt die Verknüpfung zwischen der Plandar-
stellung, dem Maßnahmenblatt und der vergleichenden Gegenüberstellung. 

Habitate und Funktionsbeziehungen planungsrelevanter Tierarten sowie deren Beeinträchti-
gungen durch das Vorhaben werden unabhängig der artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stände nach den Bewertungsmaßstäben der Eingriffsregelung dargestellt. Die planungsrele-
vanten Arten der Eingriffsregelung können über die des Artenschutzes hinausgehen (z.B. 
Rotwild, Fische, Heuschrecken). 

Sofern in einem Bezugsraum keine besonderen bzw. wertgebenden Funktionen oder Struk-
turen vorhanden sind, werden in der Bestands- und Konfliktkarte zumindest die betroffenen 
Bodenfunktionen als planungsrelevant berücksichtigt. Hierzu wird der Trassenbereich farbig 
gekennzeichnet.  

Im Falle planungsrelevanter Vorbelastungen, die sowohl den funktionalen Wert des Bestan-
des wie auch dessen Sensibilität gegenüber vorhabensbedingten Wirkungen maßgeblich 
beeinflussen (z. B. Lärm- und Schadstoffbelastung, Barrierewirkung vorhandener Verkehrs-
träger bei Ausbauvorhaben oder Bündelung von Verkehrsachsen), können diese über eine 
geeignete Plangrafik dargestellt werden. 

Die Vorgehensweise ermöglicht einen schnellen „Zugriff“ auf die landschaftsbestimmenden 
Funktionen und Strukturen sowie die konfliktträchtigen Bereiche. 

21.3.3 Artenschutz 

Die Inhalte des Artenschutzes werden in der Regel in einem eigenständigen Plan im Maß-
stab des Bestands- und Konfliktplanes dargestellt. Wesentlich für die Maßstabswahl ist die 
nachvollziehbare Abbildung der Funktionalität der Lebensstätten. 
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Können die artenschutzrechtlichen Inhalte aufgrund einer überschaubaren Informationsdich-
te in den Plan „Bestand und Konflikte“ eingebunden werden, ist ein Verzicht auf den Plan 
„Artenschutz“ möglich. Die Lesbarkeit aller Informationen ist hierbei zu gewährleisten. 

Der Plan „Artenschutz“ dient parallel zum Plan „Bestand und Konflikte“ der Ergebnisdoku-
mentation der artenschutzrechtlichen Bestandsinformationen sowie der Darstellung der rele-
vanten Vermeidungsmaßnahmen, der Beeinträchtigungen und der Verbotstatbestände. Die 
artenschutzrechtlich erforderlichen CEF- und FCS-Maßnahmen werden im Plan „Maßnah-
men“ dargestellt und gekennzeichnet. 

Die Abbildung der Habitate der relevanten Arten erfolgt in erster Linie über die farbige Dar-
stellung der Biotoptypen im engeren Untersuchungsraum sowie der Nutzungstypen darüber 
hinaus. Die Darstellung der Fortpflanzungs- und Ruhestätten erfolgt fallweise über Symbole 
oder Flächenabgrenzung. Flächen werden abgegrenzt, wenn es inhaltlich und kartogra-
phisch erforderlich und möglich ist. 

Zur differenzierteren Darstellung faunistischer Sachverhalte dienen weiterhin die Karten der 
faunistischen Sondergutachten. Sofern diese nicht Bestandteil der Entwurfsunterlagen wer-
den, ist die Darstellung im Plan „Artenschutz“ ggf. um andere planungsrelevante Inhalte zu 
erweitern. 

Die Darstellung der Verbotstatbestände erfolgt über die Symbole der planungsrelevanten Ar-
ten. Unterschieden wird zwischen den Prognoseaussagen: der Verbotstatbestand tritt ein, 
der Verbotstatbestand tritt unter Berücksichtigung von CEF-Maßnahmen nicht ein und der 
Verbotstatbestand tritt ohne weitere Vorkehrungen nicht ein. Die Beeinträchtigungssituation 
kann soweit erforderlich über Textfelder weitergehend erläutert werden. 

In Abstimmung mit den Naturschutzbehörden kann es bei besonders seltenen und / oder 
empfindlichen Arten sinnvoll sein, die Fundorte nur schematisiert oder gar nicht darzustellen, 
um die Arten vor Zugriffen Dritter zu schützen.  

21.3.4 Maßnahmenübersicht 

Der Plan „Maßnahmenübersicht“ stellt die landschaftspflegerischen Maßnahmen möglichst 
auf einem Kartenblatt dar. Der Übersichtsplan verdeutlicht, wie die Maßnahmen innerhalb 
der betroffenen und benachbarten oder vergleichbaren Bezugsräume verteilt und angeordnet 
sind. Die Maßnahmen werden in generalisierter Form (Maßnahmengruppen) aus den Maß-
nahmenplänen übernommen. Sie können beispielsweise zu Maßnahmen in Wäldern,  Maß-
nahmen im Offenland, Maßnahmen an Gewässern und Maßnahmen an der Trasse zusam-
mengefasst werden. 

Der Darstellungsmaßstab liegt je nach Projektgröße und projektspezifischen Erfordernissen 
zwischen 1 : 5.000 und 1 : 25.000. Bei kleinen Straßenbauvorhaben (z. B. Kurvenausbau) 
und der trassennahen Anordnung der Maßnahmenflächen kann sich die Anfertigung einer 
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Maßnahmenübersicht erübrigen, sofern sich die darzustellenden Inhalte alle im Blattschnitt 
des einen technischen Lageplans wiedergeben lassen. 

21.3.5 Maßnahmen 

Der Plan „Maßnahmen“ beinhaltet alle Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege (einschließlich der Maßnahmen aus dem Artenschutz und dem Natura 2000 
Gebietsschutz) im Maßstab und Blattschnitt des straßentechnischen Lageplans. Der Darstel-
lungsmaßstab liegt in der Regel bei 1 : 1000. Die über den Blattschnitt des straßentechni-
schen Lageplans hinausgehenden Maßnahmen werden in einem Anschlussblatt in der Regel 
im gleichen Maßstab dargestellt. 

Die Maßnahmen sind so detailliert darzustellen, dass die flächenmäßige Betroffenheiten von 
Flurstücken ersichtlich und die Maßnahmenziele eindeutig erkennbar sind. Alle weiteren In-
formationen sind dem Maßnahmenblatt zu entnehmen. Die eindeutige Zuordnung ist über 
die Codierung der Maßnahmen (Maßnahmenkennung) zu gewährleisten. 

Die Codierung der Maßnahmen ist eine Kombination aus einer fortlaufenden Nummerierung, 
dem Kürzel des jeweiligen Maßnahmentyps (Vermeidung, Ausgleich, Ersatz, Gestaltung) 
sowie ggf. einem Index aufgrund besonderer Funktionen für den Arten- und Natura 2000-
Gebietsschutz. Die fortlaufende Nummerierung schließt sowohl die Komplexmaßnahmen als 
auch die Einzelmaßnahmen mit ein. Es sollten keine Lücken in der Nummerierung entste-
hen.  

Die geplanten landschaftspflegerischen Maßnahmen werden farbig und der Bestand ein-
schließlich Biotoptypenkürzel nachrichtlich schwarz / weiß dargestellt. Bei der Darstellung 
der Maßnahmen ist entsprechend der zu entwickelnden Biotope die Farbskala der Be-
standsdarstellung zu verwenden. 

Maßnahmen, die eine Neuanlage von Biotopstrukturen vorsehen, werden im Regelfall flächig 
farbig, Weiterentwicklungen aus bereits bestehenden Biotopstrukturen werden als farbige 
Schraffur dargestellt. 
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